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In Berlin gibt es im März einen Feiertag. 
Der 8. war es, und die politische  
Entscheidung, diesen Internationalen 
Frauentag so zu würdigen, war eine  
von den richtig guten. Wahrscheinlich 
verbringen trotzdem viele Frauen  
den Tag mit unbezahlter Care-Arbeit. 
Der Equal Pay Day fiel in diesem Jahr  
auf den 7. März und eine wegweisende 
Entscheidung des Bundesarbeitsge-
richts dazu sogar schon im Februar. Wird 
doch langsam mit dem allgemeinen 
Verdienstunterschied zwischen Frauen 
und Männern. In einhundert Jahren  
gibt es den nicht mehr. 

Vor nicht allzu langer Zeit ist die 
Linksfraktion im Bundestag mit einem 
Antrag gescheitert, auf ein Wochen- 
ende fallende gesetzliche Feiertage an 
Werktagen nachzuholen, weil diese 
Tage nicht nur der kulturellen Besin-
nung (was ist das?) dienten, sondern 
auch für die Erholung wichtig seien.

Ein vernünftiger Antrag, der abge-
lehnt wurde. Die Begründung: Auf die- 
sem Weg ließen sich Arbeitsbelastung 
und Stress nicht reduzieren, es würde in 
die Tarifautonomie eingegriffen und 
(sic!) die Standortattraktivität Deutsch-
lands sei bedroht.

Wenn das Leben der Standortattrakti-
vität davon abhängt, steht es wirklich 
schlimm. Lautet der Umkehrschluss. Es 
sei denn, dieses Argument gegen Aus- 
gleich ist schlicht und einfach dumm. 
Auch gut möglich.

MURX

Die Royals, die Firma, das Empire 
Eine skandalträchtige wie reformfähige Institution zur Bewahrung der Ungleichheit

SIGRUN MATTHIESEN

Z
ehn Schlösser, ein Flughafen, un-
zählige Immobilien in bester Lon-
doner Innenstadtlage, dazu noch 
diverse Hektar Ackerland. All das 
gehört zum »Duchy of Lancaster«, 
jenem Herzogtum, das seit anno 

1300 dem jeweils gekrönten Haupt des Verei-
nigten Königreiches gehört. Jetzt also König 
Charles III. Allein mit diesem Erbe wächst sein 
Vermögen um umgerechnet rund 750 Millio-
nen Euro, so der geschätzte Wert des Herzog-
tums. Charles‘ Mutter hat es allein in ihrem 
letzten Lebensjahr 27,6 Millionen Gewinn be-
schert. Ähnlich lukrativ ist das »Duchy of Corn-
wall«, das, ebenfalls traditions- wie rechtmä-
ßig, dem jeweiligen Thronfolger (notfalls auch 
einer Frau) gebührt, also von Prinz Charles an 
Prinz William überging. Die Erbschaftssteuer 
von immerhin 40 Prozent, die das britische 
Recht für Vermögen über 375.000 Pfund vor-
sieht, müssen weder König noch Prinz zahlen. 
Auch das ist geltendes Recht, eingeführt 1993 
als Teil einer größeren Steuerreform unter der 
konservativen Regierung von John Major.

In Zeiten, da immer mehr Brit:innen jeden 
Teebeutel zweimal aufbrühen, wird die Kri-
tik an derartigen ganz legalen Steuertricks 
wieder lauter. Was verlässlich zur Folge hat, 
dass Reichtums- und Unternehmensexper-
ten wie die »Forbes«-Redaktion darauf ver-
weisen, welchen enormen ökonomischen Wert 
»die Firma« für die Volkswirtschaft darstelle: 
Hunderte Millionen würde dieses königliche 
Unternehmen Jahr um Jahr in die britische 
Wirtschaft pumpen, hauptsächlich in Form 
von Tourismus sowie Werbung und PR im glo-
balen wie nationalen Wettbewerb um Absatz-
märkte. Da es aus dieser Volkswirtschaft an-
geblich kein Entrinnen gibt, sie eigentlich 
identisch ist mit dem Wohl der Bürger:innen, 
seien die Steuerzahlungen, die jene an die 
Firma leisten, nur scheinbar hoch: Rund 100 
Millionen pro Jahr, oder knapp ein Euro pro 
Kopf. Vielleicht zwei, wenn die Renovierungs-
kosten von Buckingham Palace eingerechnet 
werden. Weniger als der Preis einer Tasse Tee. 

Das leisten wir und das gönnen wir uns, mö-
gen sich viele der Untertan:innen denken, die 
als Konsument:innen schließlich wirklich da-
ran gewöhnt sind, Schlechteres für ihr Geld 
zu bekommen: Die Windsors, the Crown, die 
Royals, MegDiKateWillHarryAndrewFergie-
Camilla: Zuverlässig liefert der Hof Liebe, 
Wahnsinn, Familiendrama. Lange bevor Cele-
brities dieses Geschäftsmodell für sich entde-
cken konnten. Auf besonders brillante Art und 
Weise verkörpere die Royal Family universelle 
Fakten, damit hatte Walter Bagehot, Herausge-
ber der liberalen Zeitschrift »The Economist«, 
schon 1867 gegen die Abschaffung dieser Ins-
titution argumentiert.

Tatsächlich fordert das seit der bürgerlichen 
Aufklärung zuverlässig ein Viertel bis ein Drit-
tel der britischen Bevölkerung – abhängig auch 
davon, wer gerade dazu gezählt wurde. In den 
kolonisierten Weltregionen lag die Ablehnung 
weit höher. Ernsthaft versucht hat es dennoch 
seit dem 19. Jahrhundert keine der amtieren-
den Regierungen, auch dann nicht, wenn die 
Labour-Partei an der Macht war. Vielmehr 
begnügten sie sich damit, die Royals politisch 
einzuhegen und den steuerfinanzierten Lu-
xusausgaben gesetzliche Grenzen zu setzen. 
Jonathan Parry, Philosoph und Historiker, for-
muliert es so: Der britische Staat, dessen füh-
rendes Symbol das Königshaus war, habe sich 
bis zur beinahe vollständigen verfassungs-
rechtlichen Neu tralisierung der Monarchie 
gereinigt und liberalisiert. Die akzeptierte, 
wenn auch murrend, beides, den tagespoliti-
schen Maulkorb wie die Ausgabenkontrolle. 
Diese Light-Version der Monarchie hatte an-
geblich den Vorteil, einen politisch unschädli-
chen Populismus zu ermöglichen. Sie habe also 
dazu beigetragen, Autokraten und Diktatoren 
zu verhindern: »Als Hitler während des Zwei-
ten Weltkriegs seine Macht durch Massenmo-
bilisierung ausspielte, stotterte Georg VI für 
England«, schrieb Parry 2020 in einem Beitrag 
für die »London Review of Books«. 

Das ist ein sehr schönes Bild und bester 
britischer Humor. Die Richtigkeit der Ein-
schätzung muss dennoch bezweifelt werden. 
Denn die leicht herablassende Ironie, mit der 

auch viele Linksliberale die Monarchie als 
liebenswerte bis bestenfalls schrullige Fol-
klore abtun, verkennt oder verschleiert das 
systemerhaltende Teamplay von Krone und 
Kapital. Anpassungsfähigkeit an den jewei-
ligen Zeitgeist gehört dabei zu ihren leichte-
ren Übungen, egal ob nun gerade schlankes 
Management gefragt ist und sich also auch 
die fürstlich finanzierte Führungsebene der 
royalen Firma verkleinert, oder ob König 
Charles wie die HSBC-Bankengruppe mehr 
Nachhaltigkeit und Naturschutz verspricht. 
Unberührt von noch jeder derartigen Reform, 
ob nun im Haus des Geldes oder dem House 
of Windsor, bleibt die soziale Ungleichheit. 
Also dass es Besitzende gibt und Besessene, 
Chef:innen und Untergebene, solche, die zur 
Feder greifen, und andere, die das königliche 
Tintenfass wegräumen, Belieferte und Lie-
ferdienste, volle und eingeschränkte Bürger-
rechte, Außengrenzen und Aufnahmelager, 
uns und die anderen. 

Dabei ist es dann auch nicht mehr entschei-
dend, ob die einen zu Höherem geboren oder 
berufen wurden oder sich das Höhere durch 
Leistungen angeblich verdient haben. Dieses 
globale wie nationale Herrschaftssystem zu 
verinnerlichen und zu akzeptieren, trotz täg-
licher gegenteiliger Erfahrungen mit Teebeu-
teln, kalter Heizung, überhöhter Miete, ras-
sistischen Polizeikontrollen und überfüllter 
Notaufnahme, dazu trägt die britische Monar-
chie jahrhundertealtes Know-how bei, das an-
derswo die Marketingexperten des Status quo 
mit Neid erfüllt. Als die Queen am 19. Septem-
ber 2022 mit insgesamt rund sechs Milliar-
den teurem Pomp & Circumstance beigesetzt 
wurde, verschoben britische Gewerkschaf-
ten klaglos ihre Streiks, Familien den Be-
erdigungstermin ihrer Angehörigen. »Lizzy 
is in a box«, sangen despektierlich Fans der 
Fußballclubs Dundee United und Shamrock 
Rovers. Das könnte hoffen lassen. Oder auch 
wieder nur Folklore sein. Der nordirische So-
ziologe Richard Seymour schrieb nach dem 
Tod der Queen bei »Jacobin«: »Um in Großbri-
tannien ein wirklicher Republikaner zu sein, 
muss man zuerst Sozialist sein.«
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EDITORIAL
Man muss nur oft genug auf eine Rede- 
wendung starren, dann kommen die 
Zweifel von allein. Was heißt eigentlich 
»in eigener Sache« reden? Und wieso 
sagt man dann Sache, statt Angelegen-
heit oder gar Interesse? Wir haben es 
trotzdem bei der nebenstehenden Über- 
schrift belassen, obwohl uns der Be- 
griff Sache ein wenig kühl erscheint, 
aber auch klar war, dass wir mit 
»Herzensangelegenheit« ins Fahrwas-
ser von Groschenromanen gelangen 
könnten. Womit sich fast nahtlos über- 
leiten lässt zu jenen, die in eigener 
Sache streiken.

In Großbritannien zum Beispiel. Hier 
auch, aber mit der Wucht der Streiken-
den im Brexitland können wir nicht mit- 
halten. Hat viel mit dem Streikrecht  
zu tun. Aber auch ohne dessen Hürden, 
von denen eine ganz grässliche ist,  
dass Generalstreiks, die ein politisches 
Ziel verfolgen, verboten sind: Schwer 
vorstellbar, dass Lehrer:innen, Bahnar-
beiter:innen, Grenzbeamte, Kranken-
pfleger:innen, Beschäftigte im öffentli-
chen Dienst und an Universitäten 
zusammen für bessere Löhne streiken. 
Streik ist ein fundamentales Recht. 
Eines, das hier wie dort immer wieder 
Versuchen ausgesetzt ist, es kleinzu- 
machen, einzuhegen, zu fragmentieren, 
so dass man zwar für sich, aber nicht  
für die anderen streiken darf. Auch dann 
nicht, wenn man deren Anliegen und 
Kämpfe zur eigenen Sache macht. 
Ihre Redaktion

MÄRCHEN DES NEOLIBERALISMUS NR. 58

»Freie Finanzmärkte führen zur 
effizienten Verwendung von Kapital!«
KAI EICKER-WOLF UND  
PATRICK SCHREINER

Es war einmal ein Bundesbank-
präsident, der schon qua Amt 
»Falke« sein musste. Er hieß Axel 
Alfred Weber, und wie jedes 
Exemplar dieser geldpolitischen 
Vogelgattung vertraute er auf 
den Segen des freien Marktes – 
komme, was da wolle. Bevor der 
Falke Anfang 2011 aus seinem 
Amt in Richtung Großbank UBS 
davonflog, sagte er im Dezember 
2010 bei einer Feier der Börse 
München über den Trend, Gelder 
wieder stärker im eigenen Land 
anzulegen: »Ein dauerhafter 
Rückzug auf den Heimatmarkt 
wäre die falsche Schlussfolge-
rung, da die Chancen einer inter- 
nationalen Diversifizierung des 
Risikos und einer effizienten Ka- 
pitalallokation ungenutzt 
blieben.«

Weber führt hier die beiden 
zentralen Argumente an, die 
Marktgläubige regelmäßig zur 
Begründung freier internatio- 
naler Finanzmärkte vorbringen: 
die breite, also internationale 
Streuung (»Diversifizierung«) von 
Risiken und den optimalen Ein- 
satz von Kapital (»effiziente Kapi- 
talallokation«). Streuung meint, 
dass ein Finanzinvestor eine mög- 
lichst breite Palette von Wert- 
papieren besitzen solle: Nie alle 
Eier in einen Korb! Eine solche 
Strategie begrenze mögliche Zah- 
lungsausfälle, da bei Verlusten 
immer nur ein Teil der Papiere 
betroffen sei. Optimaler Einsatz 
von Kapital wiederum bedeutet, 
dass Kapital dorthin fließen 

können solle, wo die höchsten 
Profite winken. Denn hohe 
Profitmöglichkeiten zeigten 
einen Mangel an Kapital an. 
Werde dieser Mangel behoben, 
sei dies stets zu unser aller 
Nutzen. Freie und unregulierte 
Finanzmärkte sowie ein freier 
Kapitalverkehr seien für all dies 
die Voraussetzungen.

Wer nach all den Finanzkrisen 
der letzten Jahrzehnte denkt: 
»Die haben doch einen Vogel!« –  
der liegt so falsch nicht. Denn  
im Märchen vom Segen der frei- 
en Finanzmärkte werden Ef- 
fekte wie Herdenverhalten, spe- 
kulative Verhaltensweisen  
und Blasenbildungen gänzlich 
ausgeblendet. So können stei-
gende Kurse von Wertpapieren 
beispielsweise dazu führen,  
dass Marktakteure diese nur er- 
werben, weil sie auf weitere 
Wertsteigerungen spekulieren. 
Den gleichen Effekt kann es  
auch bei Immobilien, Kryptowäh-
rungen, Edelmetallen und ande- 
ren Vermögensgütern geben. Sol- 
che Käufe können zu einer sich 
selbst erfüllenden Prophezeiung 
führen: Die steigende Nachfrage 
erhöht den Preis des Wertpapiers 
bzw. Vermögensguts, was weitere 
Käuferinnen und Käufer anzieht. 
Es entsteht eine Preisblase. 
Wenn sie kreditfinanziert ist, 
wird sie besonders gefährlich. 
Platzt die Blase, können Kredite 
nicht mehr getilgt werden. Es 
kommt zu Zahlungsausfällen und 
schlimmstenfalls einem wirt-
schaftlichen Einbruch. 

Die internationale Finanz- und 
Weltwirtschaftskrise ab dem 

Jahr 2008 verlief geradezu 
schulbuchmäßig nach diesem 
Muster. In den USA war es  
nach der Jahrtausendwende zu 
einem spekulationsgetriebenen 
Anstieg der Immobilienpreise ge- 
kommen. Angefeuert war dies 
von Krediten, für die steigende 
Immobilienwerte als Sicherheit 
dienten. Die Kreditforderungen 
wurden in Wertpapiere gepackt 
und in einem komplizierten Ver- 
fahren weltweit über die Finanz-
märkte verkauft. Die Risiken 
waren also breit gestreut. Als  
die Preisblase schließlich platzte, 
zeigte sich: Durch die breite 
Streuung der Risiken hatte die 
Krise rasch den ganzen Globus  
im Griff, denn viele große Banken 
und Fonds hatten sich mit  
den Schrottpapieren eingedeckt. 
Auch von effizienter Kapital- 
verwendung konnte keine Rede 
sein, im Gegenteil. Weltweit 
stockte die Kreditvergabe der 
Banken. Die Weltwirtschaft 
stand vor dem Abgrund. Unter-
nehmen und Produktion bra- 
chen zusammen. Arbeitsplätze 
gingen verloren.

Freie Finanzmärkte machen 
auch die Spekulation mit 
Währungen, Rohstoffen oder 
Nahrungsmitteln überhaupt  
erst möglich. Dabei wetten Fi- 
nanzakteure wie Banken, 
Hedgefonds, Versicherungen, 
Staats- oder Pensionsfonds  
auf steigende oder fallende Kur- 
se bzw. Preise. Dies führt im- 
mer wieder zu Kursschwankun-
gen, für die es keine in der  
Sache liegenden Gründe gibt. Die 
Folgen dessen sind verheerend: 

Steigende Nahrungsmittel-Prei- 
se etwa führen zu Hungerkrisen 
insbesondere in ärmeren Län-
dern. Und ein stark schwanken-
der Außenwert einer Währung 
hat verheerende Folgen für die 
Wirtschaft und die Arbeitsplätze 
des betreffenden Landes.

Von all dem aber wollen Neo- 
liberale nichts wissen. Für  
Axel Alfred Weber hat sich seine 
neoliberale Haltung übrigens 
ausgezahlt. Schon vor Beginn 
seines neuen Jobs als Präsident 
des Verwaltungsrats bei der  
UBS kassierte er die märchen-
hafte Antrittsprämie von vier 
Millionen Schweizer Franken.
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ist Ökonom und 
arbeitet als Gewerk- 
schafter in Frankfurt 
am Main.  
Patrick Schreiner 
arbeitet als Gewerk- 
schafter in Berlin 
und betreibt den 

Blog www.blickpunkt-wiso.de.  
 
Bei OXI waren dies die letzen 
»Märchen des Neoliberalis-
mus«. Wir danken den Autoren 
für die lehrreiche Serie und 
empfehlen ihr im Laufe des 
Jahres im PapyRossa-Verlag 
erscheinendes Buch. Es enthält 
neben den in unserer Zeitung 
abgedruckten vielen weitere 
ihrer Texte über zeitgenössische 
Wirtschaftsmärchen. 
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Wer hören möchte, womit wir uns in 
der jeweils aktuellen Ausgabe der 
Zeitung beschäftigen und was die 
nächste bringen wird, kommt mit 
unserem Podcast ein gutes Stück 
weiter. Uns macht es Spaß, Ihnen ge-
fällt es hoffentlich. Ihre Redaktion



OXI  |  3  |  23 3

In eigener Sache
Liebe Lesende, Neugierige, Sympathisierende, nicht Abgeneigte

M
it dieser Ausgabe 
über die Ökonomie 
eines Landes, das als 
Wiege der Industri-
alisierung gilt und 
uns viel darüber leh-

ren kann, wie Kapitalismus funktioniert, 
verabschieden wir uns aus einer fast sechs 

Jahre dauernden und guten Kooperation. 
Seit Oktober 2017 konnten alle Abonnentin-

nen und Abonnenten der Tageszeitung »nd« 
und der Wochenendausgabe »nd.Die Woche« 

einmal im Monat die Wirtschaftszeitung OXI 
lesen. 24 Seiten Wirtschaft, anders gedacht. 

Es war für beide Seiten eine gute Zusam-
menarbeit und hoffentlich für die Lesen-
den ein inhaltlicher Mehrwert. Nun also 
der »OXIT«. 

Dies ist das letzte Mal, ab April wird es 
diese Beilage im »nd« nicht mehr geben. 
Stattdessen wird die Monatszeitung »OXI 
– Wirtschaft anders denken« als Abo-
Zeitung erhältlich sein. Digital oder ge-
druckt. Weiterhin mit 24 Seiten, weiter-
hin aus der Überzeugung gespeist, dass 
der Neoliberalismus eine Ideologie ist, 
die ihre Aufgabe darin sieht, uns weis-
zumachen, dass es nur die eine und ka-
pitalistische Wirtschaftsweise sein 

kann, die den Laden am Laufen hält. Kri-
tik daran ist – in Abwandlung eines Marx-
Zitates – nicht nur eine Leidenschaft des 
Kopfes, sondern im klugen Fall der Kopf der 
Leidenschaft. 

Die Kooperation ist seitens des »nd« aus 
wirtschaftlichen Gründen beendet wor-
den. Was wir verstehen, schließlich schrei-
ben wir andauernd darüber, wie Wirtschaft 
unter den gegenwärtigen Bedingungen 

funktioniert und wissen, dass sich an be-

triebswirtschaftlichen Zahlen nicht vorbeire-
den lässt. Und natürlich wissen wir auch, wie 
schwer und schwierig es ist, eine linke Tages-
zeitung, die sechsmal in der Woche erscheint, 
am Leben und am Laufen zu halten. 

Bedauern tun wir es trotzdem. Denn in ge-
wisser Weise haben sich durch die Koopera-
tion zwei materiell nicht üppig ausgestattete, 
aber zielstrebig linke – und wir finden, kluge 
– Zeitungsprojekte gegenseitig stützen und 
ermutigen können. Nun gehen wir getrennte 
Wege. Mit solidarischem Blick auf die jeweils 
andere Publikation.

Allen Leserinnen und Lesern des »nd«, die 
OXI vermissen werden, empfehlen wir den Ab-
schluss eines Einzelabonnements. Das kostet 
gedruckt 44 Euro im Jahr. Dafür gibt es 12 Aus-
gaben, und im April sogar noch ein zweites Ex-
emplar zum verschenken und weiter empfeh-
len. Wer uns abonniert, bekommt also viel 
geboten. Nur eines nicht: Mainstream. Und 
wer es sich leisten kann und uns über dieses 
Abo hinaus unterstützen möchte, verschenkt 
vielleicht noch eins oder schließt ein Förder-
abonnement ab, das 60 Euro im Jahr kostet. 

Mit den gegenwärtig vorhandenen Einzel-
abonnements können wir nach Beendigung 
der Kooperation noch eine Weile eine Monats-
zeitung produzieren, drucken und verteilen. 
Aber die aktuelle Zahl der Abonnements ge-
nügt nicht, um das über einen längeren Zeit-
raum zu schaffen. Wir wollen aber noch lange 
diese Zeitung machen.

5.000 Abonnements würden das ermögli-
chen. Digital als E-Paper ist die Zukunft und 
auf jeden Fall ein klein wenig ökologischer, 
aber gedruckt ist auch sehr schön.

Wir jedenfalls werden uns mit unseren be-
scheidenen finanziellen Mitteln, aber großem 
Verve und Optimismus, der nicht aus dem Wol-

kenkuckucksheim kommt, darüber 
Gedanken machen, in welchen For-
men, mit welchen Mitteln und Mög-
lichkeiten wir und unsere Autor:innen 
weiterhin anders über Wirtschaft den-
ken und schreiben können. Worauf es 
auf längere Sicht hinausläuft, können 
wir jetzt noch nicht sagen. Nur verspre-
chen, dass wir uns anstrengen. 

Vielleicht fragen sich manche: Soll ich 
wirklich eine Zeitung abonnieren, deren 
Macherinnen und Macher nicht genau wissen, 
ob es die noch lange geben kann? Ganz sachlich 
lautet die Antwort: Auf jeden Fall und ohne Ri-
siko. Denn sollte ein Jahresabonnement nicht 
mit den versprochenen 12 Ausgaben vertrag-
lich eingelöst werden, bekommt jede und je-
der das entsprechende Geld zurück. 

Wir gehen aber vom besseren Fall aus.
In dem Buch »Kanaillen-Kapitalismus – 

eine literarische Reise durch die Geschichte 
der freien Marktwirtschaft« schreibt der 
spanische Soziologe César Rendueles: »Die 
orthodoxen Wirtschaftswissenschaften 
und die hegemoniale Politik sind lebende Tote, 
die sich noch bewegen, Leiden aller Art ver-
ursachen und unverständliche Geräusche von 
sich geben. Zugleich sind Probleme, wie der 
Klassenkampf, die wir für friedlich überwun-
den hielten, mit voller Wucht zurückgekehrt. 
Die gute Nachricht lautet, dass wir zum ers-
ten Mal seit Jahrzehnten ahnen, dass es einen 
– wenn auch schwierigen und teilweise ver-
schütteten – Notausstieg in Richtung einer ra-
dikalen Demokratie geben könnte.«

Wenn Sie uns abonnieren, werden wir mit 
OXI weiterhin Argumente und Wissen liefern, 
die über die Gegenwart ohne Ewigkeitsklau-
sel hinausweisen. 
Ihre Redaktion 
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ZEIT

KATHRIN GERLOF

Das Wirtschafts-und Sozialwissen-

schaftliche Institut (WSI) hat sich mal 

angeschaut, welche Einkommensgrup-

pen von der Coronakrise besonders be- 

troffen sind. Betroffen meint, finanzi-

elle Verluste, Einbußen, Abstriche, will 

man es euphemistisch bezeichnen. In 

der Politik wird das mit dem Bild des 

enger geschnallten Gürtels umschrie-

ben. Den angeblich alle tragen.

Überraschend ist es ja nicht, dass  

jene Erwerbstätigen, die unter 900 Euro 

monatlich verdienen, am stärksten  

von Einkommensverlusten betroffen 

waren. 47,8 Prozent von ihnen, um 

genau zu sein.

Bei den Einkommen über 4.500 Euro 

monatlich sind es dann noch 26,6 

Prozent. Noch weniger überrascht, dass 

Erwerbstätige mit Migrationshinter-

grund besonders hohe Einbußen hin- 

nehmen mussten. Hoch in Relation  

zu dem, was sie im Normalfall haben. 

Also wenig. Leiharbeiter*innen, 

Minijobber*innen haben viel größere 

Verluste zu verkraften als Besser-  

bis Gutverdienende. Die haben keinen 

Gürtel, den sie enger schnallen 

können, bei denen wird es existenziell. 

Da entscheiden 100 Euro monatlich 

weniger im Zweifelsfall darüber, ob man 

in der Wohnung bleiben kann oder 

nicht. 
Die WSI-Direktorin Bettina Kohl-

rausch rief angesichts der Ergebnisse 

der Befragungen in Erinnerung, was  

wir nicht wahrhaben wollen: Die un- 

gleiche Verteilung der Lasten auch 

dieser Krise (bislang sind bei allen Kri- 

sen der jüngeren und älteren Vergan-

genheit die Lasten ungleich verteilt 

worden) wirke gesellschaftlich destabi-

lisierend. 

Ach, Falada, da du hangest … Hätten 

wir das bloß früher gewusst. 

MURX

Zeit ist Geld ist Zeit

Lebenszeit bringt keinen Gewinn, wertvoll ist rentable Arbeit

STEPHAN KAUFMANN

W
ie bemisst sich in der herr-

schenden Wirtschaftsord-

nung der Erfolg eines Un-

ternehmens? Die Antwort 

scheint klar: im Gewinn, 

also in Geld. Doch sagt eine 

Summe allein noch nichts aus. Ob 100.000 Euro 

Gewinn kapitalistisch gesehen viel oder wenig 

sind, das erweist sich erst, wenn man sie in ein 

doppeltes Verhältnis setzt: Erstens ins Verhält-

nis zur investierten Summe – 100.000 Euro auf 

eine Investition von einer Million entsprechen 

einer Rendite von 10 Prozent, auf eine Inves-

tition von einer Milliarde ist es allerdings nur 

ein Prozent. Zweitens spielt der Zeitraum eine 

entscheidende Rolle: 10 Prozent in 100 Jahren 

sind nichts, 10 Prozent an einem Tag sind alles.

Im Kapitalismus geht es um die Vermehrung 

von Geldbeträgen, und zwar um eine möglichst 

starke. Um die Vermehrungsraten zu messen, 

braucht es also einen Stichtag, eine feste Peri-

ode. Weltweit hat sich die Norm der 365 Tage 

durchgesetzt, wobei in den meisten Ländern 

das Kalenderjahr als Geschäftsjahr gilt. An-

dernorts liegt der Bilanzstichtag im Frühling, 

am 31. März, oder im Sommer, am 30. Juni. Die 

Periode aber ist fix. Das ist gesetzlich vorge-

schrieben. Ein einmal gewähltes Geschäftsjahr 

muss wegen des Grundsatzes der Bilanzkonti-

nuität beibehalten werden.

Unter diesem Maßstab, in Geldeinheit pro 

Zeiteinheit berechnet, ist die Produktion welt-

weit mess- und daher vergleichbar gemacht 

worden. Weizenanbau, Haare schneiden, die 

Herstellung von Computern, Spielzeug und 

Autos – alles gilt als Gleiches, unterschieden 

nur durch die Quantität: ein, zehn, 100 Prozent 

per annum Wachstum. Und das soll möglichst 

hoch ausfallen. Das Ziel des Maximalprofits 

entspricht daher dem Ziel der permanenten 

Beschleunigung: Profit maximieren heißt, 

die Zeit seiner Erzielung zu minimieren. Da 

diese Bewegung endlos ist, ist der Ertrag im-

mer zu gering und die Zeit immer zu knapp. 

Obwohl jede Woche sieben Tage und jeder Tag 

24 Stunden hat, herrscht permanenter Man-

gel an Zeit.

Kapitalistisch wirtschaftende Unternehmen 

zielen darauf, die Zeit ihrem Betriebszweck zu 

unterwerfen, indem sie immer mehr Umsatz 

in sie hineinstopfen. Dafür kaufen sie sich die 

Verfügung über Teile der Lebenszeit der Men-

schen und machen diese ihrem Ziel dienlich, 

indem sie sie verbrauchen. »Die Zeit«, so Karl 

Marx, »während deren der Arbeiter arbeitet, 

ist die Zeit, während deren der Kapitalist die 

von ihm gekaufte Arbeitskraft konsumiert.«. 

Nicht nur ist Zeit Geld. Geld isst auch Zeit.

»Zeitatome sind die Elemente des Gewinns«, 

vermerkt ein Bericht britischer Fabrikinspek-

toren bereits 1860. Das bedeutet: Für den Pro-

fit soll möglichst immer produziert und gear-

beitet werden. Jede Pause, jeder Sonn- oder 

Feiertag, jeder Feierabend und jeder Lock-

down bedeutet für den Betrieb Verluste. Nicht 

unbedingt, weil laufend Kosten anfallen, Löhne 

und Miete gezahlt werden müssen. Sondern 

weil jede Minute, in der nicht gearbeitet wird, 

verschenkte Gewinne sind, verpasste Möglich-

keiten, verschwendete Zeit. Danach muss sich 

auch die Politik richten: In ihrem Standort-

Ranking vergleicht die Weltbank die Länder 

unter anderem danach, wie schnell man dort 

eine Betriebserlaubnis oder ein Gerichtsurteil 

erlangt, ein Strom- oder Telefonanschluss ge-

legt wird. Ihr »Ease of doing business«-Index 

misst weniger die Leichtigkeit als die Schnel-

ligkeit staatlichen Handelns.

Während für Unternehmen die Lebenszeit, 

die keinen Gewinn bringt, nichts wert ist und 

mit Arbeitslosigkeit bestraft wird, können 

sie von rentabler Arbeit nicht genug bekom-

men. Sie streben daher danach, dass möglichst 

viele Menschen für sie arbeiten, damit in jeder 

Stunde des Jahres möglichst viel Lebenszeit in 

die Profitproduktion fließt. Arbeitslose gelten 

der Volkswirtschaftslehre als unausgeschöpf-

tes Produktionspotenzial, also als vergebene 

Möglichkeit. Das Gleiche gilt für jene, die bloß 

in Teilzeit tätig sind. Mit der Auflösung aller in-

dividuellen Unterschiede in »Vollzeitler« und 

»Halbzeitler«, das bemerkte bereits Marx, ist 

»der Arbeiter nichts mehr als personifizierte 

Arbeitszeit«.

Und schließlich muss die Arbeitszeit nicht 

nur quantitativ ausgeweitet, sondern auch in-

tensiver genutzt werden. Die bekannten Fol-

gen für die abhängig Beschäftigten sind zu-

nehmender Stress, Erschöpfung, Burn-out und 

Krankheit. »Move fast and break things«, er-

klärte Facebook-Gründer Mark Zuckerberg 

seine Strategie, die nicht nur Dinge bricht.

Aber nicht nur die Produktion wird im Kapi-

talismus beschleunigt. Auch der Konsum. Un-

ternehmen versuchen, die Lebenszyklen ih-

rer Produkte zu verkürzen, damit rascher neue 

angeschafft werden und das Kapital schneller 

umschlägt. Ihr Ideal ist es, dass die Kunden das 

erworbene Produkt direkt nach dem Kauf weg-

werfen, weil sie ein neues wollen. Diesem Ideal 

kommen die Unternehmen näher über die Erfin-

dung von Moden und über Neuentwicklungen 

und Werbung, die ihre alten Produkte alt ausse-

hen lassen. Vor diesem Hintergrund stehen die 

Smartphonehersteller derzeit vor einem echten 

Problem, weil die Menschen ihre Telefone heute 

im Durchschnitt 33 Monate benutzen und nicht 

mehr nur 26 Monate wie noch vor ein paar Jah-

ren. Nachhaltigkeit und Muße sind schlecht fürs 

Geschäft. Das kapitalistische Hamsterrad ist ein 

Fahrrad, das umfällt, wenn es stehen bleibt.

Der Kapitalismus, sagt die Soziologin Lisa 

Suckert, beherrscht nicht nur die Gegenwart, 

er »kolonialisiert die Zukunft und zehrt von 

ihr«. Denn jede betriebliche Investition ist eine 

Spekulation auf kommende Erträge. Was heute 

ausgegeben wird, soll sich morgen rentieren. 

Ein Kredit, der heute aufgenommen wird, muss 

in einem Jahr bedient werden. Die Produktion 

ist damit nicht nur eine Erwartung an die Zu-

kunft, sondern ein Anspruch, der eingelöst 

werden muss. Sonst bricht alles zusammen. 

Was vor uns liegt, sagt Suckert, ist damit »kein 

offener Horizont, sondern eine To-do-Liste«.

Der Kapitalismus beherrscht die Zeit der Men-

schen. Doch ist die Zeit nicht ein Faktor unter 

vielen. Zeit ist physikalisch gesehen alles, was 

ein Körper hat. Sie ist seine Existenz. Wer die 

Zeit beherrscht, der beherrscht die Menschen.
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Noch immer, man mag es kaum glauben, 
ist die Entnahme genießbarer Lebens-
mittel aus Mülltonnen der Supermärkte 
strafbar. Die Sache ist zählebig. Ende 
2020 gab es im Ausschuss für Recht und 
Verbraucherschutz dazu eine Anhö-
rung. Die Linksfraktion im Bundestag 
schreibt in ihrem Antrag, das Contai-
nern sei doch eher gesellschaftlich ge- 
wünschtes Verhalten anstatt verdam-
menswert, weil am Ende die Verschwen-
dung von Lebensmitteln reduziert 
würde. Um die Retter*innen vor Straf- 
verfolgung zu schützen, müssten die 
zum Abfall deklarierten Lebensmittel 
allerdings als »herrenlose Sache« 
definiert werden (über das Wort »her- 
renlos« werden wir auch mal einen 
Murx schreiben, als Zustand kann das 
was ganz Schönes sein). Professor*in-
nen haben bei der Anhörung für und 
wider gesprochen. Eine Entkriminali-
sierung, so Annika Dießner von der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht 
Berlin, entspräche sehr der sich 
wandelnden Einstellung der Gesellschaft 
in Bezug auf Verschwendung. Forsa  
hat schon längst herausgefunden, dass 
86 Prozent der Bevölkerung Contai-
nern als nützlich und nicht kriminell 
ansehen. Oberstaatsanwältin Nicole 
Luther aus Tübingen meint hingegen, 
das geltende Recht hielte bereits 
ausreichend Instrumente vor, um »an- 
gemessen« auf Taten wie das Contai-
nern zu reagieren. Warum es immer 
noch Prozesse und Verurteilungen in 
dieser Sache gibt, lässt sich damit 
schwer erklären. Ist es der menschliche 
Faktor? Mögen manche Richter ein- 
fach diese Typen nicht, die nach 
Ladenschluss im Müll wühlen? Auf 
jeden Fall gilt: Gut Ding will zwar  
Weile haben, aber die ganz lange Bank 
ist damit eigentlich nicht gemeint.

MURX

53

Macht und Gewohnheit
Mit besseren Begriffen allein wird Rassismus nicht überwunden, nötig sind sie dennoch

SIGRUN MATTHIESEN

D
er Begriff »Rasse« soll ersetzt 
und also Artikel 3 des Grundge-
setzes – »Niemand darf wegen 
… diskriminiert werden« – neu 
formuliert werden. So lautet 
eine von insgesamt 89 Empfeh-

lungen zur Bekämpfung von Rassismus, Ende 
2020 veröffentlicht von  der Bundesregierung. 
Bis dahin hatte sich der Begriff ziemlich unwi-
dersprochen halten können, dort und an vielen 
anderen ideologisch eigentlich unverdächti-
gen Orten. Das ist ebenso skandalös wie symp-
tomatisch. Denn seit Jahren und Jahrzehnten 
ist erforscht und zur Genüge erklärt: Rassen 
gibt es nur dort, wo der Mensch züchtet. Also 
bei Haus- und Nutztieren, bei Pflanzen, wo sie 
aber Sorten heißen, jedoch nicht bei Menschen. 
Jedenfalls noch nicht. Wohl aber gibt es die seit 
gut 250 Jahren anscheinend nie versiegenden 
weißen Interessen, Menschenrassen zu kons-
truieren und nach willkürlich ausgewählten, 
leicht erkennbaren und schwer veränderbaren 
körperlichen Merkmalen in eine Hierarchie zu 
bringen. Auf dass man diejenigen, die man be-
stimmten Rassen zuordnete, dann ohne wei-
tere Begründungen je nach Bedarf vertreiben, 
verkaufen, töten oder einfach nur im Alltag 
und ökonomisch benachteiligen kann. Rassen 
wurden erfunden, damit die Sklavenhändler 
und -halter nachts gut schlafen konnten, so 
Alice Hasters in ihrem Buch »Was weiße Men-
schen nicht über Rassismus hören wollen aber 
wissen sollten«.

Aufgeklärte Menschen und überhaupt fast 
alle, die sich nicht einer rechten Ideologie zu-
ordnen, wissen und akzeptieren das natürlich 
schon länger und vermeiden dieses R-Wort. 
Bloß um dann vielleicht von »fremden Kul-
turen«, »Ethnien«, »Ausländern« zu sprechen 
oder zu schreiben. Was, je nach Situation, Kon-
text und sprechender Person, auch mal ange-
messene Begriffe sein können. Meistens aller-
dings sind sie es nicht. Weil nämlich erstens 
die jeweilige Gruppenzugehörigkeit für das, 
worüber geschrieben oder gesprochen wird, 
gar nicht relevant ist, durch die permanente 

Eingruppierung aber ein Zusammenhang her-
gestellt wird, der mit jeder Wiederholung un-
hinterfragbarer daherkommt. Wenn der Fuß-
baller Leon Bailey zwei Tore schießt, ist es 
unwichtig, wo er geboren wurde. Wenn ein 
SUV-Fahrer zu schnell über den Ku’damm rast, 
verstößt er gegen die Verkehrsordnung, egal 
welche Kultur er für die seine erachtet. Oder 
welche ihm zugeschrieben wird.

Was, zweitens, darauf verweist, dass all diese 
Eingruppierungen eben kein harmloses »Wir 
und die anderen«-Spiel sind, wo sich Rücken-
schwimmer, Radfahrerinnen, Brillenträger, 
Schwäbinnen und Ostfriesen witztaugliche 
Kabbeleien im herrschaftsfreien Raum lie-
fern. Vielmehr gibt es, wie Kübra Gümüşay in 
ihrem Buch »Sprache und Sein« schreibt, die 
Benennenden und die Benannten. Während 
sich die Ersten unhinterfragt als Norm set-
zen, müssen die Zweiten sich permanent er-
klären. Egal ob sie sich der ihnen zugedachten 
Gruppe zugehörig fühlen, egal ob sie zu dem 
jeweils verhandelten Thema Expertise besit-
zen, und ganz und gar egal, ob sie das Verhan-
delte überhaupt selbst als ein Thema ansehen. 
Wie ungleich die Definitionsmacht verteilt ist, 
zeigt sich immer besonders deutlich, wenn eine 
oder gar mehrere Personen beschließen, aus 
»Team Benannte« mal in »Team Benennende« 
zu wechseln, um eigene Begriffe zu prägen. 
Also Schwarz vielleicht groß zu schreiben, weiß 
kursiv, Sternchen und Abkürzungen zu benut-
zen, Person of Color (PoC) und »race« als Be-
zeichnungen, die aus der Tradition antirassis-
tischer Befreiungsbewegungen stammen, auch 
im Deutschen zu verwenden.

Dann nämlich folgt in kürzester Zeit ein viel-
stimmiger Chor, der sich diese Anmaßung ver-
bittet. Ob nun Nazi-artig rausgepöbelt und mit 
wenig verbrämter Gewaltandrohung verbun-
den oder passiv-aggressiv in die nur schein-
bar freundliche Frage verpackt, was man denn, 
bitte sehr, überhaupt noch sagen dürfe, hängt 
von Medium und Anlass ab. Immer aber ist auf 
einmal überdeutlich, was sonst so gerne ge-
leugnet oder kleingeredet wird: Dass es ein 
Privileg ist, zu den Benennenden zu gehören, 
und dass Begriffe Macht bedeuten. Oder, wie 

es der Sprachwissenschaftler Anatol Stefano-
witsch formuliert: »Worum es hier häufig geht, 
ist nicht, dass Leute das Gefühl haben, sie dür-
fen ihre Meinung nicht mehr äußern. Sondern 
sie haben eigentlich erkannt, dass sie ihre Mei-
nung nicht mehr unwidersprochen vertreten 
dürfen und das ist ihnen dann schon zu viel.« 

Nun darf jedem und jeder natürlich auch 
mal etwas zu viel sein im eigenen kleinen Le-
ben. Gerade wenn frau und mann alle paar Wo-
chen neue Computerprogrammupdates lernen 
muss, mit den Wortmonstern irgendeiner Bü-
rokratie kämpfen oder versuchen, die Sprache 
der eigenen Kinder noch zu verstehen. Doch 
wer kann es sich leisten, daraus ein öffentlich 
eingeklagtes Recht auf gewohnte Worte zu ma-
chen? Angesichts von über 1.000 Menschen, 
die allein 2019 in Deutschland Opfer rassisti-
scher Gewalt wurden, angesichts unzähliger 
durch unterschiedliche Formen von Rassis-
mus unterschiedlich beschädigter Leben? Den-
noch haben einige der Benannten noch immer 
und immer wieder die Größe, den Benennen-
den freundlich, geduldig in vielfältig zugängli-
chen Formen den Zusammenhang von Worten 
und Taten zu erklären. Weswegen es nun wirk-
lich das Mindeste ist, einfach mal zuzuhören.

Ja, viele der neuen Worte klingen ungewohnt 
und sperrig, was möglicherweise manchmal 
das Wichtigste an ihnen ist. So wie auch beim 
Gender* und Binnen-I die Irritation vielleicht 
das Entscheidende ist: Wer spricht hier gerade 
warum wie und über wen? Wer einmal anfängt, 
diese Fragen zu stellen, kann damit nicht mehr 
aufhören und sich nicht abspeisen lassen mit 
»das hieß schon immer so«. Beim Versuch, eine 
nicht-rassistische und diskriminierungsfreie 
Sprache zu entwickeln und zu erlernen, kön-
nen auch die besten Glossare und Handbü-
cher nicht den Charakter von Grammatikre-
geln haben. Immer hilfreich dagegen die von 
Stefanowitsch formulierte Maxime: »Stelle an-
dere sprachlich nicht so dar, wie du nicht wol-
len würdest, dass man dich an ihrer Stelle dar-
stellt.« Auch dabei gilt: Fehler werden gemacht 
und verziehen werden. Versprecher lassen sich 
leicht korrigieren, bei Haltungsschäden dauert 
es erfahrungsgemäß länger.
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WAS CORONA ÄNDERT

SVENJA GLASER

Die »Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur« hat einen gesetzli-chen Auftrag, laut dem sie die »umfas-sende Aufarbeitung der Ursachen, Geschichte und Folgen der Diktatur in SBZ und DDR zu befördern« hat. Wie  sie diesen versteht, zeigt ihre Reaktion auf den Vorschlag der Berliner Links-partei, der Schließung von Kaufhäusern in der Hauptstadt mit landeseigenen Geschäften oder Genossenschaften zu begegnen: alles nur »DDR-Konsumpo- litik«. Dass jede Idee, die nicht nahtlos an den realkapitalistischen Status  quo anknüpft, dem Vorwurf ausgesetzt wird, realsozialistische Irrtümer zu wiederholen, ist so lächerlich wie wirk- sam. Leider. Da wird der Mietendeckel zum späten Wiederaufleben der SED- Politik erklärt, ähnlich ergeht es Über- legungen, die allfällige Unterwerfung der Daseinsvorsorge unter die »Frei-heit« des Marktes umzukehren. Demo- kratische Planung im Interesse gesell-schaftlicher Mehrheiten oder des Klimaschutzes? Teufelszeug! Was in  der »Kritik« an alternativen Modellen, sofern sie von links kommen, unauf- gearbeitet bleibt, sind die Folgen einer Produktions- und Konsumtionsweise, deren schädliche Folgen für alle unüber- sehbar geworden sind. Die Bundesstif-tung, die den Begriff »Aufarbeitung« in ihrem Namen trägt, steht da keines-wegs allein. Eigentumsfrage aufwerfen, private Reichtumsmehrung in Frage stellen, Leistungsideologie kritisieren … Nein, das soll nicht sein, und das Etikett »DDR-Sozialismus« brandmarkt auch 30 Jahre nach seinem Scheitern. Nicht nur Kevin Kühnert kann davon ein Lied singen.

MURX
Winter is Coming?
Was die Corona-Krise ändert: über Realitätsflucht und RegierungsfähigkeitVINCENT KÖRNER

W enn man aus den vergan-genen Monaten eine hilf-reiche Mahnung herleiten möchte, dann vielleicht die, mit Prognosen vorsich-tig zu sein. Das gilt für die kurzen Fristen wie die langen Linien: Was die Corona-Krise am Ende weltweit in den ökono-mischen Verhältnissen, in den sozialen Lagen, in der Politik und im globalen Kräftespiel ver-ändert haben wird, lässt sich nicht genau sa-gen. Wie es läuft, wird dann auch das Ergeb-nis von Auseinandersetzungen sein, die es im Grunde schon vor der Pandemie gab, die jetzt aber an Schärfe zunehmen. Vor ein paar Tagen empörte sich die »Frank-furter Allgemeine« über eine hierzulande an-geblich verbreitete »Sehnsucht nach dem Schlaraffenland«. Anlass: ein Forschungspro-jekt zum Grundeinkommen und die Debatte über die Vier-Tage-Woche. Das sind nun nicht eben aus Kuchen bestehende Häuser oder ge-bratene Hähnchen, die einem direkt in den Mund fliegen. Aber die rhetorische Zuspitzung soll ja einen Zweck erfüllen: Als Untugend wird diskreditiert, was jenseits einer Leistungsideo-logie steht, zu der das Gürtelengerschnallen der Mehrheit gehört wie der Überfluss der We-nigen. Und als eskapistisch wird hingestellt, wer die Corona-Krise zum Anlass nimmt, über grundlegende Alternativen nachzudenken. Oder wie es die FAZ formuliert: »Statt in der Krise Utopien aufblühen zu lassen«, habe die Politik nun »ganz andere Aufgaben. Sie muss die Menschen auf leere Sozialkassen, wach-sende soziale Probleme und eine womöglich über viele Jahre stagnierende Wirtschaft vor-bereiten«. Winter is coming. Oder? Richtig ist, dass wir nicht nur in ver-teilungspolitischen Fragen vor scharfen Kon-flikten stehen, die lauter werdende Diskussion über die Finanzierung der Kosten von Krisen-hilfen zeigt das an. In Bewegung ist aber mehr 

und das auch schon länger, als Covid-19 in Um-lauf ist. Die Pandemie beschleunigt und be-einflusst tiefgreifende Veränderungen, ob es dabei nun um Fragen der internationalen Ar-beitsteilung oder um Machtverhältnisse zwi-schen alten kapitalistischen Zentren und ehe-maliger Peripherie geht. Dass 2020 mehr denn je über die Rolle Chinas gestritten wird, ist nur ein Ausdruck davon. Viele Schlagzeilen kün-den von weiteren Problemen: Auswirkungen auf Lieferketten, neue Standortkonkurrenz, sich verändernde Rolle des Staates … Vor diesem Hintergrund wird die Warnung vor dem Schlaraffenland zur autoritären Er-mahnung, die Zurückhaltung von den Vielen fordert, damit es für die Wenigen so weiter-gehen kann wie bisher. Irritiert blicken die Bauchredner*innen des privaten Aneignungs-interesses dabei auf Veränderungen, deren Endpunkt sie genauso wenig kennen wie jene, die darauf hoffen, die Kräfteverhältnisse zu-gunsten des gesellschaftlichen Interesses zu verändern. 
Ob aber aus dem »neoliberalen Privatisie-rungsstaat« (Ingo Schmidt) einer wird, der künftig vom Standpunkt des Allgemeinen aus und also für das Öffentliche handelt, hängt von vielem ab. Nicht zuletzt davon, wer im umkämpften Getümmel die politischen Spiel-räume für sich auszunutzen weiß. Da kann der Vorwurf der Realitätsflucht, den besagte Zei-tung gegen Forderungen erhebt, »die man oh-nehin schon immer mal loswerden wollte«, recht nützlich sein. Zumal Aussicht darauf be-steht, dass er auch jene diszipliniert, die sich gerade entscheiden müssen, ob sie (wieder) der »Partei des allgemeinen Interesses« angehö-ren wollen. Zum Beispiel bei der SPD.Die hat inzwischen einen Kanzlerkandida-ten, und manches an der Ablehnung, die Olaf Scholz von links erfahren hat, klingt wenig durchdacht. Die Wahrscheinlichkeit einer po-litisch progressiven Mehrheit im kommenden Herbst wird nicht dadurch größer, dass die SPD genauso wird wie – sagen wir: die Linkspartei. 

Genauso überflüssig ist es, Letzterer ständig mangelnde Regierungsfähigkeit zu unter-stellen. Vor allem, wenn man wie die SPD gute Gründe hat, über die eigene Regierungsfähig-keit nachzudenken.
Sie könnte dabei einen Faden noch einmal aufnehmen, den Johano Strasser 1981 ausge-legt hat. In der Zeitschrift »L’80«, die den Un-tertitel »Demokratie und Sozialismus« trug, warnte der Ex-Juso-Vize damals in kritischer Auseinandersetzung mit der sozialdemokrati-schen Politik in der sozialliberalen Regierung: »Die SPD droht – vielleicht auf lange Zeit – die Regierungsfähigkeit zu verlieren, weil sie allzu viele Prinzipien über Bord geworfen hat, weil sie allzu bereitwillig dem Druck privilegier-ter Interessengruppen nachgab, weil sie sich immer mehr von der Interessenlage und den Wertgesichtspunkten der eigenen Basis ent-fernt und den Kontakt zu wichtigen gesell-schaftlichen Bewegungen verliert.« Und wei-ter: »Hier könnte eine sinnvolle Diskussion über die Regierungsfähigkeit der SPD anset-zen. Sie hätte als Erstes die veränderten Be-dingungen im nationalen und internationalen Rahmen zu analysieren, hätte sich zu fragen, ob unser Politikmodell und unser gesellschaft-liches Entwicklungsmodell überhaupt noch den veränderten Bedingungen entsprechen […] Schließlich wäre zu erörtern, wie die Sozi-aldemokratie die Kraft zur Durchsetzung der Alternativen gewinnen könnte, mit wem, mit welchen gesellschaftlichen Kräften die neue Reformpolitik vorangebracht werden könnte.«Das alles steht, natürlich, nicht nur im Haus-aufgabenheft der SPD. »Dass nach der Pande-mie eine neue Gesellschaftsordnung entste-hen könnte, die, gemessen an dem, was hinter uns liegt, keine bessere wäre, ist eine ernst zu nehmende Gefahr«, hat der linke Sozial-wissenschaftler Klaus Dörre schon im späten Frühjahr 2020 geschrieben. Und weiterhin gilt seine Empfehlung: »Wir sollten ihr mit leiden-schaftlichem Engagement, aber auch mit dem gebotenen Realitätssinn begegnen.« 
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Seite 3   Wirtschaft wie im Krieg 

Vielfach wird vor einer ökonomischen 

Dominanz des Staates gewarnt. Im 

Finanzbereich ist sie längst Alltag

Seite 6   Zurückholen, was genommen 

wurde Warum es höchste Zeit für eine 

Service-public-Revolution ist

Seite 14   Die Naturgesetze der Bewe-

gung Die ersten Versuche geplanten 

staatlichen Wirtschaftens entstanden 

in den frühen Jahren der Sowjetunion. 

Und scheiterten

Seite 21   Die USA sind das Land, das 

wir aus Filmen kennen Was uns nicht 

hilfreich erscheint, sind Fragezeichen. 

Wir setzen lieber einen Punkt

SCHWERPUNKT 

STAATSWIRTSCHAFT

KATHRIN GERLOF

In den Jahren 1992 bis 2018 verschwan-

den in Deutschland 1,35 Millionen Hek- 

tar Agrarfläche. Man nennt das neutral 

Flächenneuinanspruchnahme für Sied- 

lungs- und Verkehrszwecke. Heute ver- 

schwinden noch immer rund 60 Hektar 

täglich, wie der Naturschutzbund 

NABU schreibt – bildlich gesprochen: 

pro Minute ein Einfamilienhaus. Bis 

zum Jahr 2030, so das hehre Ziel der 

Politik, soll der tägliche Flächenfraß  

auf 30 Hektar sinken, dafür will man 

Raumordnungsrecht, Städtebaurecht, 

Baugesetzbuch, Naturschutz und land- 

wirtschaftliches Grundstücksverkehrs-

recht verbessern oder anpassen sowie 

den Bundesverkehrswegeplan über- 

denken.
Zielstrebigkeit in dieser Frage lässt 

sich der Bundesregierung nicht unter-

stellen. In den Jahren 2017 bis 2020 

zum Beispiel wurden für gerade mal 

2.186 Hektar bundeseigener Flächen 

Verträge mit Junglandwirt*innen und 

Existenzgründer*innen geschlossen. 

Dies steht in einer Antwort auf die Kleine 

Anfrage der Linksfraktion im Bundes-

tag zum »Fortschrittsbericht der Bundes- 

regierung in den Bereichen Landwirt-

schaft, Ernährung, gesundheitlicher Ver- 

braucherschutz und ländliche Räume«. 

Das sind 2.186 Hektar für Menschen, 

die Boden tatsächlich als Acker, Feld, 

Beet, Weide, Obstbaumwiese nutzen wol- 

len. Also definitiv nicht versiegeln. 

Klingt nicht viel, dafür braucht es keine 

Fußballfeldmetapher. Einer der ersten 

Vorschläge, für den das neue SPD-Duo 

Esken-Walter-Borjans schlimm ge-

scholten wurde, war der mit der Boden- 

wertsteuer. Nun, in anderer Konstel- 

lation könnte die SPD damit nach der 

Wahl 2021 noch mal in die Poleposition 

kommen. Bleibt es, wie es ist, hält sich 

der Murx weitere vier Jahre. 

MURX

54

Von Staats wegen

In der Not erwünscht, aber nur, wenn der spätere Rückzug garantiert wird

KATHRIN GERLOF

N
icht der böse, sondern der 

gute Staat ist das Problem«, 

schrieb »Zeit«-Mitheraus-

geber Josef Joffe Anfang Ja-

nuar in der NZZ. Er wachse 

und wuchere und beschädige 

sich selber, »indem er den freien Bürger ein-

schnürt, ihm Autonomie und Selbstverantwor-

tung nimmt«.

Wem der Sozialstaat an sich kein Gräuel ist 

und der Staat kein Gegner, den es einzuhegen 

und kleinzuhalten gilt, wird mit einer hohen 

Staatsquote nicht hadern. Sie ist zuerst ein-

mal eine wirtschaftliche Kennzahl, die das 

Verhältnis der Staatsausgaben zum Bruttoin-

landsprodukt (BIP) beschreibt. Welchen Anteil 

hat der Staat an der Wirtschaftsleistung? Die 

Staatsquote betrug 2019 in Deutschland 45,3 

Prozent. 2009 lag sie bei 48,2 Prozent, was je-

nen (und das sind viele), die eine hohe Staats-

quote quasi mit Planwirtschaft und Sozialis-

mus gleichsetzen, gar nicht gefiel und auch 

heute nicht gefallen würde. Im Pandemiejahr 

2020 stieg die Staatsquote in Deutschland 

auf 54 Prozent. Der Staat machte Milliarden 

klar, um die Wirtschaft am Laufen zu halten. 

Bereits im August 2020 hatten nach der Luft-

hansa 14 weitere Unternehmen die Bundes-

regierung um eine Rekapitalisierung gebe-

ten, insgesamt 60 Unternehmen zeigten sich 

an finanziellen Staatshilfen interessiert. Zu 

der Zeit umfasste der Wirtschaftsstabilisie-

rungsfonds 600 Milliarden Euro. Die Debatte 

um Staatseingriffe in die sogenannte freie 

Wirtschaft nahm zeitgleich Fahrt auf.

Die schlichte Annahme der Gegner einer ho-

hen Staatsquote lautet: Steigt die Staatsquote, 

sinken die Möglichkeiten zur freien Entfal-

tung der Marktkräfte. Und nur die garantie-

ren Wachstum (das Mantra überhaupt) und den 

daraus entstehenden Wohlstand. Als magische 

Grenze für die Staatsquote gelten 50 Prozent, 

wider alle Vernunft.

Ebenso schlicht allerdings klingt die An-

sage, dass nur ein starker Staat soziale Un-

gleichheit bekämpfen könne, wie oft von links 

eingeworfen wird. Schlicht weil ein starker 

Staat sowohl ein autokratisch-korrupter Hor-

ror sein kann als auch ein Garant für sozialen 

Ausgleich im Rahmen der Möglichkeiten, die 

ein profitorientiertes Wirtschaftssystem bie-

tet. Aber eben auch nicht darüber hinaus. 

Mit den zur Bekämpfung der Pandemie be-

schlossenen staatlichen Maßnahmen sind 

die alten Debatten aufgeflammt. Der Levia-

than (Thomas Hobbes beschrieb mit dem Be-

griff die Gewalt eines staatlichen Gemein-

wesens) wird als Teufel an die Wand gemalt 

oder der Staat als sorgender Retter herbei-

beschworen. Sehen die einen im 20-Punkte-

Plan eines Wirtschaftsministers Altmaier, 

der damit im September 2020 die Erderwär-

mung zur Chefsache erklärte und eine fast zu 

spät gewonnene Erkenntnis formulierte, ihre 

These bestätigt, dass der Staat der teuerste al-

ler Nicht-Pro blemlöser ist, finden die anderen, 

dass nun alles für einen starken Staat spricht. 

2012 hatte Peter Altmaier, damals Bundesum-

weltminister, ein 10-Punkte-Programm vor-

gelegt, das den Titel »Mit neuer Energie« be-

kam und auf Konsensfindung im Hinblick auf 

die Energiewende zielte. Damals nannte er 

es ein »identitätsstiftendes Gemeinschafts-

werk«. So große Worte sind bei den 20 Punkten 

im Herbst nicht gefallen, aber es gibt keinen 

Grund, sie in Bausch und Bogen kleinzureden, 

denn im Hinblick auf Klimaziele enthalten sie 

Schritte, die zwar zu klein sind, aber weitaus 

besser als gar nichts. Besser jedenfalls, als zu 

behaupten, was jetzt von Staats wegen zur Ret-

tung und Abfederung passiere, sei geradezu 

die Vorstufe des Sozialismus. Und besser, als 

zu lügen, der Kapitalismus und die freie Ent-

faltung all seiner gewinnorientierten Kräfte 

seien gut geeignet, auch das Problem mit dem 

Klimawandel zu bewältigen, das mit der Pan-

demie sowieso. 

Staatliche Rettungsprogramme, wie die für 

die Lufthansa, Bürgschaften für Unternehmen, 

Kurzarbeitergeld und Corona-Hilfen, veran-

lassten Wirtschaftsliberale und -zeitungen wie 

das »Handelsblatt« zu behaupten, jetzt werde 

»der Marsch in die Staatswirtschaft« vorberei-

tet«. Denn nun sollen, barmen sie, sogar große 

und mittlere Unternehmen der Realwirtschaft 

(also keine Banken) verstaatlicht werden. 

Debatten über die Staatsquote, die den Wirt-

schaftsliberalen zufolge zwar sein muss, sich 

aber bitte nicht übermäßig durch Steuern auf 

Unternehmensgewinne, leistungslose Ein-

kommen oder überhaupt Reichtum nähren 

sollte, sind alt und die Argumentation ist im 

Wesentlichen seit jeher gleich. Seit 1982 ha-

ben die wechselnden Bundesregierungen die 

Steuern für Unternehmen und Vermögende 

kontinuierlich gesenkt. Die Mindereinnah-

men, so das Märchen der davon Profitieren-

den, würden dadurch kompensiert, dass die 

Unternehmen mehr Geld hätten, um zu in-

vestieren und mehr Arbeitsplätze zu schaf-

fen, was am Ende dazu führen werde, dass der 

Staat mehr Steuern einnähme. So ist die Rech-

nung nicht aufgegangen. Jede lebens- und all-

tagsnotwendige Infrastruktur, die »entbettet« 

(Karl Polanyi), also dem Verwertungsgedanken 

anheimgestellt wird, entzieht sukzessive ih-

ren Nutzen all jenen, die sie sich nicht leisten 

können. Oder umgekehrt: Es gibt einen gro-

ßen Bereich an Sektoren und Industrien, »die 

umso mehr zum gesellschaftlichen Wohlstand 

beitragen, je weniger sie nach kapitalistischen 

Prinzipien organisiert sind und funktionie-

ren«, so beschreibt es das »Foundational Eco-

nomy Collective« in »Die Ökonomie des All-

tagslebens«. 

So betrachtet öffnet die Pandemie ein Zeit-

fenster, in dem Dekommodifizierung – also die 

Abkopplung sozialer Sicherheit, ökologischer 

Vorsorge und Bereitstellung von Infrastruktu-

ren zur Befriedigung von Grundbedürfnissen 

vom Arbeitsmarkt und von den Verwertungsin-

teressen des Kapitals – mehr als vorher Sache 

staatlicher Politik werden kann. Der »schöp-

ferischen Zerstörung«, die dem Kapital eigen 

ist und die sich nicht an Interessen der Gesell-

schaft orientiert, könnte die Stärkung eines 

diesen Interessen entzogenen Bereichs des 

Wirtschaftens entgegengesetzt werden. 

Der vielfach geforderte Rückzug des Staa-

tes für die »Zeit nach der Pandemie« ist die-

sem Gedanken abhold und setzt an seine Stelle 

ein »Weiter so!«. Ganz schlechter Vorschlag. 
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Seite 3   Living in a bacterial world  

Die Corona-Krise könnte das Potenzial 

haben, andere Bilder von Naturverhält-

nissen zu stärken 
Seite 5   Quelle aller Gebrauchswerte  

Natur war für Karl Marx von ihrer 

Aneignung durch den Menschen nicht 

zu trennen. Gerade deshalb warnte er 

vor ihrer Zerstörung Seite 6   Der Preis des Lebens  

Wie sieht es aus mit der »Harmonie  

von Ökonomie und Ökologie«? Über die 

Tücken der kapitalistischen Logik 

SCHWERPUNKT GESELLSCHAFTLICHE 
NATURVERHÄLTNISSE 

HANNAH HOFMANN
Obwohl sich alle einig waren, konnten 

sie sich nicht einigen. Politik ist sozu- 

sagen gelebte Liebe zum Paradox. Alle 

Oppositionsfraktionen im Bundestag 

hatten sich in Anträgen dafür ausge-

sprochen, sich noch stärker der Aufar-

beitung des kolonialen Erbes Deutsch-

lands zu widmen. Nicht nur, was die 

Rückgabe von Kulturgütern anbelangt, 

derer wir uns nur erfreuen können, weil 

andere ihrer beraubt wurden. Sondern 

auch, was die Verstetigung dieser Auf- 

arbeitung, zum Beispiel in den Lehrplä-

nen des Geschichtsunterrichts an 

Schulen oder durch die Arbeit einer 

entsprechenden Stiftung, anbelangt.

Die Koalition findet das mit dem 

»noch stärker der Aufarbeitung 

widmen« und so grundsätzlich richtig 

(Einigkeit). Und verwies im Kulturaus-

schuss, wo die Angelegenheit vor der 

Sommerpause verhandelt worden war, 

darauf, dass man ja bereits wahnsinnig 

viel getan habe. Es gebe zum Beispiel 

einen Leitfaden des Deutschen Muse-

umsbundes »zum Umgang und zur Res- 

titution mit Kulturgütern aus kolonia-

len Kontexten« (jetzt nicht an der Spra- 

che rummäkeln, der Wille zählt). Das 

Deutsche Zentrum für Kulturgutver-

luste verfüge sogar über ein eigenes 

(sic!) Referat zum Thema. Logisch, dass 

es dann nicht noch einer zentralen 

Gedenkstätte für die Opfer des deut-

schen Kolonialismus (Antrag Grüne) 

oder einer Stiftung zur Aufarbeitung 

deutschen Kolonialunrechts (Antrag 

Linke) bedarf (Uneinigkeit). Wo doch 

alles so fein ist (hoffentlich Uneinig-

keit). Die CDU sagt, man beweise aus- 

reichend Sensibilität bei dem Thema 

(wahrscheinlich Uneinigkeit). Kein 

Grund also, noch mehr zu tun (ziemlich 

große Uneinigkeit). Die SPD schließt 

sich dem irgendwie an, könnte aber 

sein, dass sie das in der nächsten Legis- 

laturperiode und aus der Opposition 

heraus ganz anders sieht. Darin liegt die 

Hoffnung aller Politik. Sie ist zum 

Wandel fähig. Und gelebtes Paradox.

MURX

Mehr als die Summe seiner Teile
Warum wir eine Neubestimmung gesellschaftlicher Naturverhältnisse brauchen

KATHRIN GERLOF

D ie Krise ist groß und mit ökolo-

gisch, ökonomisch, sozial oder 

gesellschaftlich unzureichend 

beschrieben. Es wäre notwen-

dig, sich von alten Kulturmus-

tern zu verabschieden und eine 

Neubestimmung gesellschaftlicher Naturver-

hältnisse vorzunehmen. Richard Dawkins ent-

wickelte einst das Konzept der Meme, sich 

fortpflanzender Bewusstseinsinhalte – sozu-

sagen als kulturelle Entsprechung zu den Ge-

nen. Es gibt sogar eine mathematische Formel 

für die Verbreitung von Memen. Aber es gibt 

auch die Erkenntnis – siehe Kopernikus –, dass 

es manchmal als einfachere Lösung erscheint, 

den Entdecker zu verbrennen, als sich auf neue 

Ideen ein- oder neue Erkenntnisse zuzulassen. 

Gegenwärtig jedoch ließe sich optimistisch 

formulieren, dass die Menschen sehr wohl in 

der Lage sind, schnell und mit weitreichenden 

Entscheidungen auf Probleme zu reagieren. 

Das könnte eine Lehre aus der Pandemie sein. 

Genauso, wie es möglich ist, zu sagen: Da der 

Mensch nicht in die Lage versetzt ist, die Tren-

nung von Natur und Gesellschaft dialektisch 

aufzuheben, sucht er jetzt, sich selbst zu ret-

ten, und vergisst (mal wieder), dass Natur nicht 

mehr ohne Gesellschaft und Gesellschaft noch 

nie ohne Natur zu denken war (Ulrich Beck). 

Platt gesagt: Es dauerte wenige Tage, den Lock-

down zu beschließen und durchzusetzen, der 

Ausstieg aus der Braunkohle wird voraussicht-

lich erst 2036 beendet sein. Corona schlägt 

Klima. Und an jenen gesellschaftlichen Natur-

verhältnissen, die zugleich besonders gefähr-

det als auch besonders gefährdend sind, wird 

nicht gerüttelt. Als da sind: Arbeit und Pro-

duktion, Ernährung und Land(-ver-)nutzung, 

Fortbewegungsdrang und wachsende Mobili-

tät, die Befriedigung basaler Bedürfnisse (Nah-

rung, Wasser, Fortpflanzung, Fortbewegung, 

Schutz vor Hitze und Kälte) und das ungebro-

chene Streben nach Wachstum, die Armut auf 

der einen und der auf ihr fußende Reichtum 

auf der anderen Seite. 

Mit der ökologischen Krise ist das Leben der 

Gattung Mensch zumindest bedroht. Ernsthaft 

bedroht. Die Klugen nennen das, womit wir es 

zu tun haben, eine Krise der gesellschaftlichen 

Naturverhältnisse. Das ist größer als Klimakrise 

oder ökologische Krise, und es ist auch genauer. 

Mit instrumenteller Vernunft ist der Sache nicht 

beizukommen. Max Horkheimer hat mit seiner 

Kritik jener Art der Lösungssuche und Krisen-

bewältigung zugleich eine Kritik am instrumen-

tellen Verhältnis zur Natur geübt. Während Max 

Weber, auf den er sich bezog, mit der Zweckrati-

onalität die Wissenschaft darauf reduzierte, sich 

zwar um technische Lösungen zu kümmern, je-

doch nicht um die Wahl der Handlungsziele. So-

lutionismus – also jene Form der Technikideo-

logie, die man gegenwärtig mit dem Glauben an 

Algorithmen übersetzen könnte – ist eine mög-

liche Folge solcher Zweckrationalität. Hat man 

ein Problem, bedarf es nur der passenden tech-

nischen Lösung. Und die Frage, ob diese techni-

sche Lösung möglicherweise ein noch viel größe-

res Problem in die Welt bringen wird, stellt sich 

gar nicht. Wir verbieten die Werkverträge und 

führen Abstandsregeln an der Schlachtbank ein, 

befassen uns aber nicht mit extrem ausbeuteri-

schen Arbeitsverhältnissen und Massentierhal-

tung. Ist da ein hässliches Loch in der Wand, stel-

len wir einen Schrank davor. 
In der Trennung von Natur- und Geisteswis-

senschaft erkannten Horkheimer und Adorno 

das Scheitern der Aufklärung. Dabei war es 

nicht ihr Ansinnen, mit der »Kritischen Theo-

rie« technische Entwicklungen und somit auch 

das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Aber 

für gesellschaftliche Naturverhältnisse gilt, 

dass alles ein Sowohl-als-Auch, ein Weder-

Noch sein kann und dass wahr oder falsch als 

Kategorien nicht ausreichend sind oder gleich 

gar nicht taugen.Die Natur ist vergesellschaftet und zugleich 

in weiten Teilen privatisiert. Kant sah die er-

kenntnistheoretische Kluft zwischen der Na-

tur als »Ordnung der wirkenden Ursachen« 

und dem menschlichen Wirken als »Ordnung 

der gesetzten Zwecke«. Und der Zweck heiligt 

fast alle Mittel. 

Alles lässt sich irgendwie rechnen und in 

Zahlen ausdrücken: der Wald in Festmetern, 

die Meere in Fangquoten, der Boden in Erträ-

gen, die gute Luft in Gewinnen aus Wellness-

angeboten mit Seeblick. Ein Elefant ist wahl-

weise als großes Säugetier oder als der Preis 

des Elfenbeins darstellbar. Eine Bergland-

schaft bietet sich uns als einzigartiges Bio-

top an oder als Skigebiet mit Kunstschnee auf 

den Pisten und Ballermann am Abend. Auch 

Naturschützer*innen neigen dazu, den ökono-

mischen Wert einer Landschaft ins Feld zu füh-

ren, wenn sie für deren Renaturierung eintre-

ten. Darin liegt die resignierte Erkenntnis, dass 

nur gerettet wird, was berechenbaren Nutzen 

verspricht oder bei Nichtrettung überdimen-

sionierten Schaden verursacht.
Die Wissenschaft, die sich explizit mit den 

gesellschaftlichen Naturverhältnissen be-

fasst, ist die Soziale Ökologie. Sie übersetzt 

ökologische Verwerfungen, Umweltprobleme, 

gesellschaftliche Sackgassen als Krise der ge-

sellschaftlichen Naturverhältnisse in Tradi-

tion der Kritischen Theorie, aber doch darü-

ber hinausgehend. Bereits 1956 konstatierte 

das »Institut für Sozialforschung«, dass sich 

das Verhältnis von Individuum und Gesell-

schaft nicht von dem zur Natur trennen lässt. 

Und dass einer Wissenschaft von der Gesell-

schaft die Aufgabe zukomme, die Gesetze zu 

erforschen, »nach denen jene Wechselwirkung 

sich entfaltet, und die wechselnden Gestalten 

abzuleiten, die Individuum, Gesellschaft und 

Natur in ihrer geschichtlichen Dynamik an-

nehmen«. Dies ließe sich als die Geburtsstunde 

der Sozialen Ökologie beschreiben. Zu erfor-

schen sind drei Verhältnisse: Individuum und 

Gesellschaft, Gesellschaft und Natur, Indivi-

duum und Natur. Von Marx her gedacht ist dies 

die Grundlage für Kapitalismuskritik, da Pro-

duktionsverhältnisse die Naturverhältnisse 

bestimmen. Nach Marx besteht die Vergesell-

schaftung der Natur in deren Aneignung. Und 

das meint nicht »mein Freund, der Baum«.

Die Folgen sind das, was wir gegenwärtig un-

ter Krise aller Verhältnisse verstehen. Da steht 

uns eine schöne Aufgabe bevor.
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Algorithmen brauchen unser Mitgefühl. 

Immer müssen sie als Sündenböcke  

herhalten, ob nun die Corona-Kontakt-

verfolgung nicht funktioniert oder die 

Terminvergabe beim Impfen. »Techni-

sche Probleme, die umgehend nachge-

bessert werden«, lautete dann auch die 

erwartbare Reaktion des Konzerns 

Zalando, als die Berliner Datenschutz-

beauftragte dessen Personalbewer-

tungssystem als nicht rechtskonform 

kritisierte. Es handelt sich um ein 

sogenanntes 360-Grad-Feedbacksystem, 

bei dem Mitarbeiter:innen nicht nur  

vom Chef bewertet werden, sondern auch 

von Kolleg:innen und Kund:innen. 

Jederzeit und ohne dass die Bewerteten 

Einblick gehabt hätten in die Daten, 

oder die Kriterien, nach denen sie ge- 

sammelt werden. »Stasi-Methoden« 

hatten Zalando-Beschäftigte die einge- 

setzte Software »Zonar« schon Ende 

2019 genannt. Diese sei, so eine Studie 

der Hans-Böckler-Stiftung, »ein 

Instrument zur Herstellung betriebli-

cher Ungleichheit«, indem sie die 

Unterteilung der Belegschaft in drei 

Gruppen ermögliche, denen jeweils 

Privilegien oder Sanktionen zugeteilt 

werden. Ausdrücklich in Schutz ge- 

nommen wird von den Autor:innen der 

Studie allerdings der Algorithmus,  

der »aufgrund seiner Konstruktion gar 

keine anderen Ergebnisse produzieren 

kann als jene, die ihm von Management- 

seite vorab zugedacht sind.« Immerhin, 

seit 2020 haben auch die 5.000 Berliner 

Zalando-Beschäftigten einen Betriebs-

rat nach deutschem Recht. Der sollte sich 

schlau machen in Sachen Datenschutz, 

denn in Unternehmerkreisen gilt »algo- 

rithmisches Management« als das  

neue große Ding. 

MURX

57

Kapital und Körper
In Konkurrenz mit der Maschine wirft die Pandemie die menschliche Arbeitskraft zurück

STEPHAN KAUFMANN

D
er Mensch«, schrieb Kurt Tu-

cholsky vor 90 Jahren, »hat ne-

ben dem Trieb der Fortpflan-

zung und dem, zu essen und zu 

trinken, zwei Leidenschaften: 

Krach zu machen und nicht zu-

zuhören« – kurz: seinen Mitmenschen auf die 

Nerven zu gehen. So wahr das ist, so wahr ist 

aber auch: Ohne einander kommen die Men-

schen nicht zurecht. Physische Nähe ist wich-

tig, bis hin zur Berührung, woran uns der jährli-

che »Weltknuddeltag« am 21. Januar erinnern 

soll. Auch der Kapitalismus braucht den Kon-

takt der Menschen in ihrer Funktion als Ar-

beitskräfte, als Käufer- und Verkäufer:innen. 

Separiert man sie, wird es teuer: 250 Milliar-

den Euro, so das arbeitgebernahe Institut IW, 

kostete die deutsche Wirtschaft bislang der 

»Lockdown«, also die Trennung der mensch-

lichen Körper zu ihrem Schutz vor Covid-19.

Die Geschichte des Kapitals ist die Geschichte 

seiner Versuche, die Natur zu nutzen und sich 

gleichzeitig von ihren Unwägbarkeiten frei zu 

machen. Das gelingt nie ganz – Klimawandel 

und Pandemie erinnern den digitalisierten Fi-

nanzkapitalismus schmerzhaft daran, wie ab-

hängig er ist von so archaischen Bedingungen 

wie CO2-Konzentration und Menschenkörpern. 

Besonders Letztere machen dem System zu 

schaffen: Der Mensch kommt klein und hilf-

los auf die Welt, er muss in Ruhe wachsen, wird 

krank, braucht Pausen und Erholung, bis er am 

Ende verfällt und stirbt. Damit passt er nicht zu 

einer Wirtschaft, die keinen Anfang und kein 

Ende kennt und Pausen hasst. 

Die bedingte Funktionstüchtigkeit des 

menschlichen Körpers beschert der kapitalis-

tischen Wirtschaft immense Kosten, auch in 

pandemiefreien Zeiten. Babys wollen geboren 

und Kinder aufgezogen sein. Leben und Arbeit 

machen krank, was für unversicherte Betrof-

fene einen dreifachen Schlag bedeutet: Sie ha-

ben höhere Ausgaben für die Behandlung, sie 

leiden physisch, und sie verlieren mit der Ar-

beit ihre Einnahmen – das Kapital bezahlt nicht 

Menschen, sondern nur Arbeitskräfte. Aus 

diesem Grund haben wohlhabendere Staaten 

Sozialkassen eingeführt, in denen die Klasse 

der Lohnabhängigen für Zeiten der Lohnlosig-

keit zwangsweise spart, also quasi vorarbeitet. 

Auch alte Körper können dem Wirtschafts-

wachstum nicht mehr dienen, wollen aber den-

noch überleben, was die Rentenversicherung 

jährlich mit 325 Milliarden Euro bezahlt. Das 

reicht oft nicht, weswegen die private Alters-

vorsorge einspringen muss – Versicherer über-

nehmen gerne das individuelle »Langlebig-

keitsrisiko«. Zu den staatlichen Sozialausgaben 

addieren sich fast 300 Milliarden Euro für Kran-

ken- und Pflegeversicherung. All diese Summen 

stellen für das Kapital Lohnkosten dar, die sei-

ner Wettbewerbsfähigkeit entgegenstehen. Ein 

wettbewerbsfähiger Körper ist stets einsatzbe-

reit und belastbar, was die ökonomische Basis 

legt sowohl für den Trend zur Selbstoptimierung 

wie für den herrschenden Jugendwahn. 

Nicht nur die alten und kranken, auch die ar-

beitenden Körper müssen geschützt werden 

– in normalen Zeiten nicht vor Pandemien, 

sondern vor den Ansprüchen der Unterneh-

men. Arbeits- und Erholungsphasen sind daher 

streng vorgeschrieben. »Die Arbeit ist durch 

im Voraus feststehende Ruhepausen von min-

destens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von 

mehr als sechs bis zu neun Stunden und 45 Mi-

nuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun 

Stunden insgesamt zu unterbrechen«, gebie-

tet das Arbeitszeitgesetz, bevor es die Ausnah-

men regelt. Vorschriften zur Arbeitsstätte le-

gen kleinlich fest, wie viel Platz dem Körper 

einer Großraumbürokraft zusteht (12 bis 15 

Quadratmeter), wie er stehen, laufen, sitzen 

kann, wie viel frische Luft, Licht und Wärme 

er beanspruchen darf und wie viel Lärm er er-

tragen muss. Um all das wird ständig gestrit-

ten, da Licht, Luft und Platz das Unternehmen 

Geld kosten und die Produktionskosten in die 

Höhe treiben, nicht anders als bei Legehennen. 

Der menschliche Körper endet nicht an seiner 

Oberfläche der Haut, er greift darüber hinaus: 

1,5 Meter Abstand gelten seit einigen Monaten 

als notwendige Distanz, die Menschen einhal-

ten müssen und die machen die Corona-Pan-

demie teuer. Formulierungen wie »Lockdown 

kostete die Wirtschaft bisher 250 Milliarden 

Euro« zeigen deshalb, dass Schutz und Pflege 

des Körpers im herrschenden System nicht Teil 

der Wirtschaft sind, sondern ihr entgegenste-

hen, ihr eben Kosten verursachen. Und Kosten 

sind schlecht, das weiß man. Die Reproduktion 

des Kapitals und die der Körper bilden keine 

Einheit, die Reproduktion des Kapitals ist der 

des Körpers auch nicht untergeordnet. Beide 

stehen einander gegenüber, als Interessen mit 

gleichem Recht, woraus die permanente Frage 

resultiert: Wie viel ist ein gesundes Lebensjahr 

wert? Was darf ein Mensch kosten?

Das Kapital braucht die Menschen für den 

Profit, gleichzeitig bescheren sie ihm Kosten, 

von denen es sich befreien will. Der Weg aus 

diesem Widerspruch ist als »Rationalisierung« 

bekannt. Je teurer der Erhalt des Körpers, 

umso attraktiver wird es für Unternehmen, 

ihn durch eine Maschine zu ersetzen, die pau-

senlos läuft, nicht streikt und sehr berechen-

bare Ansprüche an die betriebswirtschaftliche 

Kalkulation stellt. In dieser Konkurrenz mit 

der Maschine wirft die Corona-Pandemie die 

menschlichen Arbeitskräfte zurück, denn sie 

verlieren einen Kostenvorteil gegenüber dem 

Automaten. In die gleiche Richtung wirkt die 

permanente Rationalisierung der Produktion 

von Investitionsgütern, die die Maschinen im-

mer billiger und leistungsfähiger macht. 

Ergebnis der Pandemie, prophezeit die US-

Denkfabrik Brookings, wird daher ein Sprung in 

der »Digitalisierung« sein. Unternehmen wür-

den angesichts gestiegener Gesundheitsrisiken 

zunehmend Arbeitskräfte durch Roboter erset-

zen. »Millionen Jobs sind bedroht.« Im Jahr 2020 

hat in Deutschland jedes fünfte Unternehmen 

mit mehr als zehn Beschäftigten im verarbei-

tenden Gewerbe Industrie- oder Servicerobo-

ter eingesetzt.
Eine US-Investmentgesellschaft verglich 

jüngst die Aktienkurse von Unternehmen, die 

im Verhältnis zu ihrem Umsatz relativ viele 

Beschäftigte haben, mit jenen, bei denen rela-

tiv wenige arbeiten. Die mit der geringen Be-

schäftigtenzahl schnitten deutlich besser ab. 

Fazit der Untersuchung: »Es scheint, wir haben 

schlechte Zeiten für Menschen.«
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SCHWERPUNKT ANGST

KATHRIN GERLOF

Vor fünf Jahren beendete die vom Bun- 
destag eingesetzte Enquetekommission 
»Internet und digitale Gesellschaft« 
ihre Arbeit. Das Ergebnis war gar nicht 
so schlecht, wenn man mal von jenen 
Arbeitsphasen absieht, in denen auch in 
dieser Kommission mehr Parteienge-
plänkel als Sacharbeit stattfand. Hun- 
derte Empfehlungen wurden nach 
jahrelanger Arbeit, Anhörung von Ex- 
pert*innen, Gutachten und Diskus- 
sionen an den Deutschen Bundestag 
gegeben.

Vor diesem Hintergrund ließe sich 
begrüßen, dass sich nun eine Enquete-
kommission mit den Chancen und 
Herausforderungen der künstlichen 
Intelligenz befassen wird. Bis 2020 
sollen die Ergebnisse vorliegen, also 
Handlungsempfehlungen. 19 Mit- 
glieder des Bundestages und 19 Sach- 
verständige gehören der Kommission 
an. KI wird laut Antrag der Fraktionen 
für die Einsetzung der Kommission  
als »einer der größten technologischen 
Treiber der Digitalisierung und ein 
zunehmend wichtiger Wirtschaftsfak-
tor« angesehen. Ermutigend wirkt 
ebenso, dass die Kommission sich auch 
mit der ethischen Frage befassen  
wird. Möglich also, dass die Politik tat- 
sächlich erkannt hat, welch einen 
Paradigmenwechsel KI darstellt, auch 
wenn sie das in Phrasen packt wie 
»damit die Erfolge unserer sozialen 
Marktwirtschaft digital fortge- 
schrieben werden«. Aber noch mal kurz zurück zur 

Enquete »Internet und digitale Gesell-
schaft«. Von den Hunderten Empfeh-
lungen, die sie der Politik aussprach, ist 
so gut wie nichts umgesetzt worden.  
Der umfangreiche Abschlussbericht 
füllt offensichtlich viele Papierkörbe. 
Am Ende also war das ein ziemlicher 
Murx und bestätigte die Vermutung, 
dass auch Enquetekommissionen gern 
für Schaufensterpolitik missbraucht 
werden.  

MURX
KATHRIN GERLOF

F angen wir mit ein paar Beispie-
len an: Anfang 2017 konstatierte 
das Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln, dass sich der Flücht-
lingszuzug positiv auf die Kon-
junktur in der Bundesrepublik 

auswirke. Infolge der Zuwanderung werde sich 

das Bruttoinlandsprodukt bis 2020 um rund 

90 Milliarden Euro erhöhen – weil sowohl die 

Staatsausgaben steigen als auch der private 

Konsum wächst. Mehr als ein Jahr später rechnet Bundesfi-

nanzminister Olaf Scholz vor, dass dem Bund 

bis 2022 rund 70 Milliarden Euro Kosten für 

die Flüchtlingspolitik entständen – was im-

mer hier unter »Flüchtlingspolitik« verstan-

den wird. Der größte Teil, 31 Milliarden Euro, 

werde zur Bekämpfung von Fluchtursachen 

verwendet, 21 Milliarden für Sozialtrans-

fers an Geflüchtete. Integrationsleistungen 

wie Sprachkurse machten rund 13 Milliarden 

aus, die Aufnahme, Registrierung und Unter-

bringung etwa 5,2 Milliarden. Das meiste Geld 

kommt also »wieder rein«. Diverse Studien von Wirtschaftsforschern, 

die sich die Frage stellten, was eigentlich pas-

sierte, wären tatsächlich alle Grenzen offen, 

prognostizieren einen Anstieg des weltweiten 

Bruttoinlandsprodukts um 67 bis 147 Prozent. 

Der US-Ökonom Michael A. Clemens hat er-

rechnet, dass in der Landwirtschaft der USA 

drei mexikanische Saisonarbeitskräfte einen 

amerikanischen Arbeitsplatz schaffen – indi-

rekt durch ihren Konsum oder direkt, weil ih-

nen ein Vorarbeiter beigestellt wird. 
Angesichts der aktuellen Diskussion über 

Migration und Flucht, in der eine Drohkulisse 

aufgebaut wird, die weismachen soll, dass nur 

totale Abschottung die Bundesrepublik vor 

dem ökonomischen und sozialen Desaster be-

wahren könne, haben es die eben geschilder-

ten Beispiele eher schwer, als Argumente und 

Tatsachen anerkannt zu werden. Wenn Diskus-

sionen jeglicher Rationalität entbehren, wirkt 

die Realität störend. Hinter einer Drohkulisse 

können Fakten nur noch schwer ausgemacht 

werden.

Das liegt auch daran, dass nur wenig auf die 

Ökonomie der Flucht geschaut wird. Schon gar 

nicht in einem umfassenden Sinn. Es geht da-

bei nicht nur darum, dass Migration meist die 

Folge andauernder oder vergangener Kriegen 

ist, von politischer Zerrüttung eines Staatswe-

sens, der Zerstörung einst funktionierender 

Subsistenzwirtschaften und lokaler Märkte 

durch ausländisches Kapital und Importe, von 

politischen und geheimdienstlichen Interven-

tionen, Waffenlieferungen, wirtschaftlichen 

Abkommen zur Öffnung von Märkten zuguns-

ten reicher Industriestaaten, von Ausbeutung 

der Rohstoffressourcen, Umweltzerstörung 

und durch ausländische Investoren geför-

derte Korruption, von Landgrabbing, Vermül-

lung und so weiter. Ebenso wenig wäre schon alles mit dem Hin-

weis gesagt, dass jedes Elend eine konjunktur-

fördernde Seite haben kann, weil es immer 

noch jemanden gibt, der daran verdient: es zu 

verwalten, zu bewirtschaften, zu vermarkten. 

Die Schweizer Firma ORS Service GmbH zum 

Beispiel erwirtschaftete einen Gewinn von ei-

ner Million Euro jährlich mit dem Betrieb des 

zentralen österreichischen Aufnahmelagers. 

Auch Schlepper verdienen an der Flucht vor 

Elend. Und für Lobbykreise der Wirtschaft 

dienten die hier ankommenden Geflüchte-

ten bereits als Argument, die Aushebelung ar-

beitsmarktpolitischer Standards zu fordern 

– Motto: Mindestlohn ja, aber nicht für Asyl-

berechtigte.Und die Perspektive derer, die fliehen? 

Schon Karl Marx schrieb über schottische Bau-

ernfamilien, deren Familiengewerk kapitalis-

tischer Schafzucht weichen musste, und die in-

folgedessen in die Städte migrierten, um ihre 

Arbeitskraft zu verkaufen. Die weltweite Mo-

bilität von Menschen ist gewissermaßen einge-

baut in eine globale Produktionsweise, die auf 

der Ausbeutung von Mensch und Natur beruht. 
Um dies als Ausnahmezustand darzustellen, 

obwohl es doch historisch gesehen eine Norma-

lität ist, müssen die Folgen dramatischer ge-

zeichnet werden, als sie in Wahrheit sind. Die 

tatsächliche Zahl der hierher Geflüchteten ist 

niedriger als im »Sommer der Migration«, der 

von der CSU herbeigehetzte »Grenzschutz« be-

träfe ein paar Menschen am Tag, die Freizügig-

keit in der EU hat auch keine Millionenheere in 

Bewegung gesetzt. Jürgen Kaube sprach in der 

»FAZ« von der »Fiktion der Einreise«, die in die 

Welt gesetzt werde, damit eine »Politik der Mi-

grantenabwehr« als legitimiert gelten könne.
Welchem Zweck dient es, dass die »Angst vor 

den Fremden« mit derartiger Kraftanstren-

gung aufgebaut, mit solcher Vehemenz her-

beigelogen und mit gewaltiger Energie perpe-

tuiert wird? Es geht nicht (nur) um Rassismus und Chau-

vinismus, sondern um Formen der Ausgren-

zung und Abschottung, »die aus der imperialen 

Produktions- und Lebensweise des globalen 

Nordens und der Regulation der inneren Wi-

dersprüche und Krisen in nationalen Sozial-

staaten notwendig entstehen«, wie das Fabian 

Georgi in der »Prokla« einmal formuliert hat. 

Mit den Geflüchteten und Migranten kehrten 

auch die Folgen einer globalen kapitalistischen 

Realität in einzelne Länder des von dieser Pro-

duktionsweise profitierenden Nordens zurück. 

Wenn man von einem Problem sprechen will, 

dann liegt es hier. Und auch die Lösung wäre 

hier zu suchen, nicht an Grenzen oder im Hass.
Seit mehr als 100 Jahren leben 97 Prozent 

der Weltbevölkerung in dem Land, in dem sie 

geboren wurden. Die Angst vor den drei Pro-

zent wird politisch befeuert, weil sie sich nut-

zen und verwerten lässt.

Ökonomie der AngstSeit mehr als 100 Jahren leben 97 Prozent der Weltbevölkerung in dem Land, in dem sie 

geboren wurden. Die Furcht vor den anderen drei Prozent wird ökonomisch verwertet

Die Lösung  wäre in der  Produktionsweise zu suchen, nicht  an Grenzen oder  im Hass.
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SCHWERPUNKT PLANWIRTSCHAFT

VON VINCENT KÖRNER

Clemens Fuest ist Deutschlands ein- flussreichster Ökonom. Findet jeden-falls die »Frankfurter Allgemeine«  und verweist auf ihre jährliche Rang-liste der angeblich wichtigsten Wirt-schaftsforscher, die eher eine Liste da- rüber ist, in welch engem Korridor  des Denkens sich Medien und Politik in Fragen der Ökonomie bewegen: die Dominanz bestimmter Schulen, die Her- ausgehoben heit einzelner Professoren, die Trägheit, mit der ökonomisch ahn- ungslose Medien stets dieselben Leute zu denselben Fragen dieselben Antwor-ten geben lassen. Und so sehen die Politik und öffentliche Debatte auch aus: Als drehte sich die komplette Ökonomie um die Alternative »Steuern anheben und öffent lich investieren« oder »Steuern senken und auf privat getriebenen Aufschwung hoffen«.Immerhin: Gustav Horn, der Chef  des gewerkschaftsnahen Instituts für Makroökonomie und Konjunkturfor-schung, hat es diesmal auch in die FAZ- Charts geschafft. Dennoch: Was an  der Rangliste auffällt ist. Wer nicht darin steht und einen Eintrag wohl nie- mals bekommen wird, weil die  Methode der Listenaufstellung dem entgegensteht: Zitierzählerei und Politberatung. Als ob es überhaupt keine von Marx kommenden Wirtschafts- wissenschaftler gibt, als ob diese nicht auch etwas zu sagen hätten zu aktuel-len ökonomischen Fragen.Ja, Karl Marx taucht unter ferner liefen sogar auf. Aber wo ist Elmar Altvater – oder sind politikwissenschaft-liche Kapitalismuskritiker keine Ökonomen? Muss man Frigga Haug links liegen lassen? Ah! Sie ist Philosophin, aber kann man deshalb nicht auch ökonomische Ratgeberin sein? Warum ist Karl Georg Zinn nicht medial bekann-ter und politisch einflussreicher?Solange Teile der Wirtschaftswissen-schaft an den Rand gedrängt werden und Medien nicht einmal auf die Idee kommen, es könnte noch eine »dritte Meinung« zu einem Problem geben, ver- kümmern die Biotope kritischer Ökonomie. Dass es Initiativen für mehr Pluralismus gibt, ist gut. Es dürfte  aber eine Weile dauern, bis sich das auch wieder in den Top-Ökonomen-Rang-listen niederschlägt. Bis dahin sind sol- che Rankings Murx.

MURX

Ihr habt 
doch alle 
keinen 
Plan!

Nicht den Markt und seine Weisheit stören, warnen die Kritiker öffentlicher Steuerung.  
Doch die Zukunft will gestaltet sein. Wir brauchen mehr demokratische PlanwirtschaftTOM STROHSCHNEIDER

M an kann natürlich darüber froh sein, dass der Wahl-kampf vorbei ist. Man sollte aber auch darüber nachdenken, was es heißt, wenn in der parteipoliti-schen Wahlkonkurrenz Grundfragen der zu-künftigen Gesellschaft praktisch keine Rolle spielen. Wenn die Performance von Spitzen-kandidaten das Maß der Dinge ist, wenn die Rede von »Gerechtigkeit« zwar laut vorgetra-gen wird, aber jede und jeder darunter etwas Anderes verstehen darf. Wenn es zwar »Pläne« im Dutzend gibt, die aber gar keine sind, statt-dessen bloß Papiere, die dem Politmarketing als Wimpel dienen. Wenn der Wahlkampf so läuft, dann hat eine Gesellschaft ein großes Problem. Denn was sollten Wahlen denn sonst sein, wenn nicht demokratische Entscheidun-gen darüber, welche Richtung eine Gesell-schaft einschlagen will? Welchen Plan sie hat für die nächste Zeit?
Es hat in diesem Wahlkampf durchaus eine Gelegenheit gegeben, die aber ungenutzt blieb. Eine Gelegenheit, zum Thema zu machen, wel-che Rolle Ökonomie eigentlich spielt, welche Maßstäbe wir an Wirtschaft anlegen und wie weit wir politische Steuerung als vernünftig erachten, um gesellschaftlichen Bedürfnissen Vorrang gegenüber den Partikularinteressen einzelner Marktakteure zu verschaffen. Der Streit, von dem hier die Rede ist, drehte sich um Peter Bofinger. Der Würzburger Öko-nom sitzt im Sachverständigenrat zur Begut-achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-lung und nimmt dort in der Regel die Position des Minderheitenvotums ein. Das klingt nach 

Randständigkeit, aber dies ist eine Frage des Beobachterstandpunktes. Denn wo es »Min-derheiten« gibt, müssen auch Mehrheiten sein – Bofinger ist der keynesianisch argumentie-rende Wirtschaftswissenschaftler unter den »Weisen«, der auf einem Gewerkschaftsticket in dem Gremium sitzt. Wenn er ein Minderhei-tenvotum abgibt, dann kommt darin in der Re-gel auch das Interesse von Beschäftigten, von Öffentlicher Hand zur Geltung – man könnte von einer Sichtweise sprechen, bei der die Be-dürfnisse der Mehrheit in den Blick genom-men werden.
Auf der anderen Seite in diesem Streit ste-hen drei Ökonomen und eine Ökonomin, de-ren Argumentation sich zwar als Position der Mehrheit verkleidet, die in Wahrheit aber eine Sache der Minderheit ist: Was die anderen »Weisen« Lars P. Feld, Christoph M. Schmidt, Isabel Schnabel und Volker Wieland in diesem Streit hochleben ließen, die »Kräfte des Wettbe-werbs«, soll eine Marktlogik vor gesellschaftli-cher Einhegung schützen, die wirklich wenigen zugutekommt. Nicht der Mehrheit also.Ein Beispiel: Es ist ein paar Jahre nach dem Höhepunkt der Finanzkrise schon ein starkes Stück, »die exzessive Risikobereitschaft der Banken« auf ein Zuviel an staatlicher Einfluss-nahme zurückzuführen und auf mehr »freien Wettbewerb« zu pochen, statt auf mehr Kont-rolle, mehr Zähmung, mehr gesellschaftliche Entscheidung. »Vertraut dem Markt!«, schmet-terten die vier »Weisen« Bofinger entgegen, der zuvor »Mehr Zentralismus wagen!« gefor-dert hatte. 

Was in dieser Debatte steckt, hätte den Wahl-kampf zu einer Auseinandersetzung über die Entwicklungsrichtung dieser Gesellschaft machen können. Zu einer Entscheidung dar-über, ob eine Wiederherstellung des Primates der Politik nicht eine Veränderung des wirt-schaftspolitischen Denkklimas braucht, also mindestens mehr Bofinger. Es hätte deutlich werden können, dass es um eine Politik geht, 

in der die Ökonomie nicht als Nebenrubrik be-trachtet wird, sondern als der zentrale Ort der gesellschaftlichen Produktion von Reichtum, also die Arena, in der es um die Frage geht, in wessen Interesse und nach wessen Bedürfnis programmiert, gebaut, hergestellt, transpor-tiert und gehandelt wird. Es geht also um eine Perspektive, die wieder möglich machte, die Welt nach gesellschaftlichen, demokratisch ausgehandelten Plänen zu gestalten.Ist das etwa unvernünftig? Bofinger hatte nicht viel mehr zur Geltung bringen wollen, als den naheliegenden Gedanken, dass erstens oh-nehin viel geplant wird, dass es aber zweitens darauf ankommt, in welche Richtung diese Pläne zielen und wie sie verabredet werden, dass es drittens um Rahmensetzungen, Re-geln, Richtungsentscheidungen geht. Die Ag-gressivität, mit der vier »Wirtschaftsweise« zu-rückschlugen, zeigte freilich, wie weit eine der bloßen Marktlogik unterworfene Denkweise hierzulande als die eigentlich vernünftige gilt. Das hat auch etwas mit der Karriere des Plangedankens in der Ökonomie zu tun, eine Geschichte, die von vielen Irrtümern, Miss-erfolgen, Fehlentwicklungen gezeichnet ist. Aber was steht eigentlich in der Biografie des Marktradikalismus? Ist die Idee demokrati-scher Planung, die heute nicht mehr auf staat-liche Kommissionen setzen würde, stattdessen auf regionale Gremien, auf die verschiedenen Ebenen des Betriebs selbst, auf die Verwaltun-gen und die Nachbarschaften, wirklich so ab-wegig angesichts der Spuren, die über 40 Jahre Neoliberalismus hinterlassen haben? Und vor allem: Wollen wir nicht endlich anfangen, Al-ternativen zu planen angesichts der globalen Herausforderungen – vom immer noch gras-sierenden Elend in einer superreichen Welt angefangen über die wohl nur noch gemein-sam gestaltbare Fundamentalkraft des Klima-wandels bis hin zu den Befreiungspotenzialen neuer Technologien? 
Müssen wir nicht endlich anfangen?
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SCHWERPUNKT ENGELS 

TOM STROHSCHNEIDER
Es ist neuerdings wieder mehr von Klas- 
sen die Rede. Eine an sich begrüßens-
werte Entwicklung, lag der Begriff doch 
viel zu lange unter den Trümmern 
falscher Sorgen verschüttet, politisch 
irgendwie aufzufallen. Und unter  
dem Müllhaufen noch falscherer An- 
wendung zu politisch zweifelhaften 
Zwecken. Dabei gab und gibt es gute 
Gründe, antagonistische Interessen 
auch auf ihre Träger zu beziehen und  
zu schauen: Was ist da eigentlich los, 
woran liegt das und was kann man da- 
raus lernen? Oft kommt wohl deshalb  
die Wiederbefassung mit der »Klasse« 
nun auch in Verbindung mit dem Wort 
»Politik« daher, das verspricht schon ein 
bisschen die Antwort auf »Was tun?«.

Dann ist von »neuer Klassenpolitik« 
die Rede. Man würde gern mehr da- 
rüber erfahren, zum Beispiel, was das 
Neue an ihr ist, weshalb ein Sammel - 
heft der geschätzten Zeitschrift »LuXem-
burg« zum Thema vielversprechend 
klingt, käme man doch über den ersten 
Satz hinaus. Aber das ist nicht so ein- 
fach: »Die Klassenfrage steht im Zentrum 
eines links-marxistischen Projekts.« 
Was um alle Klassiker willen soll das 
sein? Und was wäre ein rechts- 
marxistisches Projekt, ohne dessen 
angenommene Existenz man ja  
kein links-marxistisches reklamieren 
müsste? Das Internet gibt keine er- 
schöpfende Auskunft. Dort wird aller- 
lei als »links-marxistisch« tituliert – 
neben türkischen Militanten und Karl 
Korsch, spanischen Bürgerkriegs- 
linken und dem Gewerkschaftstheore-
tiker Victor Agartz sogar die »Junge 
Welt«. Der SPD-Politiker Thomas Opper- 
mann hat einmal Teile der Linkspartei 
als »linksmarxistisch« bezeichnet. Das 
war nicht als Lob gemeint, führt aber  
in unserem Fall zu einer möglichen Ant- 
wort: dass in der Markierung »eines 
links-marxistischen Projekts« das Be- 
mühen kondensiert, sich umgekehrt 
irgendwie von der Sozialdemokratie 
abzugrenzen. Neue Schubladen, altes 
Denken? Das Murx zu nennen, fällt 
leicht. Man könnte sogar mit einem 
angeblichen Marx-Zitat angeben: »Je  
ne suis pas links-marxiste.«

MURX

TOM STROHSCHNEIDER 

A ls Friedrich Engels 1883 die 
dritte Auflage des »Kapital« 
herausbrachte, kam er auf 
»den landläufigen Jargon« zu 
sprechen, »in welchem deut-
sche Ökonomen sich auszudrü-

cken pflegen«. Was der Marx-Freund mit dem 

»Kauderwelsch« meinte, das er da zu kritisie-

ren hatte, beschrieb er an einem Beispiel: dass 

etwa »derjenige, der sich für bare Zahlung von 

andern ihre Arbeit geben lässt, der Arbeitgeber 

heißt, und Arbeitnehmer derjenige, dessen Ar-

beit ihm für Lohn abgenommen wird«. 
Mehr als 130 Jahre später hat sich daran 

nicht viel geändert: Das Kauderwelsch ist zum 

gesellschaftlichen Normalton geworden, da 

machen gewerkschaftliche oder linke Debat-

ten nur selten eine Ausnahme. Es ist davor zu warnen, das als sprachliche 

Kleinigkeit abzutun. »Worte bergen Weltsich-

ten«, wirbt etwa die Sprachwissenschaftlerin 

Elisabeth Wehling seit längerem schon in der 

sozialdemokratischen Matrix für mehr Sen-

sibilität im Umgang mit Begriffen. »Denn sie 

schaffen Wirklichkeiten in unseren Köpfen« 

– mit so genannten Frames, also Rahmen, »die 

unser gesammeltes Weltwissen in sinnvolle 

Zusammenhänge stellen«. Oder eben in Zu-

sammenhänge, die darauf hinauslaufen, dass 

die Welt so – falsch – bleibt wie sie ist. 
Wer also nimmt und wer gibt Lohnarbeit? 

Roland Karassek hat sich unlängst in der his-

torischen Zeitschrift »Arbeit – Bewegung – 

Geschichte« auf die »begriffsgeschichtliche 

Spurensuche« gemacht: Der Widersinn der 

Begriffe »Arbeitgeber« und »Arbeitnehmer« 

werde »selten thematisiert«. Gelegentlich wür-

den sie »als euphemistisch kritisiert« – sie wer-

den also zu Ausdrücken, die den sozialen Sach-

verhalt, um den es geht, beschönigend und in 

verschleiernder Absicht benennen. 
Und damit sind wir dann auch schon mitten 

in der aktuellen Debatte. Allerorten wird über 

die sozialen und kulturellen Ursachen für den 

Rechtsruck diskutiert. Linke reklamieren eine 

»neue Klassenpolitik« für sich, Brücken zwi-

schen Identitätspolitik und sozialer Frage wer-

den gesucht, verworfen, neu gebaut. Hier und 

da ist zu hören, man müsse sich nun »wieder 

mehr um die Arbeiternehmer« kümmern. 

Dahinter steckt oft die Frage: Warum lau-

fen so viele Menschen der AfD hinterher? Das 

hat verschiedene Gründe, diese zu verstehen, 

also zu analysieren, ist nicht dasselbe, wie ih-

nen Berechtigung zuzuschreiben. Zumal auch 

wahr ist, dass die Meisten ihre Stimme keiner 

Rechtsaußenpartei geben, sondern Kräften ei-

nes Status quo, in dem die eigenen Interessen 

nur als abgeleitete Variablen einer »Wettbe-

werbsfähigkeit« auftauchen und in dem Sozial-

politik oft der Losung »Ruhe im Karton« folgt. 
Wenn also stimmt, was Georg Spoo gerade 

in den »Blättern für deutsche und internati-

onale Politik« formulierte, wird eine solidari-

sche Gegenperspektive nicht umhinkommen, 

mit der »Unsichtbarkeit des Ökonomischen« 

Schluss zu machen. Womit wieder der falsche 

»Arbeitnehmer« ins Spiel kommt.
Zumindest ein Teil von denen vermag es laut 

Spoo nicht mehr, die »als ungerecht und ab-

gehängt empfundene Lebenswirklichkeit« in 

ökonomischen und sozialpolitischen Katego-

rien zu deuten. Dafür gibt es Ursachen, eine 

ist die fortschreitende ökonomische Individu-

alisierung. 
Immer mehr Leiharbeit, Werkverträge, 

Scheinselbstständigkeit haben die »klassi-

schen Instanzen der Solidarität« zerstört, 

der abhängig Beschäftigte wird mehr und 

mehr zum isolierten Einzelnen. Hinzu tritt 

eine »Subjektivierung der Arbeit«, das soziale 

Verhältnis, in dem man einer Tätigkeit nach-

geht, erscheint »vorrangig als persönliches und 

damit zutiefst individuelles Verhältnis«. 
Ein weiterer Aspekt ist laut Spoo die »repres-

sive Verantwortlichkeit«, die mit der neolibe-

ralen Form der Individualisierung einhergeht: 

Wo Autonomie einmal Selbstbestimmung ver-

sprach, wird der Einzelne heute »für sein öko-

nomisches Schicksal vollständig verantwortlich 

gemacht, das er tatsächlich aber, wenn über-

haupt, nur in engen Grenzen selbst bestimmen 

kann«. Folge ist eine Missdeutung der eigenen 

sozialen Lage als »Versagen«, sie wird nicht 

mehr als politische Angelegenheit gedacht. 
Und schließlich: Soziale Lagen werden »als 

moralische Qualitäten« gedeutet. Wer wenig 

verdient, Angst um seinen Job hat oder sich 

als »zu kurz gekommen« ansieht, dem wird ein 

gesellschaftlicher Spiegel vorgehalten, in dem 

er als »faul, träge, zu schwach, phantasielos« 

(Spoo) erscheint. Ausgeblendet werden dabei 

die ungleichen Besitz- und die Ungleichheit 

reproduzierenden Marktverhältnisse. Bei den 

ökonomisch Marginalisierten, so folgert Spoo, 

löst das »nicht nur schlechtes Gewissen, son-

dern überdies eine tiefe Entmutigung, Aus-

sichts- und Hoffnungslosigkeit« aus.
Das ist keine Spezialität von Leuten mit ge-

ringen Einkommen oder der Erwerbslosen. Die 

ganze politische Debatte unserer Zeit ist, je-

denfalls wenn man den linken, den progressi-

ven, den solidarischen Teil davon betrachtet, 

von einer Entmutigung geprägt. Die hat auch 

etwas damit zu tun, welchen realen Stellenwert 

zurzeit linksreformerische Ideen und darüber 

hinausgehende systemkritische Strategien ha-

ben. Selbst Forderungen, die auf kaum mehr 

abzielen als eine Wiederherstellung früherer, 

völlig »normalkapitalistischer« Zustände etwa 

in der Verteilungspolitik, gelten heute als völ-

lig unrealistische Spinnereien. Machtpolitisch 

abgehängt. Auch das eine Folge der »Unsicht-

barkeit des Ökonomischen«.Dieser Zustand ist gemacht und ließe sich also 

auch wieder verändern. Es ist dabei in der wa-

renproduzierenden Gesellschaft, die auf frem-

der Aneignung von Arbeit beruht, keine Kleinig-

keit, wie jene bezeichnet werden, die geben und 

die, die nehmen. Denn »die Begriffe, die man 

sich von was macht, sind sehr wichtig«, sagte 

schon Bertolt Brecht: »Sie sind die Griffe, mit 

denen man die Dinge bewegen kann.« 

Geben und NehmenWer verändern will, muss verstanden haben. Und auch so sprechen.  

Eine Repolitisierung des Ökonomischen fängt bei den Worten an 

Begriffe sind  wichtig, sagte 
schon  Bertolt Brecht:  Sie sind die Griffe, mit denen  man die Dinge  bewegen kann.

F. E.
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PREIS

KATHRIN GERLOF

Die Bodenverwertungs- und verwaltungs 

GmbH (BVVG) schreibt landwirtschaft- 

liche Flächen aus, die verpachtet werden 

sollen. Das ist erst mal eine feine Sache. 

In der Gemarkung Golzow (Landkreis 

Märkisch-Oderland) zum Beispiel rund 

50 Hektar in mehreren Losen, auf denen 

zurzeit sehr konventionell Raps und 

Getreide angebaut werden. Attraktiv 

für junge Landwirt:innen, die was 

anderes vorhaben als enge Fruchtfolge, 

Auslaugung des Bodens und im Zwei-

felsfall den Anbau von Lebensmitteln, 

die im Tank von Traktoren enden. Bio- 

Gemüse möglicherweise – der Bedarf 

wächst und kann kaum noch gedeckt 

werden, auch in Märkisch-Oderland und 

Umgebung. Allerdings beträgt die 

angebotene Pachtlaufzeit gerade mal 

vier Jahre. 

Um konventionell bewirtschafteten 

– und somit runtergehungerten und 

ausgelaugten – Boden wieder auf Vorder- 

mann zu bringen, braucht man Zeit. 

Zumal bei der Umstellung von konven-

tionell auf ökologisch (ja, das schließt 

sich aus) eine Frist von zwei Jahren gilt, 

bevor das Angebaute als Bio gilt und  

als solches verkauft werden darf. Zwei 

Jahre Umstellung, zwei Jahre Ertrag 

– so rechnet sich das natürlich nicht. 

Fast ließe sich vermuten, dass die 

BVVG bewusst mit solchen Fristen 

arbeitet, um den Ökos nicht allzu große 

Chancen einzuräumen, ein wenig zu 

wachsen. Zumal sie eine Förderung über 

das sogenannte Kulturlandschaftspro-

gramm (KULAP – es lebe das Akronym), 

die über fünf Jahre läuft, zurückzahlen 

müssen, wenn sie die mit der Förderung 

eingegangenen Verpflichtungen nicht 

einhalten können. 

Flächenvergabe durch die öffentliche 

Hand: ein Abenteuer, das viele unkon-

ventionelle Verlierer:innen kennt. Aber 

auch Gewinner. Wohl wahr.

MURX
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Was das kostet

In der Pandemie stiegen die Preise. Das war erwartbar und gehört zur Normalität

KATHRIN GERLOF

Z
wischen 1,78 Euro und 14,70 Euro 

bewegen sich die Preise pro Do-

sis Impfstoff gegen das Co-

rona-Virus. Astra Zeneca ist am 

preiswertesten, Moderna am 

teuersten. Das eine – als gesell-

schaftlicher Beitrag betrachtet, wie das Unter-

nehmen sagt – also fast zum Selbstkostenpreis. 

Moderna lässt das mit dem gesellschaftlichen 

Beitrag. 

Corona hat Bewegung auch in die Preisent-

wicklung gebracht. Das war zu erwarten. Preis-

ausfälle (klingt ein wenig vieldeutig, meint in 

dem Fall aber eklatante Preisänderungen) sind 

keine Seltenheit. Im Kapitalismus jedenfalls 

nicht, wo es zur unternehmerischen Freiheit 

gehört, über die Preise der Dinge, die man pro-

duziert, bestimmen zu können. Oder die unver-

bindlichen Preisempfehlungen zu missachten, 

wenn klar ist, dass sich manches Produkt ge-

rade auch weitaus teurer wird verkaufen las-

sen. So konnte es passieren, dass der Run auf 

Toilettenpapier in einigen Läden hübsch gen-

trifizierter Stadtteile Berlins zur Folge hatte, 

für ein Sechserpack neun Euro bezahlen zu 

müssen. Das musste man natürlich nicht tun 

– der nächste Supermarkt ist in Berlin nie weit 

entfernt. Und es hatte auch nichts damit zu tun, 

dass im Sechserpack dreilagig plötzlich mehr 

Arbeitswert steckte. Stattdessen konnte sich 

der Ladenbesitzer für einen kurzen Moment 

als Monopolist wähnen, davon ausgehend, dass 

die gutbürgerliche Kundschaft möglicherweise 

den Weg zu Aldi und Netto scheut, oder – so war 

es ja hin und wieder – die Toilettenpapierregale 

dort temporär leergekauft sind. Denn letztlich 

(ausführlicher dazu in dieser Ausgabe) ist die 

Preisbildung eine freie, subjektive Entschei-

dung des Unternehmers oder der Unternehme-

rin. Angesichts der leider gescheiterten Miet-

preisbremse werden die Hauptstädter:innen 

dies nun wieder schmerzhaft zu spüren be-

kommen. 

Im Dezember 2020 machte sich der Baye-

rische Rundfunk Gedanken über eklatante 

Preisunterschiede bei Corona-Schnelltests. Zu 

dem Zeitpunkt konnte man die in einer Pra-

xis schon für 25 Euro bekommen, am Münch-

ner Flughafen kosteten sie 81 Euro. Eine nach-

vollziehbare Erklärung gab es nicht, aber: Es 

hat funktioniert. 

Mal abgesehen von solcher unternehmeri-

schen Chuzpe jedoch sind viele Preise durch 

die Pandemie sehr deutlich gestiegen. Erwar-

tungsgemäß bei jenen Produkten, die uns ei-

nen sich stetig verlängernden Lockdown in ir-

gendeiner Art und Weise nicht nur versüßen, 

sondern auch Arbeitsfähigkeit in den eigenen 

vier Wänden ermöglichen. Die Mischung jener 

Produkte mit den größten Preissteigerungen 

sagt einiges über unser Wohlstandsland und 

auch über Bedürfnisse in Zeiten des erzwun-

genen Cocoonings aus. Computerzubehör, Kü-

chen- und Fitnessgeräte machen das Rennen.

1.000 Produkte wurden ausgewertet und de-

ren Preise über den Zeitraum von Mai 2020 bis 

Februar 2021 angeschaut. Bei Webcams betrug 

die Steigerung 99, bei PCs 79, bei Grafikkarten 

34 Prozent. Auch Gaming-Stühle legten stolze 

13 Prozent zu. Raclette (obwohl nur in größe-

ren Gruppen eine ganz schöne Sache und fürs 

Abstandsgebot nicht hilfreich) 30,5 Prozent. 

Küchenmaschinen, Geschirrspüler, Drucker, 

Crosstrainer, Fritteusen, Milchaufschäumer, 

Waschmaschinen, Rudergeräte … Sogar Eis-

maschinen wurden um 13 Prozent teurer. Ins-

gesamt stiegen die Preise im Juni vergangenen 

Jahres um knapp ein Prozent, wodurch auch die 

Inflationsrate leicht nach oben ging. 

Natürlich treffen Preissteigerungen – auch 

moderate – vor allem jene, deren Geld mehr 

als knapp bemessen ist. 2020 sanken die Real-

löhne um 1,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

Klingt nicht viel, ist aber viel. Die Haushalte ga-

ben im vergangenen Jahr 4,6 Prozent weniger 

für Konsumgüter aus, preisbereinigt waren es 

5 Prozent. Vor allem Beherbergungs- und Re-

staurantdienstleistungen und Verkehr schlu-

gen hier zu Buche, während die Ausgaben zum 

Beispiel für Nahrungsmittel, Getränke und Hy-

gieneartikel stiegen. Das gefällt der Regierung, 

die sich zum Ziel gesetzt hat, dass wir uns ge-

meinsam aus der Krise konsumieren, wahr-

scheinlich nicht so gut. 

»Auf diese Weise betreiben wir die Rück-

kehr zu einer Normalität, die faktisch keine 

ist. Stattdessen gehört das Konsumieren als 

Lebensform auf den Prüfstand. Durch Corona 

wird der Homo consumens und damit unser al-

ler Selbstverständnis radikal in Frage gestellt: 

Auf was mussten wir in den vergangenen Mo-

naten wirklich verzichten, indem wir weniger 

konsumiert haben? Was hat uns tatsächlich 

gefehlt? Damit ist die alte, zeitweilig unter To-

talitarismusverdacht stehende Frage zurück 

auf der Agenda: Was sind wahre menschliche 

Bedürfnisse – und was bloß warenförmige, 

falsche bzw. künstlich erzeugte?«, fragte Al-

brecht von Lucke im August 2020 in der Aus-

gabe der »Blätter«. 

Betrachtet man die größten Preissteigerun-

gen, die ja nicht aus der Luft gegriffen waren, 

sondern einer Nachfrage folgten, haben uns 

Webcams, Raclette und Küchenmaschinen am 

meisten gefehlt. Und dass wir insgesamt weni-

ger konsumierten, lässt noch lange nicht hoffen, 

wir wären zu der Erkenntnis gelangt, dies sollte 

insgesamt und fürderhin ein Gebot der Stunde 

sein. Zumal die Politik alles tut, uns davon zu 

überzeugen, dass wir schnell wieder mehr kon-

sumieren, also kaufen sollten, um die Wirtschaft 

anzukurbeln. Die »Wende zum Weniger«, wie 

sie Albrecht von Lucke erhofft und in den Be-

reich des Möglichen rücken sieht, klingt ange-

sichts einer solch eingeengten politischen Vor-

gabe nicht sehr wahrscheinlich. Aber, da muss 

ihm recht gegeben werden: Die Chance ist da. 

Eine der interessantesten »Preisdebatten« in 

dieser Krise war die über Fleisch. Julia Klöck-

ner kam auf eine Tierwohlabgabe von erst 40, 

nach einer Machbarkeitsstudie 47 Cent pro Ki-

logramm, als in die Öffentlichkeit drängte, was 

längst bekannt war: bestialische Zustände in 

den Fleischfabriken. Für Menschen und Tiere. 

Nun wird ein »breiter Konsens« gesucht, wie 

die Ministerin sagt. An dessen Ende könnte 

stehen, dass die Preise für Fleisch steigen. Für 

die Käufer:innen, denn die Gewinne werden auf 

diesem Weg ganz gewiss nicht geschmälert. Co-

rona sei Dank. Die Tiere und die Menschen in 

den Schlachthöfen werden davon wahrschein-

lich kaum etwas haben. 
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Der Kampf um Equal Pay hat viele Ge- 

sichter. Mitnichten, wenn auch am 

schlimmsten, sind nur Frauen von unglei- 

cher Entlohnung betroffen. Die  

Geschichte des Arbeitnehmerüberlas-

sungsgesetzes (kurz: AÜG) ist die 

Geschichte einer anfänglich ganz guten 

Idee, die durch politischen Schwach- 

sinn im Ergebnis sehr guter Lobbyarbeit 

pervertierte. Wer heute versucht,  

sein Recht auf gleiche Bezahlung ein- 

zuklagen, hat keine guten Karten.

Gerade erst hat das Arbeitsgericht Gie- 

ßen die Klage eines Leiharbeiters 

abgewiesen. Der  ollte für Getanes ver- 

gleichbar entlohnt werden wie seine 

tarifvertraglich geschützten Kolleg*in-

nen. Das Gericht aber beschied, durch 

Tarifverträge der Leiharbeitsbranche 

werde in zulässiger Weise vom Grund-

satz des Equal Pay abgewichen.

Als 1972 das AÜG in Kraft trat, war die 

Überlassungsdauer auf maximal  

drei Monate beschränkt. Gedacht für 

Urlaubszeiten und Krankheitsver- 

tretung. 1985 wurde die Überlassungs-

dauer auf sechs Monate erhöht. 1994 

auf neun Monate, 1997 auf ein Jahr. Auch 

bekamen in diesem Jahr Zeitarbeits- 

firmen die Möglichkeit, Mitarbeiter*in-

nen nur noch nach Bedarf einzustellen. 

Fünf Jahre später stieg die mögliche 

Überlassungsdauer auf 24 Monate. Das 

war 2002 und der Kanzler der Bosse  

mit dem Parteibuch der SPD regierte. 

2003 kamen die Hartz-Reformen, der 

Staat wurde mithilfe seiner Arbeitsagen- 

turen selbst zum Verleiher. Das »Gesetz 

für moderne Dienstleistungen am Ar- 

beitsmarkt« öffnete einer nicht neuen, 

aber sehr beschäftigtenfeindlichen Form 

der Ausbeutung Tür und Tor. Schröder 

und sein Team sorgten dafür, dass jeg- 

liche Befristung der Überlassung 

wegfiel. 2006 konnten erste Erfolge 

verkündet werden. 

Der DGB, der 2003 die Füße ziemlich 

stillgehalten hatte, konstatiert, dass 

Leiharbeiter*innen 29 Prozent weniger 

als ihre festangestellten Kolleg*innen 

verdienen. Jetzt schickt sich die SPD an, 

so sie regieren sollte, den Murx, den  

sie zu verantworten hat, ein bisschen 

einzudämmen. Viel Glück!

MURX

TOM STROHSCHNEIDER

A
n den politischen Debatten um 

die Regierungsbildung ist vie-

les denkwürdig, eines aber fiel 

besonders auf: worüber nicht 

gesprochen wurde. Die Sozial-

demokraten stritten viel darü-

ber, ob eine Erneuerung eher in der Opposition 

oder in einer Koalition möglich ist – aber wo-

rin eine solche Erneuerung bestehen würde, 

auch wirtschaftspolitisch, dazu hörte man ab-

seits von Floskeln nicht viel. Eine platzrau-

bende Rolle spielte auch, ob einzelne »Nach-

besserungen« am Koalitionsvertrag erreicht 

wurden oder eben nicht – aber inwieweit diese 

Einzelziele eingebettet sein sollen in eine über-

greifende, ökonomisch fundierte SPD-Strate-

gie neuer sozialer Integration, blieb offen. 

Bei der Union wurde gezankt, ob die ausge-

handelten Ministerposten dem eigenen Par-

teigewicht genügen oder nicht – was aber 

als übergeordnete Leitidee dann den dorti-

gen Ressortalltag ausrichten müsste, dazu 

wurde wenig gesagt. Und wer den Stellungs-

kampf diverser Polittruppen beobachtete, die 

sich für die Zeit nach Angela Merkel positio-

nieren, hörte viel über gesellschaftspolitische 

Ansichten, aber außer ein paar marktradika-

len Lautsprecherdurchsagen aus der dritten 

Reihe nichts darüber, was zur Gestaltung der 

Ökonomie für die kommenden Jahre als wich-

tig erachtet wird. 

Nicht einmal die Personalien bei der Euro-

päischen Zentralbank oder anstehende wirt-

schaftspolitische Nominierungen etwa im 

Sachverständigenrat oder die von Ökono-

men begonnene Diskussion über die Zukunft 

der wirtschaftspolitischen EU-Architektur 

haben eine spürbare Debatte entfacht. Ne-

bel liegt auch über der Opposition, von dort 

ist viel Kritik  an den Manövern und Aussa-

gen des Regierungslagers zu hören, aber beim 

Thema Wirtschaftspolitik scheint man sich 

auf soziale Verteilungsfragen oder Rufe nach 

Reichensteuern zu beschränken. Oder auf 

Schlagworte, Digitalisierung sagen kann aber 

eigentlich jeder. 

Oder das Beispiel des Wirtschaftsministeri-

ums. Das Ressort war der Union zugeschlagen 

worden, deren »Wirtschaftsflügel« zeigte sich 

enttäuscht, weil das Haus als schwach gilt. An-

dere in Merkels Lager meinten, nun bestehe ja 

gerade die Möglichkeit, deutlich zu machen, 

»welche Gestaltungsmacht ein Wirtschafts-

minister hat«. 
Ein früherer Amtsinhaber trommelte der-

weil für »marktwirtschaftliche Vernunft« im 

Ressort: Wolfgang Clement. Inzwischen ist der 

Mann aus der SPD ausgetreten, er setzt seine 

Arbeit als Lobbyist von Konzerninteressen 

fort, die er für die Interessen der Gesellschaft 

hält. Ein Fehler mit inzwischen auch sozialde-

mokratischer Geschichte. Am liebsten wäre es 

manchem, der Staat würde sich ganz aus der 

Ökonomie raushalten, weil Markt und andere 

wunderkräftige Dinge es schon richten werden. 

Man kann dabei an den Satz des früheren 

FDP-Ministers Günter Rexrodt denken, der 

einmal meinte: »Wirtschaft findet in der Wirt-

schaft statt.« Die Parole ist Ausdruck jener be-

stimmten wirtschaftspolitischen Denkweise, 

die damals dem Kurs von Privatisierung und 

Deregulierung unter Rexrodt zugrunde lag. 

Marktradikalismus für die Stammtische. Und 

auch in der Politik dominant seit den 1970er 

Jahren, als angebotstheoretische, auch neoli-

beral genannte Konzeption. Zuvor waren alle 

mehr oder minder Keynesianer, setzten also 

stärker auf Maßnahmen, mit denen die ge-

samtwirtschaftliche Nachfrage angekurbelt 

werden sollte – zugunsten unter anderem der 

Beschäftigung. 
Für die einen ist das schon der Kern linker 

Wirtschaftspolitik. Für andere müsste dazu 

schon mehr auf den Forderungszettel. Das 

hängt auch von der jeweiligen Sichtweise da-

rüber ab, ob und wie der Kapitalismus über-

haupt einzuhegen ist. Deshalb wird man auch 

unter Linken auf die Position treffen, »linke 

Wirtschaftspolitik« sei ein Unding, weil jede 

Wirtschaftspolitik sich auf die jeweils herr-

schenden ökonomischen Verhältnisse einlässt 

und dabei den Status quo akzeptiert. Oder an-

ders formuliert: Kann es überhaupt eine mar-

xistische Wirtschaftspolitik geben?

Aus ganz anderer Perspektive hat einmal 

Gerhard Schröder bestritten, dass es linke 

Wirtschaftspolitik gebe (auch eine rechte Va-

riante stritt er ab). Für den SPD-Kanzler exis-

tierte stattdessen »nur gute oder schlechte 

Wirtschaftspolitik«. Die Frage freilich lautet: 

für wen gut und für wen schlecht? Ausgehend 

davon ließe sich dann doch so etwas wie linke 

Wirtschaftspolitik umreißen: Es geht um eine 

Politik, die den Raum des gesellschaftlichen In-

teresses zu Lasten des Raumes der Profitlogik 

vergrößert. Einen Kurs, der die Seite der Arbeit 

gegen die des Kapitals stärkt. Eine Strategie, 

die Zukunft nach sozialen, ökologischen, glo-

balen Vorstellungen gestaltet.

Das wäre zurzeit vor allem: Abwehrkampf 

und Rückgewinnung wieder verlorener Bas-

tionen. Zuallererst durch Umverteilung von 

Arbeit und damit frei verfügbarer Zeit sowie 

Einkommen und damit Chancen, Teilhabe, Si-

cherheit. Linke Wirtschaftspolitik wäre heute 

auch: eine Politik unter den Bedingungen glo-

baler Wertschöpfung, digital getriebenem 

Plattformkapitalismus, Rohstoffknappheit 

und ökologischer Krise. 

Der Bremer Ökonom Rudolf Hickel hat ein-

mal gesagt: »Schlechte Wirtschaftspolitik 

ist neoliberal, gute ist links.« Das drehte den 

Schröder-Satz einfach um. Was genau diese 

gute linke Wirtschaftspolitik kann, wo ihre 

Grenzen liegen und welche Widersprüche da-

bei auftauchen, wenn man im Kapitalismus 

handlungsfähig bleiben will – das wäre eigent-

lich ein gutes Thema für die Debatten um die 

Regierungsbildung gewesen. Nicht etwa, weil 

man glaubt, schon die nächste Koalition würde 

es anders machen. 

Aber richtig ist eben auch: Wehe, wenn es nie-

mand irgendwann anders macht ... 
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SCHWERPUNKT BAUEN

SVENJA GLASER

Wenn man heute in der Politik etwas 
werden will, sollte man möglichst oft 
»Digitalisierung« in Reden und Papiere 
einfließen lassen. Die Benutzung des 
Wortes signalisiert Abstand zu Leuten 
wie dem Ex-Wirtschaftsminister 
Michael Glos, der einmal meinte, er 
»habe Gott sei Dank Leute, die für mich 
das Internet bedienen«. Typisch, diese 
Neuland-Neandertaler! Wer aber oft 
»Digitalisierung« ruft, kann von sich 
behaupten, vorne mit dabei zu sein. 
Immerhin geht es um wichtige Sachen: 
Breitbandausbau, Datenindustrie, 
Fortschritt, Industriepolitik, soziale 
Folgen der Automatisierung.Aber halt, geht es darum überhaupt? 

Gerade haben die »Wirtschaftsweisen« 
dazu aufgerufen, »mehr Anstrengungen 
in einen durchgreifenden digitalen 
Wandel von Gesellschaft und Wirt-
schaft zu unternehmen«. Wir alle, so 
versteht man das, müssen endlich noch 
mehr tun, sonst wird die BRD bald vom 
Internet abgeklemmt. Was empfiehlt 
der Sachverständigenrat? Eine Kom-
mission einzusetzen, die »innovations-
hemmende Regulierungen auf den 
Prüfstand« stellen soll. Das Gremium 
soll sich »am Vorbild der im Jahr 1988 
konstituierten Deregulierungskommis-
sion« orientieren. Man erinnert sich: 
Die war damals Stichwortgeber für 
weniger Regeln und Staat, mehr 
Wettbewerb und Markt. Politisch schlug 
sich das in der Schwächung des Faktors 
Arbeit nieder. Heute würde man das 
neoliberal nennen.Solange »Digitalisierung« wie eine 

Naturgewalt behandelt wird, der man 
sich anpassen müsse; solange über eine 
gestaltbare und von widerstreitenden 
Interessen geprägte Entwicklung so 
gesprochen wird, als stehe gar nicht zur 
Debatte, was daran gesellschaftlich 
nützlich sein könnte und wer daran zu 
Lasten von wem profitiert, bleibt das 
Umherwerfen mit dem Schlagwort 
»Digitalisierung« großer Murx.

MURX
KATHRIN GERLOF

B auen ist schön und förderlich. 
Wir werden mit Wohnungen, 
Gewerberäumen, öffentlichen 
Gebäuden, Industrieanlagen, 
Ställen für kleine und Massen-
tierhaltung, Flughäfen, Schlös-

sern versorgt, und all das brauchen wir. Was 

es kostet, das Bauen, darüber gibt es unend-

lich viele Statistiken. Die wenigsten von ihnen 

preisen das ein, was Stephan Lessenich exter-

nalisierte Kosten nennt. Die Sintflut findet immer woanders statt. 

Das Bauen, Bewirtschaften und Nutzen von 

Häusern und Straßen bedarf einer Menge na-

türlicher Ressourcen und befördert den Kli-

mawandel. Die Umweltbilanz des Bausektors 

ist nicht gut: hoher Bedarf an fossilen Ener-

gieträgern; Steine, Erden, Sand, Metalle, Holz 

werden verbaut, Fläche wird der Natur entris-

sen und versiegelt. In der Europäischen Union entfallen zum 

Beispiel 40 Prozent des Gesamtverbrauchs an 

Energie auf die Nutzung von Gebäuden. An je-

dem Tag werden heute hierzulande ca. 66 Hektar 

als Siedlungs- und Verkehrsflächen neu ausge-

wiesen, das sind rund 94 Fußballfelder. Jede Se-

kunde werden etwa zwei Quadratmeter Fläche 

versiegelt und ein Quadratmeter überbaut. Der-

zeit entspricht die Siedlungs- und Verkehrsflä-

che Deutschlands der Größe der Bundesländer 

Thüringen, Schleswig-Holstein, Saarland, Berlin, 

Hamburg und Bremen. Beruhigend mag klingen, 

dass es bei dem Tempo erst in 1.927 Jahren nur 

noch Siedlungs-, Verkehrs- und Wasserflächen 

geben wird. Keinen Wald, kein Feld, keine Wiese. 

Wer sollte sich heute schon darum scheren?
Politisch gewollt ist – ob daran auch wirklich 

gearbeitet wird, bleibt unklar –, dass der Flä-

chenverbrauch bis 2030 auf 30 Hektar täglich 

verringert und bis 2050 auf null gefahren wird. 

Mit diesen Vorhaben ist es allerdings wie mit 

dem Klimaschutz: Es gibt immer Gründe, da-

von die Finger zu lassen. Seit Längerem schlägt die Bauwirtschaft 

Alarm, weil der Sand knapp wird. Die rund 

2.000 deutschen Kiesgruben liefern jährlich 

rund 100 Millionen Tonnen Sand. Aus Wasser, 

Sand, Kies und Zement wird Beton. Ohne Sand 

kein Beton. Die Tatsache, dass wir die Substan-

tive Beton und Gold zusammengesetzt haben, 

sagt viel, jedoch nicht alles über die Besorg-

nis. Auf jeden Fall aber widmen sich die Kla-

gen nicht der mit der Knappheit einhergehen-

den Verrohung der Produktionsbedingungen 

und Geschäftsbeziehungen. Wenn etwas knapp 

wird, wird es immer auch gleich kriminell. 
In Deutschland wird die Gewinnung von Sand 

immer schwieriger. Viele Abbauflächen sind 

überbaut oder zu Schutzgebieten erklärt wor-

den, was die Wirtschaft nicht freut. Da die Preise 

für Ackerland steigen, geben Landwirt*innen 

auch nicht mehr so gern ihre Flächen für den 

Abbau von Sand her. Es gibt lukrativere Mög-

lichkeiten, Fläche zu Geld zu machen. Jährlich 

werden hierzulande rund 100 Millionen Ton-

nen Sand gewonnen. Eine Tonne Sand kostet 

in Berlin 9, in München 15 Euro. Stahlbeton be-

steht zu einem Drittel aus Zement und zu zwei 

Dritteln aus Sand. Selbst für ein Einfamilien-

haus braucht es 200 Tonnen Sand.
In der DDR kursierte der Witz, dass in der 

Wüste der Sand alle würde, schickte man einen 

DDR-Ökonomen dort hin. Das hatte aber eher 

etwas mit dem schlechten Ruf der Ökonomen 

zu tun. Denn Wüstensand lässt sich nicht ver-

bauen, er ist viel zu fein geschliffen. 
Sand vom Meeresboden wiederum eignet 

sich. Der Dokumentarfilmer Denis Delestrac 

bezeichnet Sand als die neue Umweltzeit-

bombe. In Marokko verschwinden ganze 

Strände, in Indonesien Inseln, Singapur im-

portiert trotz Verbots Unmengen Sand aus den 

Nachbarländern, Dubai holt sich den Rohstoff 

aus Australien, in Indien kontrolliert die Ma-

fia die gesamte Bauwirtschaft, Florida füllt 

Strände mit fremdem Sand wieder auf, in 

Frankreich sichern sich Konzerne Standorte 

in Küstennähe, um dem Meeresboden Sand zu 

entreißen, in Vietnam werden die Flüsse aus-

gebaggert. 
Bereits 2014 erklärte das Umweltprogramm 

der Vereinten Nationen, dass der Sand sehr, 

sehr knapp ist. 30 Milliarden Tonnen Sand wur-

den allein im Jahr 2012 für die Herstellung von 

Beton verwendet. Der UN-Bericht geht von ei-

nem jährlichen Verbrauch von rund 40 Milli-

arden Tonnen Sand aus. Weltweit wächst die Baubranche, ein Ende 

des steigenden Verbrauchs ist also nicht in 

Sicht. Gearbeitet wird an Technologien, um 

Bauabfälle zu recyceln. Skeptiker sagen, da-

mit ließe sich der Bedarf nicht decken. Und sie 

haben wohl recht. Weniger bauen wäre sicher 

auch eine Lösung, die aber im Rahmen dessen, 

was gerade ist, nicht wahrscheinlich klingt. 
Der Bundesverband Mineralische Rohstoffe 

fordert stattdessen schnellere Genehmigungs-

zeiten für den Abbau und mehr Abbauflächen. 

Es dauere derzeit zwischen fünf und zehn Jah-

ren, bis eine Fläche freigegeben werde. 
Gleißende Fassaden, wirklich hohe Hoch-

häuser, Einkaufstempel – in manchen Metro-

polen und Ländern ist der Pro-Kopf-Verbrauch 

an Sand dermaßen hoch, dass man an einen 

Zahlendreher glaubt. Singapur weist zum Bei-

spiel 5,4 Millionen Tonnen verbauten Sand pro 

Einwohner und Einwohnerin aus, damit steht 

der Stadtstaat an der Spitze der Weltrangliste. 

China hat in vier Jahren so viel Sand verbaut 

wie die USA in einem ganzen Jahrhundert. Das 

ist die große, weite Welt. Und die ist weit weg. 
In Deutschland rechnet die Bauwirtschaft in 

diesem Jahr mit Engpässen. Man kann nur hof-

fen, dass dem nicht durch schnellere Genehmi-

gungszeiten oder mehr Importe begegnet wird. 

Vielleicht ein paar weniger Straßen? Der neue 

Bauminister heißt Horst Seehofer. 

Auf Sand gebautPreiswerte Wohnungen sind knapp, doch gebaut wird vor allem anderes.  

Das bleibt nicht ohne Folgen für Umwelt und Ressourcen

30 Milliarden  Tonnen Sand  wurden allein 2012 für die Herstellung von Beton  verwendet.
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KATHRIN GERLOF

Die FDP hat die Bundesregierung auf- 

gefordert, sich für die Beibehaltung  

des durch internationale Verträge ge- 

sicherten Schutzes ausländischer 

Investitionen einzusetzen. Sie möchte 

vor allem, dass bilaterale Investitions-

schutzabkommen »vollumfänglich, also 

einschließlich der Schiedsgerichts- 

klauseln, in Kraft bleiben«. Es steht  

der FDP richtig zu Gesicht, dies zu 

fordern. Und zu ignorieren, dass Investi- 

tionsschutzabkommen – vor allem  

auch im Zusammenhang mit der Debat- 

te über das Freihandelsabkommen  

TTIP – mehr und mehr in die Kritik ge- 

raten sind. 

Als Deutschland nach Fukushima ent- 

schied, aus der Atomenergie auszu- 

steigen, als Uruguay und Australien zum 

Schutz ihrer Bevölkerungen Warnhin-

weise auf Zigarettenschachteln verord- 

neten, als ein ecuadorianisches Gericht 

einen US-amerikanischen Ölkonzern zur 

Zahlung von Entschädigung wegen 

Umweltverschmutzung verurteilte, klag- 

ten die private Investoren vor außer-

staatlichen Schiedsgerichten, weil sie 

ihre Gewinne durch die politischen 

Maßnahmen geschmälert sahen. Inves- 

titionsschutzverträge und Investor-

Staat-Schiedsverfahren (ISDS) sind 

machtvolles Mittel einer privatisier- 

ten Paralleljustiz. Es gibt mehr als 3.300 

zwischenstaatliche Abkommen; 1980 

waren es gerade einmal 18. Die Schieds-

gerichte entziehen sich staatlicher, 

politischer Einflussnahme und beste-

hen aus Wirtschaftsanwält*innen und 

Expert*innen, die von den Streitpar-

teien ernannt werden. 

Im Ergebnis der ISDS-Schiedsgerichte 

sahen sich viele Länder gezwungen, 

Gesetzgebungen zu revidieren und hohe 

Entschädigungen an Investoren zu 

zahlen. Schon die Androhung eines sol- 

chen Verfahrens genügt oft, Regu- 

lierungen zum Schutz der Verbraucher, 

Natur oder Gesundheit zu unterlassen, 

weil sie möglicherweise milliarden-

schwere Klagen transnationaler Konzer- 

ne nach sich zögen. 

Die FDP findet diesen Murx so weit in 

Ordnung. 

MURX

TOM STROHSCHNEIDER

E
s setzt sich, so begann einmal 

ein Buch, »mehr und mehr die 

Erkenntnis durch, dass eine zu-

mindest teilweise Streichung der 

Schulden in Zukunft unvermeid-

bar sein wird«. Das Buch ist 30 

Jahre alt, ein »konkret«-Bändchen, das Wege 

zu einer »Lösung der Schuldenkrise« suchte. 

Es ging um den Zusammenhang von Schulden, 

globaler Finanzkrise und Kapitalismus.

Damals standen vor allem die peripheren 

und in Unterentwicklung gehaltenen Länder 

im Fokus. Aber es war absehbar, dass sich die 

Krise ausweiten würde. Elmar Altvater, der 

gerade verstorbene große kritische Ökonom, 

lotete schon damals den Zusammenhang aus 

zwischen dem globalen Wirtschaftssystem, 

dem Stocken der realen Akkumulation und 

dem Drang großer Vermögen, die Rendite lie-

ber an Börsen und auf Finanzmärkten zu su-

chen. Zum Beispiel in Staatsanleihen.

Die »Triebräder« eines »immer taumelnder 

kreisenden Verschuldungskarussells«, von de-

nen Altvater damals schrieb, drehen sich seit-

her immer weiter. Die globale Staatsverschul-

dung hat historische Höchststände erreicht. 

Sie ist Ausdruck von riesigem Reichtum we-

niger auf der einen Seite – und macht auf der 

anderen Seite viele arm. Entwicklungsländer 

werden unter Zinslasten erdrückt. Kriselnde 

Staaten, die Spekulationsfolgen privater Ban-

ken bezahlen mussten, werden mit »Anpas-

sungsprogrammen« überzogen, die Sozialstaat 

und Demokratie unterminieren. Kredite wer-

den zu Waffen in politischen Auseinanderset-

zungen, die mit Investitionen in gesellschaft-

liche Belange nichts zu tun haben. 

Man braucht nur die Zeitung aufzuschla-

gen. Italien schleppt Schuldenlasten mit sich 

herum, die sich bereits seit den 1980er Jah-

ren aufgehäuft haben – und bis heute wie 

eine ökonomische Eisenkugel am Bein der 

ganzen Volkswirtschaft hängen. Argentinien 

muss sich wieder an den Internationalen Wäh-

rungsfonds wenden, dessen Kreditpolitik mit 

umstrittenen Auflagen verbunden ist. Schul-

dendienst ist zu einem politischen Hebel der 

Durchsetzung von Deregulierung, Marktden-

ken und »Wettbewerbsfähigkeit« geworden. 

Und mitunter auch zu einem Hebel gegen un-

liebsame Regierungen.

Das Beispiel Griechenland ist nicht verges-

sen. Im August endet das dritte Kreditpro-

gramm – ein Kreditprogramm, das die linksge-

führte Regierung in Athen ursprünglich nicht 

wollte, weil es vor allem bedeutete, frisches 

Geld in alte Schulden zu stecken und sich im 

Gegenzug dafür vorschreiben zu lassen, was 

mit Renten, öffentlichen Gütern und Sozial-

leistungen wird. Und: Die Kreditgeber, nicht 

zuletzt Deutschland, verdienen auch noch 

prächtig an dem Ganzen, direkt durch Zins-

zahlungen, über den Umweg von Gewinnen aus 

Anleihen, die die EZB erworben hat, und durch 

die Zinspolitik allgemein. 

Wie politisch aufgeladen der Streit über 

den Umgang mit Verbindlichkeiten ist, zeigt 

sich nun, da das Kreditprogramm bald aus-

läuft. Obwohl Athen Verhandlungen über wei-

tere Schuldenerleichterungen zugesagt wur-

den, wird dies von Kräften in der EU blockiert 

oder mit der Forderung verknüpft, dann gleich 

noch »zusätzliche Überprüfungen, eine Art von 

strengerer Kontrolle« einzuführen, wie es 

Klaus Regling vom europäischen »Rettungs-

schirm« ESM formuliert hat. 

Dagegen erinnert die EU-Kommission daran, 

dass sich alle Staaten der Eurozone an ihre Ver-

pflichtungen hielten. Wenn Kommissionschef 

Jean-Claude Juncker fordert, »sich auf das Pro-

blem des Schuldenabbaus zu konzentrieren«, 

hat er recht, geht aber nicht weit genug. 

Denn kleinere Maßnahmen, mit denen die 

Laufzeiten von Krediten verlängert oder die 

Zinsbelastungen umgeschichtet werden, wer-

den Griechenland kaum helfen. Überhaupt 

kann die Schuldenkrise nicht als Theater zwi-

schen Gläubigern und einzelnen Staaten beho-

ben werden, sondern es braucht einen über-

greifenden Ansatz. 

Dazu lässt sich an Debatten erinnern, die 

heute schon fast vergessen erscheinen. 2015 

war eine gesamteuropäische Schuldenkonfe-

renz vorgeschlagen worden. Der französische 

Ökonom Thomas Piketty hielt eine Restruktu-

rierung der Verbindlichkeiten »in vielen euro-

päischen Ländern« für »unvermeidlich«. Um 

der Demokratie willen, um der Chance, mit In-

vestitionen die Zukunft zu gestalten. Für ei-

nen echten Ausweg aus den Schuldentürmen. 

Die Sache ist, damit sind wir wieder bei dem 

Buch von 1988, nicht auf Europa beschränkt. 

Das Schuldenproblem ist ein weltgesellschaft-

liches, und so wird man eine durchgreifende 

Lösung nur global erreichen. Die Reduktion 

von Schulden muss radikal neu gedacht wer-

den, auch, weil bestehende Arrangements wie 

der Pariser Club nicht mehr den Verhältnis-

sen entsprechen – in der informellen Runde 

der Gläubiger, die Schuldenerlasse verhandeln 

kann, fehlt zum Beispiel China, das heute mit 

Krediten an andere Staaten Politik in seinem 

Interesse macht. 

Schulden sind versachlichte und in Zah-

len ausgedrückte Abhängigkeitsverhältnisse. 

Wer eine Welt will, in der Grundlagen »freier« 

Wechselseitigkeit wiederhergestellt sind, 

Staaten sich also einigermaßen auf Augenhöhe 

begegnen können, muss Schulden in größerem 

Maßstab streichen. Aufgrund der Verflechtun-

gen der globalen Ökonomie, der Hebelwirkung 

von Finanzmärkten und der Risiken für Ban-

ken wird man dabei nicht leichtfertig vorgehen 

wollen. Wirklich leichtfertig aber wäre es, sich 

einfach weiter von Schuldenkrise zu Schulden-

krise zu schleppen, die sozialen und ökonomi-

schen Folgen hinzunehmen und zu glauben, 

es werde schon alles wieder ins Lot kommen. 

Ob Alternativen zum existierenden Schul-

denregime möglich werden, »ist einzig und al-

lein von der Kraft der internationalen Oppo-

sitionsbewegung abhängig, nicht zuletzt von 

den Kräfteverhältnissen in den Industrielän-

dern«. Auch dieser Satz stammt aus dem Buch 

von 1988. Auch er ist aktuell.

Die Schuld der Schulden

Wer die Ketten der Abhängigkeit sprengen will, braucht globale und radikale Lösungen

Eine europäische 

Konferenz über die 

Reduktion von 

Schulden wäre ein 

Anfang.
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Seite 6   … »Ich bin derzeit etwas pessi- 

mistisch« Nick Srnicek im Gespräch 

über Plattform-Kapitalismus und eine 

Linke, die wieder mehr von Technik 

verstehen muss 

Seite 9   »Bei uns bezahlst du nicht mit 

deinen Daten« Ela Kagel über digitale 

Arbeitergenossenschaften, paradoxe 

Hilfe von Google und die Schwierig- 

keiten, über Gemeinwohl zu reden 

Seite 14   Blaubeermuffins oder 

Chihuahuas Fünf Antworten von Timo 

Daum auf die Frage, warum sich  

die Linke mit künstlicher Intelligenz 

beschäftigen sollte 

SCHWERPUNKT 

LINKE UND TECHNIK

VINCENT KÖRNER

Wir sind hier kein Jens-Spahn-Fanclub, 

wollen den Gesundheitsminister aber 

trotzdem einmal in Schutz nehmen – und 

zwar gegen Linke. Von denen beteilig-

ten sich unlängst eine größere Zahl an 

einem Empörungswettlauf gegen den 

CDU-Mann; ein Satz von Spahn hatte 

zum Aufregen gereicht – hätten die 

Aufgeregten einen zweiten gelesen, 

ihnen wäre der Anlass dazu abhanden 

gekommen. Was passiert ist? Spahn 

sagte in einem Interview, »wenn von 

einer Million Pflegekräften 100.000  

nur drei, vier Stunden mehr pro Woche 

arbeiten würden, wäre schon viel ge- 

wonnen«. Er sagte aber noch mehr, doch 

das ging im Getöse der »Kritiker« unter: 

Man müsse »ein Auge auf die Arbeitsbe-

dingungen werfen«, es gehe um faire 

Schichtpläne, verlässliche Arbeitszeiten, 

freie Tage – um das also, was auch nach 

Ansicht der Gewerkschaften dringend 

am Pflegeberuf reformiert gehört.  

Nun kann man natürlich einwenden, 

Spahn hätte dazu schon längst bei- 

tragen können. Wohl wahr. Alles andere 

aber ist bloß Empörungsgymnastik  

und verweist auf die Medienkompetenz 

einer 6. Klasse. Und das ist auch für 

Linke: Murx.

MURX

TOM STROHSCHNEIDER

V
or ein paar Tagen forderte die 

Weltbank, »die Arbeitsmarkt-

politik, die Besteuerung und 

die soziale Absicherung« in 

Europa zu reformieren, »um 

gefährdete Beschäftigte bes-

ser zu schützen und der steigenden Ungleich-

heit entgegenzuwirken«. Die EU-Staaten 

seien »unzureichend auf den digitalen Wan-

del« vorbereitet, hieß es in Berichten über eine 

entsprechende Studie, die nicht allzu viele 

Schlagzeilen machte – weil es von ihrer Art 

inzwischen Aberdutzende gibt. 

Wie ist die Lage? Die immer tiefere Durch-

dringung von Produktion, Alltag und Kommu-

nikation durch digitale Anwendungen reißt 

neue gesellschaftliche Gräben auf, betrifft bis-

her einigermaßen »sichere« soziale Milieus, 

entwertet Lebens- und Berufserfahrungen, 

sägt an den politischen Hebeln nationalstaat-

licher Markteinbettung, schaffte neue Ver-

teilungsprobleme und Ungleichheiten. Wo in 

Weltregionen, die sich bisher an der Spitze der 

ökonomischen Entwicklung sahen, das Auf-

stiegsversprechen für einen wachsenden Teil 

der Bevölkerung nicht mehr gilt, erodiert auch 

die Legitimation der real existierenden ökono-

mischen und politischen Verhältnisse. 

Helfen die Vorschläge der Weltbank dage-

gen? Man kann das positiv sehen: Auf dem 

mühsamen Weg der Erkenntnis muss schon 

ein Stück geschafft worden sein, wenn eine 

solche Institution eine universelle Grundsi-

cherung für alle Beschäftigungsverhältnisse, 

mehr Chancengleichheit durch verbesserten 

Zugang zur (Aus-)Bildung in digitalen Fertig-

keiten sowie eine gesellschaftliche Neuvertei-

lung durch stärkere Besteuerung von Kapital-

einkommen und Spitzenverdienern fordert. 

Das ist weiter gedacht als jene Haltung, die von 

Digitalisierung wie einem Naturwunder spricht 

und passives Zuschauen zum Sachzwang er-

klärt, um sogar noch zurückhaltenden Vor-

schlägen wie jenem der Weltbank einen Riegel 

vorzuschieben – im Sinne privater Reichtums-

mehrung und gegen die Neuformulierung von 

sozialen, ökonomischen und kulturellen Rech-

ten, die dieser Reichtumsmehrung in die Quere 

kommen müssen, sonst wären es nicht solche.

Man kann die Sache aber auch skeptischer 

sehen: Mit jeder Runde technologischen Vo-

rankommens wird offensichtlicher, dass da 

ein gewaltiger Schub an Produktivkraft sich 

entfaltet, der trotzdem nicht gesellschaft-

lich »wirkt«, weil die politischen und ökono-

mischen Bedingungen so gestaltet sind, dass 

dieser Schub vor allem privat »wirkt« – man 

schaue sich die Liste der Superreichen an, be-

völkert von »Internet-Pionieren«.

Um es anders zu sagen: Warum müssen an-

gesichts all der technologischen Möglichkei-

ten auf dieser Welt noch Menschen hungern, 

gibt es für Millionen keinen Zugang zu Wis-

sen, Wasser, Wohnraum; warum können wir 

Krisen und Katastrophen nicht besser kontrol-

lieren, warum verwandeln sich demokratische 

Potenziale vor unseren Twitteraugen in reakti-

onäre Potenzen, warum werden Kontrolle und 

Überwachung perfektioniert, statt die techno-

logischen Ressourcen anders zu nutzen, etwa 

Gemeinsamkeit zu stiften und Überfluss an-

ders zu verteilen? 

Mit dem Hinweis auf eine quasi-natürliche 

Irrationalität des Kapitalismus wird man sich 

nicht herausreden können – nichts an dieser 

Produktionsweise ist »natürlich«, wir schaf-

fen sie täglich selbst. Dass es eine historisch 

gewachsene, extrem asymmetrische Macht-

verteilung gibt, die auf Eigentumstiteln grün-

det, deutet immerhin die Richtung an, in der 

kritisches Denken sich zu alternativer Praxis 

fortentwickeln könnte. 

Was uns aber noch so »schlaue« Apparate 

nicht abnehmen können, ist die Antwort auf 

die Frage, wozu immer weiter entfaltete Pro-

duktivkräfte überhaupt dienen sollen. Schnel-

ler, höher, weiter – oder anders, freier, glei-

cher? »Ein Wettbewerb um eine alternative 

Produktpalette, um eine nicht auf quantita-

tives Wachstum orientierte Politik, um Maß-

stäbe des sozialen Lebens, um eine wünsch-

bare Arbeit bezogen auf Zeit, Raum, Inhalt und 

Entlohnung sollte in unserem Lande angezet-

telt werden«, lautete in den 1980er Jahren eine 

Forderung aus dem Umfeld des »Argument«-

Verlages. 

Fast 40 Jahre später, 20 Jahre nach der Grün-

dung von Google, wird man sagen können: Die 

Debatte darüber muss immer noch angezettelt 

werden. Wenn eine Studie der Weltbank die 

wohlfahrtsstaatliche Einhegung fordert, kann 

und sollte die Linke über den Tellerrand not-

wendiger realpolitischer Lösungen hinausbli-

cken – in jenem widerspruchsvollen Grenzbe-

reich zwischen technologischer Machbarkeit, 

stummem Zwang der ökonomischen Verhält-

nisse und alternativen Pfaden gibt es was zu 

entdecken. Eine andere Zukunft.

Eine Debatte anzetteln

Die Widersprüche der Digitalisierung und die Frage: Wie wollen wir leben?

Schneller,  

höher, weiter –  

oder  

anders, freier, 

gleicher?
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LINKE UND TECHNIK II
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Für das neue Jahr hatten wir uns eigent- lich fest vorgenommen, nicht weiter über den Fall Relotius zu sprechen. Aber wie das nun einmal so ist, mit den guten Vorsätzen ... Also: In Zeiten, in denen fos- sil angetriebene Fortbewegungsmittel den Charakter einer Ware angenommen haben, schlägt an jeder Ecke des Ge- schäfts damit durch, was der warenpro-duzierenden Ökonomie so anhaftet: Zum Beispiel wird durch Betrug versucht, die eigene Position in der Konkurrenz zu verbessern. Dies wird befördert durch eine Branchenkultur, die allerlei Eh- rungen als Marketingbeitrag erfunden haben. Sowas kommt dann von sowas. Wie Sie sicher schon gemerkt haben, geht es hier gar nicht um den erfindungs- reichen »Spiegel«-Reporter, sondern um den jahrelangen Abgasbetrug der Autounternehmen. Nun, ersetzen sie Auto durch Reportage und Ehrungen durch Journalistenpreise. Sehen Sie, es ist – das macht die warenproduzie-rende Ökonomie – unter dem Strich doch so ziemlich derselbe Murx.
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Vergesst die Digitalisierung
Über einen Begriff, der falsche Verhältnisse gegen Veränderung verteidigtTOM STROHSCHNEIDER

I
m Rückblick auf das Marx-Jahr anläss-lich des 200. Geburtstags des Alten aus Trier ist zu bilanzieren: Über den Kreis der linkspolitischen und wissenschaftli-chen »Marxologie« hinaus verblüfft die weitsichtige Analyse der Revolutionie-rung von Produktivkräften und Produktions-weise immer noch viele. Das ist begrüßenswert, zunächst aber bloß ein potenzieller Vorteil, den politisch einzulösen erst gelingen müsste. Damit ist eine zweite Frage verbunden: Sind jene, die sich von Marx her mit dem Besteck einer Gesellschaftskritik ausrüsten, auf der Höhe der Zeit? Haben wir eine anschlussfä-hige Redeweise, welche die wachsende Ver-netzung der Produktion, die Roboterisierung und Automation, die Plattformökonomie und überhaupt die Umwälzung der gesellschaftli-chen Betriebsweise auf einen kritischen Be-griff bringt, mit dem sich der potenzielle in ei-nen wirklichen Vorteil verwandelt? Von »Postfordismus« wird man nicht im-mer noch reden können, außerdem ist der Blick hier nach hinten gerichtet. Das Label »Finanzmarktkapitalismus« macht die Wir-kung zur Ursache, indem »die Bewegung der Industrie und des Weltmarktes«, wie es Fried-rich Engels ausdrückt, »in der umkehrenden Spiegelung des Geld- und Effektenmarktes« ins Schaufenster gestellt wird. Wolfgang Fritz Haug hat schon vor Jahren die »hochtechno-logische Produktionsweise« vorgeschlagen. 

Als »Hightech-Kapitalismus« könne eine nun schon über 50 Jahre währende Zeit technolo-gischer Umbrüche analytisch gepackt werden. Das Angebot dieses eigenständigen, nicht »ka-pitalismusaffirmativen« Begriffs ist aber nur hier und da angenommen worden.Und so reden wir meist von »Digitalisierung« und damit in einem begrifflichen Rahmen, bei dem zurzeit andere bestimmen, was gemeint ist, was für Botschaften die Debatte aussendet, wo die Grenzen des Denkens liegen. Beispiel KI-Strategie: Hier befeuern Indus-trie und Teile der Politik ein Reden, das »Di-gitalisierung« als Herausforderung auf dem Feld internationaler Marktkonkurrenz und des Standortwettbewerbs begreift. Deutsch-land zuerst einmal gegen den Rest der Welt, und wo das nicht erfolgversprechend ist, wird »europäisch« konkurrenziert.Beispiel Bildung: Hier wird »Digitalisierung« vor allem als Feld der marktgerechten Produk-tion von passend qualifizierten Arbeitskräf-ten besprochen. Der Nachwuchs soll nicht zum kritischen und selbstbestimmten Umgang mit Technik befähigt werden, sondern zu Kompe-tenzen, die sich »lohnen« – etwa, um die Stärke »der deutschen Wirtschaft« in der angesproche-nen Konkurrenz zu vergrößern, deren Interes-sen als jene der Gesellschaft verbrämt werden.Beispiel Automatisierung: Hier ist ein Reden über »Digitalisierung« dominant geworden, in der immer eine Warnung vor technologischer Arbeitslosigkeit oder vor neuen Hürden der Qualifikation mitschwingt – ja, mitschwingen 

soll. Was so als Drohung wahrgenommen wird, schwächt die Position der Beschäftigten und erhöht den Anpassungsdruck.Das passiert nicht nur auf der Ebene der Produktion, sondern ganz generell, wie das letzte Beispiel zeigen soll: »Herausforderun-gen«. Dies ist gewissermaßen die Parole auf der Metaebene des Redens über »Digitalisierung«, bei der die Dynamik der hochtechnologischen Produktionsweise als eine Art Naturgewalt er-scheinen soll, die zu allerlei alternativlosen Anpassungen zwingt. Politiker sagen dann Sätze mit »wir müssen«, man kennt das von der »Globalisierung«. 
Was diese Redeweisen verbindet, ist die un-hinterfragte Akzeptanz eines von privater An-eignung dominierten Wirtschafts- und Wohl-standsmodells, das auf immer mehr Wachstum durch technische Innovationen gründet. Wer von Digitalisierung spricht, ob nun gewollt oder nicht, trägt zur Betonierung dieser Verhält-nisse bei.

Die Zeit, in der es vielleicht möglich gewe-sen war, den Begriff »Digitalisierung« mit kri-tischer Absicht zu verbinden, in einer Weise, die auch im Alltag einleuchtet, die zu verän-derndem Handeln befähigt, die Lust und Mut macht auf etwas anderes, auf gesellschaftli-ches Handeln, auf »geschichtliche Tat«, sind vergangen. Mit Bertolt Brecht, der hier schon einmal damit zitiert wurde, ist daran zu erin-nern, dass Begriffe »die Griffe« sind, »mit de-nen man die Dinge bewegen« kann. »Digitali-sierung« gehört nicht dazu. 
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SCHWERPUNKT 
OSTEN

KATHRIN GERLOF

Drei Prozent der Beschäftigten in der 
Bundesrepublik sind gegenwärtig in der 
Leiharbeit tätig. So hat es die Bundes-
agentur für Arbeit jetzt gemeldet und im 
März auch zugleich zu Protokoll gege- 
ben, dass rund 32 Prozent der bei ihr ge- 
meldeten offenen Stellen auf die Leih- 
arbeitsbranche entfallen. Mancherorts 
führt gar jedes zweite Jobangebot in  
die Leiharbeit. Dieser vermeintliche 
Widerspruch löst sich zum Teil auf, 
wenn man bedenkt, dass dem zugrunde 
liegenden Gesetz ja sozusagen die 
Hire-and-Fire-Mentalität in die DNA 
geschrieben ist: Arbeitnehmerüber- 
lassungsgesetz. Nun könnte man schon 
ausführlich den Murx beanstanden, 
dass hier jene, die ihre Arbeit geben, auf 
dass andere damit Profit machen, als 
»Nehmer« bezeichnet werden, während 
die eigentlichen Nehmer als »Geber«  
und also dastehen wie Glücksbringer 
oder Wundertäter. Bleiben wir aber 
beim nicht weniger schlimmen »Über-
lassen«. An dem Problem daran hat  
auch nichts geändert, dass die Frist ver- 
kürzt wurde, ab der ein leiharbeitender 
Mensch in Festanstellung übernommen 
werden muss. Dann wird der oder die 
Betreffende halt früher entlassen und 
im Zweifelsfall der gleiche Mensch  
mit einer etwas anderen Stellenbeschrei- 
bung wieder im gleichen Betrieb in 
Leiharbeit eingestellt. Relativ kurze Be- 
schäftigungsverhältnisse halten den 
Bedarf an Arbeitskräften natürlich kon- 
stant hoch. Schließlich wird Leiharbeit 
fast nie so eingesetzt, wie es vielleicht 
mal gedacht war: Bei Auftragsspitzen 
flexibel reagieren und Arbeitskräfte auf- 
stocken zu können. Stattdessen gern 
missbraucht als gewinnbringender Murx. 

MURXNur im Maschinenraum
Eine Frage der Quote: Warum gibt es so wenig ostdeutsche »Führungskräfte«?

KATHRIN GERLOF

W
as sich drei Mal jährt, gilt 
als Tradition. Verbürgt ist, 
dass wir seit 2017 beson-
ders intensiv über die Ost-
Quote diskutieren, vor al-
lem dann, wenn es um 

krumme oder runde Jubiläen, Mauerfall und 
Deutsche Einheit geht. Nun also zum 30. Jah-
restag des Mauerfalls zum dritten Mal. Viel-
leicht wird es ja was. 

Statistiken unterlegen seit Langem, dass es 
eine Schieflage gibt, wenn wir von ostdeut-
scher Perspektive in Führungsetagen von Un-
ternehmen, Behörden, Ministerien, Instituti-
onen, Universitäten, Hochschulen reden. Die 
Ostdeutschen arbeiten im Maschinenraum. 
Was an sich noch keine Aussage darüber zu-
lässt, ob demzufolge keine ausreichende In-
teressenvertretung in Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft stattfindet. Die Vermutung aller-
dings liegt nahe und ist möglicherweise auch 
ein Grund dafür, dass die Bundesrepublik ei-
nen Ost-, aber keinen Westbeauftragten hat. 

Man kann den Stand der Dinge so beschrei-
ben: Ostdeutschland folgt der insgesamt posi-
tiven gesamtdeutschen Wirtschaftsentwick-
lung, 2017 stieg im Osten das BIP real um 
1,9 Prozent, die Arbeitslosenquote sank um 
1,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Im Wes-
ten stieg das Bruttoinlandsprodukt um 2,3 Pro-
zent. Die Wirtschaftskraft erreichte im Osten 
73,2 Prozent des westdeutschen Niveaus. 1991 
bekam ein Arbeitnehmer in den neuen Bun-
desländern knapp die Hälfte dessen, was ein 
Westdeutscher verdiente, 1992 waren es be-
reits 61,1 Prozent, 1996 erkleckliche 74 Pro-
zent, zwanzig Jahre später 81,4 Prozent. Star-
ker Anfang und dann: Halt auf freier Strecke. 

Nicht wenige kluge Menschen sagen, dass 
es dafür zwar verschiedene Gründe gibt, ein 
Grund aber der mangelnde Anteil Ostdeut-
scher in Entscheiderpositionen ist. Weder in 
Bundesbehörden noch in Ministerien, schon 

gar nicht in größeren Wirtschaftsunterneh-
men und höheren Bildungseinrichtungen sind 
ostdeutsche Männer und Frauen entsprechend 
ihres Bevölkerungsanteils auch nur annähernd 
angemessen repräsentiert. Und das, obwohl die 
sogenannte Länder-Quote verfassungsrechtli-
chen Rang hat, heißt es doch im Artikel 36 des 
Grundgesetzes: »Bei den obersten Bundesbe-
hörden sind Beamte aus allen Ländern in an-
gemessenem Verhältnis zu verwenden.« 

Warum also werden so wenig Ostdeutsche 
»verwendet«? Vor zwei Jahren erklärte der 
Präsident der Bundeszentrale für politische 
Bildung, Thomas Krüger, dies mit einer Art 
»kulturellem Kolonialismus«, die gefühlte Do-
minanz sei real vorhanden. Nur 1,7 Prozent (bei 
17 Prozent Bevölkerungsanteil) der Ostdeut-
schen haben Spitzenjobs in Wirtschaft, Politik 
und Verwaltung. Dem Gedanken der Ost-Quote 
folgend, wären es dann irgendwann angemes-
sene 17 Prozent.

Allerdings löste die Ost-Quote, das gehört 
zur Wahrheit, nicht strukturelle ökonomische 
Probleme: die stärkere ländliche Prägung im 
Osten, hervorgegangen aus einer Nachwende-
phase extremer Deindustrialisierung, das Feh-
len großer Konzerne, die den Osten am liebs-
ten als verlängerte Werkbank, nicht aber für 
ihre Firmensitze nutzen, die geringere Sied-
lungsdichte, der Elitenverlust durch Abwande-
rung, der zwar starke Mittelstand, dessen Un-
ternehmensgrößen aber oft nicht reichen, um 
in die Entwicklung neuer Techniken zu inves-
tieren und somit Führungspositionen einzu-
nehmen, die stärkere Ausrichtung der ostdeut-
schen Industrie auf Vorprodukte mit geringer 
Wertschöpfung, die insgesamt weitaus gerin-
gere Industriedichte im Vergleich zum Westen. 

Es ist Kartenleserei, abwägen zu wollen, ob 
bei einer Ost-Quote in Führungspositionen die 
Angleichung der Lebensverhältnisse Ost-West 
(Löhne, Renten, BIP, Arbeitslosigkeit) schnel-
ler vonstatten gehen und bald erreicht sein 
würde. Keine Kartenleserei allerdings ist es, 
zu sagen, dass sich ohne die Ost-Quote der zu 

Beginn recht schnell erscheinende und dann 
ins Stocken geratene Aufholprozess nicht si-
gnifikant wird beschleunigen lassen. 

Der Soziologe Raj Kollmorgen konstatiert 
eine kulturelle Benachteiligung ostdeut-
scher Menschen, wenn es um Aufstieg geht. 
Viele Ostdeutsche verfügten nicht über den 
Habitus der Oberschicht, deren Geschmacks-
urteile, Selbstbewusstsein. Man muss hinzu-
fügen: Sie verfügen auch nicht über die richti-
gen Seilschaften, denn Eliten ziehen Eliten aus 
dem eigenen Stall nach. Wenn man einbezieht, 
dass auch ostdeutsche Universitäten – im bes-
ten Fall Elitenschulen – weiterhin in den Füh-
rungsetagen westdeutsch geprägt sind, klingt 
diese Analyse nachvollziehbar. 

Quotendebatten hängt immer ein Makel an. 
Joachim Gauck – eine einstige ostdeutsche Füh-
rungskraft – fragt denn auch »Geht’s noch?«, 
wenn die Ost-Quote für Führungspositionen 
ins Gespräch gebracht wird. Natürlich geht es 
– wäre Gauck kein Ostdeutscher gewesen, hätte 
er die Stasiunterlagenbehörde nicht geleitet. 
Der Ostbeauftragte Christian Hirte (CDU) fin-
det die Ost-Quote falsch, weil sie seiner Mei-
nung nach ins, nicht aus dem Elend führt. Hirte 
weiß die Präpositionen fein zu setzen. Am plat-
testen kommen jene daher, die mit der Kanz-
lerinnen-Keule winken, als sei Angela Merkel 
ausreichend Garant dafür, dass die Gleichbe-
rechtigung der Ostdeutschen erreicht ist. 

Machtstrukturen sind nicht als Übergangs-
lösung gedacht, auch wenn sie manchmal und 
am Ende nur eine solche waren. Und Ungleich-
heiten erledigen sich nicht von selbst, wenn 
man mal von einer natürlichen Lösung absieht. 
Aber die sinkenden Abwanderungszahlen sa-
gen ja, dass der und die Ostdeutsche auch auf 
längere Sicht nicht aussterben wird. 

Die Möglichkeit, dass wir nach nur drei Jah-
ren Diskussion tatsächlich eine Ost-Quote be-
kommen, ist nicht allzu groß. Da helfen auch 
Studien nicht. Ein Stimmungswechsel aller-
dings lässt sich konstatieren. Nach 30 Jahren. 
Chapeau!
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KATHRIN GERLOF

Im Sozialgesetzbuch II, der Bibel aller 
ALG-II-Empfangenden und Jobcenter, 
gibt es ein »Gesetz zur Ortsabwesenheit«. 
Es zielt nicht darauf, dass Orte bleiben, 
wo sie sind, sondern regelt die postali-
sche Erreichbarkeit derer, die keine 
Lohnarbeit haben. Eine schikanöse Resi- 
denzpflicht: Wer Kohle vom Jobcenter 
bekommt, hat sich nicht allzu weit vom 
eigenen Briefkasten zu entfernen.  
Und wenn doch,  ist um Erlaubnis zu 
bitten. Schließlich will der Arbeits-
markt nicht lange suchen müssen, weil 
seine Reservearmee sich gerade nicht 
am Ort befindet. Nun gibt es inzwischen 
ja andere Kommunikationsformen  
gibt als Briefe. Wirklich! E-Mail zum 
Beispiel. Ist jetzt aber für Jobcenter 
auch eine große Hürde. Der Bundes-
rechnungshof hat schon vor einem  
Jahr aufgefordert, eine Erreichbarkeits-
verordnung zu erlassen, um  »den 
Nahbereich, die Dauer und die Voraus-
setzungen für Ortsabwesenheiten 
einheitlich und unmissverständlich« zu 
bestimmen. Zeit war bis Ende Mai. 
Vielleicht hat sich ja die Sache mit dem 
Internet bis ins Regierungsviertel 
herumgesprochen. Wenn nicht, müssen 
die Orte eben bleiben, wo sie sind. 

MURX
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Die SpielregelnLeistung ist ein Motiv, ohne das keine Apologie des Kapitalismus auskommt

AXEL BERGER

I n der »Theorie der ethischen Gefühle« 
hatte einst Adam Smith seine Vorstel-
lung von Gerechtigkeit sehr anschau-
lich formuliert: »In dem Wettlauf nach 
Reichtum, Ehre und Karriere, da mag 
er rennen, so schnell er kann und je-

den Nerv und jeden Muskel anspannen, um 

all seine Mitbewerber zu überholen. Sollte er 

aber einen von ihnen niederrennen oder zu Bo-

den werfen, wäre es mit der Nachsicht der Zu-

schauer ganz und gar zu Ende. Das wäre eine 

Verletzung der ehrlichen Spielregeln, die sie 

nicht zulassen könnten.« Der Sieg des ehrlichen Wettkämpfers ist seit-

dem eines der am häufigsten bemühten Bilder 

zur Rechtfertigung sozialer Ungleichheit und 

der institutionalisierte Sport zum Inbegriff des 

Leistungsprinzips geworden, aus dem die An-

hänger der bürgerlichen Gesellschaft deren 

naturrechtlich begründete Berechtigung zu-

nächst in Abgrenzung zur feudalen Ständeord-

nung und später zu den Gleichheitsforderun-

gen der Arbeiterbewegung herleiteten.
Natürlich ist auch die Konkurrenz der Sport-

ler alles andere als voraussetzungslos. Ihre 

Konstitution, das von ihnen genutzte Mate-

rial und nicht zuletzt die materiellen und zeitli-

chen Ressourcen, die in ihr Training eingeflos-

sen sind, entscheiden über ihr Abschneiden. 

Immerhin aber rennen sie an derselben Start-

linie und nach denselben Regeln los. 
Dass dies in der Realität des kapitalisti-

schen Akkumulationsprozesses völlig anders 

aussieht, wusste auch schon der Begründer 

der modernen Nationalökonomie selbst. We-

der leugnen noch verurteilen wollte Smith, 

wie alle seine Nachfolger bis heute, dass Her-

kunft, Erbschaft, Privilegien und Eigentum 

sehr ungleiche Bedingungen in einem formal 

gleichen Wettbewerb schaffen, was ihn aber 

offensichtlich nicht nachhaltig irritierte. Denn 

wirkliche Chancengleichheit führe nur dazu, 

wie es in der oben zitierten Schrift weiter 

heißt, dass der »gewaltige Bau der menschli-

chen Gesellschaft in Atome zerfällt«.
Wie die Chancengleichheit, so ist auch die 

eng mit ihr verbundene Leistungsgerechtig-

keit bloße Ideologie. Die Stellung innerhalb der 

Klassengesellschaft hat wenig bis nichts mit 

erbrachten Leistungen zu tun. Und dies gilt bei-

leibe nicht nur für die zumeist ererbten unter-

nehmerischen »leistungslosen Einkommen« 

von der Couponschneiderei des Aktionärs bis 

hin zum Einstreichen der Renten aus Rohstof-

fen oder Grund und Boden. Selbst die Lohneinkünfte und ihre Millionen 

von Differenzierungen sind auf massenhafte 

»historisch-moralische« (Marx) Faktoren zu-

rückzuführen, mit Sicherheit aber nicht auf 

ein Leistungsprinzip, woran immer auch dies 

in einer völlig arbeitsteiligen Gesellschaft in-

dividuell gemessen werden sollte. 
Anders im Leistungssport: Hier hängt Erfolg 

tatsächlich von individuell messbarer Leistung 

ab; selbst dann, wenn sie für eine Mannschaft 

erbracht wird. »Primat des funktionalen Leis-

tungserfolgs«, hat dies Ende der 1960er Jahre 

der der Kritischen Theorie entstammende 

Sportsoziologe Bero Rigauer in seiner Studie 

»Sport und Arbeit« genannt.Leistung, Chancengleichheit, Konkurrenz – 

drei Motive, ohne die keine Apologie des Ka-

pitalismus auskommt. In immer geringeren 

Maße finden sie sich in den aktuellen Gesell-

schaften wieder, die, wie Thomas Piketty über 

»Das Kapital im 21. Jahrhundert« unlängst 

nachgewiesen hat, zunehmend zu undurch-

lässigen Ständeordnungen verkommen. Umso 

wichtiger scheint das stete Beharren auf die-

sen vermeintlichen Werten aus der Pionierzeit 

der kapitalistischen Produktionsweise samt 

ihren Aufstiegsversprechen zu sein. 
Der seit Jahrzehnten zu beobachtende Be-

deutungsgewinn des (Leistungs-)Sports in der 

Öffentlichkeit könnte damit zusammenhän-

gen, dass in ihm weitgehend außer Kraft ge-

setzte bürgerliche Tugenden weiterhin das 

Handeln bestimmen, die Leistungsideologie 

hier also immerhin noch ein Praxis- bezie-

hungsweise Propagandafeld für Aktive wie 

auch Zuschauer findet. Als »ideales Übungs-

feld für eine positive Leistungskultur« hat 

etwa Hans Lenk, Ruder-Olympiasieger von 

1960, den Sport in seiner Philosophie der »Ei-

genleistung« als unbedingt förderungswürdig 

den Politikern empfohlen.Es passt dazu, dass es vor allem die Mittel-

schichten sind, deren Affinität zum Sport-

treiben am höchsten ist, wie alle Statistiken 

unisono ergeben, ist hier doch der Kampf um 

Partizipation am gesellschaftlichen Reich-

tum noch am relativ stärksten ausgeprägt. 

Aber auch weiter unten, und sei es nur als Zu-

schauer, ist die Faszination ungebrochen. 
»Wie freilich die Beherrschten die Moral, die 

ihnen von den Herrschenden kam, stets erns-

ter nahmen als diese selbst, verfallen heute die 

betrogenen Massen mehr noch als die Erfolg-

reichen dem Mythos des Erfolgs«, beschrieben 

schon Theodor W. Adorno und Max Horkhei-

mer in der »Dialektik der Aufklärung« dieses 

Phänomen. Die Kapitaleigner und ihre Ideolo-

gen mögen darüber lachen, wie ihr vermeintli-

cher Meister vor gut zweieinhalb Jahrhunder-

ten. Als Begründung einer Gesellschaft aber, 

die sich in Sieger und Verlierer, also Klassen, 

teilt, scheint sich Smiths Metapher heute mehr 

denn je zu eignen. 
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SCHWERPUNKT 
CHINA

VINCENT KÖRNER

»Im Ergebnis ihrer Tätigkeit«, das erfährt 

man, wenn man die Bundesregierung 

nach ihrer Bilanz der Treuhandanstalt 

befragt, habe diese »die Grundlage für 

die marktwirtschaftliche Entwicklung 

auf der Basis privater Unternehmen  

in den ostdeutschen Bundesländern 

geschaffen.« Das ist jetzt nicht mehr 

ganz der Aufbau-Ost-Jubel, den man aus 

früheren Jahren kennt. Aber Selbst- 

kritik ist es auch nicht gerade. »Dass sich 

die industrielle Basis der DDR über- 

wiegend in den Konkurs auflöste«, wie 

schon 1998 SPD-Abgeordnete und 

Historiker bilanzierten, dass dies »kata- 

strophale Folgen für die Industrie- 

struktur und den Arbeitsmarkt« hatte 

und gesellschaftlich Wunden schlug, 

aus denen es heute immer noch politisch 

herauseitert, vermag die Regierung 

nicht zu erkennen – ihr fehlt der Maß- 

stab dazu. Nicht soziale Empirie, nicht 

gesellschaftliche Empathie, nicht öko- 

nomische Vernunft leitet sie, sondern 

Erfüllungsdenken: Die Treuhandanstalt 

sei »ihrem gesetzlichen Auftrag ge- 

recht geworden«. Richtig ist freilich 

auch: Es war nichts anderes verspro-

chen als die Entfesselung einer Konkur-

renzökonomie. Und über die absehba-

ren Folgen der »marktwirtschaftlichen 

Entwicklung« war schon im Frühjahr 

1990 Hinreichendes bekannt. Die DDR- 

BürgerInnen wählten dann trotzdem 

und gegen diese Warnungen mehrheit-

lich eine Regierung, die jenen »gesetz- 

lichen Auftrag« gab, den die Nachfolger 

nun als erfüllt betrachten. Das war 

Murx, aber weil das so ist, sollte auch 

dies in den Rückblick gehören. 

MURXDie Rolle der Erde
Handelskrieger, Wirtschaftsführer, Parteisoldaten: Im westlichen Blick erscheint China  

oft als Männerangelegenheit. Das ist ein Fehler

KATHRIN GERLOF

V
or vier Jahren unterbreitet der 

chinesische Wirtschaftspro-

fessor Xie Zuo Shi eine beson-

dere Idee der Sharing Economy. 

Aufgrund des Männerüber-

schusses infolge der über viele 

Jahre praktizierten Ein-Kind-Politik der Re-

gierung, der inzwischen zwar wieder leicht 

sinkt, aber bei knapp über 30 Millionen liegt, 

sollten sich Chinas Männer Frauen teilen. Eine 

knappe Ressource würde so effizienter genutzt 

werden. Moral, so Xie, sei da fehl am Platze. Aus 

dem Vorschlag ist nichts geworden.

China war jahrhundertelang ein Patriar-

chat. Das hat sich auch in den vergangenen 

Jehrzehnten nicht grundsätzlich geändert. Be-

wegt aber hat sich viel, und vieles davon kommt 

den Frauen zugute. Nicht nur weil Chinesinnen 

weltweit zwei Drittel der reichsten Unterneh-

merinnen stellen. Medien und Suchmaschinen 

erwecken ein wenig den Eindruck, als sei dies 

überhaupt das Wichtigste, was es über chine-

sische Frauen zu berichten gibt. 

Der Beitritt Chinas zur Welthandelsorga-

nisation 2001, in dessen Folge viele private 

Unternehmen entstanden, und die bereits 

zwanzig Jahre zuvor eingeleiteten Reformen 

ermöglichten es vielen Frauen, sich ökono-

misch auf eigene Füße zu stellen. In den Füh-

rungsebenen der IT-Branche seien mehr als 

die Hälfte Frauen, berichtet der Allchinesi-

sche Frauenverband. Laut Regierung wurden 

55 Prozent der Internetfirmen des Landes von 

Frauen gegründet. Eine Weltbank-Studie be-

sagt, dass mehr als die Hälfte der Frauen als 

Berufserfahrene den dritten Bildungsweg an 

einer Hochschule beschreiten, während es bei 

Männern nur 40 Prozent sind. 

Politisch bildet sich diese Entwicklung nicht 

ab, gerade mal 10 der 204 Mitglieder des Zen-

tralkomitees sind Frauen, in Chinas wich-

tigstem Machtgremium, dem Ständigen Aus-

schuss, sitzt keine Frau. Und auch in Sachen 

Gleichberechtigung steht China nicht gut da. 

Der »Global Gender Gap Report« des Welt-

wirtschaftsforums verweist die Weltmacht 

auf Platz 100 von insgesamt 144 Ländern. Der 

Gehaltsunterschied beträgt rund 35 Prozent. 

Und: China ist das weltweit einzige Land, in 

dem mehr Frauen als Männer Suizid begehen. 

Die gesellschaftlichen und ökonomischen 

Umwälzungen seit den 1980er Jahren, durch 

die aus einem rein planwirtschaftlichen Sys-

tem eine marktorientierte Ökonomie wurde, 

haben für die Frauen Chinas sowohl gute als 

auch schlechte Folgen. Wachstum, steigender 

Lebensstandard, Veränderungen in der Sozi-

alstruktur sowohl auf dem Land als auch in 

den Metropolen lassen sie zu Gewinnerinnen 

und Verliererinnen werden, keinesfalls aber 

stimmt der Befund, sie seien Opfer. 

Bis zu Beginn der 1980er Jahre, damals leb-

ten 70 Prozent der Bevölkerung auf dem Land, 

waren Frauen sehr stark von sehr patriarcha-

len Familienstrukturen betroffen. Vor allem 

in ländlichen Regionen. Mit den Wirtschafts-

reformen veränderte sich der soziale Status 

der Frauen, ihnen eröffneten sich neue Mög-

lichkeiten der Erwerbstätigkeit außerhalb der 

Landwirtschaft und Chancen auf finanzielle 

Unabhängigkeit. Allerdings war die Abwande-

rung vom Land vor allem eine der Männer. Be-

reits Ende der 1990er Jahre betrug sie in eini-

gen ländlichen Regionen mehr als 70 Prozent. 

Mit dem ökonomischen Druck, dem Staats-

betriebe mit Beginn des »zweigleisigen Mo-

dells« Plan- und Marktwirtschaft ausgesetzt 

waren, gingen zugleich Umstrukturierungen 

einher, die vor allem Frauen in den Niedrig-

lohnsektor verwiesen. Gesetzliche Schutz-

bestimmungen, etwa für Schwangere und 

Stillende, erhöhten die unternehmerischen 

Kosten, was dazu führte, dass die Rückkehr 

an den Herd »gefördert« wurde. Frauen wur-

den zunehmend einem Verdrängungsdruck un-

terworfen. 
Aber das Bild ist nicht vollständig, betrach-

tet man nicht auch, dass auf der einen Seite seit 

1989 zahlreiche Förderprogramme aufgelegt 

wurden, um die Analphabetenrate zu senken 

und Frauen Kenntnisse über neue Technolo-

gien zu vermitteln sowie Existenzgründun-

gen zu unterstützen. Allein zwischen 1989 

und 1994 nahmen laut chinesischer Regierung 

120 Millionen Landfrauen an diesen Program-

men teil, konnten 20 Millionen Frauen alpha-

betisiert werden. Auf der anderen Seite hat bis 

heute Gültigkeit: »Ungleiche Bezahlung für 

gleiche Arbeit, Verlust sozialer Sicherheiten, 

geringere Chancen in besser bezahlten Sek-

toren und eine grundlegende Benachteiligung 

aufgrund des Geschlechts auch bei Einbezie-

hung in den Produktionsprozess«, so charak-

terisierte Dagmar Yu-Dembski 2000 die Situ-

ation der Frauen Chinas. 

Und was die reichsten und/oder einfluss-

reichsten Chinesinnen anbelangt, so gilt, dass 

dies nur jene Frauen schaffen, die über ein 

Netzwerk politischer Verbindungen verfügen 

oder auf Kapital aus Joint-Venture-Unterneh-

mungen zurückgreifen können. Ansonsten gilt, 

dass der soziale Druck auf Frauen, sowohl Ein-

kommen zu erwirtschaften als auch den über-

wiegenden Teil der Sorgearbeit im umfassen-

den Sinn zu leisten, weiterhin hoch ist. Rund 

drei Viertel der Chinesinnen zwischen 16 und 

64 Jahren gehen einer Erwerbsarbeit nach. 

Damit liegt China auf Rang 20, Deutschland 

auf Rang 46 (Global Gender Report). Und auch 

bei den Verdienstmöglichkeiten für Frauen 

schneidet China relativ besser als Deutsch-

land ab – Rang 35 sticht Rang 49.

Emanzipation – wirtschaftlich weitaus mehr 

als politisch – auf der einen Seite hat wie über-

all auf der Welt Gegenbewegung zur Folge. 

2014 rief das chinesische Erziehungsministe-

rium die Nation auf, sich auf konfuzianische 

Kultur und Werte zu besinnen. Im Fahrwasser 

dieser »Besinnung« versuchen dubiose Verei-

nigungen Frauen tugendhaftes Leben beizu-

bringen. Schließlich seien Männer der Him-

mel und Frauen die Erde. Klingt krass, ist aber 

wahrlich keine chinesische Besonderheit. 
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SCHWERPUNKT GROSSSTADT BERLIN

VINCENT KÖRNER
Dies ist eine kleine Beschwerde, sie 

muss nicht wichtig genommen werden, 

aber man wird ja wohl noch… Also:  

Sehr geehrte Zugereiste und Journa- 

list*innen aus anderen Städten, liebe 

Reiseführer-Verlage und Tourismus-

Portale, wir Berliner Eingeborene sagen 

oft ziemlich seltsame Sachen, aber 

niemand von uns nennt den Fernseh-

turm »Telespargel«. Keine Ahnung, 

woher diese Behauptung stammt, aber 

sie wird durch Wiederholung nicht 

besser. In diesem Internet werden Sie 

den Hinweis finden, dass das Zentral- 

organ der SED seinerzeit versucht haben 

soll, den »Telespargel« gegen das auf 

Ulbricht gemünzte »Sankt Walter« für 

den Fernsehturm in Stellung zu 

bringen. Ein, nun ja: Kosename, der, so 

steht es da auch, »sich allerdings nicht 

durchsetzte«. Überhaupt verhält es sich 

mit den Spitznamen, die angeblich für 

praktisch jedes neue Gebäude in Berlin 

von uns erfunden werden, so: Es sind 

Erfindungen. Jedenfalls die meisten. Mag 

sein, dass sich die Auswärtigen die 

»Berliner Schnauze« so vorstellen, icke, 

dette kieke mal und so. Aber sie müss- 

ten lange suchen unter den Ureinwoh- 

ner*innen, um jemanden zu finden, der 

»Schwangere Auster«, »Waschmaschi- 

ne« oder »langer Lulatsch« sagt. Jeden- 

falls nicht, um Kongresshalle, Kanzler-

amt oder Funkturm zu bezeichnen. 

Erichs Lampenladen haben wir wirklich 

so genannt, aber den Palast der Repub-

lik habt ihr ja lieber abreißen lassen, ihr 

Flitzpiepen.

MURX

Hörigkeit und HybrisWas drei Berliner Flughäfen über die Politik ihrer Stadt erzählen

SIGRUN MATTHIESEN

I rgendwann in der Zukunft könnte Mo-

bilität bedeuten, sich in Wasser aufzu-

lösen. Dann stiegen wir vielleicht am 

längst wieder zusammengefallenen 

Stadtschloss in die Spree und gingen in, 

beispielsweise, Griechenland an Land , 

neu und passend zusammengesetzt. Wenn es so 

weit ist, werden sich möglicherweise Histori-

kerinnen Gedanken machen, warum Flughäfen 

so bedeutsam waren, damals im 20. Jahrhun-

dert. Nicht nur in Berlin, aber dort ganz beson-

ders. Immerhin hatte hier der weltweit erste 

Linienflug überhaupt abgehoben, nach Wei-

mar. 1919 war das, in Berlin-Johannisthal, wo 

heute nur noch ein Windkanal-Denkmal da-

ran erinnert, dass es dort einen Flugplatz gab. 

Aus Tempelhof, Tegel und dem frisch gebau-

ten BER werden zukünftige Forscherinnen ei-

niges erfahren über Berlin. Jeder dieser Flug-

häfen beziehungsweise das, was von ihm übrig 

ist, steht auch für ein bestimmtes politisches 

Selbstverständnis. Der jüngste von ihnen sieht 

dabei am ältesten aus. Was in diesen Tagen nun 

aber wirklich mit allem gerade noch vertret-

baren Tamtam als »Hauptstadtflughafen« auf 

Brandenburger Boden eröffnet wird, ist die 

Inkarnation des Investorenbauens. Aus einer 

zwanghaften Logik, nach der Fortschritt im-

mer nur die Fortsetzung des Bestehenden mit 

neuen, profitträchtigeren, schnelleren oder 

sonst wie geileren Mitteln sein kann, ist ein 

Gebäude entstanden, das genauso gut Waren-

haus, Konzernzentrale, Verwaltungssitz sein 

könnte. Egal ob in Berlin, Bogotá oder Boston. 

Denen das vertrautes und einziges Habitat ist, 

die sollen sich wohlfühlen und ungestört wei-

ter ihren immer ähnlichen Geschäften nachge-

hen können, während sie Orte wechseln, ohne 

diese wahrzunehmen. Das mag ihr Interesse 

sein, doch Aufgabe von Politik ist es nicht, sich 

zum kritiklosen Büttel dieser Interessen zu 

machen. Tut sie es, verliert sie eben jene Legiti-

mation, ohne die sich dann auch explodierende 

Kosten und jahrelange Bauverzögerung nicht 

mehr fundamental kritisieren lassen.

Doch während die Lobbyisten des »Weiter 

so, aber schneller und mehr davon« sich noch 

beschwerten, auch dieser Großflughafen sei 

mittlerweile eigentlich schon wieder zu klein, 

kam plötzlich einiges ganz anders. Ob es nun 

an einem winzigen Virus lag oder an der gro-

ßen, viel zu lange kleingeredeten Klimakrise, 

werden erst zukünftige Forscherinnen genau 

wissen. Vielleicht können sie den BER noch als 

Gewächshaus nutzen, oder sie haben das ganze 

Ding einfach kompostiert. Einiges jedenfalls 

spricht dafür, dass Zoomen das neue Vielflie-

gen wird, und die Zeiten, als »Shareholder Va-

lue« immer geiler klang als »staatliche Ein-

griffe«, erst mal vorbei sind.
Was direkt zum Flughafen Tegel führt. We-

gen seines Retro-Chics von kunstsinnigen Mid-

Century-Möbelbesitzern weltweit geliebt, sä-

hen die ihn für ihre Wochenendtrips am 

liebsten ewig geöffnet. Bloß die Berliner*innen 

in Pankow, Wedding und wer sonst noch mit 

Lärm und Abgasen der Einflugschneise leben 

muss, können dem Hype wenig abgewinnen. 

Fairerweise ist anzumerken, dass in den 

1970er Jahren, als der Architekt Meinhard von 

Gerkan sich mit dem sechseckigen Gebäude 

ins Architekten-Rampenlicht baute, der Berli-

ner Flugverkehr noch eine überschaubare An-

gelegenheit war. Jede Nation, die es sich leis-

ten konnte, hatte eine Fluglinie, bei der der 

Staat nicht nur gerufen wurde, wenn es galt, 

mit Steuergeldern schlechtes Wirtschaften 

zu kaschieren, sondern auch sonst das Sagen 

hatte. Tickets waren so teuer, dass niemand 

auf die Idee gekommen wäre, einen Junggesel-

lenabschied tatsächlich per Flugzeug zu unter-

nehmen. Kollegen und – damals selten – auch 

Kolleginnen, die viel zu besprechen hatten, sa-

ßen meist im gleichen Bürogebäude, oder doch 

mindestens im gleichen Land. 
Derartige Überschaubarkeit, nach der sich 

heute viele sehnen, verkörpert die praktische 

Sechseck-Architektur Tegels. Sie erzählt von 

Mitbestimmung, Bildungsreform, sozialem 

Wohnungsbau und »Mehr Demokratie wagen« 

– wenn also ein Flughafen nach Willy Brandt 

benannt sein sollte, dann dieser. Nachdem 

derart sozialdemokratische Tugenden und Er-

rungenschaften dann fast drei Jahrzehnte ver-

unglimpft wurden, erscheint gestaltende Poli-

tik nun wieder erstrebenswert. Leider fehlen 

jetzt die Gelder. Jene, die damals im Kalten-

Kriegs-Westberlin flossen, ebenso wie jene, die 

später in der Privatisierung von Liegenschaf-

ten und anderem Volkseigentum verzockt wur-

den. Außerdem erinnert sich offenbar kaum 

noch jemand in der SPD , wie das eigentlich 

geht, staatliche Daseinsfürsorge, Infrastruk-

turpolitik und wo die Grenzen verlaufen zwi-

schen Gemeinwohl und Gruppeninteressen.

Davon erzählt Tempelhof. In diesem Fall nicht 

das denkmalgeschützte Gebäude, das sich in 

Zeiten des Abstandsgebots plötzlich als großes 

Geschenk erweist für alle Veranstalter, die sich 

den neuen Raumbedarf auch finanziell leisten 

können. Dennoch bleibt die optimistische Mo-

derne mit dem folgenden mörderischen Grö-

ßenwahn so untrennbar verbunden wie Weimar 

mit Buchenwald. Davon, und auch von schwar-

zen GIs, die sich in Hitlers Offizierskasino eine 

Basketballhalle einrichteten, von der Luftbrü-

cke, von all dem legt das 1935 entworfene Ge-

bäude hoffentlich auch zukünftig Zeugnis ab. 

Das weite Tempelhofer Feld aber steht auch 

für das begründete Misstrauen der Stadtgesell-

schaft gegenüber ihrer Regierung. Wechselnde 

Koalitionen, ausnahmslos unter Beteiligung von 

Sozialdemokraten, hatten seit 2001 immer wie-

der bezahlbaren Wohnraum versprochen, der 

am Ende doch nur als Steuerzuschuss für die 

großflächigen Lofts und Townhouses der Bes-

serverdienenden enden würde. Auch das hatte 

an dieser Stelle Tradition: Schon die heute so 

idyllisch anmutende Tempelhofer Gartenstadt 

war 1920 als »Arbeitersiedlung« angepriesen 

worden, um sich noch während der Bauphase 

so zu verteuern, dass am Ende Staatsbeamte 

und höhere Angestellte einzogen. Die anderen 

vergnügten sich mit vielen Kindern und wenig 

Geld in  knapper Freizeit auf dem Feld. Genau 

das sollte es wieder werden, entschied das Volk 

2014: Kaltluftschleuse, Freiraum, offen für das 

noch Unvorstellbare. Kein schlechtes Modell für 

zukunftstaugliche Stadtpolitik.
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SCHWERPUNKT 
CORONA

KATHRIN GERLOF

Schon im April, kurz nach dem ersten Lockdown, gab es einen bestickten Mundschutz von Gucci. Die Fashion-Branche hatte schnell erkannt, dass  der MNS fortan auf dem Laufsteg zur Normalität gehören könnte. Das ist schön, das ist in Ordnung. Wer es sich leisten kann, dem seien Pailletten, Diamantstaub, Goldfäden, Seidenwoll-gemische oder handbedruckte Stoffe gegönnt. 
Ebenfalls bereits im Frühjahr ver-suchte ein Antragsteller einzuklagen, das Jobcenter möge ihm den Mehr- bedarf, der durch den Erwerb der ver- pflichtend zu tragenden Masken entstehe, ersetzen. Sicherheitshalber sei erwähnt: Der Antragsteller wollte nicht bei Gucci einkaufen. 

Das Landessozialgericht Essen ent- schied jedoch: Die zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus vorgeschriebenen Gesichtsbedeckun-gen sind aus dem SGB-II-Regelbedarf zu finanzieren, da sie als Bestandteil der Bekleidung gesehen werden können. Und es genüge ja, wenn die Kohle nicht für den Kauf irgendwelcher Masken reiche, sich einen Schal oder ein Tuch vor den Mund und die Nase zu halten. Mit dem Eilverfahren war zugleich das Signal gesetzt, dass auch ein lang- wieriges Hauptverfahren (Wage es niemand, auf diese Idee zu kommen!)  an diesem Urteil nichts ändern würde. Das gilt bis heute, da wir wieder … Und klingt insofern logisch, als es natürlich völlig ausreichend ist, sich einen aus dem Regelsatz gekauften Schal vor Mund und Nase zu halten, wenn man eh kein sonderlich nützli-ches Mitglied der Gesellschaft ist,  ihr stattdessen auf der Tasche liegt. Außerdem hat zum Beispiel die  Corona-App ziemlich viel Geld gekostet (60 Millionen oder so). Irgendwo  muss ja gespart werden. 

MURXHerrschaftsfragen im Homeoffice
Wie auch ein sehr sozialdemokratisch-vorsichtiger Gesetzesvorschlag große Fragen aufwirft SIGRUN MATTHIESEN

E
ins hat Hubertus Heil mit seinem »24 Tage pro Jahr Recht auf mo-biles Arbeiten«-Gesetzentwurf in jedem Fall erreicht: Die CDU hat klargestellt, wer Herr im Haus und damit auch im Home-office ist. »Sozialismus und der Staat haben in den Betrieben nichts zu suchen«, empörte sich beispielsweise Thomas Heilmann, seit 2017 CDU-Direktkandidat des Bezirks Steglitz-Zehlendorf im Bundestag. Davor Justizsena-tor in Berlin, davor an diversen Unternehmen wie den Werbe- und Medienagenturen Scholz & Friends, Pixelpark, und Facebook so erfolg-reich beteiligt, dass er seit dem Verkauf sei-ner Anteile »als wohlhabend gilt«, wie Wiki-pedia schreibt. Es darf angenommen werden, dass Thomas Heilmann in seinem Haus in Ber-lin-Dahlem ein Arbeitszimmer hat. Damit befindet er sich in der exklusiven Gesellschaft jener, für die Homeoffice schon immer eine Möglichkeit, wenn nicht Selbst-verständlichkeit, war. Freiberufler, Selbst-ständige, gehobenes Management, Besser-verdienende. Diejenigen, deren monatliches Haushaltseinkommen netto unter 1.500 Euro liegt, wollen laut einer Umfrage der Hans-Böckler-Stiftung nach der Pandemie mehr-heitlich lieber weniger oder gar nicht im Homeoffice arbeiten. Die Süddeutsche Zeitung berichtet, dass aktuell 48 Prozent der Beamten von zu Hause arbeiten, aber nur 6 Prozent der Arbeiter. Noch im Jahr 2019 sagten laut einer Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-rufsforschung 90 Prozent der befragten Unter-nehmer, die manchmal auch Unternehmerin-nen sind, bei ihnen sei Arbeiten von zu Hause leider nicht möglich. Die Frauen, die diese Bü-roarbeit verrichten, hätten vermutlich anders geantwortet. Denn was genau möglich ist und gemacht werden muss, hängt nicht nur vom Ar-beitszimmer ab, sondern auch vom Geschlecht.»Seid leise, Vati muss arbeiten« ist ein Satz, den Thomas Heilmann vermutlich noch aus 

seiner Kindheit kennt, denn sein Vater, der Phi-losoph, Hochschullehrer und Fabrikantensohn Wolfgang Heilmann, hat sicher oft daheim ge-arbeitet. Die bei Wikipedia namenlose, aber als Hausfrau geführte Mutter hielt ihm während-dessen den kleinen Thomas und seine fünf Ge-schwister vom Leib. Fest steht, so zeigt es die Auswertung von Daten des Sozio-oekonomi-schen Panels aus der Vor-Corona-Zeit, dass Vä-ter auch mit Homeoffice und anderen flexiblen Arbeitsmöglichkeiten kaum über 10 Stunden Kinderbetreuung pro Arbeitswoche hinaus-kommen. Bei Müttern hingegen erhöht sich der Wert von rund 18 auf über 21 Stunden, so-bald sie nicht mehr ins Büro müssen. Nicht überraschend in einem Land, in dem die Ge-schlechterrollen so haltbar sind wie das Ehe-gattensplitting und die Karrierechancen an der Präsenzkultur hängen. 
Wobei von allen systemrelevanten Kassie-rerinnen, Pflegerinnen, Busfahrerinnen noch nicht die Rede war, die auch einen Teil ihrer Arbeit am Computer verrichten – denn insge-samt 87 Prozent aller Erwerbstätigen tun das mittlerweile. Sie aber können den Rechner nicht einfach dahin mitnehmen, wo es für ihr Leben gerade gut oder besser wäre. Weswegen der interessante Teil am Gesetzesentwurf von Hubertus Heil nicht das »mobile Arbeiten« ist, sondern der »Rechtsanspruch«. Der hat ihm so prompt den Sozialismus-Vorwurf eingebracht, wie es auch jede andere Forderung nach mehr verbrieften Rechten der Lohnabhängigen, Ar-beitenden, Erwerbstätigen getan hätte. Zum Beispiel auf Löhne die zum Leben reichen, Vier-Tage- oder 20-Stunden-Woche, oder dass nie-mand mehr an irgendetwas arbeiten muss, des-sen Notwendigkeit sie oder er nicht einsieht.Der pandemiebedingte Zwang zum Zu-Hause-Bleiben und Weiterarbeiten ist nicht mehr als eine Gelegenheit, damit solche Machtfragen mal wieder gestellt werden können. Gerade von all denen, die mangels Rückzugsmöglichkeiten ins Arbeitszimmer noch mehr als sonst spüren, dass es Wichtigeres zu tun gibt als die Bearbei-tung eines auf dem Bildschirm aufploppenden 

»Tickets«, die Beantwortung eines genervten Kunden- oder Chefanrufs. Also das Befassen mit einem der winzigen Teilvorgänge, in die die neue Netzwerkökonomie beinahe jedes noch so großspurig klingende Projekt aufspalten kann. Womit, das ist die gute Nachricht, auch diejenigen Mühe haben, die irreführenderweise noch immer »Arbeitgeber« genannt werden. Die Frage, wer Chefin ist und den Gewinn abkassie-ren darf, ist auch in Unternehmerkreisen kom-plizierter geworden, seit jedes Smartphone ein Produktionsmittel sein kann.Weswegen in der Heil-versus-Heilmann-Kon-troverse nicht nur über die naheliegenden Fra-gen von Arbeitszeiterfassung, digitaler Über-wachung, körpergerechter Möblierung und Kinderbetreuung gesprochen werden muss. Sondern dringend darüber, wie sich verhindern lässt, dass aus dem heimelig klingenden Home-office die unheimliche Vereinzelungsfalle und mitbestimmungsfreie Zone wird, zu der heute schon viel zu viele Zulieferbetriebe und Sub-unternehmen verkommen sind. Gewerkschaf-ten und Betriebsräte müssen sich als Erste von der »Präsenzkultur« verabschieden und so mo-bil werden wie eine wachsende Zahl von Arbei-tenden. Damit weiter gemeinsame Interessen formuliert und durchgesetzt werden können. Wenn wir im Homeoffice streikfähig bleiben, lassen sich vielleicht noch ganz andere Rechts-ansprüche anmelden: auf wohnortnahe kosten-freie Co-Working-Spaces beispielsweise. Wo nicht nur die Software-Entwicklerin neben dem Software-Nutzer arbeitet, sondern auch Krankenpfleger Berichte schreiben, und Ku-rierfahrerinnen ihre Auftragslisten sortieren. Selbstverständlich wären an diesen Orten auch gemeinsame Küchen, Spielzimmer, Bibliothe-ken und Ruheräume. Das könnten wir dann Homeoffice nennen. Und dort einem zukünf-tigen Heilmann endlich sagen: »Solange du die Füße unter meinen Tisch stellst, entscheide ich, was hier gearbeitet wird. Aber erst, nachdem ich dem kleinen Hubertus die Geschichte vom Generalstreik während der Pandemie vorge-lesen habe.«
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SCHWERPUNKT 
MORAL

KATHRIN GERLOF

Hamburgs Grüne verbieten Einfamili-

enhäuser. Wir haben es gelesen. Einige 

Medien standen kopf (wahrscheinlich 

schon vorher). Außerdem ist da die 

Pflicht, möglichst reißerisch zu klingen, 

sonst interessiert sich keiner für das, 

was man schreibt. Die Verbotspartei 

war sie ja schon immer, lesen wir. Das 

Ding mit dem Veggie-Day. Das wich-

tigste Nachrichtenmagazin der Repub-

lik verstieg sich in einer Kolumne zu 

der Erkenntnis, dass dies nun einem 

späten Triumph der DDR-Wohnungs-

baupolitik gleichkäme. Raus aus dem 

Haus und rein in die Platte. Der Drama-

tiker Heiner Müller, der Ärmste, wurde 

mit seiner berühmten »Fickzelle« mit 

Wohnklo oder Fernheizung oder beidem 

bemüht. Wegen Bodenfrost konnte er 

sich nicht mal im Grabe drehen. Die von 

den Grünen geforderte Bauwende, die 

einbezieht, dass neu zu bauende 

Einfamilienhäuser einen sehr hohen 

Verbrauch an Rohstoffen erfordern und 

zugleich einer Zersiedelung das Wort 

reden, die angesichts des raren Gutes 

Boden zumindest mal auf Tauglichkeit 

befragt werden könnte, hatte einen 

vermeintlich kollektiven Aufschrei zur 

Folge. Der Kolumnist des Nachrichten-

magazins fragte, wie eine Partei, die bei 

Tieren auf Freilandhaltung setzt, 

überhaupt auf die Idee kommen könne, 

genau das den Menschen zu verwehren.

Das Einfamilienhaus mit geschotter-

tem Vorgarten, auf dem mensch endlich 

frei sein kann. Verboten. 

Dabei wäre es doch viel besser, es 

gäbe die Möglichkeit, mediale Kurz-

schlüsse zu verbieten. Diese extreme 

Form der Vereinfachung, die einer 

vorsätzlichen Verdummung gleich-

kommt, unter Strafe zu stellen. Wenigs-

tens ein Murx, mit dem wir uns dann 

nicht mehr quälen müssten.

MURX

55

Scham, Stolz, Profit
Der Kapitalismus suggeriert, Erfolg sei eine Frage des Charakters und des Willens

STEPHAN KAUFMANN

D
er Kapitalismus ist ein System, 

in dem Unternehmen die meis-

ten Dinge des Lebens produzie-

ren, um ihr Kapital zu verwerten, 

in dem also Arbeit, Güter und 

Umwelt Mittel sind, die Eigen-

tümer der Unternehmen reicher zu machen. 

Das klingt so hart und kritisch, aber irgendwie 

weiß es jede:r – zumindest insofern er oder sie 

jeden Tag auf Güter- und Arbeitsmärkten mit 

dieser Sachlage praktisch umgeht.

Neben dieser Praxis existieren in der Theo-

rie Parallelwelten, in denen Lohn, Profit und 

Zins zu bloßen Mitteln für eigentlich herr-

schende Zwecke veredelt werden. Zum Bei-

spiel die Welt der Volkswirtschaftslehre, die 

in der globalen Konkurrenz um Profit lediglich 

eine Teilung der Arbeit sieht, mit dem Ziel ef-

fizienter Nutzung der Ressourcen. In einer an-

deren Parallelwelt wiederum herrscht die Vor-

stellung, der kapitalistische Markt sei letztlich 

ein Ort moralischer Prüfung der Individuen, 

eine Bewährungsprobe für ihren Charakter. 

Diese Welt ist Thema dieser Ausgabe. Gemein-

hin wird zwar gesagt, der Kapitalismus kenne 

keine Moral, was für ihn zutreffen mag. Für 

seine Bewohner:innen aber nicht.

In ihrer moralischen Veredelung ist die 

Marktwirtschaft ein System, das Belohnung 

und Strafen zuteilt. Diese Zuteilung erfolgt ge-

mäß einem zentralen Maßstab: der rechtschaf-

fen erbrachten Arbeitsleistung, die sich im in-

dividuellen Einkommen widerspiegelt gemäß 

der Logik: »Was man verdient, hat man auch 

verdient«. Zwar scheitert jeder ernsthafte Ver-

such, Vermögen und Einkommen auf individu-

ell erbrachte Leistungen zurückzuführen, an 

der Tatsache, dass auch im Kapitalismus jedes 

erbrachte Gut ein Ergebnis der Kooperation 

vieler ist. Die Bewertung von Einzelleistungen 

in Euro und Cent ist daher unmöglich, weswe-

gen das Einkommen nicht den Beitrag eines In-

dividuums zum Gesamtergebnis widerspiegelt, 

sondern bloß den Anteil, den es daraus erhält.

Dennoch hält sich hartnäckig der Glaube 

daran, die Marktergebnisse seien letztlich 

Ergebnisse individuell zurechenbarer Leistun-

gen, die die Existenz von Arm und Reich erklä-

ren: Der Markt schafft Gewinner und Verlierer, 

vom Markterfolg wird auf deren Leistung ge-

schlossen und von der Leistung auf ihren Cha-

rakter, ihre Fähigkeiten und Tugenden. In der 

gesellschaftlichen Charakterologie finden sich 

auf der einen Seite faule Arbeitslose – oder kol-

lektiviert: faule Griechen, dumme Niedriglöh-

ner oder gierige Manager. Auf der anderen 

Seite stehen innovative Gründer, zielstrebige 

Unternehmer sowie Arbeitnehmer:innen, an 

denen mit dem Prädikat »motiviert« gar nicht 

mehr ihre Fähigkeiten gelobt werden, sondern 

bloß ihr Wille zum Erfolg. So wird der Wettbe-

werb um Kostpreissenkung zu einem Wettbe-

werb menschlicher Tugenden, dessen Ergeb-

nisse damit moralische Rechtfertigung finden 

– unterstützt von einer ökonomischen Wissen-

schaft, die von einem geringen Verdienst um-

standslos auf geringe »Produktivität« schließt. 

Die Gewinner werden gefeiert, und die Verlie-

rer trifft das Bedürfnis nach verdienter Strafe: 

Hartz IV, Entlassung, Rücktritt und zuweilen 

Gefängnis. Denn den Maßstäben, denen man 

selbst unterworfen ist, sollen sich auch alle an-

deren beugen.
Die sogenannte Leistungsgesellschaft hul-

digt de facto gar nicht der Leistung, denn die 

ist nicht zu messen. Sie huldigt dem Erfolg. Zum 

Beispiel Menschen wie dem »Ausnahmeunter-

nehmer« (»FAZ«) Amazon-Chef Jeff Bezos. Das 

schlägt sich bei den betroffenen Individuen nie-

der als mehr oder weniger entwickeltes Gefühl 

des Selbstwerts: Erfolgreiche sehen in ihrem 

Erfolg den Ausweis ihrer Leistungsfähigkeit, 

sie empfinden Stolz auf sich. Diesem Selbst-

lob gegenüber steht die Selbstbezichtigung der 

relativen Verlierer, die angesichts ihres Ver-

sagens Scham empfinden und daher oft genug 

zu Betäubungsmitteln oder härteren Formen 

der Selbstbestrafung greifen. So machen die 

Marktteilnehmer aus einem Vergleich, unter 

den sie gezwungen werden, eine Instanz, die 

persönliche Stärken und Schwächen feststellt. 

Das ist ein großes »Ja« zum System.

Man verdient, was man verdient – es ist 

nie ganz klar, ob damit ein geltendes Gesetz 

benannt sein soll oder eines, das nicht gilt, aber 

eigentlich gelten sollte. Irgendwie scheint in 

den Köpfen stets beides gleichzeitig vorzulie-

gen. Daher werden zum einen die Erfolgrei-

chen verehrt. Zum anderen wird Ungerech-

tigkeit beklagt: Da hat jemand »leistungslos« 

geerbt, andere waren lediglich vom Glück be-

günstigt, haben betrogen oder gehen einem oh-

nehin moralisch zweifelhaften Gewerbe wie 

der Finanzspekulation nach. Wieder andere 

haben erfolgreich Kunden oder Chefs etwas 

vorgemacht und sich damit ihren Erfolg er-

schlichen. Ob allerdings Tricks und Heuche-

lei als unmoralisch gelten oder als clevere Er-

folgsstrategie, ob der Ehrliche verdienterweise 

der Dumme ist oder ein an seinem »Schicksal« 

unschuldiger Verlierer – das wird von Fall zu 

Fall beschlossen.

Eine zentrale Rolle bei der moralischen Be-

wertung der Marktergebnisse nimmt die Chan-

cengleichheit ein. Nur wenn sie besteht, so die 

Annahme, sind die Ergebnisse des Marktes 

auch gerechtfertigt. Ob sie besteht, das wird 

von Erfolgreichen und Erfolglosen je nach Le-

gitimationsbedürfnis sehr unterschiedlich be-

wertet. Wohlhabende, das zeigen Studien, emp-

finden die geltenden Regeln der Gesellschaft 

eher als gerecht, Ärmere als eher ungerecht. 

Bei Letzteren führt dieses Urteil allerdings bis-

lang nicht zum gesellschaftlichen Aufstand, 

sondern zu einem aus Enttäuschung gebore-

nen Weltbild (»Die Welt will betrogen sein«), 

zu privaten Gefühlen wie Neid und Schaden-

freude gegenüber den Erfolgreichen sowie zu 

der permanenten Forderung nach einer Leis-

tungsgerechtigkeit, die es nicht geben kann.

Stolz, Scham, Neid, Enttäuschung – was auch 

immer die Gefühle sein mögen, in der Reali-

tät wartet weiter der Zwang: für die einen zur 

Verwertung ihres Kapitals in der Konkurrenz, 

für die anderen zum Dienst daran per Lohn-

arbeit. Sich diesem Zwang flexibel zu beugen 

und seine Ergebnisse hinzunehmen, darin be-

steht schließlich die letzte eingeforderte Tu-

gend des Marktteilnehmers, die Einsicht: Er 

übt sich in Realismus und stärkt seine Diszi-

plin, denn Klagen hilft nicht, der nächste Tag 

will bewältigt werden. Muss ja.
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Fest steht, Lobbyarbeit in Deutschland wird nie mehr so sein wie bisher. Also, ab 2022, oder wann auch immer das neue Gesetz in Kraft tritt. Später als in den meisten anderen europäischen Ländern und seit 15 Jahren angemahnt von klei- nen NGOs und dem großen Europarat: Nun also existiert auch im Transparenz-Entwicklungsland BRD ein Lobbyregister. Dann wird es nicht mehr legal sein, wenn eine Limonadenfirma ihre Anwälte damit beauftragt, eine Gesetzesvorlage zu schreiben, die regelt, wie viel Zucker in der Limonade sein darf. Also, auf-schreiben dürfen die Anwälte das natür- lich immer noch. Aber diesen Schrieb direkt an Julia Klöckner schicken, oder an irgendeinen Abteilungsleiter im Ministerium für Landwirtschaft und Ernährung, wo daraus dann ohne  viele Änderungen ein Gesetzesentwurf werden könnte, das dürfen sie nicht mehr. Jedenfalls nicht ohne dass es im Lobbyregister steht, welches jede und jeder von uns online einsehen kann. Viele haben vermutlich anderes zu tun und hätten sich deshalb jene Art der Beweislastumkehr gewünscht, die »Lob- bycontrol« und »Abgeordentenwatch« vorgeschlagen und »exekutiven Fußab- druck« genannt haben. Die gewählten hauptamtlichen Politiker:innen müssten bei jedem Gesetzesvorhaben die Informa- tionen mitliefern, wie viel Wirtschafts-lobbyismus darin steckt. Verhindert hat das die CDU. Als Rechtfertigung wird wie so oft ein Hufeisen hingebogen: Ob globalisierte Unternehmen und mäch-tige Wirtschaftsverbände oder kleine zivilgesellschaftliche Organisationen – alles gleichwertige Informant:innen der Politik. Wachsamkeit bleibt also geboten, denn die Lobbyindustrie fängt gewiss schon an, nach Schlupflöchern zu suchen.

MURX
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Unverrückbar, unvermehrbarIn der Diskussion über jegliche Art von Bodensteuern geht es schon immer hoch her
KATHRIN GERLOF

F ast achthundert Jahre hat es ge-braucht, England »einzuhegen«. Vorher war Allmende, noch Ende des 17. Jahrhunderts ein Viertel der Gesamtfläche von England und Wales Gemeinbesitz. Rund 4.000 gesetzliche Bestimmungen sorgten dafür, dass bis 1825 mehr als sechs Millionen Morgen Land privat angeeignet wurden. Das Parlament war Freund und Helfer in diesem Prozess. Die Histo-rikerin J. M. Neeson beschrieb, warum es trotz-dem so lange dauerte, bis die Eigentumsver-hältnisse den Commons endgültig den Garaus gemacht hatten. Es habe an den verschiedenen Formen des Widerstands gelegen: »Bittgesu-che, die Verbreitung falscher Gerüchte, An-griffe auf Eigentum, Verzögerungstaktiken, allerlei Unfug, anonyme Drohgedichte, Mau-scheleien, Ballspielen, die Pforten der Gutsher-ren überwinden, das Niederreißen von Zäunen, Holzdiebstahl«, so wird sie in dem Buch »Com-mons« (hg. v. Silke Helf rich und der Heinrich-Böll-Stiftung) zitiert. Eine schöne Palette wi-derständigen Handelns – wobei die Sache mit dem Ballspielen mindestens rätselhaft bleibt. »Das Gesetz sperrt ein Männer und Frau’n, die der Allemende Gänse klau’n. Doch dem größ’ren Schurken es erlaubt, dass der Gans er die All-mende raubt«, dichtete ein unbekannter Eng-länder im 17. Jahrhundert.Die Einhegung der längst abgeschlosse-nen Einhegung ist heutzutage in unseren Breiten eine rein politisch-parlamentari-sche Angelegenheit. Und heißt im Wesent-lichen, an den Regeln zu schrauben, die für Grundeigentümer:innen gelten. Ihnen abzu-verlangen, dass sie einen Teil des meist un-verdienten Glücks (im Wortsinn), über Boden verfügen zu können, an die Gesellschaft zu-rückgeben. Zum Beispiel über Steuern. 35 Mil-lionen Grundstücke gibt es in diesem Land. Ein jedes hat seinen Verkehrswert und trägt zu einem insgesamt geringen Aufkommen an Grundsteuer bei, das den Kommunen zur Ver-fügung gestellt wird. 14,03 Milliarden Euro waren es 2019 – nicht viel also.Im April 2018 entschied das Bundesverfas-sungsgericht, dass die geltenden Regelungen 

zur Bewertung von Grundvermögen im Rahmen der sogenannten Grundsteuer verfassungs-widrig sind. Die Bewertung von Grundvermö-gen auf Basis sogenannter Einheitswerte sei unvereinbar mit dem Gleichheitsgrundsatz. Im westdeutschen Teil des Landes beruhen diese Werte auf den Verhältnissen des Jahres 1964, in Ostdeutschland auf Werten aus dem Jahr 1935. In der Zwischenzeit ist viel passiert. Vor allem ist Boden – dieses unvermehrbare und nicht transportable Gut – immens im Wert ge-stiegen. Wie das so ist mit Dingen, die sich nicht am Fließband herstellen und in Masse produ-zieren lassen. Und die sich trotzdem eignen für erheblichen Profit. Wobei hier nicht von je-nem Boden die Rede sein soll, der sich – wird er nur halbwegs ökologisch und nachhaltig be-wirtschaftet – nicht eignet für spekulative Ge-winne. Zumindest so lange nicht, wie er nicht in die Hände der Falschen gerät, weil er jenen Menschen, die ihn bewirtschaften, nicht län-ger die Existenz sichern kann.Wie angefasst jene sind, zu deren Eigentum Boden gehört, wenn es darum geht, ein Stück vom Kuchen, den sie nicht selbst backen, zum Wohle der Gesellschaft abzugeben, hat die Dis-kussion im vergangenen Jahr gezeigt. Da kam der SPD-Vorsitzende Norbert Walter-Borjans mit dem Vorschlag einer »Bodenwertzuwachs-steuer«. Eine Idee, die Sozialdemokraten be-reits in den 70er Jahren unterbreitet hatten. Dann ist aber nichts draus geworden. Bodenwertzuwachssteuer ist ein Wortun-getüm, dem ein vernünftiger Gedanke inne-wohnt, ist doch mit dieser Steuer die Absicht verbunden, den Wertzuwachs von Grund und Boden – wenn sich zum Beispiel eine Brache zum Filetstück mausert – in sehr vertretba-rem Maße abzuschöpfen. Die Einnahmen, so der Gedanke, sollten den Kommunen zugute-kommen und die Steuer wäre auch nur fällig, wenn jemand ein Grundstück verkauft, des-sen Wert ohne eigenes Zutun massiv gestie-gen ist. Es ist dem Kapitalismus eigen und ge-hört zu seinen Grundfesten, dass man genau auf so etwas spekulieren und dabei auch ge-winnen kann. Aktienkäufe sind nur ein Bei-spiel. Es hinkt ein bisschen, weil dem Boden ja in besonderem Maße eigen ist, dass sein Preis steigen kann, während der Eigentümer schläft, 

Scrabble spielt oder Cocktails an der Costaca-bana trinkt. 
Man kann sich – das gehört ebenfalls zum Kapitalismus und seinen Risiken – dabei auch verzocken, aber es steht jedem und jeder frei, sich Boden anzueignen, ihn brachliegen zu las-sen und dann, wenn die Preise gestiegen sind, wieder zu verkaufen. So wie es dem Staat frei-stünde zu sagen: Das dürft ihr tun, aber dann habt ihr von dem Gewinn, den ihr einfahrt, ein bisschen was abzugeben. Von 1900 bis 1944 betrug die Bodenwertzu-wachssteuer in Deutschland (ja, es hat sie ge-geben) zwischen 10 und 30 Prozent. Als Walter-Borjans im Jahr 2020 also seinen nicht neuen Vorschlag unterbreitete, bekam er Folgendes zu hören: Investitionshemmnis (CDU), würde Neubau unattraktiv machen (CSU), die Mieten würden steigen (CSU), Grundstückseigentü-mer würden als Spekulanten diffamiert (FDP) und mit einer Steuer bedroht (FDP). 2020 war die Sachlage so, dass auch ohne Bodenwertzu-wachssteuer notwendige Investitionen nicht stattgefunden hatten, die Mieten in den Me-tropolen ins teilweise Unerträgliche gestiegen waren, unter anderem auch die Spekulation mit Grund und Boden Preise in die Höhe ge-trieben hatte. Keine Chance. Walter-Borjans war der Teufel, der einer (im Übrigen minima-len) Abschöpfung planungsbedingter Wertzu-wächse, für die niemand einen Finger rühren musste, das Wort redete. Und somit wahr-scheinlich das Ende des Kapitalismus einläu-ten wollte. 

Dabei, das muss die FDP als Wirtschaftspar-tei aber nicht wissen, trifft die Besteuerung von Boden bei vielen Ökonom:innen auf große Sympathie. Und das meint nicht jene, die unter Generalverdacht stehen, den Kapitalismus ab-schaffen zu wollen. Es liegt in der Logik der Sa-che, denn Boden ist Kapital, das nicht auf die Flucht gehen kann. Auch nicht auf die Flucht vor Steuern. 
Wobei zu sagen ist, dass einer wie Milton Friedman zwar findet, dass die Bodenwert-steuer noch »die am wenigsten schlechte Steuer« ist, aber ganz gewiss das freie Walten der Marktkräfte in großer Gefahr sähe, gäbe es eine solche Wertzuwachssteuer. Ach Nor-bert! Du brauchst Unterstützung.
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Kleckern, präziser das Überschwappen 
von Flüssigkeit, ist ein komplexes Feld, 
das eine Wissenschaft für sich verlangt, 
die »Spill-not-Wissenschaft«. Laut  
einer Pressemitteilung der TU München 
haben bisherige Ansätze vor allem 
versucht, die Beschleunigung zu be- 
grenzen, und sich mit der Dynamik  
von Flüssigkeiten befasst. Weil Kaffee 
halt anders überschwappt als, sagen  
wir mal, Flüssiggas. Mit den entspre-
chenden Daten gefüttert, sollten 
Roboter die Trajektorien, vulgo Über-
schwappbahnen, berechnen. Das  
aber, so die Münchner Robotik-Spezia-
listen, habe zu lange gedauert und  
die Ergebnisse seien unsicher gewesen. 
Jetzt gelang der Durchbruch: Schneller 
und sicherer als der Mensch kann die 
Roboterhand ein randvolles Wasser- 
glas anheben und schwenken, ohne zu 
kleckern. Weil der Roboter mit der 
Formel eines sphärischen Pendels pro- 
grammiert wurde. Die kannten  
Menschen schon vor 300 Jahren, auf  
ihr basiert beispielsweise die Kon- 
struktion der an mehreren Seiten auf- 
gehängten marokkanischen Tee-Tab-
letts. Die Pressemitteilung schwärmt 
von Einsatzmöglichkeiten des klecker-
freien Roboters in der Pflege und beim 
Transport gefährlicher Flüssigkeiten. 
Fragt sich nur: Ist das schon KI oder noch 
kulturelle Aneignung?

MURX

Reform der Repräsentation
Die Weltbank-Reform 2010 änderte nichts an der grundlegenden Ausrichtung der Institution
PHILIP BLEES

I
m Jahr 2021 wurden 58 Prozent der 
globalen Wirtschaftsleistung von Ent-
wicklungs- und Schwellenländern 
hervorgebracht. 1980 waren es noch 
32 Prozent. Mehr als ein Viertel des 
internationalen BIP wurde also in 41 

Jahren umverteilt. Auf diesen wirtschaftli-
chen Aufstieg müssen internationale Institu-
tionen reagieren. Sie sollten den Zugewinn an 
ökonomischer Macht des Gobalen Südens be-
rücksichtigen, sagen Kritiker:innen. Doch als 
die aufsteigenden Ökonomien kurz nach der 
globalen Finanzkrise Reformen einforderten, 
bliesen die Industrieländer zum Gegenangriff. 
Die Entwicklung vom uni- zum multipolaren 
Weltwirtschaftssystem sollte nicht zu einem 
neuen politischen Multilateralismus führen. 
Der alte Hegemon sah sich bedroht und blieb 
am Ende erfolgreich. Angekündigte Refor-
men blieben hinter den Erwartungen zurück, 
so auch die der Weltbank und des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) 2010.

Die Institutionen selbst erkannten zu die-
ser Zeit, dass sie den Wandel der wirtschaft-
lichen Weltlage ernst nehmen müssen. Die 
Diskussion über die Änderung ihres Organi-
sationskörpers wurde auf der obersten Ebene 
und fundamental geführt: »Die ökonomischen 
und politischen tektonischen Platten verschie-
ben sich«, sagte der damalige Weltbank-Präsi-
dent Robert Zoellick. Sowohl die Weltbank als 
auch der IWF versuchten in dieser Zeit, ihr Un-
gleichgewicht in den Griff zu kriegen.

Diese fehlende Balance basierte auf einem 
Repräsentationsproblem, das mit dem Begriff 
der Multipolarität gefasst werden kann. Waren 
nach dem Zweiten Weltkrieg noch die USA als 
alleiniger – unipolarer – Hegemon auszuma-
chen, setzten die ökonomischen Trends dem 
eine Umverteilung der ökonomischen Macht 
entgegen. Der ehemalige Weltbanker Robert 
Wade, heute Professor an der London School 
of Economics, schlussfolgerte in einem Artikel 
den Rückgang der Konzentration wirtschaft-
licher Aktivität im traditionellen Westen bei 
gleichzeitiger Intensivierung außerhalb der 

vorherigen Kernzentren. Die USA bestehen 
nicht weiter als alleiniger Pol, sondern wer-
den um die EU und die sogenannten BRICS-
Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika) ergänzt.

Diese Multipolarität führt nach Wade in ein 
Dilemma. Wenn die Weltwirtschaft in einem 
System mit mehreren Polen organisiert wird, 
hat die Kooperation zwischen den Nationen ei-
nen größeren positiven Effekt als in einer uni-
polaren Welt, in der die wirtschaftliche Integ-
ration auf einen Hegemonen ausgerichtet ist. 
Allerdings macht eine größere Anzahl an Staa-
ten mit unterschiedlichen Interessen genau 
diese Kooperation auch schwieriger. Es braucht 
internationale Organisationen, die den Multi-
lateralismus politisch durchsetzen. Einer öko-
nomischen Machverschiebung sollte auch eine 
politische folgen. Das ist der Gedanke hinter 
den Reformen von Weltbank und IWF.

Mittels der Anpassung der Stimmrechte in 
Gremien und Ausschüssen wollten die Ent-
wicklungshelferin und der Stabilitätshüter die 
Machtungleichgewichte in den Institutionen 
ausbalancieren. Stimmenanteile in diesen Ins-
titutionen können nicht unendlich erhöht wer-
den, sondern zählen relativ. Im Gegensatz zu 
den G20, die sich um ihr Repräsentationsprob-
lem mit Sonderregelungen und ständigen Gast-
rechten herummogeln und mittlerweile eigent-
lich 25 Länder umfassen, kann bei der Weltbank 
und dem IWF nur eine Umverteilung der Stim-
men die Machtverhältnisse ausgleichen. Indus-
trieländer mussten eigene Anteile abgeben.

Ein wenig mehr als drei Prozent Stimmen-
anteile sprach die Weltbank den Schwellen-
ländern 2010 zu. Gefordert hatten sie sechs 
Prozent. Einzig China war mit dem Ergebnis zu-
frieden. Die Volksrepublik konnte ihre Anteile 
von 2,78 auf 4,42 Prozent erhöhen und löste da-
mit Deutschland mit 4,4 Prozent auf dem drit-
ten Platz der größten Anteilseigner:innen ab. 
Zum Vergleich: Die USA halten 15,85 Prozent 
der Stimmen und stehen somit unangefochten 
an der Spitze, vor dem zweitplatzierten Japan 
(6,84 Prozent). Ähnliche Änderungen nahm der 
IWF vor. Dort erhöhte sich der Stimmenanteil 
der Schwellenländer um fünf Prozent.

Diese erhöhte Repräsentation in den rele-
vanten Gremien ist mehr als Symbolpolitik. 
Da mit den größeren Stimmenanteilen auch 
eine Erhöhung des Kapitalanteils des jewei-
ligen Landes einhergeht, kann man durchaus 
annehmen, dass die Machtumverteilung zu-
gunsten der Schwellenländer einen Einfluss 
auf die Politik der Weltbank hat. So werden 
an die Schuldner:innen der Einheiten, die un-
ter dem Dach der Weltbank-Gruppe organi-
siert sind, nun sicherlich andere Anforderun-
gen gestellt als vor der Reform.

Wie groß der Unterschied allerdings ist, 
bleibt fraglich. Zumal die Erhöhung von Stim-
menanteilen nicht zwangsläufig denen zu-
gutekommt, die verschuldet sind. Im Fiskal-
jahr 2022 hat sich beispielsweise Nigeria mit 
2,4 Milliarden US-Dollar am höchsten bei 
der Internationalen Entwicklungsorganisa-
tion, einer Unterorganisation der Weltbank, 
verschuldet. Gefolgt von Bangladesch mit 
2,16 Milliarden. Trotz ähnlicher Verschuldung 
unterscheiden sich die Stimmenanteile von Ni-
geria und Bang ladesch signifikant: 0,41 Pro-
zent, 0,52 Prozent. Bei gleicher Stimmenver-
teilung ohne Gewichtung würden jedem Land 
0,56 Prozent der Stimmen zustehen. Aber in 
der Logik der Weltbank zählt eben nicht, wer 
ökonomisch betroffen ist, sondern wer mehr 
wirtschaftliches Gewicht hat. Das zeigt sich 
auch in den allgemeinen Zahlen: Die 73 Emp-
fänger:innen von Krediten der Internatio-
nalen Entwicklungsorganisation halten nur 
14,7 Prozent aller Stimmen. Welche Länder 
dies sind, überrascht nicht.

Ein Fokus auf die Umverteilung der Stim-
men innerhalb der Weltbank und auch des 
IWF löst also nicht die Schuldenprobleme vie-
ler Entwicklungsländer. Es sind die Mittel der 
Globalisierung, die die internationalen Orga-
nisationen durchsetzen, die ihnen zu schaf-
fen machen. Sie stehen sinnvollen Maßnah-
men wie beispielsweise Schuldenschnitten 
entgegen und festigen die Vormachtstellung 
des US-Dollars. Um die Institutionen wirk-
lich zu reformieren, braucht es zunächst ein 
neues Verständnis des Multilateralismus und 
der Globalisierung.
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»Mit ihren Trittbrettfahrern und Für- 

sprechern versuchen die Kriegsherren, 

ihre Überzeugungen fest in der Gesamt-

bevölkerung zu verankern.« Nein, das ist 

kein aktueller Kommentar, sondern  

ein Befund des US-amerikanischen So- 

ziologen C. Wright Mills aus der Mitte 

des vorigen Jahrhunderts. Dass er nicht 

falsch lag, zeigt sich unter anderem am 

Einfluss, den ehemalige Generäle in den 

USA mittlerweile auf wirtschaftspoliti-

sche Entscheidungen nehmen. Beispiels- 

weise Stanley McChrystal, in militäri-

schen Diensten seit 1970. Im Irak und 

Afghanistan befehligte er zahlreiche 

blutige »Sonderoperationen« der Spezi- 

alkräfte. Einsätze, die so geheim sind, 

dass manchmal selbst der US-General-

stab keine Einzelheiten kennt, von 

parlamentarischer Kontrolle oder nach- 

träglicher Aufklärung ganz zu schwei-

gen. Nach seiner Entlassung 2009 grün- 

dete er eine Unternehmensberatung, 

die unter anderem fünftägige Manage-

ment-Kurse für 15.000 US-Dollar 

anbietet. Zu den Klienten gehörte auch 

die US-Konzernniederlassung der 

Deutschen Bank. »Topmanager nehmen 

Ratschläge viel leichter an, wenn sie 

statt von irgendwelchen McKinsey-Ty-

pen im Nadelstreifen von Militär- 

kommandanten stammen. Denn die sind 

cool und haben Menschen getötet.«  

So erklärte es ein Geschäftsführer der 

Deutschen Bank, in deren US-Auf-

sichtsrat McChrystal dann folgerichtig 

auch jahrelang saß. Parallel veröffent-

lichte er Bücher, in denen er die ver- 

meintlichen Heldengeschichten seiner 

Militärzeit mit ein paar historischen 

Bezügen und neoliberalen Selbstopti-

mierungs-Plattitüden so vermischt, 

dass sie ihn als Experten für das jeweils 

aktuelle Geschäftsfeld empfehlen.  

Wen wundert es da noch, wenn Markt- 

liberale zu Militaristen werden.

MURX

Triumph einer Schimäre?

Der Neoliberalismus dient vielen, um fast alles zu erklären

KATHRIN GERLOF

W
as aber, wenn wir in Wahr-

heit nichts anderes vor uns 

hätten als die politische 

Umsetzung einer Utopie, 

der des Neoliberalismus, 

einer Utopie allerdings, 

die sich, im Windschatten der theoretischen 

Ökonomie, mittlerweile als wissenschaftliche 

Beschreibung der Wirklichkeit zu gebärden 

versteht?«

Diese Frage stellte der Philosoph Pierre 

Bourdieu 1998, sie verlangt bis heute nach Ant-

wort. Bourdieu warf der Lehre eine verhäng-

nisvolle Halsstarrigkeit vor, den von ihr selbst 

konstruierten Gegensatz zwischen einer wirt-

schaftlichen und einer gesellschaftlichen Lo-

gik zum naturgegebenen Diktum zu erheben. 

Interessant an der gegenwärtigen Zeit, die 

schon eine Weile anhält, ist, dass der Neolibe-

ralismus sowohl von den einen als auch den an-

deren oft als Naturgegebenheit angenommen 

wird. Dabei hat gerade die Natur unter dem 

Neoliberalismus heftig zu leiden.

Während er bei vielen Kapitalismuskri-

tiker:innen für alles herhalten muss, was 

schlimm ist, sie sich damit jedoch auch der 

von ihm in die Welt gebrachten vermeintlich 

gottgegebenen Logik unterwerfen, ist er sei-

nen Befürworter:innen unerschöpfliches Be-

weismittel dafür, dass alles, was schiefläuft, 

auf die Verletzung seiner ehernen Gesetze 

freier Märkte zurückzuführen sei. 

Beiden ist somit eine Form der Überhöhung 

eigen, in deren Schlepptau der eigene Hand-

lungsspielraum schrumpft. Die ihn überwin-

den wollen, fragen sich, wie das angesichts der 

vollständigen Ökonomisierung der Subjekte 

sowie aller zuvor nichtökonomischen Berei-

che, Tätigkeiten und Themen gehen soll. Die 

ihm die Fähigkeit zuschreiben, sämtliche Pro-

bleme der Menschheit lösen zu können, schei-

tern daran, dass ihre bewusst selektive Er-

fassung und Beschreibung der Wirklichkeit 

andauernd mit einer Realität kollidiert, die 

mehr ist als eine Ansammlung vieler Exemp-

lare des Homo oeconomicus. 

Einer der vielen beschreibbaren Anfänge 

liegt darin, dass sich Liberale als illusionslose 

Realisten wähnten, indem sie unterstellten, 

dass sich im Eigeninteresse des Individuums 

eine Lösung für noch jedes Problem anbiete, 

verletze man nur nicht die Regeln, die diesem 

Eigeninteresse allumfassenden Spielraum 

ermöglichen. »Der ursprüngliche Liberalis-

mus verstand sich als Pessimismus der Intel-

ligenz«, schrieb der französische Philosoph 

Jean-Claude Michéa 2015 in »Blätter«. Er er-

laube sich zugleich, Wachstum zum Kult zu er-

klären und materiellen Fortschritt in den Mit-

telpunkt noch jeder modernen Zivilisation zu 

rücken. Theoretiker wie Friedrich von Hayek, 

der Freiburger Ordoliberale Walter Eucken, 

Milton Friedman bedienten sich des Libera-

lismus, stellten ihm das Präfix »Neo-« voran 

und schafften es, Widersprüche zwischen ihrer 

Theorie und der Praxis aus der Welt zu denken, 

bis ein vermeintlich wasserfestes Konstrukt 

stand, das sich vor allem dadurch auszeichnet, 

alle blinden Flecken einfach von der Karte zu 

tilgen. Ihre Nachfolger tun dies bis heute, ob-

wohl sich zu den von ihnen dichotomisch be-

schriebenen Kräften Markt und Staat schon 

längst eine mächtige bis übermächtige dritte 

Kraft gesellt habe, die der Konzerne und Ban-

ken, so der britische Politikwissenschaftler Co-

lin Crouch. Was das Idealgefüge, auf das sich 

Neoliberale beziehen, erheblich stört. Denn da-

mit geht einher, dass die gottgewollte Wettbe-

werbsordnung, gesichert durch die Politik ei-

nes »schlanken« Staates, einem machtvollen 

Dritten begegnet, der den Wettbewerb jeder-

zeit zu seinen Gunsten verzerren kann. Eine 

Selbstregulierung der Finanzmärkte oder glo-

bal agierender Konzerne bleibt allen neolibe-

ralen Versprechen zum Trotz reine Illusion. 

Gleichzeitig beweist jeder Weltklimabericht, 

dass die vierte Kraft, nämlich die Endlichkeit 

natürlicher Ressourcen, nicht mehr außer Acht 

gelassen werden kann.

Müssen wir jene, die für diese Realität ein 

neues Erzählstück erfinden, Neo-Neoliberale 

nennen?
Den Kindern des Neoliberalismus – egal, ob 

sie seine Opfer oder seine Gewinner:innen sind 

– ist vielleicht gleichermaßen eigen, dass ih-

nen dessen Langlebigkeit eingibt, alles mit sei-

nem Wirken erklären zu müssen, und vorgau-

kelt, jenseits dieser Allmächtigkeit sei nichts 

denkbar bzw. was mal jenseits gedacht wurde, 

sei fürchterlich gescheitert. 

Hat sich das aufstrebende Bürgertum im 

19. Jahrhundert mithilfe des klassischen Libe-

ralismus von seinen Fesseln befreit, um seine 

wirtschaftlichen Ambitionen in die Tat umset-

zen zu können, versuchten die Neoliberalen im 

20. Jahrhundert mit ihrem Theoriegebäude auf 

die Höhe der Zeit zu kommen, uns auszutrei-

ben, darüber hinauszudenken und zu legitimie-

ren, dass sich alles (einschließlich aller Bezie-

hungen) »vermarktlichen« lässt. Sich davon zu 

befreien – und darin liegt das Ideologische des 

als Wissenschaft Verkauften – scheint fast un-

möglich. »Diese von Grund auf ungesellschaft-

liche und geschichtsvergessene ›Theorie‹ ver-

fügt heute mehr als je zuvor über die Mittel, 

sich wahr zu machen, tatsächlich nachweis-

bar«, beschrieb es Pierre Bourdieu. 

Was die Frage aufwirft, ob der Homo politicus 

– überformt und kleingeredet durch die Kons-

truktion des Homo oeconomicus – wiederbe-

lebbar ist auch dann, wenn DAS ANDERE nur 

mehr als Theorie oder misslungener Versuch 

existiert. Postkapitalismus und im Orkus der 

Geschichte verorteter real existierender So-

zialismus sind entweder noch immer zu vage 

oder schon lange zu diskreditiert.

Die US-amerikanische Politologin Wendy 

Brown beschrieb es so: »Der Neoliberalismus 

ist die Rationalität, durch die der Kapitalismus 

am Ende die Menschheit verschlingt – nicht 

nur mit seiner Maschinerie zwanghafter Kom-

modifizierung und vom Profit angetriebener 

Expansion, sondern auch durch seine Form der 

Wertsetzung. In dem Maße, wie die Ausbrei-

tung dieser Form den Inhalt der liberalen De-

mokratie entleert und die Bedeutung von De-

mokratie schlechthin verwandelt, unterdrückt 

er demokratische Sehnsüchte und gefährdet 

demokratische Träume.« 

Haben die Kinder des Neoliberalismus Sehn-

süchte und Vorstellungen, die den Rahmen des 

Theoriegebäudes »Neoliberalismus« spren-

gen? Können sie über das, was nun schon so 

lange ist und von sich behauptet: »ich war, ich 

bin, ich werde sein«, hinausdenken für den 

wahrscheinlichen Fall, dass sich weder der Ka-

pitalismus noch der Neoliberalismus zu Tode 

siegen?
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SCHWERPUNKT 
INFRASTRUKTUR

MURX

TOM STROHSCHNEIDER

D er Bundeshaushalt weist Mil-liardenüberschüsse aus, eine Folge der vergleichsweise gu-ten ökonomischen Lage und der damit zusammenhängen-den größeren staatlichen Ein-nahmen. Politisch wird hierzulande auf solche Bilanzen gern mit dem leistungsideologisch motivierten Ruf reagiert, »den Steuerzahler« zu entlasten. Womit dann meist jene gemeint sind, die ohnehin schon eher gute Einkommen haben. Und auch die Rufe nach Schuldenabbau verstummen nicht, die jahrzehntelange Konso-lidierungspropaganda wirkt.Seit zudem der schlechte Zustand der Infra-struktur öffentlich eine größere Rolle spielt, wird angesichts der finanziellen Möglichkei-ten auch nach mehr und schnelleren Investiti-onen gerufen. Die ziehen aber nur langsam an, während die Substanz des Öffentlichen ero-diert. Das ist kein verzerrtes Schreckensbild, sondern das Ergebnis einer so simplen wie fol-genreichen Rechnung: Wenn die öffentliche Hand weniger Geld in Straßen, Schulen, Ver-waltungsgebäude steckt, als für deren Erhalt nötig ist, regnet es irgendwann durch. Vor al-lem die kommunale Investitionslücke hat er-schreckende Ausmaße angenommen.Wenn das linksdemokratische Lager nach ei-nem Punkt sucht, an dem jener berühmte He-bel angesetzt werden könnte, mit dem man die Welt aus den Angeln hieven, das heißt: eine an-dere möglich machen könnte, sollte  das Thema Infrastruktur ins Zentrum gestellt werden. Es geht dabei nicht bloß um den technischen Unterbau einer Volkswirtschaft, nicht bloß um betonierte Gegenwart. Es geht darum, was wir in welcher Qualität als öffentliche Angelegen-heiten für uns beanspruchen; darum, wer wie viel zu dieser res publica beiträgt, wer von ihr profitiert und in welcher Richtung wir sie wei-terentwickeln wollen. Es geht, kurzum, um das Öffentliche, also um uns selbst.Politisch kreuzen sich hier zentrale Kon-fliktlinien. Wer über den Zustand der Infra-strukturen klagt, kann über Austeritätspoli-tik, Schuldenbremse und Privatisierungskurs nicht schweigen. Jahrelang haben nicht zuletzt die Lautsprecher der Unternehmensinteressen 

nach einem »schlanken Staat« gerufen, weil das weniger Steuerlast hieß. Es waren jene, die den Aberglauben förderten, Unterneh-men könnten öffentliche Angelegenheiten besser, billiger anbieten. Jetzt, da nicht einmal die Möglichkeiten neuer Investitionen ausge-schöpft werden können, weil es nach jahrelan-ger Kürzungspolitik an Leuten in der Verwal-tung fehlt, bangen die gleichen Lobbyvertreter um die Grundlage ihres wirtschaftlichen Er-folgs: gute Infrastrukturen. Was »gut« ist, hängt also von den ökonomi-schen Interessen ab. Wem es um eine ökolo-gische Mobilität geht, der wird nicht einfach nach neuen Straßen und Autobahnbrücken ru-fen wollen, mit denen ein fragwürdiger Indivi-dualverkehr auf Jahre betoniert wird. Wer die Investitionslücke in Städten und Ge-meinden schließen will, muss angesichts der nötigen Milliarden auch etwas über die Finan-zierung sagen, bloß ein bisschen Umleitung von Überschüssen wird da nicht reichen. Hier stößt dann der Wunsch nach mehr Geld für das Öf-fentliche schnell mit politisch dauerhaften Konstruktionen wie der Schuldenbremse zu-sammen. Mehrheiten für radikalere, in die-sem Fall heißt das: vernünftigere Umvertei-lung sind schwer zu erreichen. Und gerade deshalb liegt hier der Hebel-punkt progressiver Politik. In Infrastruktu-ren spiegeln sich die real existierenden Ver-hältnisse wie auch die Optionen wirklicher Veränderung. Wie man sie finanzieren und weiterentwickeln möchte, sind grundlegende Entscheidungen, die auch die Richtung des 

Fortschritts betreffen. Im Umgang mit Infra-strukturen werden Fragen der Reichtumsver-teilung, der Chancen, auch des Selbstverständ-nisses von Gesellschaften beantwortet. Und nicht zuletzt geht es um das demokrati-sche Moment: Über Infrastrukturen muss ent-schieden werden, die Gesellschaft muss sich hier gegenüber privaten Ansprüchen und In-teressen besser durchsetzen können. Dies gilt nicht zuletzt mit Blick auf die EU, wo Rege-lungen erfunden wurden, die einem Ausbau des Öffentlichen entgegenstehen. So wird jede Diskussion über den Ausbau eines städtischen Funktionsnetzes zugleich auch eine über das Europa, das wir anstreben.
Natürlich muss es auch um das Heute gehen. Die Lage ist dafür nicht eben einfach. Wolfgang Streeck, der mit der Internetbewegung »Auf-stehen« sympathisiert, hat einen Vorschlag ge-macht, »ein durch Kredit finanzierter nationa-ler Infrastrukturfonds« solle »dafür sorgen, dass es in Schulen nicht mehr durch das Dach regnet und Brücken und Straßen nicht zerbrö-seln«. Linksparteichef Bernd Riexinger plä-dierte schon vor Jahren für einen Investitions-fonds, mit dem der Ausbau »einer öffentlichen, sozialen und bedarfsorientierten Infrastruk-tur für gute Bildung, Gesundheitsversorgung, Pflege, Mobilität, Energieversorgung und Woh-nen für alle« gefördert und zugleich Pflöcke »einer solidarischen Zukunftswirtschaft« eingeschlagen werden könnten. Aus grüner und sozialdemokratischer Ecke sind ähnli-che Ideen formuliert worden – mal mit Beto-nung ökologischer Ziele, mal mit einem stär-ker transnationalen Blick.

Eine Debatte über einen »gesellschaftlichen Fonds«, darüber, wie er gefüllt und wofür er verwendet wird, könnte dem  linksdemokra-tischen Lager guttun. Es würde wieder über Lösungen gestritten, nicht über Vorbehalte. Ob man das Ganze dann Infrastruktursozialis-mus nennt oder als demokratische Rückerobe-rung des Öffentlichen bezeichnet, ist nicht so entscheidend. Wichtiger ist es, die zeitpoliti-sche Dimension von Infrastrukturpolitik mit-zudenken: Was immer in Beton gegossen, in Stahl verbaut, als Glasfaser verlegt oder als öffentliche Dienstleistung angeboten wird – es wirkt längerfristig, es ist Arbeit an der Zu-kunft. Sie beginnt heute.

Hebel progressiver Politik
Welche Infrastruktur wollen wir und wofür? Plädoyer für die Rückeroberung des Öffentlichen
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ANZEIGE

VINCENT KÖRNER

Am 24. August 1857 stellt die Ohio Life Insurance Company ihre Zahlungen  ein – sie hatte sich mit  Eisenbahn-An-leihen verspekuliert. Damit begann  eine der ersten globalen Wirtschafts-krisen. Der Kladderadatsch breitete sich schnell weltweit aus, vor allem Eu- ropa und Nordamerika waren betrof- fen. »Die ganze Geschichte«, schrieb Frie- drich Engels damals, »beruht auf der großartigsten Wechselreiterei«. Deren Folgen schon damals der Staat zu bereinigen hatte. »Dass die Kapitalis-ten, die so sehr gegen das ›droit au travail‹ (Recht auf Arbeit) schrien, nun überall von den Regierungen ›öffent- liche Unterstützung‹ verlangen«, ant- wortete dessen engster Freund, »ist schön«. Das war ein typischer Marx –  lakonisch, sarkastisch und immer  auf den wunden Punkt: Gewinne werden privatisiert, Verluste sozialisiert.  Dass es heute, also über 160 Jahre nach der Pleite der Ohio Life Insurance Company, mit dem »Herauspauken« (»FAZ«) praktisch immer noch so gehalten wird, wie nicht nur die Krise seit 2008 gezeigt hat, ist nicht bloß  die berühmte Wiederholung als Farce. Sondern ganz großer Murx. 

Fo
to

: u
ns

pl
as

h/
Is

ha
n 

Se
ef

ro
m

th
es

ky

OXIBLOG.DE

WIRTSCHAFT  ANDERS DENKEN

22 
10

Monatszeitung
4 €
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Kritik ist keine Leidenschaft des 
Kopfes, sie ist der Kopf der Leidenschaft 
(Karl Marx). Warum OXI ab sofort sehr 
viele Abonent:innen braucht

Seite 9   Zinshammer ohne Nagel Die 
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Seite 10   Zugang für alle oder Markt 
nur für wenige Was die Digitalisierung 
des Zahlungsverkehrs mit sozialer 
Ungleichheit zu tun hat

SCHWERPUNKT GELD

SIGRUN MATTHIESEN
Bis Dezember jede Woche ein Atom-
kraftwerk hochfahren: Et voilà, schon 
haben alle genug Strom. So Agnès 
Pannier-Runacher, in Frankreich Mi- 
nisterin für die Energiewende. Pas  
de probleme, einfach wie das an-und 
ausknipsen der Innenstadt-Weih-
nachtsbeleuchtung, so klingt die neue 
grüne Atomkraft-on-Demand-Stra- 
tegie auch beim deutschen Amtskolle-
gen. Warme Worte, die mit der Reali- 
tät rein gar nichts zu tun haben. Ende 
September waren 32 der insgesamt  
56 französischen Kernreaktoren abge- 
schaltet. Manche davon auch wegen 
planmäßiger Wartungsarbeiten. Zwölf 
allerdings, allesamt neuste Kraftwerks-
generation, sind außer Betrieb wegen 
Rostschäden an den Rohren. Die zu 
beheben scheiterte bislang unter ande- 
rem an fehlenden Fachkräften. Fürs 
Schweißen wohlgemerkt. Ingenieure 
mit Atomlobby-Corps-Ungeist produ-
zieren die polytechnischen Hochschu-
len genug. Sie schaffen es auch, kriti-
sche Wissenschaftler:innen beruflich 
kaltzustellen, die in empirischen 
Studien die Kosten und Gefahren der 
Kernenergie nachweisen. »Einfach  
mal auf die Wissenschaft hören« wird 
also nicht reichen, um der grassieren-
den Nostalgie einer energiepolitischen 
Zukunft, die es so nie gab, etwas ent- 
gegenzusetzen. Vielleicht eher: Einfach 
mal auf die hören, die seit langem 
versuchen, den ewig strahlenden Müll 
zu entsorgen. Ob nun in Tschernobyl, 
Fukushima oder Greifswald-Lubmin. 
1995 haben sie dort begonnen, das  
AKW »radiologisch zu sanieren«. 2070 
soll alles fertig sein, wenn es nach  
Plan läuft. Oder, wie es einer der mit 
dem halbwegs geordneten »Rückbau« 
Beschäftigten in einem ARD-Radiofea-
ture formuliert: »Da muss man dann 
dem radioaktiven Zerfall der Kernphy-
sik erst mal seinen Lauf lassen«.

MURX

Ende eines Heilsversprechens?Kryptowährungen sollten eigentlich das Monopol der Banken brechen und die Herrschaft 

der Staaten und Konzerne beendenKATHRIN GERLOF

N un ist es vorerst doch keine 
Schöpfungsgeschichte bibli-schen Ausmaßes geworden, 

kein Befreiungsschlag der 
digitalen Guerilla. Die Pro-phezeiungen der Cypher-

punks, dass mit der Blockchain-Technik, mit 

Währungen wie Bitcoin, Ethereum, Dogecoin 

die Welt eine bessere sein würde, haben sich 

nicht erfüllt. Weit vom Neoliberalismus war 

die Idee sowieso nie entfernt, denn schon Mil-

ton Friedman träumte von einem Computer, 

der die Geldmenge auf Grundlage von Bevölke-

rungsprognosen automatisch erhöht und Zen-

tralbanken überflüssig macht. Für ihn und die 

Erfinder der Blockchain, auch »Internet der 

Werte« genannt und technische Basis für Kryp-

towährungen, ist Geld eine Sache, keine sozi-

ale Beziehung. Da fängt der Ärger an, nimmt 

das Missverständnis seinen Lauf. 
Dass in der Folge der Finanzkrise 2008 die 

Idee der Kryptowährung an Fahrt gewann, ist 

nachvollziehbar. Anarchistische Computer-

nerds standen am Anfang. Um die geht es in-

zwischen nicht mehr. Und die hatten vielleicht 

auch nicht im Blick, dass der Stromverbrauch 

des Bitcoin-Netzwerkes irgendwann den Ener-

gieverbrauch der Niederlande übersteigen, 

also eine verheerende Ökobilanz aufweisen 

wird. Was angesichts der globalen Verheerun-

gen durch Klima- und Kriegskatastrophen eine 

ganz andere Dringlichkeit bei der Nutzenbe-

wertung bekommt. Oder vielleicht doch, aber es war ihnen egal. 

Dass – was die Sache nicht besser macht – ein 

Mann wie der recht stochastisch agierende 

Elon Musk genügt, um dem Bitcoin Berg- und 

Talfahrten zu bescheren, war ebenfalls nicht 

eingepreist. Auch nicht, dass Zentralbanken – 

die man doch in ihre Schranken verweisen und 

in den Orkus der Geschichte schicken wollte – 

es vermögen, durch ihren Wechsel in der Zins-

politik Kursverluste bei Kryptowährungen zu 

generieren. Das alles sollte nicht so kommen 

und ist ganz bestimmt auch noch nicht das 

Ende der Geschichte, aber sicher das Ende je-

ner anarchistischen Ursprungsidee, die mit der 

»Propaganda der Tat« die ganze Welt verän-

dern wollte. In der Science-Fiction-Literatur lebt die Idee 

fort. Kim Stanley Robinson erzählt in seinem 

Roman »Das Ministerium für die Zukunft« die 

Geschichte der Carboncoins – einer digitalen 

Währung für nachgewiesene negative Emissi-

onen, »um brachliegendes Kapital weltweit zu 

Investitionen zu bewegen, die den Kohlenstoff-

ausstoß senken«. In dem Roman werden die gro-

ßen Zentralbanken ins Boot geholt, Carbonco-

ins stehen auf den Devisenmärkten in stabilem 

Austausch mit anderen Währungen und lösen 

irgendwann den Dollar als Leitwährung ab. Ein 

wunderschönes Märchen, hinter dem eine wun-

derschöne Idee steckt: Die Bindung von Kohlen-

stoff über eine digitale Währung, die quasi von 

den Zentralbanken aufgelegt wird, bis hin zu ei-

ner negativen Kohlenstoffbilanz. Reich werden, 

indem man ein Braunkohlewerk stilllegt und 

dafür noch eine gewaltige, bis in alle Ewigkeit 

geltende Hermesbürgschaft. Und in der Realität 

wissen wir vom »Ausstieg aus der Atomkraft«, 

dass sich tatsächlich auch damit Geld verdienen 

lässt. Science-Fiction-Romane sind toll.
Oder schrecklich, wie das in kindgerechte 

Sprache übersetzte Heilsversprechen »Mein 

Freund namens Bitcoin« von Naka Toshi (ein 

Pseudonym, abgeleitet aus dem Pseudonym 

Satoshi Nakamoto, der – oder die – als Erfin-

der:in des Bitcoins gilt). »Mein Schöpfer hat 

mich ins Leben gerufen, damit ich das Gleich-

gewicht in die Welt zurückbringe. Ich muss al-

len Lebewesen, die von diesen großen Mächten 

unterdrückt werden, die Freiheit zurückge-

ben.« Also besiegen Bitcoin und der kleine Stier 

FED Piggy (Synonym für die US-amerikanische 

Zentralbank) und retten das Dorf, sprich die 

Welt. Dem hübsch gezeichneten Bitcoin, eine 

niedliche Mischung aus Superman und den 

kleinen Wuselgeistern aus »Ghostbusters«, 

traut man keinesfalls zu, im Darknet schmut-

zige Geschäfte zu ermöglichen, unter anderem, 

weil zwielichtige Kryptobörsen wie Binance 

dafür die Plattform bieten. 

Gegenwärtig sieht viel danach aus, als sei 

der Siegeszug, der bislang noch nie einer war, 

vorerst gedrosselt oder gar beendet. Es bleibt 

die Frage, ob der zu erwartende Kryptowinter, 

den es 2018 schon einmal gab, nur eine Krise 

sein wird, nicht aber das Ende eines Umstur-

zes des Geldsystems, wie es mal versprochen 

war. Auch wenn, sollte es zu einem solchen Um-

sturz kommen, kaum noch etwas von der Ur-

sprungsidee da sein wird. Und obwohl immer 

wieder Ideen einen Hype generieren, wie der 

sogenannte Worldcoin, dem sein Erfinder, der 

Deutsche Alexander Blania, eine ganz große 

Zukunft voraussagt. Blania sieht den World-

coin, für dessen Entwicklung er im Silicon Val-

ley ordentlich viel Risikokapital eingesammelt 

hat, als eine Möglichkeit, der Menschheit eine 

Art bedingungsloses Grundeinkommen zu ver-

schaffen. Zumindest erst einmal einer Milli-

arde Menschen. Drunter soll es nicht gehen.
Könnte es werden wie mit dem Internet? 

Einst ein großes, allumfassendes Freiheits-, 

Bildungs- und Selbstermächtigungsverspre-

chen, heute kommodifiziert, unter Tech-Kon-

zernen aufgeteilt, die »rapide Mutation zu 

einem ganz und gar neuen gefräßigen, kom-

merziell orientierten Projekt«, wie Shoshana 

Zuboff es in ihrem Buch »Das Zeitalter des 

Überwachungskapitalismus« beschrieb.
Auf dem vorläufigen Höhepunkt im vergan-

genen Herbst betrug die kombinierte Markt-

kapitalisierung aller Kryptowährungen, wie 

zu lesen war, drei Billionen Dollar. Das ist 

nicht nichts. Wer über die Zukunft des Fiat-

geldes (bedrucktes Papier, das als anerkann-

tes Zahlungsmittel ohne inneren Wert gilt) 

redet, sollte seine Gegenspieler – die im Cy-

berspace beheimateten Kryptowährungen – si-

cher nicht jetzt schon abschreiben. Auch wenn 

es viele tun. Nicht umsonst denken Zentral-

banken über eigene Digitalwährungen nach, 

jedoch nicht, um Bargeld zu ersetzen, sondern 

als digitale Ergänzung. So oder so gilt: Wäh-

rungen entstehen und können verschwinden. 

Das allerdings ist den Cypherpunks der ers-

ten Stunde und den heutigen Apologeten der 

Kryptowährungen ein sehr fremder Gedanke. 
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SCHWERPUNKT 
WESTEN

VINCENT KÖRNER

Ein Interessenverband des Kapitals 

spricht sich gegen die rechtsradikale 

AfD aus – so weit, so gut. Dass Unter-

nehmen und ihre Vertreter sich dahin- 

gehend politisch äußern, zumal in  

einer Lage, in der einem beim Blick auf 

die Ostwahlen bange werden muss,  

ist okay. Wie das aber beispielhaft der 

Industrie-Lobbyist Dieter Kempf vom 

BDI tut, ist keineswegs okay. Wem zur 

AfD nur einfällt, deren Erfolge »scha-

den dem Image unseres Landes«, sollte 

lieber, sorry, die Klappe halten. Denn 

Rechtsradikale schaden zuallererst ein- 

mal Menschen, in kaum gekannter 

Weise schürt die AfD einen Hass, dem 

tödliches Handeln folgt. Eine Image-

Frage? Kempf starrt durch den Tunnel 

unternehmerischer Interessen auf  

eine politische Landschaft, die danach 

bewertet wird, ob sie zur Attraktivität 

eines Standorts beiträgt oder nicht. Was, 

wenn Investoren und Kunden über das 

AfD-Hoch erfreut wären? Was würde der 

BDI-Mann dann sagen? Dass die AfD 

mit ihren Parolen Menschen gegenein-

ander ausspiele, sagt der Industriever-

bandschef, sei »sehr bedenklich, zumal 

es keine Probleme löst«. Zumal? Ist es 

nicht eher einfach so, also ganz generell 

und unabhängig davon »bedenklich«,  

ja sogar: absolut und uneingeschränkt 

inakzeptabel? »Ausländerfeindlich- 

keit und Nationalismus passen nicht zu 

einer international erfolgreichen 

deutschen Wirtschaft«, meint Kempf – 

und man muss wohl froh sein, dass  

die hiesige Ökonomie nicht global erfolg- 

los ist. Der BDI-Mann hat immerhin 

einen Beitrag zur Aufklärung geleistet. 

Nicht alles, was gegen die AfD geäu- 

ßert wird, ist auch Kritik an ihr. Manchen 

geht es nur um die Bedingungen der 

Kapitalverwertung. 

MURX

Eine Unterlassung
Der Osten hatte seine Perestroika. Der Westen hat vor 30 Jahren seine Wende verpasst

TOM STROHSCHNEIDER

E
s gibt gute Gründe, in diesen Tagen 

sehr genau auf den Osten zu bli-

cken: wegen der AfD. Es ist rich-

tig, dabei die Geschichte des Os-

tens zu erinnern: zum Beispiel die 

Treuhand und die Nachwende-

Transformation. Der Jubiläumskalender tut 

ein Übriges: 30 Jahre friedliche Revolution, 30 

Jahre »Wiedervereinigung«. Mitunter ist der 

Rückblick zur landsmannschaftlichen Polit-

Zoologie verzerrt: Dann geht es um »die Ost-

deutschen«, diese seltsamen Leute. Dass die 

»neuen Bundesländer« nach ihrer Himmels-

richtung auf den Begriff gebracht werden, ist 

aber nichts Besonderes: Die »gebrauchten Bun-

desländer« heißen ja auch immer noch Westen. 

Und genau hier liegt der große blinde Fleck: 

Wo ist in der Erinnerung eigentlich die Bun-

desrepublik des Jahres 1989? Wie war da die 

Lage, warum ist so selten vom Gemütszustand 

»der Westdeutschen« am Ende einer welthis-

torischen Epoche die Rede? 

Der Historiker Gregor Schöllgen hat un-

längst die gegenseitige Abhängigkeit ins Ge-

dächtnis gerufen: Es gab »einen Westen, weil 

es den Osten gab, und das heißt: Ohne den Os-

ten hätte es den Westen nie gegeben«. Daraus 

Schlüsse zu ziehen, welche die Zukunft von EU 

und Nato betreffen, ist das eine. Hier soll die-

ses Diktum zum Anlass genommen werden, auf 

die große Unterlassung der Wendezeit hinzu-

weisen: Der Osten hatte seine Perestroika, der 

Westen hat diese historische Gelegenheit ver-

passt, ausgelassen, verdrängt. Während der 

Staatssozialismus implodierte, sah der real 

existierende Kapitalismus bloß zu. Versteckte 

sich und seine Probleme hinter den Staubwol-

ken, die der Zusammenbruch seines verfein-

deten Zwillings aufsteigen ließ.

Volker Braun hat einmal erzählt, wie ratlos 

in einer großen westdeutschen Zeitung auf den 

bloßen Hinweis reagiert wurde, »die Ostdeut-

schen« hätten denen im Westen »eine Wende 

voraus«: »Wohin sollen sich die Westdeutschen 

wenden?« Selbstkritisch in sich, das wäre eine 

Option gewesen. Nach Alternativen Ausschau 

haltend. Manche haben das erkannt. 

Wolfgang Fritz Haug schreibt im August 

1990, sein Tagebuch der vergangenen zwölf 

Monate einleitend, von der »noch kaum ge-

stellten Frage nach einer Perestroika im Wes-

ten«. Eine Antwort werde es aber wohl nur ge-

ben, »wenn die Perestroika nicht nur ein Traum 

bleibt und es nicht einfach auf den Sieg des ka-

pitalistischen Westens hinausläuft«. Aber was 

ist das für ein Sieg gewesen? 

»Es konnte dem Kapitalismus gar nichts 

Schlechteres passieren als unser Untergang«, 

heißt es bei Volker Braun. »Gegenüber dem So-

zialismus konnte er immer besser sein.« Der 

schwächere Gegner war nicht nur der etwas 

graue, angeschlagene Spiegel, in dem die ei-

gene Buntheit des Überflusses noch ein biss-

chen greller zurückstrahlte. Der Osten war 

mehr, er war trotzdem für den Westen ein kor-

rigierender Faktor. Politisch, ökonomisch. Ge-

rade in Krisenzeiten disziplinierte die bloße 

Existenz des Anderen wenigstens ein bisschen. 

Aber auch das immer weniger.

Die 1980er Jahre hatten in der alten kapi-

talistischen Welt die Interessen des Faktors 

Arbeit zunehmend geschwächt, um die Inter-

essen des Faktors Kapital besser bedienen zu 

können – zulasten gesellschaftlicher Bedürf-

nisse, Naturerhalt, eines globalen Ausgleichs. 

Trotz eines vergleichsweise langen wirtschaft-

lichen Aufschwungs war die Erwerbslosigkeit 

sehr hoch. 1988 stiegen zwar die Bruttoein-

kommen je Beschäftigten real um 2 Prozent, 

die Einkommen aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen jedoch um über 10 Prozent. Es 

herrschte Wohnungsmangel. Eine Rückkehr 

auf den alten Pfad sozialer Integration und 

individuellen Aufstiegs per ausgeweitetem 

Wirtschaftswachstum schien schon aus öko-

logischen Bedenken verbaut; wer sich um al-

ternative Zukünfte in der damals noch kleinen 

Bundesrepublik Gedanken machte, sah schon 

die sozialen und ökonomischen Probleme, die 

heute noch die Gegenwartskonflikte speisen. 

Und dann kam die Wende. Gemacht im Os-

ten, schnitt sie offenbar auch einen Mög lich - 

keitsfaden im Westen erst einmal ab. »Wir ha-

ben die Verhältnisse der Bundesrepublik durch 

unsere Wahl so vollkommen salviert«, schreibt 

Volker Braun, »dass wir nun Verantwortung für 

sie tragen. Wir haben mit unserem fraglosen 

Übertritt ihr Leben bestätigt, das sie selber be-

zweifelten, wir haben es angenommen und ih-

nen ihre Träume genommen.« 

Man muss dabei gar nicht weit nach links 

blicken, um erahnen zu können, worum sich 

diese damals drehten. Anfang 1989 schreibt 

Dieter Kampe im gründlich west-arrivierten 

»Spiegel«, das Ende des Jahres schon vorweg-

nehmend, »einen totalen Sieg« hätten die An-

hänger einer möglichst rigorosen Marktwirt-

schaft »trotz allem nicht errungen«. Es stelle 

sich für »den Westen« immer drängender die 

Frage: »Welche Strategien können Mensch und 

Umwelt, Wohlstand und Freiheit gleicherma-

ßen retten?« Und weiter: »Glasnost und Peres-

troika sind in New York, London und Tokio ge-

nauso wichtig wie in Moskau und Warschau.«

Und in Bonn, Berlin. Es hat nach dem Epo-

chenbruch von 1989/1990 eine Weile gedau-

ert, bis die Rufe nach einer »Wende im Westen« 

wieder hörbarer wurden. 2009 schrieb Michail 

Gorbatschow, die große Krise des nachsozialis-

tischen Kapitalismus bezeuge, »dass das neue 

westliche Modell eine Illusion war, die vor al-

lem den Reichen« nützt, »es basierte auf einer 

Jagd nach Super-Profiten und übersteiger-

tem Konsum für einige wenige, auf uneinge-

schränkter Ausbeutung der Ressourcen und 

auf sozialer und umweltpolitischer Verantwor-

tungslosigkeit«. Er wiederholte damit einen Er-

kenntnisstand den es auch schon 1989 gegeben 

hatte. Wirklich durchgreifende Schlussfolge-

rungen wurden daraus aber kaum gezogen. 

Bislang. Nun macht die Klimakrise Schlag-

zeilen, diesen Zeitpunkt für eine Umkehr zu 

verpassen kann sich niemand mehr leisten. 

Besteht Hoffnung? Immerhin lautet eine Er-

kenntnis des Jahres 1989, in dessen ersten Mo-

naten niemand voraussehen konnte, was in den 

letzten geschehen würde: Große Veränderun-

gen, gerade auch die dringlichsten, passieren 

manchmal unerwartet.
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SCHWERPUNKT ENTWICKLUNGSHILFE

KATHRIN GERLOF
Über Inflation wird viel gesprochen und 

geschrieben. Böses Wort. Aber natür-

lich ist es auch bei dieser Angelegenheit 

so, wie es der Kapitalismus vorschreibt: 

Inflation trifft Menschen je nach Ein- 

kommens- und Lebenssituation unter- 

schiedlich hart. Langfristig betrachtet, 

vermeldet das der Kapitalismuskritik 

unverdächtige Institut der deutschen 

Wirtschaft im Januar 2022, ist die 

Inflationsrate jener Haushalte mit ge- 

ringem Einkommen höher als die der 

reicheren Haushalte. »In einem durch-

schnittlichen Fünfjahreszeitraum 

zwischen 1995 und 2021 betrug die In- 

flationsrate für Haushalte mit einem 

monatlichen Nettoeinkommen von 

weniger als 900 Euro 6,6 Prozent – die 

Preise des typischen Warenkorbs der 

Haushalte mit einem Einkommen von 

mehr als 5.000 Euro stiegen dagegen 

nur um 5,5 Prozent.« Woran mag das 

wohl liegen? Zum Beispiel daran, dass 

Menschen, die über wenig Einkommen 

verfügen, anteilmäßig viel Geld für 

Nahrungsmittel ausgeben müssen, statt- 

dessen aber weniger – wie auch? – für 

Elektronikprodukte, deren Preisindex 

seit 1995 von 1085 auf 89 fiel. Das ist 

ein Rückgang von 92 Prozent. Was sich 

am Einkommen festmacht, wird noch 

einmal in verschiedenen Altersgruppen 

verschärft. »Während Haushalte mit 

einem Konsummuster von 18-24-Jähri-

gen seit 1995 für ihren Warenkorb  

nur knapp 19 Prozent mehr ausgeben 

mussten, betrug die Teuerung für 

Haushalte mit der typischen Konsum-

struktur von über 80-Jährigen fast  

43 Prozent.« Hier einen Ausgleich zu schaffen und 

gegenzusteuern wäre ein großartiges 

Betätigungsfeld für die Politik, hätte sie 

ein Interesse daran. Hätte, hätte, 

Fahrradkette. Steht laut Wictionary  

für Wunschdenken.

MURX

Von oben herabEntwicklungspolitik ist das Ergebnis vorangegangener Expansionspolitik – bereits im 

Ansatz liegt die DemütigungKATHRIN GERLOF

A ls Karl Polanyi die politischen 

und ökonomischen Ursachen 

von Gesellschaften und Wirt-

schaftssystemen betrachtete 

(»The Great Transformation«), 

stellte er fest, dass die Hun-

gersnöte bereits im Victorianischen Zeitalter 

Ausdruck kapitalistischer Moderne gewesen 

waren. Die Ursachen für jene tödlichen Kata-

strophen sah er unter anderem darin, dass in 

den betroffenen Gesellschaften ein rasanter 

Prozess der Zerstörung aller grundlegenden 

gesellschaftlichen Institutionen stattgefunden 

habe, indem ihnen die Marktwirtschaft aufge-

zwungen wurde. »Arbeitskraft und Boden wer-

den zu Waren gemacht, was wiederum nur eine 

Kurzformel für die Liquidation aller und jedwe-

der kultureller Institutionen in einer organisch 

strukturierten Gesellschaft darstellt.«

Als dann im 19. Jahrhundert die Industrie-

gesellschaften der Nordhalbkugel den Süden 

eroberten und große Teile kolonialisierten, die 

ökonomischen und sozialen Ordnungen zer-

störten und sich einverleibten, was verwert-

bar schien, war dies die Geburtsstunde dessen, 

was später, in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts, Entwicklungspolitik genannt wurde. 

Missionarisch, um einen erklärenden Überbau 

zu schaffen, und ökonomischen Interessen fol-

gend. Sowohl die Kolonialisierung als auch der 

spätere Ansatz, dem vorher durch eigene Hand 

Zerstörten Entwicklung angedeihen zu lassen, 

folgten den Wachstumsedikten und Verwer-

tungszwängen der Wirtschaftsordnung. Mit 

der Gründung von Kolonien wurden Märkte ge-

schaffen, mit Entwicklungspolitik werden sie 

unter anderen politischen Bedingungen und 

den Gegebenheiten der Globalisierung offen 

gehalten bzw. neu erschlossen. 
Kann man das so zugespitzt stehen lassen? 

Der englisch-französische Philosoph Ed-

ward Goldsmith schrieb 1996 in »Le Monde di-

plomatique«: »Ein kurzer Blick auf die südliche 

Halbkugel zeigt eine unbestreitbare und be-

unruhigende Kontinuität von der Kolonialzeit 

bis heute: In keinem der Länder, die in neuerer 

Zeit die Unabhängigkeit erlangten, wurden die 

Grenzen korrigiert.[…] Mit anderen Worten: 

Der Kolonialismus ist nicht deshalb unter-

gegangen, weil die europäischen Mächte auf 

seine Vorteile verzichtet hätten, sondern weil 

diese von einem gewissen Stadium an mit ak-

zeptableren Methoden – und wirksamer – er-

reicht werden konnten.« Entwicklungspolitik 

als akzeptablere Methode oder vielleicht doch 

eher als Abfederung bzw. Ausgleichszahlung 

für all das, was die externalisierenden Ökono-

mien des Globalen Nordens anrichten? 

In der vergangenen Legislaturperiode hat 

Deutschland das Ziel erreicht, 0,7 Prozent des 

Bruttonationaleinkommens (BNE) für Ent-

wicklungszusammenarbeit auszugeben. Das 

nun wieder SPD-geführte Ministerium ver-

spricht, die globale Gesundheitsarchitektur 

zu stärken, Entwicklungszusammenarbeit 

stärker mit Klimaschutz zu verknüpfen, die 

nachhaltigen Entwicklungsziele (SDG) der 

Agenda 2030 zur »Richtschnur« zu machen. 

Die 0,7 Prozent beinhalten übrigens den nicht 

unerheblichen Posten der Unterbringung von 

Geflüchteten hierzulande. Sind also eine Mo-

gelpackung. Mal für einen Moment angenommen, Ent-

wicklungspolitik (oder -zusammenarbeit) ist 

eine Sackgasse, aufgehübscht durch das ewige 

Versprechen, dass mit der Liberalisierung des 

Waren- und Kapitaltransfers, mit Public-Pri-

vate-Partnership-Projekten und einem ste-

tigen Wachstum im Norden, mit der weite-

ren Liberalisierung internationaler Verträge 

(Freihandelsabkommen) zugunsten der je-

weils stärkeren Handelspartner, mit ein biss-

chen Umverteilung und dem Export kapitalis-

tischer Finanz- und Wirtschaftsordnung noch 

aufs letzte Stück Acker der einstigen Kolonien, 

mit Sonderinitiativen »Arbeit und Beschäfti-

gung« und Entwicklungsfonds, die klangvolle 

Namen wie »AfricanConnect« (Finanzierung 

deutscher Unternehmen in Afrika) oder »Af-

ricaGrow« (Finanzierung afrikanischer Unter-

nehmen) tragen – was wäre die Alternative?

Der Psychologe Thomas Gebauer (1996 bis 

2018 Geschäftsführer von Medico Internatio-

nal) hat sich sehr viel und sehr kritisch mit dem 

Begriff »Hilfe« auseinandergesetzt und über 

das Elend des mehr schlecht als recht funktio-

nierenden Krisenmanagements der Politik ge-

schrieben. Er arbeitet, um einer möglichen Al-

ternative zumindest schon mal einen Namen 

zu geben, mit dem Begriff »Weltsozialpolitik«. 

Eine internationale Wirtschafts- und Sozial-

politik, die den Namen auch verdient und sich 

auf die drei »R« – Rechte, Regulierung, Redis-

tribution – stützt. Dieser Vorschlag geht zu-

rück auf ein Team des finnischen Zentrums 

für die Erforschung von Entwicklung und Ge-

sundheit (STAKES), das ihn 2005 unterbreitete. 

»Globale Sozialpolitik verlangt die Rehabilitie-

rung und Weiterentwicklung einer den Men-

schenrechten verpflichteten Gesellschaftlich-

keit«, schreibt er. Sie meine deshalb eben nicht 

weitere Liberalisierung, sondern das Gegen-

teil: Regulierung. Bei diesem Begriff jault das 

Kapital und für eine solche Regulierung fehlt 

es an international schlagkräftigen Organisa-

tionen. Auch wenn die von Völkerrechtler:in-

nen erarbeiteten und 2011 verabschiedeten 

Maastricht-Prinzipien explizit von der »Ver-

pflichtung zur Regulierung« sprechen. Und 

auch wenn die Vereinten Nationen zwar das 

möglicherweise richtige und beste Konstrukt 

für eine Weltsozialpolitik sind und dafür ste-

hen, dass es überhaupt ein Problembewusst-

sein gibt, jedoch nicht über finanzielle und legi-

timierte, anerkannte Macht verfügen, so etwas 

wie Weltinnenpolitik zu betreiben. 

Eine Entwicklungspolitik, die nicht zum Ge-

schäftsmodell verkommt und deshalb den Na-

men »Weltsozialpolitik« tragen könnte, wäre 

mit dem Ziel einer umfassenden Umvertei-

lung vom privaten zum sozialen Eigentum ver-

bunden. Was eine Erhöhung der öffentlichen 

Ausgaben zwingend macht. 0,7 Prozent gehen 

dann einfach nicht mehr und es verböte sich, 

Renditeversprechen als Entwicklungspolitik 

oder gar -zusammenarbeit zu verkaufen. 

Als im November 1961 das Bundesentwick-

lungsministerium entstand, bezeichnete des-

sen erster Minister, der FDP-Politiker Walter 

Scheel, seine Aufgabe als »Weltsozialpolitik im 

eigenen Interesse«. So hat es hierzulande an-

gefangen mit dem Elend. 

Koloniale Aufteilung der Welt 1914

Seite 3   Hilfe als vorweggenommene 

Umverteilung ist ein emanzipatori-

sches Projekt Ein Gespräch mit Katja 

Maurer und Thomas Rudhof-Seibert
Seite 9   »Entwicklungspolitik ist  

im Grunde ein Nebenschauplatz«  

Ein Gespräch mit Aram ZiaiSeite 11   Fehlerhaftes Konzept 

Plädoyer für ein Ministerium für 

Wirtschaft, Klimaschutz und  
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SCHWERPUNKT 
STREIK

KATHRIN GERLOF

Die Deutsche Bahn ist eine wunderbare Sache. Ohne sie hätten wir wenig Argu- mente gegen Autowahn. Die allerdings nur dann wirklich akzeptabel sind, hätte man überall in diesem Land die Möglichkeit, statt mit dem Auto zu fahren, in einen Zug zu steigen. Die ver- rotteten Bahnhöfe im ländlichen Raum sprechen eine andere Sprache. Aber da- rum soll es nicht gehen.
Wer regelmäßig mit der Bahn fährt und auch noch Bonuspunkte sammelt, bekommt hin und wieder Post in Gestalt eines eCoupons. Mal sind es 10 Euro, mal 15, manchmal sogar mehr. »Endlich steigen die Temperaturen wieder. Las- sen Sie sich den Frühling nicht entgehen und sammeln Sie neue Erinnerungen. Das machen wir Ihnen noch leichter: Für Ihre nächste Bahnfahrt haben wir  einen 15-Euro-eCoupon für Sie. Einfach bis zum xxx einlösen, losfahren und sparen.«

Bis dahin klingt alles ganz wunderbar. Dann kommt das Kleingedruckte. Die 15 Euro gibt es nur ab einem Mindest-fahrkartenwert von 49 Euro (ohne Reservierung), sind nur gültig für eine Fahrkarte zum Flexpreis, Sparpreis, Super-Sparpreis, Sparpreis Europa oder Super-Sparpreis Europa und für Reisen, bei denen mindestens eine Teilstrecke in Zügen der Produktklasse ICE oder IC/EC zurückgelegt wird. Der eCoupon ist nicht übertragbar und nicht mit anderen Gutscheinen, BahnBonus-Prä-mien oder Aktionsangeboten der Deutschen Bahn kombinierbar. Eben-falls ausgeschlossen werden Um tausch, Erstattung, Barauszahlung, Teil-Aus-zahlung und entgeltliche Weitergabe. Die Coupons verfallen ersatzlos, wenn sie nicht im vorgegebenen Zeitraum eingelöst werden. Bis jetzt hat es noch nie gepasst. Möglicherweise spekuliert die DB genau darauf. Schenken ohne Denken heißt das wohl. 

MURXZeit der Befreiung
Die Erfahrung, kein Einzelfall zu sein, wird häufig erst im Arbeitskampf möglichSIGRUN MATTHIESEN

A ls Dienstbotin uniformiert, wird selbst eine Staatsfeindin un-sichtbar. In der Kleidung eines oder einer Lieferdienst-Kurier-fahrer:in entkam Pussy-Riot-Aktivistin Maria Aljochina Anfang Mai den Sicherheitskräften, die ih-ren Hausarrest in Moskau seit Monaten über-wachen. Nun ist sie in Berlin. Eine jener Me-tropolen, wo die modernen Dienstbot:innen seit einiger Zeit ihre Unsichtbarkeit beenden. Die Arbeitskämpfe bei den Lebensmittel-und Mahlzeiten-Fahrdiensten – die Tierbezeich-nungen als Unternehmensnamen besonders originell zu finden scheinen – sorgen für Un-ruhe. Im Management, weil das mit teuren Werbekampagnen gepflegte Unternehmens-image Schaden nimmt, Börsenkurse fallen und Investitionen, diese scheuen Rehe, anderswo getätigt werden. Ein Konzern, der eben noch als »Einhorn« – Börsenwert über eine Milliarde – galt, wird so zur lahmen Ente. Schneller als jedes Lieferversprechen. Auf diese Weise ver-ursachte Profitsenkung, traditionell direktes oder mindestens indirektes Ziel jeden Arbeits-kampfes, offenbart einen der wunden Punkte des gegenwärtigen Kapitalismus. Mit ihnen be-schäftigt sich die Journalistin und Aktivistin Nina Scholz in ihrem aktuellen Buch unter der Fragestellung »Was tun gegen die Macht der Konzerne« . 
Eine Macht, die sich wie jede moderne Herr-schaft eben nicht ausschließlich mittels Terror und Gewalt durchsetzt, sondern auf das Ein-verständnis der Beherrschten stützen kann. Auch weil sie immer wieder Besserung gelobt und in Aussicht stellt. Dazu zählte unter ande-rem das Versprechen, mit dem Online-Kapita-lismus sei die Phase der schlimmen, schmutzi-gen, schmerzhaften Ausbeutung durch Arbeit nun aber wirklich vorbei. Ein Märchen, was sonst? Die App putzt nicht, die online bestellte Ware wird noch immer von Menschen herge-stellt, verpackt und transportiert. Auch das auf dem Smartphone ausgewählte Abendessen hat jemand in einer heißen Küche gekocht und 

jemand anderes bringt es an die Wohnungstür – gehetzt und außer Atem. Darüber lässt sich hinwegsehen: Hatte wohl einen schlechten Tag, sich verfahren oder einen unfähigen Vorgesetz-ten. Derartige zeitgemäße bürgerliche Einzel-fall-Moral funktioniert jedenfalls so lange, bis sich die Einzelfälle zusammentun und mit ge-meinsamen Forderungen klar machen: Auch die moderne digital organisierte Dienstleistung be-ruht auf der schlechten alten Ausbeutung des Personals. Die Ausgebeuteten fordern bessere Bezahlung, Arbeitsausrüstung, Schutz vor Un-fällen und Absicherung im Krankheitsfall. Also die praktische Verwirklichung ihrer Menschen-rechte, wie schon zu anderen Zeiten und an an-deren Orten, wo sie auch der systemimmanen-ten Profitgier geopfert wurden und werden.Bedeutsam für den Aufstand der als »Ri-der« bezeichneten Fahrradlieferant:innen und seine Wirkung ist auch der Zeitpunkt. Mitten in der Pandemie, als eine bisher nie gekannte Zahl der Lohnabhängigen allein im Homeof-fice vor sich hinarbeitet. Während die aus vie-lerlei Gründen das Haus noch seltener verlas-sen als sonst, treffen sich die »Rider« weiterhin auf der Straße und an den Ausgabestellen, wo sie die Lieferungen abholen. Dort, und nicht etwa nur in ihren digitalen Chatgruppen, tau-schen sie sich aus über fehlende Schutzklei-dung, lebensgefährliche Fahrräder und viel zu schwere Rucksäcke. Ein Austausch unter Lei-densgenoss:innen. Er hatte, wie Nina Scholz anmerkt, auch schon maßgeblich zum über-haupt ersten Arbeitskampf der bis dahin als unorganisierbar geltenden Gig-Arbeiter:in-nen beigetragen, dem Streik der Deliveroo-Fahrer:innen in London 2016. Für derartige Gespräche, in denen klar wird, dass die eigene Erfahrung kein Einzelfall ist, lassen die herr-schenden Bedingungen kaum Zeit oder Raum. Bei der Arbeit nicht, wo so individuelle wie ver-innerlichte subtile Kontrolle, aber auch konti-nuierliche »Verschlankung der Personalstruk-turen« gemeinsame Pausen oder Arbeitswege haben selten werden lassen. Selbst Kolleg:in-nen, die am gleichen Projekt arbeiten, tun das noch lange nicht gemeinsam. Ganz zu schwei-gen von denen, die in anderen Abteilungen an 

anderen Orten und Stellen der Lieferkette für weniger Geld unter den gleichen Bedingungen zu leiden haben.
Auch im Rest des Lebens hinterlässt perma-nente Arbeitsüberlastung ihre unterschiedli-chen Spuren. Bereits vor Digitalisierung, Flexi-bilisierung und Homeoffice, aber seitdem umso deutlicher. Eine im Mai beantwortete Kleine Anfrage der Linken im Bundestag ergab: Selbst von den global gesehen privilegierten abhän-gig Beschäftigen in der BRD schafft es beinahe jede und jeder fünfte nicht mehr, die gesetzlich vorgeschriebenen Ruhezeiten einzuhalten. Be-sonders gravierend ist es in den sozialen Berei-chen wie der Pflege und Kinderbetreuung, wo die zuständige Gewerkschaft Verdi folgerich-tig und durchaus erfolgreich Arbeitskämpfe um Entlastung führt. Kein Zufall auch, dass die für mehr Zeit Streikenden häufig jene sind, die irgendwie, irgendwann noch eine zweite, un-bezahlte Schicht im Haushalt wuppen müssen. Frauen – weiterhin, überwiegend und zuneh-mend jede für sich allein.

Nur angesichts derartig umfassender indivi-dualisierter Überlastung konnte das Verspre-chen, Großstädter:innen den Lebensmittel-Einkauf abzunehmen oder warm gehaltenes mittelmäßiges Restaurant-Essen an die Haus-tür zu liefern, überhaupt ein Geschäftsmo-dell werden. Stattdessen könnte sich im Ho-meoffice-Haus, auf Station oder in der Firma auch umschichtig eine oder besser noch einer krankschreiben lassen und für die anderen ko-chen. Altgediente Gewerkschafter:innen und Filme über frühere Arbeitskämpfe – wie die langen Streiks der Kohle-Kumpel an der Ruhr oder in Nordengland und Wales – erinnern auch daran. Gemeinschaftlich organisierte ge-genseitige Fürsorglichkeit statt vergeblichen Einzelkämpfertums. Eine Erfahrung, die über-haupt nur möglich scheint, wenn wir aufhören, das zu tun, was unter den herrschenden Ver-hältnissen erwartet wird. Dann erst entsteht Zeit und Raum, sich füreinander zu interessie-ren, Erlebnisse zu teilen, gemeinsame Ziele zu entwickeln. Jeder Streik braucht Solidarität. Aber mittlerweile gilt auch: Es braucht Streiks, damit Solidarität überhaupt entstehen kann.
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Seite 5   »Generation Corona« oder 
Kinder der Ungleichheit? In dieser 
Gesellschaft bestimmt die materielle 
Lage der Familie darüber, wie gut es 
einem Kind geht und welche Chancen es 
hat

Seite 13   Blick über den Gesellschafts-
rand Am Rande des Mitten-unter-uns 
existieren die Armen. Und dahinter? Seite 15   Verkommen oder revolutio-

när? Marx und Engels prägten den 
Begriff des »Lumpenproletariats«. 
Dessen Uneindeutigkeiten hatten 
entscheidende Folgen für die Arbeiter-
bewegung und die Konzeption von 
Revolution 

SCHWERPUNKT MITTE UND RAND

SIGRUN MATTHIESEN

Wegen meiner Leberwurst wurde kein 
brasilianischer Regenwald abgeholzt 
– dessen wähnten wir Konsument:innen 
uns sicher. Denn seit 2008 gilt das von 
allen großen Importeuren unterzeichne- 
te internationale »Soja-Moratorium«.  
Es verbietet, den Amazonas zum Zwecke 
des Soja-Anbaus für den Tierfutterex-
port zu roden. Von anderen Zwecken ist 
darin nicht die Rede. Das war ein Fehler, 
wie die brasilianische Umweltschutzor-
ganisation Instituto Centro de Vida 
(ICV) jetzt durch die Auswertung von 
Satellitendaten festgestellt hat. Min- 
destens 1.000 Quadratkilometer Ama- 
zonas seien in den vergangen zehn 
Jahren dem Soja-Anbau zum Opfer gefal- 
len. Ermöglicht durch das auch hier- 
zulande bewährte Prinzip Lieferkette: 
Rinderzüchter verkaufen ihre zum 
Zwecke der Viehweidung bereits abge- 
holzten Flächen an Soja-Anbauer wei- 
ter. Mit dem Gewinn können sie tiefer 
im Urwald, wo die Preise niedriger  
sind, mehr Land erwerben. Das roden sie 
dann, aber eben nicht, um Soja anzu-
bauen, sondern als neue Weidefläche. 
Das ist den Gesetzen des Landes nach 
zwar auch nicht erlaubt – aber was sind 
die schon wert, im Vergleich zum Ge- 
setz des Profits. Weswegen Umwelt-
schützer:innen jetzt darauf drängen, 
den Geltungsbereich des international 
immerhin überwachten Moratoriums 
auszuweiten auf alle landwirtschaftli-
chen Aktivitäten. Die Ureinwohner:in-
nen der besonders abgeholzten Region 
Marãiwatsédé – übersetzt »dichter 
Wald« – haben unterdessen nicht mehr 
viel zu verlieren: 75 Prozent der ur- 
sprünglichen Vegetation existieren nicht 
mehr. Ihnen bleiben abgegraste Felder.

MURX

Aufsteigende AbstiegsangstDie Mitte ist und bleibt Sehnsuchtsort und vielbeschworene Zielgruppe jeglicher Politik

KATHRIN GERLOF

D er soziale Aufstieg hat weitaus weniger Gesichter als sein bö-ses Pendant. Absteigen kann man aus unterschiedlichen Fallhöhen und Gründen, von denen die meisten etwas mit 
der Wirtschaftsweise zu tun haben. Aufstei-
gen ist hierzulande, das wissen wir, an viele 
Voraussetzungen gebunden. Eine ist der Zu-
gang zu ausreichend guter Bildung. Bildungs-
chancen und soziale Herkunft jedoch kleben 
wie Pech und Schwefel. Nach der Grundschule 
wird der Stall, aus dem man kommt, zum viel 
entscheidenden Faktor für den Bildungserfolg.

Die Wirtschaftsweise war allerdings auch 
Grundlage für eine Epoche der »sozialen Mo-
derne«, wie der Sozialforscher Oliver Nacht-
wey es in seinem Buch »Die Abstiegsgesell-
schaft« für die Periode von 1950 bis 1973 
beschreibt. Der damals keynesianische Ka-
pitalismus bescherte in ganz Europa stetiges 
Wachstum, das sogenannte Normalarbeits-
verhältnis etablierte sich, Massenproduktion 
und steigende Löhne ermöglichten Massen-
konsum, es entstand »ein Boden gleicher sozi-
aler Rechte«, »keine Gesellschaft der Gleichen, 
aber eine Gesellschaft der Gleichgestellten«. 

Und weil es allen besser ging, so Nachtwey, 
spielte die Ungleichheit zwischen den Schich-
ten und Klassen, die nie verschwunden war, 
keine so große Rolle mehr. Der Soziologe Ul-
rich Beck nannte dies den »Fahrstuhleffekt«. 
Alle fuhren nach oben. Selbst für jene in der 
Holzklasse bedeutete dies mehr Einkommen, 
mehr Bildung, mehr Mobilität, mehr Rechte, 
mehr Konsum. Das änderte sich in den 80er 
Jahren, als die Arbeitslosigkeit stieg, der 
Dienstleistungssektor wuchs und Soziologen 
wie Gorz oder Dahrendorf zu Recht das Ende 
jener Arbeitergesellschaft vermuteten, in der 
Arbeit zugleich ein soziales Verhältnis begrün-
det. Seitdem wurde – um im Bild zu bleiben – 
der Fahrstuhl gegen die Rolltreppe getauscht, 
was viel mit der zunehmenden Liberalisierung 
des deutschen Sozialmodells zu tun hatte. Auf 
einer Rolltreppe kann man auch nach oben 
kommen, allerdings ist die Voraussetzung 

dafür, dass auf der anderen Seite eine Roll-
treppe nach unten führt. »Oben ist nur Platz 
für wenige«, warb einst eine große Bank, die 
sich später ordentlich verzockte. Aber recht 
hatte sie.

2018 veröffentlichte die Böckler-Stiftung 
eine Studie der Soziologin Bettina Kohlrausch. 
47 Prozent der Befragten äußerten die Sorge, 
ihren Lebensstandard »nicht dauerhaft hal-
ten zu können«. Die Angst, ihren sozialen Sta-
tus zu verlieren, hatte auch jene ergriffen, die 
nicht um ihren Job fürchteten. Das scheint der 
große Unterschied zu jenen Wachstumsjahren 
in den ersten Nachkriegsjahrzehnten des ver-
gangenen Jahrhunderts zu sein: Arbeit garan-
tiert in den Augen vieler Menschen nicht mehr, 
in der Mitte bleiben zu können. Die Mitte – ein 
nur schlecht definiertes Ding, wenn es um eine 
ganze Gesellschaft geht, und zugleich DIE Ziel-
gruppe noch jeglicher Politik. Ihr wird zuge-
schrieben, ein Stand zu sein, auch wenn der 
Mittelstand ein mindestens ebenso opakes Ge-
bilde ist wie DIE MITTE selbst. Bis zu Beginn der 90er Jahre stiegen hierzu-

lande die Nettorealverdienste, seit 1993 fallen 
die Realeinkommen. Zugleich nimmt die Lohn-
spreizung sowohl innerhalb von Unternehmen 
als auch zwischen den Branchen stetig zu. »Mit 
Beginn des langen Abschwungs der Weltwirt-
schaft begannen Produktivität und Einkom-
men jedoch, sich voneinander zu lösen. Damals 
setzten die Unternehmen erstmals in großem 
Umfang auf arbeitssparende Maschinen. Seit 
den 90er Jahren entkoppelten sich die beiden 
Kurven dann komplett: Während Produktivität 
und Wertschöpfung zunahmen, sanken die Re-
allöhne.« (Nachtwey)Allerdings konstatierte die Böckler-Stiftung 

in einem Verteilungsbericht, der 2020 erstellt 
wurde, dass Abstieg und Schrumpfung in den 
2000er Jahren noch ein häufiges Thema gewe-
sen seien, sich dies aber in den 2010er Jahren 
entspannte, wobei die Situation in der »unte-
ren Mittelschicht« deutlich prekärer sei als 
in den mittleren und oberen Segmenten. Was 
einmal mehr darauf verweist, dass die vielbe-
schworene Mitte in keiner Weise ein homoge-
nes Gebilde darstellt. »Die Mitte war im Nach-
kriegsdeutschland stets mehr als eine soziale 

Ortsangabe«, schreibt Nachtwey. »Sie galt und 
gilt in der öffentlichen Debatte als Stabilitäts-
anker, als Referenzpunkt gesellschaftlicher 
Normalität, als Integrationsinstanz und nicht 
zuletzt als Chiffre für soziale Durchlässig-
keit und Aufstieg. Kein Wunder, dass sich die 
deutsche Gesellschaft ihrem Selbstverständ-
nis nach als eine Gesellschaft der Mitte aus-
deutet.« Der Status, Teil der Mitte zu sein und 
zu bleiben, wird fragiler. Sozialer Abstieg ist 
beispielsweise durch eine Pandemie möglich, 
bei der sich nun schlecht argumentieren lässt, 
dass es nur an einem oder einer selbst liegt, ob 
man es schafft oder nicht. So wie es nicht an ei-
nem selbst liegt, ob man bei stetig steigenden 
Mietpreisen noch wohnen bleiben oder eine 
bezahlbare Wohnung finden kann. Altersar-
mut nährt sich in den allermeisten Fällen nicht 
aus der Tatsache, dass jemand sein Geld versof-
fen oder verjubelt hat, sondern aus langjähri-
ger Prekarität, die zum Beispiel durch schlecht 
bezahlte Jobs, Zeiten der Arbeitslosigkeit und 
dadurch entsteht, dass es vielen nicht möglich 
ist, jenseits der Lebenshaltungskosten aus den 
Einkommen auch noch ausreichend finanzi-
elle Vorsorge für später betreiben zu können.

»Auch in der gesicherten Mitte der Gesell-
schaft sind die Druckwellen zu spüren, die von 
den Einschlägen an den Randgebieten herrüh-
ren. […] Über den Vergleich mit den ›sozialen 
Nachbarn‹ kriecht die Abstiegsangst die Büro-
türme hinauf und in die Häuser der gepflegten 
Vorstädte hinein.« (Nachtwey)Die große Aufmerksamkeit des Staates und 

der Politik, die der Mitte der Gesellschaft als 
Stabilitäts- und Stabilisierungsfaktor entge-
gengebracht wird, findet keine Entsprechung, 
wenn es um die diversen Ränder und Randexis-
tenzen geht, ohne die eine Mitte ja gar nicht 
Mitte sein könnte. An den Rändern wird im-
mer nur repariert (einmalige Heizkostenzu-
schüsse), gedroht (Agenda 2010 und der damit 
verbundene Umbau der Sozialsysteme), ver-
tröstet (bevor es besser wird, müssen alle den 
Gürtel enger schnallen), auf Eigenverantwor-
tung gepocht (Mobilität, Flexibilität, gute Ver-
kaufsargumente für die eigene Arbeitskraft) 
und gelogen (je mehr oben ankommt, umso 
mehr fällt für die unten ab). 
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SIGRUN MATTHIESEN

»Unsere Art, Geschäfte zu machen«  

ist einer der europäischen Faktoren für 

Zusammenhalt, der Kommissionsprä- 

sidentin Ursula von der Leyen besonders 

am Herzen liegt. Weswegen sie auch  

für die Rüstungsindustrie eine Verein-

heitlichung nationaler Standards 

fordert. Was aber grundsätzlich die EU- 

Mitgliedsstaaten nicht am Export  

in Drittstaaten hindern solle. Folglich 

wird die am wenigsten restriktive 

nationale Rüstungsexportpolitik zum 

europäischen Maßstab. Was vielleicht 

erklärt, warum die Ende 2022 vorgeleg-

ten Eckpunkte für ein deutsches Rüs- 

tungsexportkontrollgesetz alle enttäu-

schen, die sich schon länger mit dem 

Thema beschäftigen, wie das »Bündnis 

Aufschrei«. Ihnen fehlen unter ande-

rem: die Aufhebung der Unterscheidung 

zwischen Kriegswaffen und sonstigen 

Rüstungsgütern; ein Exportverbot für 

Kleinwaffen und leichte Waffen sowie 

Lizenzen, Software und Technologie; ein 

Verbandsklagerecht sowie ein Neben-

klagerecht für die Opfer illegaler Rüs- 

tungsexporte. Währenddessen ver- 

fügt die EU-Kommission mit der »Euro- 

päischen Friedensfazilität« schon  

seit März 2021 über einen Fonds zur 

militärischen Unterstützung von 

Drittstaaten. Welche Waffen damit  

für wen finanziert werden, erfährt  

die Öffentlichkeit nicht.

MURX
Armutsrisiko Miete
Die Nebenkosten schießen durch die Decke, die Folgen werden individualisiert. Spätestens 

jetzt rächt sich die schwache Regulierung des Wohnungsmarktes

TOBIAS LAMBERT

D
ie Angst macht sich bis tief in 

die Mittelschicht breit. Infolge 

der hohen Energiekosten ex-

plodieren die Mietnebenkos-

ten derzeit förmlich. Wer über 

ausreichend finanzielle Rück-

lagen verfügt, mag sich darüber ein wenig är-

gern, muss aber nicht zwangsläufig persön-

liche Abstriche in anderen Lebensbereichen 

hinnehmen. Millionen Menschen könnte der 

Anstieg der »zweiten Miete« hingegen rasch in 

Zahlungsschwierigkeiten bringen. Denn Mie-

ter:innen sind gegenüber Eigentümer:innen 

doppelt so häufig armutsgefährdet. Hierzu-

lande wohnt etwa die Hälfte der Bevölkerung 

zur Miete – im Durchschnitt aller EU-Länder 

sind es nur 30 Prozent.

Entlastungspakete der Bundesregierung sind 

angesichts dieser Situation unumgänglich. Dass 

das bisher Verabschiedete ausreichen wird, darf 

aber bezweifelt werden. Denn schon vor diesem 

ungewissen Winter waren Mieter:innen völlig 

unzureichend geschützt. Allein 2021 gab es in 

Deutschland insgesamt 29.000 Wohnungsräu-

mungen, also durchschnittlich fast 80 pro Tag. 

2020 waren es sogar gut 30.700. Im Zuge des 

derzeitigen Preisanstiegs bei Energie und Le-

bensmitteln könnte die an sich schon skanda-

löse Zahl zukünftig noch höher ausfallen. Spä-

testens wenn der Zahlungsrückstand zwei 

volle Monatsmieten erreicht hat, dürfen Ver-

mieter:innen eine außerordentliche und frist-

lose Kündigung aussprechen. Diese bleibt nach 

derzeit geltendem Recht auch bestehen, wenn 

die Miete später nachgezahlt wird. Gab es zu 

Beginn der Corona-Pandemie zumindest noch 

ein befristetes Kündigungsmoratorium, kön-

nen Mieter:innen derzeit nicht einmal auf ver-

gleichbare vorübergehende Schutzinstrumente 

zählen. Und wer die Wohnung verliert, hat beim 

derzeitigen Preisniveau für Neuvermietungen 

in den meisten Städten kaum eine Chance, über-

haupt bezahlbaren Wohnraum zu finden. Denn 

während die Reallöhne sinken, steigen der-

zeit nicht nur die Nebenkosten, sondern auch 

die Kaltmieten weiter an. Hinzu kommt eine 

überdurchschnittlich hohe Inflation bei vie-

len Lebensmitteln. Im Dezember lag die Teu-

erungsrate bei durchschnittlich zehn Prozent 

gegenüber dem Vorjahresmonat. Bei Energie je-

doch waren es fast 40, bei Lebensmitteln über 

20 Prozent. Dies führt dazu, dass die derzeitige 

Inflation bei Bezieher:innen geringer Einkom-

men besonders spürbar ist. Denn wer wenig Geld 

zur Verfügung hat, gibt davon anteilig mehr für 

Grundbedürfnisse wie Wohnen oder Essen aus. 

Die Lage verschärft sich durch den rapiden 

Anstieg der Nebenkosten nun auch deshalb 

so deutlich, weil die Politik es versäumt hat, 

den Wohnungsmarkt effizient zu regulieren. 

Das Menschenrecht auf angemessenen Wohn-

raum, wie es in Artikel 11 des Internationalen 

Paktes über wirtschaftliche, soziale und kul-

turelle Rechte (UN-Sozialpakt) verbrieft ist, 

gilt nur eingeschränkt. Bestehende Mietpreis-

regulierungen waren bisher nicht in der Lage, 

den ungebremsten Anstieg der Mieten zu stop-

pen. Vermieter:innen finden auch in sogenann-

ten Milieuschutzgebieten häufig rechtliche 

Schlupflöcher dafür, ihre Renditen weiter zu 

erhöhen. So lassen sich Verdrängungsprozesse 

im besten Fall verzögern, vollzogen werden sie 

trotz Protesten am Ende meist dennoch.

Nach dem gerichtlichen Scheitern des Ber-

liner Mietendeckels ist es heute drängender 

denn je, eine bundesweite Regelung zum Ein-

frieren der Mieten zu beschließen. Doch daran 

hat die Ampel-Regierung kein Interesse, und 

selbst wenn, würde die FDP einen derartigen 

Beschluss blockieren. Stattdessen überlegen 

unzählige Menschen in einem reichen Land 

seit Wochen, ob sie zaghaft die Heizung betä-

tigen oder lieber warm duschen, ob der Strom 

fürs Kochen tatsächlich günstiger ist als ein 

Snack beim Imbiss oder ob sie es verantwor-

ten können, das Kinderzimmer ungeheizt zu 

lassen, obwohl in den Apotheken der Husten-

saft knapp wird.

Privatunternehmen und öffentliche Einrich-

tungen, die nun die Heizung drosseln und ihre 

Mitarbeiter:innen ins durch die Pandemie be-

währte Homeoffice schicken, verkaufen dies 

als verantwortungsbewusste Energiesparmaß-

nahmen. Tatsächlich lagern sie das Problem 

der hohen Energiekosten in den individuellen 

Bereich aus. Währenddessen übt sich die Poli-

tik in einem würdelosen Geschacher um das 

in Bürgergeld umbenannte Hartz IV, das um 

sage und schreibe 50 Euro erhöht wird. Men-

schen, die keine Ahnung von Armut haben, fra-

gen öffentlich, ob es sich dann überhaupt noch 

lohne, arbeiten zu gehen, anstatt die in vielen 

Branchen niedrigen Löhne anzuprangern. Und 

Politiker:innen, die seit Jahrzehnten eine Um-

verteilungspolitik von unten nach oben durch-

setzen, loben das Engagement der privaten Ta-

feln, die aufgrund der Zunahme an Bedürftigen 

vor kaum zu bewältigenden Herausforderun-

gen stehen.
Derartige Scheinheiligkeit verweist aber 

auch auf das Wesentliche: Armut ist vieles, 

aber eben kein Naturgesetz. Es sind politische 

Entscheidungen, die ihr den Weg bereiten. Bei 

vorhandenem politischen Willen wäre es ohne 

weiteres möglich, Mieter:innen zu schützen, 

eine klimafreundliche Energiewende einzu-

leiten und die Kosten der Krise sinnvoller zu 

verteilen. Ein höherer Spitzensteuersatz und 

eine geringe Vermögensabgabe – noch in den 

1990er Jahren etablierte politische Instru-

mente – wären dabei ein Anfang. Selbst für vor-

übergehend höhere Nebenkosten und ein biss-

chen Frieren sähe die politische Legitimation 

anders aus, hätte die Politik sie sozial gestaf-

felt und zur Finanzierung einer tiefgreifenden 

klimafreundlichen Energiewende angesetzt. 

Die allerdings, das lässt sich nach dem kalten 

Herbst feststellen, wird nicht zu haben sein 

ohne eine deutliche Regulierung dessen, was 

schon viel zu lange Strom-, Gas- oder Ölmarkt 

war. Daneben neue Märkte zu schaffen für So-

lar- und Windenergie, Frackinggas oder Atom-

strom, eröffnet neue Geschäftsfelder für die-

jenigen, die ihr Kapital profitabel investieren 

möchten. Ein warmes Zuhause für alle gibt es 

deshalb noch lange nicht.
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»Kognitive Sozialsimulation«, das ist 

kein neues pandemie-gerechtes Compu-

terspiel, um nicht zu vergessen, was 

dereinst unter Geselligkeit verstanden 

wurde. Es ist vielmehr die Bezeichnung 

eines Arbeitsbereichs am »Deutschen 

Forschungszentrum für Künstliche 

Intelligenz«, kurz DFKI. Dieses in Kai- 

serslautern und Trier beheimatete 

Zentrum, wohlgemerkt eine GmbH, ver- 

kündet die Erfindung eines »Pande- 

mie-Cockpits«. Mit diesem Computer-

programm will jener Forschungsbereich 

des ausgedachten Gesellschaft-Spielens 

gewissermaßen das Kernproblem der 

Kommunalpolitik in Zeiten von Corona 

in den Griff bekommen haben. Nämlich, 

so wird der Projektleiter zitiert, »dass 

eine Vielzahl von Aspekten bei der 

Entscheidung über Maßnahmen berück- 

sichtigt werden müssen«. Dabei, so heißt 

es weiter, helfe das »intuitiv bedienbare 

Dashboard«, welches sich von »ähnli-

chen Diensten und Tools« unterscheide 

durch den »Pandemie Pressure Score«: 

»Zusätzlich zu Informationen über die 

Gesundheit der Bevölkerung und Aus- 

lastung des Gesundheitssystems werden 

auch wirtschaftliche und soziale Belas- 

tungen wie Insolvenzen oder Arbeitslo-

sigkeit berücksichtigt, um die Gesamt-

belastung auf die Bevölkerung nachvoll- 

ziehbar zu machen.« In diesem Duktus, 

irgendwo zwischen Amtsschimmel und 

Neusprech, wird qua Pressemitteilung 

erstens Politik auf Informationsverar-

beitungs-Kapazität und -Geschwindig-

keit reduziert, zweitens Information 

gleichgesetzt mit Daten, die ein Com- 

puter verarbeiten kann, und damit drit- 

tens der Kauf der dazu nötigen Pro-

gramme als unverzichtbare Investition 

fürs Gemeinwesen dargestellt. Wo ist 

Andy Scheuer?

MURXEin Leben als Kapitalvorschuss
Das Fleischgewerbe ist nicht nur bekannt für Grausamkeiten gegenüber seinem Rohstoff, 

den Tieren

STEPHAN KAUFMANN

D
ie Lebensspanne eines Tie-

res misst man gemeinhin vom 

Zeitpunkt null, an dem es per 

Geburt die Welt betritt, bis zu 

seinem Tod, mit dem es sie ver-

lässt. Etwas anders verhält es 

sich beim Schlachtvieh, das als Ware einen Pro-

duktzyklus durchläuft, für dessen Beschrei-

bung häufig der »Pipeline-Ansatz« gewählt 

wird: Der »erfasst die Zeitspanne vom Eintritt 

in die Produktpipeline bei Geburt bis zum Aus-

tritt im Supermarkt«, erklärt die Warenter-

minbörse CME in Chicago, der weltgrößte Han-

delsplatz für Lebendvieh-Kontrakte. Von der 

Wiege bis zur Kasse.

Mit dem Verkauf seiner verarbeiteten Ein-

zelteile im Supermarkt erfüllt das Vieh seinen 

kapitalistischen Zweck: von der gesteuerten 

Befruchtung über die Geburt, frühe Trennung 

von der Mutter, industrielle Aufzucht zwecks 

Fleischansatz bis zum Tod bei Erreichung des 

betriebswirtschaftlich kalkulierten Schlacht-

gewichts. Die Unterwerfung des Lebens unter 

die Kapitalverwertung fängt bei der Fleisch-

produktion nicht an, wird hier jedoch beson-

ders plastisch und schlägt sich in der Termi-

nologie nieder: So werden Rassen gemäß ihrer 

Verwendbarkeit unterschieden in »Einnut-

zungsrassen« und »Zweinutzungsrassen« (zum 

Beispiel Fleischerzeugung und Milchproduk-

tion), die jeweils unterschiedliche »Leistungs-

merkmale« wie zum Beispiel beim »Fleischan-

satzvermögen« besitzen. »Leistung« ist hier 

der Teil Leben, den das Unternehmen für sich 

verwertet. Schäden, die der Tierkörper wäh-

rend seiner Anreicherung mit Profit erleidet, 

werden kurzerhand unter »Produktionskrank-

heiten« subsummiert.

Die Grausamkeiten des Gewerbes sind Li-

teratur geworden. 1906 erschien der Roman 

»The Jungle«, in dem Upton Sinclair die Zu-

stände in den Union Stock Yards Chicago be-

schrieb, dem damals größten Schlachthaus der 

Welt. Dort »verrichteten die Leute unten ihre 

Arbeit; Todesschreie von Schweinen und Trä-

nen von Besuchern ließen sie völlig kalt. Sie 

packten die Tiere eines nach dem anderen und 

stachen sie blitzschnell ab [...] Blickte man in 

den Saal hinunter, sah man eine hundert Me-

ter lange Reihe hängender Tierleiber, die sich 

langsam vorwärtsbewegte, und alle Meter gab 

es einen Mann, der werkte, als hetze ihn ein 

Teufel [...] Die Hände dieser Leute waren kreuz 

und quer von Schnittnarben durchzogen, die 

sich nicht mehr zählen und auseinanderhal-

ten ließen.«
Das Buch inspirierte Bertolt Brecht zu sei-

nem Stück »Die heilige Johanna der Schlacht-

höfe«, doch es half nichts: »Auch Bert Brecht 

gelang es nicht, mit seiner heiligen Johanna 

die Menschen nachhaltig gegen die unappe-

titlichen Auswüchse des Kapitalismus zu mo-

bilisieren«, schreibt das Nachrichtenmagazin 

»Spiegel« und unterschlägt damit, dass es sich 

nicht um Auswüchse handelte, sondern die Lo-

gik des Systems am Werke ist. Bis heute.

Rinder, Schweine, Hühner sind für die Pro-

duzenten ein Kapitalvorschuss, der sich loh-

nen muss. Massentierhaltung ist daher eine 

Notwendigkeit, weil dadurch eine größere 

Masse an Kapital in Bewegung gesetzt wird. 

Diese Massen müssen auf möglichst engem 

Raum gedeihen, denn Platz kostet Geld: Es 

kommt zur »Intensivtierhaltung«, bei der kon-

zentriertes Futter, wie Soja, die billigere Er-

nährung einer größeren Anzahl von Tieren er-

möglicht. 
Doch nicht nur Masse zählt, sondern auch 

Zeit: Über die industrielle Aufzucht, Ernäh-

rung und Medikamentenbeigabe wird der 

Mastvorgang beschleunigt, damit das vorge-

schossene Kapital möglichst schnell zurück-

fließt. »Nach der Geburt wird das Kalb ent-

wöhnt und bis zu neun Monate auf der Weide 

grasen gelassen, um das Gewicht von 270 bis 

360 Kilogramm zu erreichen. Danach werden 

die Tiere zu Mastbetrieben transportiert, wo 

sie in den nächsten drei bis fünf Monaten zu-

sätzliche 230 Kilogramm zunehmen, um das 

Mindestgewicht für die Weiterverarbeitung 

auf die Waage zu bringen« – hier spricht kein 

Landwirt, sondern die Delta Value GmbH aus 

Essen, die »Privatanleger und Interessierte im 

Bereich der selbstständigen Geldanlage ausbil-

det und sie auf dem Weg zu ihren finanziellen 

Zielen begleitet«. 

Das Fleischgewerbe ist nicht nur bekannt für 

Grausamkeiten gegenüber seinem Rohstoff, 

den Tieren. Notorisch sind auch die üblen Be-

dingungen für die Beschäftigten. Zwecks Kos-

tensenkung ist der Produktionsprozess in so 

viele Einzelteile zerlegt worden, dass die Ar-

beit kostengünstig durch gering qualifizierte 

Menschen ausgeführt werden kann. Schon zu 

Zeiten Sinclairs wurden sie aus den Armutsre-

gionen Osteuropas angeworben – damals aus 

den baltischen Republiken, heute tun »fleißige, 

aber schlecht bezahlte Arbeitskräfte« (»Spie-

gel«) aus Bulgarien und Rumänien ihren Dienst 

in Deutschland. 
Zur Ausbeutung von Tier und Mensch kommt 

die der Umwelt: Knapp 15 Prozent aller Treib-

hausgasemissionen stammen aus Viehhal-

tung und Fleischproduktion. Rund ein Drittel 

aller Feldfrüchte wie Soja und Mais weltweit 

werden ans Vieh verfüttert. »Mittlerweile 

steht der Sojaanbau nach der Viehwirtschaft 

an zweiter Stelle der Verursacher von Abhol-

zung weltweit«, so der Fleischatlas der Hein-

rich-Böll-Stiftung. 

Als Schuldige für das Desaster verweisen 

die Hersteller auf die Macht des Handels, der 

die Preise und damit ihre Gewinnspannen 

drückt. Die DZ-Bank wendet in einer Studie 

ein, dass die »geringe Zahlungsbereitschaft« 

der Verbraucher:innen dafür verantwortlich 

sein soll, dass sich Profite nur mit äußerster 

Brutalität erzielen lassen.

Bertolt Brecht kam zu einem anderen 

Schluss. In seinem Dramenfragment »Jae 

Fleischhacker in Chikago« – einer Vorar-

beit zur heiligen Johanna – versuchte er, den 

Weizenhandel an der Chicagoer Börse zum 

Thema zu machen. 1929 jedoch brach er die 

Arbeit ab. Denn »niemand konnte mir die Vor-

gänge an der Weizenbörse hinreichend erklä-

ren. Ich gewann den Eindruck, daß diese Vor-

gänge schlechthin unerklärlich, das heißt von 

der Vernunft nicht erfaßbar, und das heißt 

wieder einfach unvernünftig waren. Das ge-

plante Drama wurde nicht geschrieben, statt 

dessen begann ich Marx zu lesen, und jetzt erst 

[…] wurden meine eigenen zerstreuten prak-

tischen Erfahrungen und Eindrücke richtig le-

bendig.«

Fleisch und Kunst 

Fleischfreude © 2009 kate-hers RHEE

OXIBLOG.DE

WIRTSCHAFT  
ANDERS DENKEN

22 
11

Monatszeitung
4 €

Seite 5   »Demografie ist nicht nur 
Erbsenzählerei« Ein Gespräch über die 
Möglichkeiten demografischer For-
schung und die Grenzen der Realpolitik

Seite 10   »Der Staatshaushalt ist  
keine Ortsverein-Kasse!« Die Jugend-
organisationen von SPD und FDP 
trennen grundsätzliche Überlegungen 
zur Staatsfinanzierung

Seite 16   Über ein Schuldverhältnis 
Was die Lebenserwartung betrifft, sind 
fatale Missverständnisse im Spiel

SCHWERPUNKT 
GENERATIONEN

KATHRIN GERLOF

Nun sind schon 32 Jahre seit der Wieder- 
vereinigung vergangen. Und noch im- 
mer gibt es eine beachtlich große inner- 
deutsche Lohnlücke. Zwischen Ost  
und West natürlich. Beschäftigte in den 
neuen Bundesländern verdienen im 
Durchschnitt und bei gleicher Qualifi-
kation 13,7 Prozent weniger als im 
Westen. Ein guter Grund, abzuhauen. 

Die Böckler-Stiftung hat sich durch 
das WSI-Portal (Wirtschafts- und sozial- 
wissenschaftliches Institut) erhobene 
Daten angeschaut, die aufgeschlüsselt 
nach Geschlecht, Beruf und vergleich-
barer Berufserfahrung dieses Ergebnis 
ergeben: »Je nach Beruf kann die Ge- 
haltslücke für Vollzeitbeschäftigte mo- 
natlich bis zu 1.000 Euro betragen.«  
Um zu verlässlichen Ergebnissen zu 
kommen, hatte das Institut die Anga- 
ben von 188.000 Beschäftigten ausge-
wertet. 

Am höchsten sind die Lohnlücken in 
den Berufen Industriemechaniker:in 
(21,7 Prozent), Maschinenbauingenieu- 
r:in (19 Prozent), Maschinenbautechni-
ker:in (16,5 Prozent), Industriekauffrau 
bzw. -mann, Callcenteragent:in, Buch-
halter:in, KfZ-Mechatroniker:in, Lager- 
arbeiter:in, Personalsachbearbeiter:in, 
Sozialpädagog:in. 

In Brandenburg (zumindest in jenem 
Teil, der als erweiterter Speckgürtel 
Berlins gelten kann) liegt die Lohnlücke 
bei 10,6 Prozent, in Sachsen bei 14,8 
Prozent. Im unteren Entgeltbereich führ- 
te die Einführung des Mindestlohnes  
zu einer Annäherung der Löhne. Eine 
Ursache für den Gap liegt in der gering- 
eren Tarifgebundenheit ostdeutscher 
Betriebe. Denn Fakt ist auch: Bei Tarif- 
löhnen, so sie gezahlt werden, werden 
die Unterschiede sehr viel kleiner oder 
verschwinden ganz. Es bleibt also kein 
Rätsel, sehr wohl aber eine Sauerei.

MURXVon nix kommt nix
Fachkräftemangel hat nicht nur auf dem Bau viel mit der Politik der Alten und  
wenig mit den Vorlieben der Jungen zu tun

SIGRUN MATTHIESEN

W
as willst du denn mal wer-
den?«, lautet eine gefürch-
tete Frage. Die Antwort 
passt nie. Sagte Franzi 
in der kleinen BRD 1972 
»Fliesenleger«, wurde er-

widert, das sei nichts für Frauen und sie solle  
mal lieber studieren. Zehn Jahre später be-
kam, wer Lehrer werden wollte, zu hören, bes-
ser Fliesenleger, die verdienten ein Schwei-
negeld. Klingt vielleicht anekdotisch, ist aber 
belegt durch eine gerade aktualisierte Un-
tersuchung zur Ökonomie und Soziologie des 
Bauarbeitsmarktes in der BRD. Darin weisen 
die Autoren Gerhard Bosch und Frederic Hüt-
tenhoff nach, wie eine ganze Branche mit ih-
ren unterschiedlichsten Tätigkeiten 70 Jahre 
lang auf einer Berg- und Talfahrt zwischen re-
spektabler Tätigkeit mit entsprechender Be-
zahlung und prekär gefährlichen Ausbeuter-
verhältnissen ist. Selbstverständlich hat sich 
am Baggerfahren, Betonmischen, Fliesenle-
gen, Stahlflechten, Kranführen und den rund 
20 weiteren Tätigkeiten, die zum Baugewerbe 
zählen, im Laufe der Zeit einiges geändert. 
Technischen Fortschritt und Digitalisierung 
gibt es auch auf jeder Baustelle. Aber sie ha-
ben das Leben der dort Arbeitenden weit weni-
ger verändert als die unterschiedlichen tarif- 
und wirtschaftspolitischen Entscheidungen 
der jeweiligen Zeit. Die Studie unterschei-
det vier Etappen: Die von 1945 bis 1959 war 
anfangs noch gekennzeichnet von vielen Be-
triebswechseln und hoher Winterarbeitslosig-
keit, wurde dann aber langsam stabiler. Diese 
größere soziale Sicherheit konnte in den fol-
genden 30 Jahren bis zum Mauerfall verfestigt 
werden zu einem inklusiven Branchenarbeits-
markt. »Alle Baubeschäftigten fielen in den 
Geltungsbereich des Sozialkassentarifs und 
wurden zudem wegen der damals starken Ge-
werkschaft und der hohen Tariftreue entspre-
chend ihrer Qualifikation bezahlt.« Während 
dieser zweiten Etappe waren sich Politik und 

Sozialpartner außerdem einig, dass innerhalb 
der Branche gleiche Standards für alle gelten 
sollen, was sich unter anderem manifestierte 
in einem »Verbot von Leiharbeit aus anderen, 
nicht an das Sozialkassenverfahren gebun-
denen Branchen«. All dass wurde in der drit-
ten Etappe – 1990 bis 2006 – neoliberalen Ab-
rissunternehmen überlassen. »Der Staat zog 
sich weitgehend aus der bauspezifischen Ar-
beitsmarktpolitik zurück. Stattdessen gab es 
(wieder) Winterarbeitslosigkeit, sinkende Ta-
rifbindung, steigende Zahl von gering bezahl-
ten ausländischen Beschäftigten mit Werks-
verträgen. Der Fachkräftemarkt wurde durch 
die Deregulierung des Fliesenlegerberufes 
und seine Öffnung für den massenhaften Ein-
satz von Scheinselbstständigen geöffnet.« Re-
sultat: Profitmaximierung durchgesetzt und 
eine ganze Branche heruntergewirtschaftet. 
Schnell wurde allerdings deutlich, dass mit den 
unter diesen Bedingungen gezwungenerma-
ßen Arbeitsbereiten kein Bauboom mehr zu ha-
ben sein würde. Also begann 2006 Etappe vier, 
geprägt durch ein »prekäres Gleichgewicht in 
einem polarisierten Branchenarbeitsmarkt«. 
Dazu gehören Angleichung der Entgelte in Ost-
und Westdeutschland, Saison-Kurzarbeiter-
geld zur Eindämmung der Winterarbeitslosig-
keit, bauspezifische Mindestlöhne, und: »Die 
Politik setzte ein Signal gegen die Expansion 
der Scheinselbstständigkeit durch die Rück-
vermeisterung der Fliesenleger und sicherte 
2017 die Allgemeinverbindlichkeit der Sozi-
alkassentarifverträge rechtlich ab.« 

Nun, da die Fliesenlegerin also wieder mit 
»Meister« angesprochen wird und jede Haus-
verwaltung und jeder publizistisch tätige Ei-
genheimbewohner von der vergeblichen Ter-
minanfrage bei Ausbaufacharbeiter:innen 
oder Heizungsanlagetechniker:innen berich-
ten kann, häufen sich die Klagen über die Ju-
gend, die nicht mehr arbeiten wolle. Auf dem 
Bau nicht, aber auch nicht im Bäckerhand-
werk und offenbar überhaupt nirgends, wo 
sie so dringend gebraucht würden, dass sie 
jetzt alle als »Fachkräfte« angesprochen wer-

den. Überall Mangel. 86 Milliarden Euro jähr-
liche Kosten für die deutsche Wirtschaft hat 
die Unternehmensberatung BGC gerade aus-
gerechnet. Ein Notstand, der, ginge es nach der 
CDU, vermutlich bald die Ausweitung des »so-
zialen Pflichtjahrs« zum Bundesarbeitsdienst 
rechtfertigen würde. Weil die Jungen, so die ge-
fühlte Wahrheit, ja ansonsten weiterhin lieber 
Influencer oder Youtuberin würden, besten-
falls »was mit Marketing« machten und ne-
benbei ein bisschen studierten oder das Par-
tygeld mit ein paar Schichten im Lieferdienst 
oder an irgendeiner Bar aufbesserten. Die Be-
schäftigungsstatistik der 20- bis 30-Jährigen 
schwächt diese Behauptung zwar ein wenig ab, 
doch richtig bleibt: Die Jungen machen genau 
das, was ihnen vor rund zehn Jahren geraten 
wurde – keinen sozial abgesicherten Arbeits-
platz auf Lebenszeit erwarten, stattdessen 
flexible »Patchwork-Biografien« zusammen-
bauen und dabei allzeit bereit zum lebenslan-
gen Lernen. 

Das Berufsbild der jetzt so schmerzlich 
vermissten Solaranlagentechnik-Fachkraft 
wurde jenseits von Klima-Projektwochen eher 
selten vermittelt, die Systemrelevanz der Su-
permarktbeschäftigten war ein ebenso gut ge-
hütetes Geheimnis wie die Erkenntnis, dass 
Kinderbetreuung oder Physiotherapie Wis-
senschaften für sich sein können. Oder, wie 
eine aktuelle Studie des Instituts für Mitbe-
stimmung und Unternehmensführung zur 
»Beschäftigungssicherung durch strategi-
sche Qualifizierung« nahelegt: Es mangelt an 
strategischer Personalplanung, was selbst ta-
rifgebundene Großunternehmen, die sie prin-
zipiell befürworten, zurückführen auf »ein-
geschränkte Vorhersehbarkeit zukünftiger 
Transformationen, die Volatilität von Ge-
schäftsmodellen und Produktmärkten, die 
Unsicherheit durch singuläre Ereignisse und 
vieles mehr«. Auf die gefürchtet Was-willst-
du-denn-mal-werden-Frage könnte jede Ju-
gend zukünftig einfach »Fachkraft« antwor-
ten. Oder die Gegenfrage stellen: »Was ist aus 
euch bloß geworden?« 
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Im Mai vor einem Jahr wurde Emmanuel Macron mit 66,1 Prozent der abgege- benen Stimmen zum Staatspräsidenten in Frankreich gewählt. Marine Le Pen hatte vorerst verloren. Man konnte froh sein und war nicht glücklich. Die Medien aber konstatierten großspurig »eine Welle der Erleichterung« und jubelten, »die Aktienmärkte galoppieren nach oben«. Der deutsche Leitindex stieg auf den bis dahin höchsten Stand seiner Geschichte. Nun würde ein einstiger Investmentbanker die Ge- schicke Frankreichs führen und »wachstumsfreundlich« agieren, das macht den Kursen Beine. Einer, der unter anderem versprach, die Staats-quote (Verhältnis der Staatsausgaben zum Bruttoinlandsprodukt) zu senken, und dies mit der Ankündigung, bis  2022 vor allem im öffentlichen Dienst bis zu 120.000 Stellen zu streichen, unterlegte. Hierzulande mag man ihn dafür, in Frankreich weht dem Mann ein harter Wind ins Gesicht. Gerade mal 30 Prozent sind dort noch mit Macrons Wirtschaftspolitik einverstanden. Das Land hat europaweit mit 56 Prozent  die höchste Staatsquote, Deutschland liegt bei 44 Prozent. Aber egal, wie  viel oder wenig es ist: Verlässlich ist der Ruf der Wirtschaft, die Staatsquote zu senken, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Die CDU sieht das genauso und träumt seit jeher davon, die 40-Pro- zent-Marke zu knacken. Vielleicht mit Finanzminister Olaf Scholz, der gerade erst im Bundestag formulierte: »Ich habe überall in Europa gesagt: Ein deutscher Finanzminister ist ein deutscher Finanz- minister, egal, welches Parteibuch er hat.« Schäuble, der in jenem Moment im Parlament hinter Scholz präsidierte, hätte es nicht schöner sagen können. Doch es bleibt und bleibt Murx.  Armes Europa. 

MURXTOM STROHSCHNEIDER

I
ch will, dass in fünf Jahren die Bedin-gungen für die vorübergehende oder endgültige Rückgabe des afrikani-schen Erbes an Afrika erfüllt sein werden.« Seit Emmanuel Macron die-sen Satz gesagt hat, ist ein Zehntel der Frist bereits verstrichen. Was der französische Präsident da im ver-gangenen November in Burkina Faso erklärt hat, dreht sich nicht allein um die längst über-fällige Restitution eines kolonialen Raubes un-ermesslichen Ausmaßes. Es geht nicht nur da-rum, die geschätzten 30 Millionen Kunst- und Kulturobjekte endlich zurückzugeben, die eu-ropäische Staaten auf ihren von Herrenrasse-Dünkel begleiteten Beutezügen nach Europa verschleppten, klauten, abpressten. Es geht auch nicht nur um das Erbe kolonialer Herr-schaft, sozusagen um eine Geschichtsbegra-digung zwischen »dem Westen« und »dem Süden«. Es geht um die heute herrschenden Weltverhältnisse, und die Frage der kolonia-len Raubkunst hält ihnen einen Spiegel vor.»Jedes Kunstwerk in Übersee ist für uns ein Vorfahre in Gefangenschaft«, hat der Leiter des National Museum Benin City, Theophilus Umogbai, unlängst einmal erklärt. Seine For-derung: Rückgabe der geraubten Kunstgüter, Schluss mit der Hinhaltetaktik im globalen Norden, wirksames Handeln statt bloß politi-scher Rhetorik. 

Wann kommen die in wirkliche Bewegung, die sich gern hinter Verweisen auf die zunächst noch nötige Provenienzforschung verstecken, die auf Regeln zeigen, die einst den Raub legi-timierten, denen nun selbstverständlich jede Menge praktischer Hürden einfallen, die man ja noch beäugen, verschieben, überwinden müsse? Gibt es überhaupt ausreichend Mu-seen in Afrika? 
Es wird immer noch weithin als »normal« an-gesehen, dass sich ein Afrikaner über seine Ge-schichte, seine Kultur, seine Kunst in Europa besser informieren kann als zu Hause. Dass es einen Grund gibt dafür, dass in den Herkunfts-ländern teils Zustände herrschen, die nicht eben dazu beitragen, dass es ausreichend Mu-seen und Bildungsvoraussetzungen gibt, wird ausgeblendet. Dass Menschen aus Afrika gar 

nicht erst nach Europa gelassen werden, weil sich der reiche Kontinent gegenüber dem ar-men abschottet, wird noch lauter beschwiegen. Auf Macrons Rede folgten Schlagzeilen, ja: Es ist eine Debatte in Gang gekommen, aber es ist eine Auseinandersetzung unter Exper-ten geblieben. Der Appell an die Bundesregie-rung, sich der Diskussion über das koloniale Erbe nicht länger zu entziehen, ist kaum er-hört worden. Noch immer gilt, dass sich Ber-lin lieber verklagen lässt, als freiwillig und mit nötiger Entschuldigung zurückzugeben, was man einst zusammengeraubt hat. Dem Geba-ren der damals Zuständigen für das Massenab-schlachten der Ovaherero und Nama folgt das Wegducken der heute Regierenden. Und wenn man ehrlich ist, wird man auch kaum von einer breit getragenen zivilgesellschaftlichen Bewe-gung reden können, die dagegen aufbegehrt. Das Europäische Kulturerbejahr 2018 steht unter dem programmatischen Titel »Sharing Heritage«: das Erbe teilen. Genau das wird nicht gemacht. Und es wird auch nicht darü-ber gesprochen, was dieser Begriff des Erbes bedeutet, dem eine Idee des globalen Gemein-samen anhaftet. Man müsste darüber reden, und das kann nicht auf Kunstgüter und Kul-turschätze begrenzt bleiben. Es wäre die große Chance, so etwas wie ein Weltdenken mal wie-der anzustoßen – von der Kunst angefangen bis zum ganzen Kapitalismus.Kapitalismus? 1884/85 fand in Berlin die be-rüchtigte Afrika- und Kongo-Konferenz statt, 

die Kolonialmächte dealten die Aufteilung des Kontinents aus. Was da begann, war die syste-matische Aneignung des Reichtums anderer. Dieser große Kunstraub steht beispielhaft für globale Ungleichheiten, die in europäischen Museen betoniert wurden. So wie sie auch im Welthandel, in der Frage der Ausbeutung von Rohstoffen, Natur und Mensch oder im Zugang zu Chancen immer noch bestehen. Wenn also von lange verschwiegenen Grau-samkeiten der kolonialen Epoche nun die Rede ist, sollten die ganzen Weltverhältnisse in den Blick genommen werden. Die im ganzen glo-balen Süden zusammengeraubte Kunst und Kultur ist nur ein Posten in der großen kapi-talistischen Bilanz der Externalisierungskos-ten des Wohlstandes im globalen Norden. So, wie die Grenze als Prinzip ein Instrument zur Befestigung globaler Ungleichheit ist, indem sie Menschen davon abhält, vor deren Folgen zu fliehen, befestigt die Fortdauer kolonialer Kunstaneignung die internationale Asymme-trie auf kultureller Ebene. Noch sind viereinhalb Jahre übrig, bis die Frist verstrichen ist, die Macron sich gesetzt hat. Man wird die Debatte über die Rückgabe geraubter Kunstgüter nicht einfach abwarten dürfen. Es geht um mehr als um Objekte – um die Frage, was als Eigentum gelten kann, was als Besitz verfügbar gemacht wird, was auf diese Weise anderen vorenthalten wird und also auch darum, wie man etwas »Gemeinsa-mes« in Zeiten globaler Verkehrsformen und großer Unterschiede auch wirklich gemein-sam macht. 
Das ist kein Plädoyer dafür, dass der globale Norden nun auch noch dem Süden vorschreibt, wie dort mit dem kulturellen Erbe umzugehen sei. Es ist eher ein Plädoyer, darüber nachzu-denken, was Rückgabe in einem umfassende-ren Sinne heißen müsste. Europa hat Afrika nicht nur ein paar Bronzen, sakrale Kunstob-jekte und die Nofretete geklaut. Europa hat dem Süden die Zukunft weggenommen. Wem daran gelegen ist, dass die Zukunft hierzu-lande besser, gerechter, gleicher wird, der kann darüber nicht hinwegsehen. Denn das, was Macron in seiner Rede angesprochen hat, kann nur der Anfang sein. Wir müssen dann auch den Rest in den Blick nehmen: Ressour-cen, Natur, Chancen, Entwicklung. 

Europa hat  
Afrika nicht nur ein paar Bronzen,  sakrale Kunst und 

die Nofretete  
geklaut.

Gebt zurück
Die Frage der kolonialen Raubkunst hält den kapitalistischen Weltverhältnissen den Spiegel vor
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Die als Gentlemen’s Agreement 
getarnte eiserne Faust
Die gegenwärtig streikenden Berufsgruppen sind Ausdruck einer erfolgreich umgebauten 
Industrie und machen Hoffnung auf neue Bündnisse

PETER KERN

E
ine Debatte in der britischen Öf-
fentlichkeit, die Frage betref-
fend, warum das staatliche Ge-
sundheitswesen Tote zur Folge 
hat, statt Tote zu vermeiden. Die 
Tories insinuieren, die Streiks 

der Pflegekräfte und Rettungssanitäter seien 
mitverantwortlich und es bräuchte ein neues, 
die lebensgefährlichen Folgen von Streiks 
verhinderndes Gesetz. Kommt das »Minimum 
Services Agreement« durch, ermächtigt es die 
Konzernleitung bestreikter Betriebe, nament-
lich benannte Beschäftigte zur Arbeit zwangs-
weise zu verpflichten. Wer sich weigert als 
Streikbrecher herzuhalten, dem droht die so-
fortige Kündigung. Seine dem Gesetz den Ge-
horsam verweigernde Gewerkschaft sieht sich 
mit der Forderung nach Schadenersatz kon-
frontiert. 

Die in Großbritannien als »Streiksommer« 
bezeichneten Ausstände des vergangenen Jah-
res finden trotz derartiger Drohungen ihre 
Fortsetzung. Die mit Kurzzeitverträgen aus-
gestatteten Amazon-Lagerarbeiter haben ge-
streikt, darunter viele Migrant:innen. Es sind 
sogenannte Ungelernte, Einwanderer:innen 
aus den verschiedensten Ländern. Ihnen gönnt 
Amazon einen knapp über der Armutsgrenze 
liegenden Lohn. Sie gehören der von Marx als 
»Lazarusschicht« bezeichneten Kaste an; denn 
für sie gilt, wie zu Zeiten des marxschen »Ka-
pitals«, »Maximum der Arbeitszeit und Mini-
mum des Salairs«. Wer mit einer Familie über 
die Runden kommen will, muss 60 Wochen-
stunden Arbeit abliefern. Amazon UK Services 
Limited hat in 2021 einen Vorsteuergewinn 
von 204 Millionen Pfund erzielt (bei gerade 
mal 11 Millionen gezahlten Steuern). Mehr als 
50 Pence pro Stunde mehr könne man nicht 
zahlen, so die CEOs. Dieses Angebot war das 
Fanal zum Streik. Über Tiktok feuerten sich 
die »Fulfilment-Workers« der verschiedenen 
Lagerhäuser wechselseitig an.

Seit Margaret Thatcher die Gewerkschaften 
»an die Wand genagelt hat«, wie der »Spiegel« 
damals schrieb, ist die für einen Streik zu neh-
mende Hürde hoch. 50 Prozent einer Beleg-
schaft müssen für die Arbeitsniederlegung vo-
tieren; da ist viel Spielraum für die Profis des 
Union Bashing. Bei Amazon hat eine riesige 
Mehrheit sich nicht einschüchtern lassen und 
von ihrem Recht Gebrauch gemacht. 

Vergegenwärtigt man sich, welche Be-
rufsgruppen die Arbeit niederlegten oder 
demnächst niederlegen wollen – die Kran-

kenpfleger, Sanitäter, Assistenzärzte, Phy-
siotherapeuten, Eisenbahner, Call-Center-
Angestellte, Grenzschützer, Feuerwehrleute, 
Busfahrer, Lehrer, Hafenarbeiter, Müllwer-
ker und Briefträger (jeweils in männlicher 
und weiblicher Spezies) –, dann fällt auf, wel-
che Berufe nicht streiken: die der klassischen 
Industrie.

Der Grund ist ein zweifacher. Man erinnere 
sich an den Thatcherismus; der sah seine his-
torische Mission darin, eine für seine Begriffe 
völlig veraltete Erzeugungsform des »Wohl-
stands der Nation« abzuschaffen. Sein Sieg 
war der des in der Londoner City angesiedel-
ten Finanzmarktkapitalismus über die Old 
Economy der Midlands. Die industriellen Zen-
tren wurden geschleift und mit ihnen die in 
diesem Milieu beheimateten Gewerkschaften. 
Die Industriearbeiterschaft ist seither mäch-
tig geschrumpft. Ganze Branchen haben auf-
gehört zu existieren. So die britische Hausge-
räte-Industrie, die in den 1980er Jahren noch 
20.000 Beschäftigte aufwies, von denen noch 
1.000 Kundendiensttechniker übrig geblie-
ben sind.

Betrachtet man die für Großbritanniens Öko-
nomie viel bedeutendere Automobilindustrie, 
kommt der zweite Grund in den Blick. Als die 
deutschen Konzerne britische Fabriken und 
ihre Marken billig übernahmen, fanden sie 
eine völlig überalterte Produktionsweise vor. 
In Deutschland längst automatisierte Ferti-
gungsschritte wurden noch mit Muskelkraft 
ausgeführt. Die Bodengruppe eines Automo-
bils mit der Karosserie zusammenzufügen – im 
Jargon der Autoleute die Hochzeit genannt –, 
ging in Rüsselsheim und Untertürkheim schon 
wie von Geisterhand vor sich, während sich die 
Monteure an den Bändern von Rover noch mit 
Brett und Holzkeil abmühten. Die deutschen 
Geschäftsführer verordneten den britischen 
Fabriken erst einmal einen Modernisierungs-
schub. Die Manager von Toyota fingen das Mo-
dernisieren gar nicht erst an, sondern stell-
ten ihre nagelneue Fabrik auf die grüne Wiese.

Der große Rationalisierungsschritt hatte die 
damals noch spektakulären Mikrochips zur 
technischen Voraussetzung und eine neue Zu-
sammensetzung der alten Arbeiterklasse zur 
Folge. Die Fabrikarbeit mutierte in den zent-
ralen Bereichen zur qualifizierten Arbeit. In 
der vorherigen, der Thatcher-Ära war hohe in-
dustrielle Produktivität ein Fremdwort, ein Ar-
gument für die Neoliberalen, mit dem in ihren 
Augen archaischen Archipel namens Industrie 
aufzuräumen. Das vom Festland importierte 
neue Produktionskonzept sorgte nun für ein 

reibungsloses Zusammenspiel von Forschung, 
Entwicklung, Konstruktion, Produktion und 
Vertrieb, was wiederum den erwünschten ho-
hen Output und die gute Qualität der Produkte 
zur Folge hatte.

Der Taylorismus – die zerlegten, in immer 
kürzeren Takten zu verrichtenden Arbeits-
vorgänge – galt nicht länger als der Weisheit 
letzter Schluss. Das ihn ersetzende Produkti-
onsparadigma verlangte nach Facharbeit, fla-
chen Hierarchien und dem Zusammenführen 
von planenden und ausführenden Jobs. Heu-
tige Industriearbeiter müssen ständig neue 
Produktanläufe bewältigen. Die von ihnen 
überwachten automatisierten Fertigungsan-
lagen erfordern ein hohes Maß an IT-Kennt-
nissen. Sie warten die Anlagen, beseitigen 
Störungen, sorgen für die Instandhaltung. 
Das erledigt man nicht mit ein paar schnell 
angelernten Handgriffen, das verlangt einen 
hochprofessionellen Aufgabenzuschnitt. Und 
solche Industriearbeit lässt sich nicht mit Ak-
kordlohn bezahlen. Ein für die Maschinerie des 
Fertigungsprozesses beim Mini-Cooper Ver-
antwortlicher verdient mehr als ein für den 
Lernprozess im Chemieunterricht Verantwort-
licher. Für das Selbstverständnis der Arbeiter-
schicht bleibt dies natürlich nicht folgenlos.

Abgeflachte Hierarchien sind gefordert, weil 
das Erfahrungswissen der Produktionsarbei-
ter:innen den Produktionsprozess reibungs-
los macht und nicht der kontrollierende Vor-
gesetzte. Extreme Arbeitsteilung würde 
untergraben, worauf es den Fabrikmanagern 
ankommt: das Gefühl von Verantwortung für 
die Qualität des Arbeitsproduktes. Dieses Ge-
fühl bringt nur auf, wer eine qualitativ aufge-
wertete Arbeit leisten kann. 

Zwar gibt es das alte Fertigungsregime noch, 
die stupide, als Hilfsarbeit organisierte Einle-
gearbeit, das Schweißen, Lackieren, Montie-
ren; aber das sind an Charlie Chaplins »Mo-
dern Times« erinnernde Reminiszenzen, die 
sich noch bei den Zulieferern in den Kleinbe-
trieben finden lassen. Wo solche dequalifizier-
ten Jobs an den Fertigungslinien großer Fab-
riken noch zu sehen sind, sind sie das Los der 
bei Zeitarbeitsfirmen Beschäftigten. Diese 
schlecht bezahlten und in der Krise schnell 
zu feuernden Massenarbeiter:innen machen 
längst nicht mehr das Gros der Industriear-
beiterschaft aus. 

Was hat dieser Modernisierungsschub nun 
mit den gegenwärtigen Streiks in Großbritan-
nien zu tun? Der soziologische Effekt dieser 
Modernisierung ist ein neu zusammengesetz-
ter »ideeller Gesamtarbeiter« (Marx), der in 

Erinnerungs-Bilder
Die Fotos zum Schwerpunkt dieser  

OXI-Ausgabe entstanden vor fast  
40 Jahren. Martin Shakeshaft, der sie 

gemacht hat, war 1984 noch Kranken- 
pfleger. Doch die Arbeitsbedingungen im  

britischen Gesundheitsbereich  
erschienen ihm schon damals miserabel,  

und als politischer Aktivist wollte er  
den gerade ausgerufenen landesweiten 

Streik der Bergarbeiter unterstützen.  
Zwölf Monate fotografierte Martin Shakes-

haft den Kampf zwischen den  
Arbeiter:innen und der Staatsmacht  

in all seinen Facetten – und studierte im 
Anschluss Dokumentarfotografie. 

Wir bedanken uns herzlich, dass wir eine 
Auswahl seiner Bilder nutzen können  
und empfehlen auch sein Fotoprojekt 

»Looking back in Anger« (Blick zurück im 
Zorn), in dem er die Orte und  

Personen des Bergarbeiterstreiks  
30 Jahre danach porträtiert. sim

Zu finden im Internet:  
https://strike84.co.uk/
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Salamitaktik der Krämerseelen
Das öffentliche Gesundheitssystem NHS wird seit drei Jahrzehnten  
unter tätiger Mithilfe des Parlaments zugunsten der Privatwirtschaft ausgeplündert 

SIGRUN MATTHIESEN

N
och in den 1980er Jahren 
kursierten in der kleinen 
BRD immer mal wieder Ge-
schichten über besonders 
gewiefte Mitbürger:innen, 
die sich während des Ur-

laubs in Großbritannien ihre maroden Wohl-
standgebisse durch Jacketkronen aufmöbeln 
ließen. Zahnersatz, der hierzulande schon 
damals einiges an finanzieller Eigenbeteili-
gung erforderte, wurde jenseits des Kanals 
noch aus dem Budget des National Health 
Service (NHS) bezahlt. Einer öffentlichen, 
im Wortsinn gemeinnützigen Einrichtung, 
gewissermaßen Bürger-Versicherung und 
Rundum-Gesundheitsversorger in einem. Sie 
stand allen offen, die ihren ständigen Wohn-
sitz in Großbritannien hatten – was damals 
noch nicht durch einen Personalausweis 
nachgewiesen werden musste, eine Strom- 
oder Wasserabrechnung reichte. Im Notfall 
wurden auch durchreisende EU-Bürger:in-
nen behandelt. 

Das ist alles längst Vergangenheit, nicht 
erst seit dem Brexit, der von seinen Propa-
gandisten um Boris Johnson auch mit der 
Lüge vorangetrieben wurde, die eingespar-
ten EU-Beiträge könnten wöchentlich zu-
sätzliche 350 Millionen britische Pfund mehr 
für den NHS bedeuten. Das Wohlergehen die-
ser Institution, 1948 unter der Labour-Regie-
rung von Premierminister Clement Attlee ins 
Leben gerufen, ist der großen Mehrheit al-
ler Brit:innen bis heute eine Herzensange-

legenheit. Bis auf wenige Ausnahmen wollen 
sie genauso wenig in einem Krämerladen le-
ben, wo alles seinen Preis hat, wie der über-
wiegende Rest der Menschheit, sondern sich 
darauf verlassen können, wenigstens im me-
dizinischen Notfall ohne Ansehen der Person 
versorgt zu werden. 

Genau das ist aber nicht mehr gewähr-
leistet, spätestens seit dem im Juli 2022 in 
Kraft getretenen »Health and Care Act«. Es 
ist das vorerst letzte einer Folge von Geset-
zen, mit denen seit drei Jahrzehnten angeb-
lich versucht wird, die chronische Finanzmi-
sere und die daraus folgende mangelhafte 
Gesundheitsversorgung zu beheben. Tat-
sächlich handelt es sich aber eher um eine 
systematische Ausplünderung und Privati-
sierung öffentlicher Gelder, die jene Unter-
finanzierung, die sie vorgibt beseitigen zu 
wollen, überhaupt erst verursacht hat. Das 
belegt eine Analyse* der Gesundheitswis-
senschaftlerin Allyson Pollock und des Ju-
risten Peter Roderick, die nachzeichnet, mit 
welcher Salamitaktik das staatliche Gesund-
heitssystem in England seit drei Jahrzehnten 
heruntergewirtschaftet wird.

Ursprünglich war der NHS eine ziemlich 
einleuchtend und übersichtlich konzipierte 
Einrichtung der allgemeinen und umfassen-
den Gesundheitsversorgung. Sie stand allen 
Nutzer:innen im Bedarfsfall kostenfrei zur 
Verfügung, war aus direkten wie indirekten 
Steuermitteln finanziert, öffentlich verwal-
tet und entsprechend auch rechenschafts-
pflichtig gegenüber den demokratisch ge-
wählten Vertreter:innen der Bevölkerung. 

Organisatorisch gab es mehr oder weniger 
eine Dreigliederung zwischen unterschied-
lichen Versorgungsarten und Verwaltungs-
ebene: Für die Krankenhausplanung war die 
Regierung direkt zuständig. Sie hatte sicher-
zustellen, dass pro 100.000 bis 150.000 Ein-
wohner:innen ein Krankenhaus existierte, 
welches von den entsprechenden regiona-
len Verwaltungseinheiten betrieben wurde. 
Diese waren gleichzeitig dafür verantwort-
lich, dass es in ihrem Einzugsbereich aus-
reichend niedergelassene Allgemeinärzte, 
Apotheken und Optikerinnen gab, deren Ge-
hälter und Verträge ebenfalls durch die Re-
gierung festgelegt wurden. Was den gesam-
ten nicht-medizinischen Bereich anging, also 
die Unterstützung von längerfristig hilfsbe-
dürftigen Bürger:innen im Einzugsbereich 
des jeweiligen Distrikt-Krankenhauses, ver-
ließ man sich auf die lokalen Verwaltungen. 
Sie organisierten, in Absprache mit Kranken-
haus und niedergelassenen Ärzten, die nö-
tigen Unterstützungsmaßnahmen und be-
kamen sie aus dem Etat des NHS finanziert.

Der war, anders als in der BRD, nie von spe-
ziellen Krankenkassenbeiträgen abhängig, 
sondern die Bürger:innen finanzierten ihr 
Gesundheitssystem indirekt durch einen Teil 
ihrer Steuern. Damit war das NHS-Budget 
in den Haushaltsverhandlungen immer Ge-
genstand politischer Auseinandersetzungen 
– insbesondere nachdem die Tochter eines 
Krämerladenbesitzers in ihrer Funktion als 
Premierministerin verkündet hatte, dass es 
so etwas wie Gesellschaft gar nicht gebe. Nur 
folgerichtig also, dass Thatchers Tory-Par-

großen Teilen qualifiziert und gut bezahlt ist. 
Diese Industriearbeiter:innen haben nichts 
mehr gemein hat mit dem alten, klassischen 
Proletariat im Blaumann und mit Gewerk-
schaftsbuch. Sie bilden eine vergleichsweise 
privilegierte Arbeiterklasse und in ihrem 
Habitus haben sie sich den Angestellten an-
geglichen. Den Ingenieur:innen der Betriebe 
begegnen sie auf Augenhöhe, den am Band Ma-
lochenden fühlen sie sich kaum zugehörig. Von 
der Umwälzung durch die schlanken Produk-
tionskonzepte haben die Gewerkschaften im 
Übrigen nicht profitiert, weder in Großbritan-
nien noch in den Ländern Kontinentaleuropas. 

Vor mehr als 150 Jahren schilderte Friedrich 
Engels in einem Brief an Karl Marx das engli-
sche Proletariat »als faktisch mehr und mehr 
verbürgert, so daß diese bürgerlichste aller Na-
tionen es schließlich dahin bringen zu wollen 
scheint, eine bürgerliche Aristokratie und ein 
bürgerliches Proletariat neben der Bourgeoisie 
zu besitzen«. Hat sich diese Prognose bewahr-
heitet, und zeigt sich dies in der Abwesenheit, 
mit der die Beschäftigten der Privatindustrien 
in der gegenwärtigen Streikbewegung glän-
zen? Es will dem Autor so scheinen. 

Damit diese Abstinenz anhält, schiebt die 
rechte Kampfpresse Sonderschichten. Ihre 
Kommentatoren dämonisieren diese Bewe-
gung, und die Tories sind für jede Tatarenmel-
dung dankbar. Es braucht aber kein »Minimum 
Services Agreement«. So sorgten die Streikko-
mitees in den Krankenhäusern selbst dafür, 
dass für Dialyse, Chemotherapie, Geburtshilfe 
und Intensivstation genug Leute bereitstan-
den. Selbst Putins Krieg muss für die Diskre-
ditierung herhalten. Der Vorsitzende der kon-
servativen Partei ruft die Streikenden mit 
Pastorenpathos zur Besinnung auf: »Sie soll-
ten das wirklich überdenken und nachdenken. 
Das ist genau das, was Putin sehen will – diese 
Spaltung. Lasst uns nicht spalten, lasst uns zu-
sammenkommen.« 

Zusammenkommen ist eigentlich immer 
gut. Gibt es gar keine Anzeichen für eine über-
schwappende Solidarität? Doch, die gibt es. 
Eine Generation der Jungen ist nachgekom-
men, die den Thatcherismus nur noch vom Mo-
vie kennt. Der akademische Standesdünkel ist 
ihr fremd. Das Mittel des Streiks hält sie nicht 
für unter ihrer Würde. Die »Junior Doctors«, 
die Assistenzärzte, die akademischen Subpro-
letarier, greifen zu diesem Mittel. 45.000 von 
ihnen sind aufgerufen, für einen dreitägigen 
Streik zu stimmen. Studierende übersetzen 
Streikaufrufe von Amazon-Lagerarbeitern in 
die benötigten Sprachen. Die Gewerkschaf-
ten, anfänglich von den Arbeitsniederlegun-
gen eher überrascht, haben sich schnell berap-
pelt und stellen den im Ausstand Befindlichen 
ihren Apparat zur Verfügung. Das Know-how 
des Apparats wird dankbar genutzt, und die 
migrantischen Arbeitskräfte begreifen rasch, 
wofür eine Trade Union gut ist. 

Die hohe Inflation tut das ihre, um einem Er-
lahmen der Proteste vorzubeugen. Die Streik-
welle geht ja auf keine Laune wiedererstarkter 
Gewerkschaften zurück, sondern auf die ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten. Die Inflati-
onsrate für Lebensmittel lag Ende des letzten 
Jahres bei über 16 Prozent und ist nur mäßig 
gesunken. Die hohen Kosten für Gas und Strom 
sind für die Leute in den unteren Lohngrup-
pen eine Katastrophe. Laut der regierungsamt-
lichen Statistik müssen »7,2 Millionen Haus-
halte mit niedrigem Einkommen […] auf das 
Nötigste verzichten, und 4,7 Millionen sind mit 
ihren Rechnungen im Rückstand«. Die einkom-
mensschwachen Haushalte sind gezwungen, 
ihre Ausgaben für das Heizen der Wohnungen 
einzuschränken und hoffen auf den Beistand 
von Frühling und Sommer.

Können sie auf den Beistand von Labour hof-
fen? Die Partei führt in den Umfragen, und al-
les deutet auf Regierungswechsel hin. Das 
von den Konservativen mit semantischem 
Schmelz Agreement genannte Antistreikge-
setz lehnt Labour ab, aber für die im Ausstand 
will man sich nicht zu weit aus dem Fenster 
lehnen. Der Parteivorsitzende spricht sibyl-
linisch vom Chaos; das lässt offen, wer dafür 
verantwortlich ist, die in der Regierung oder 
die im Streik. Das Kabinett der Tories hat bei 
der schweigenden Mehrheit abgewirtschaf-
tet, aber eine an Corbyn erinnernde Labour-
partei würde die Chance auf Regierungswech-
sel wohl verspielen. Und wie schnell schlägt die 
Stimmung um, und was eben noch als respek-
tabler Fight für gerechten Lohn erschien, er-
scheint morgen als Aufstand der außer Rand 
und Band geratenen Underdogs? Die britische 
Mehrheitsgesellschaft ist verführbar; die Bre-
xiteers haben es bewiesen. ▼
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tei seitdem an der Zerstörung des staatli-
chen Gesundheitssystems arbeitet, und sei 
es auch nur als Trockenübung. Als eine sol-
che lässt sich rückblickend das 1990 mit 
Tory-Mehrheit verabschiedete Gesetz zur 
Neuregelung der kommunal organisierten 
Pflegedienstleistungen bezeichnen, der 
»NHS and Community Care Act«. Er führte 
im englischen Gesundheitswesen erstmals 
eine Unterscheidung zwischen »Auftrag-
gebern« in den Regionalverwaltungen und 
kommunalen, gemeinnützig organisierten, 
»Dienstleistern« ein. Letztere hatten eigene 
Budgets und Haushaltspflichten und muss-
ten jeweils eigene Verträge mit den Auftrag-
gebern aushandeln. Als »interner Markt« 
wurde diese Spaltung bezeichnet, deren In-
tention und Folge, so Roderick /Pollock in 
ihrer Studie, die Entwicklung einer Markt-
Bürokratie samt Preisverhandlungen und 
Konkurrenz gewesen sei. Die Ablösung des 
Gesellschaftsvertrags durch die Krämerla-
den-Ideologie. Nicht zufällig nahm sie ih-
ren Anfang in jenem Sektor des NHS, in dem 
es nicht um spektakuläre Operationen am 
offenen Herzen ging, sondern um die un-
scheinbare, überwiegend von Frauen ver-
richtete Langzeitpflege chronisch kranker, 
behinderter oder einfach alter Menschen.

Parallel wurden zu jener Zeit die Bür-
ger:innen nicht nur Großbritanniens auch 
in anderen Bereichen der Daseinsvorsorge 
daran gewöhnt, dass der Zugang komplizier-
ter, aufwendiger, häufig teuer und damit 
ungerechter war als zuvor, was ihnen aber 
als Wahlfreiheit für Kund:innen verkauft 
wurde. Public Private Partnership (PPP) be-
deutete im britischen Gesundheitswesen, 
dass die nötigen Investitionsmittel nicht 
mehr von einer gewählten Regierung be-
reitgestellt wurden, sondern von Banken, 
Bauunternehmen, Dienstleistungsfirmen 
und Finanzdienstleistern. An diese Profit-
interessierten band sich der britische Staat 
in Verträgen mit Laufzeiten von 30 bis 60 
Jahren und beauftrage sie nicht mehr nur 
mit dem Bau und der Finanzierung von Ge-
sundheitseinrichtungen, sondern in zu-
nehmendem Maße auch mit deren Betrieb. 
Ursprünglich von der Tory-Regierung un-
ter John Major initiiert, nahmen diese Po-
litik erst 1997, unter Tony Blairs New-La-
bour, richtig Fahrt auf. »Das ermöglichte 
den Verkauf und die Schließung öffentli-
cher Krankenhäuser und Einrichtungen in 
einem enormen Ausmaß«, schreiben Ro-
derick/Pollock und folgern, es habe letzt-
lich den Weg bereitet für Arrangements, 
bei denen der Staat über Leasing-Verträge 
von privaten Anbietern Krankenhäuser und 
Leistungen der Gesundheitsversorgung ein-
kauft. Das schloss auch niedergelassene All-
gemeinmediziner:innen ein, deren Praxen 
gemeinsam mit Bibliotheken und Immobi-
lien als Teil von »Investitionspaketen« an 
Konzerne verkauft wurden.

Ab 2003 begannen diese Investitionen 
sich richtig auszuzahlen. Der in jenem Jahr 
verabschiedete »Health and Social Care 
Act« sicherte privaten Anbietern das Recht 
zu, im stationären wie ambulanten Bereich 
eigenständige Dienstleistungsverträge mit 
dem NHS abzuschließen. Noch allerdings 
waren mit diesem Recht auch gewisse 
Pflichten verbunden. Die Gesundheitskon-
zerne konnten sich in England noch nicht 
auf besonders lukrative medizinische Be-
reiche konzentrieren oder bestimmte 
»kostspielige« Patienten ausschließen be-
ziehungsweise ihnen Dienstleistungen 
der Grundversorgung in Rechnung stel-
len. Diese Profitrisiken wurden dann 2012 
durch die Regierungskoalition aus Torys 
und Liberaldemokraten aus dem Weg ge-
räumt. Mit dem gegen massive Widerstände 
verabschiedeten neuen »Health and Social 
Care Act« beendeten sie die Verpflichtung 
der Regierung, die notwendige ambulante 
medizinische Versorgung für alle Bürger:in-
nen Englands sicherzustellen. Stattdessen 
wurden gut 200 sogenannte klinische Auf-
tragskommissionen geschaffen, die jeweils 
Verträge mit niedergelassenen Ärzten ab-
schlossen und dann in deren Einzugsbe-
reich und auf der Grundlage von deren Pa-
tientenstamm eine angemessene stationäre 
und Pflege-Versorgung sicherstellen soll-
ten. Gleichzeitig verpflichtete das Gesetz 
alle niedergelassenen Mediziner:innen, mit 
kommerziellen Methoden um Patient:in-
nen zu werben und zu konkurrieren. Ein in 
mehrfacher Hinsicht kostspieliger Wettbe-
werb: Zum einen wurden in den Arztpraxen 

wie im NHS-Budget insgesamt zunehmend 
Ressourcen von der eigentlichen Behand-
lung abgezogen und in nicht medizinische 
Bereiche, also Marketing und Verwaltung 
verlagert. Wofür die kommerziellen Ge-
sundheitsunternehmen selbstverständlich 
schnell passende Angebote entwickelten, 
die sich positiv auf ihre Bilanz auswirkten, 
waren sie doch sehr viel einfacher zu kalku-
lieren als die fragile menschliche Gesund-
heit. Zum anderen führte die Konkurrenz 
zwischen den niedergelassenen Ärzt:innen 
zu »Patientenhopping« in großem Stil. Das 
wiederum machte die Budgets der Arztpra-
xen unberechenbarer und entzog den mit 
der Krankenhaus-und Pflegeplanung beauf-
tragten Auftragskommissionen endgültig 
jede seriöse Grundlage. Erleichtert wurde 
dagegen jede Form der Kooperation von ge-
meinnützigen Trägern mit kommerziellen 
Anbietern unter dem Dach des NHS. Erstere 
durften von nun an 49 Prozent ihrer Ein-
nahmen durch die Behandlung privat ver-
sicherter Personen und andere nicht zum 
NHS gehörende Aufgaben erzielen. Seit-
dem werden in öffentlichen Krankenhäu-
sern ganze Flure für Schönheitsoperationen 
freigehalten, während Betten für Notfall-
Patientinnen fehlen. Nicht zuletzt war es 
dieses 2012 verabschiedete Gesetz, das dem 
NHS die Zuständigkeit für öffentliche Ge-
sundheitsvorsorge entzog, um sie zwischen 
Innenministerium und lokalen Verwaltun-
gen aufzuteilen, was während der Corona-
Pandemie genau zu jenen Zuständen führte, 
vor denen die Kritiker:innen in den Parla-
mentsdebatten gewarnt hatten.

Diese für die Anbieter von »Gesundheits-
dienstleistungen« lukrative Politik setzte 
sich auch deshalb durch, weil deren Prot-
agonisten und Profiteure immer leichtfü-
ßiger zwischen Management-Positionen 
und politischen Ämtern wechselten. Der 
von 2010 bis 2012 amtierende Tory-Ge-
sundheitsminister, Andrew Lansley, mitt-
lerweile in den Adelsstand erhoben, agierte 
seit 2015 als Berater in Sachen Gesund-
heitsreform. Einer seiner Amtsvorgänger, 
der Labour-Politiker Alan Milburn, der die 
Krankenhaus-Privatisierung von 1999 bis 
2003 vorangetrieben hatte, arbeitete an-
schließend unter anderem für die Unter-
nehmensberatung PwC, den Finanzinvestor 
Bridge point Capital sowie den spanischen 
Ableger des US-amerikanischen Centene-
Konzerns, die allesamt im Gesundheitssek-
tor Geld verdienen. 

Centene habe sich in jüngster Zeit, so 
Roderick /Pollock, »mit rund 500.000 Pati-
ent:innen zum wohl größten Anbieter am-
bulanter Gesundheitsversorgung in Eng-
land« entwickelt. Entscheidend dafür war 
die Übernahme zahlreicher NHS-Verträge 
im Großraum London Anfang 2021. Kurz 
nach Geschäftsabschluss wechselte die da-
für verantwortliche britische CEO des Un-
ternehmens, Samantha Jones, in die Poli-
tik – als Beraterin in Gesundheitsfragen für 
Premierminister Johnson. Nur folgerichtig 
also, dass mit dem im Sommer 2022 in Kraft 
getretenen jüngsten »Health and Care Act« 
auch die noch verbliebenen Zugeständnisse 
an Gesundheit als öffentliches Gut einkas-
siert wurden: Nicht einmal mehr die Notfall-
versorgung für jede Person innerhalb ihres 
Zuständigkeitsbereichs müssen die neu ge-
schaffenen Verwaltungseinheiten des NHS 
garantieren. Vielmehr gesteht das Gesetz 
ihnen und ihren Dienstleistern ausdrück-
lich das Recht zu, auch Unfall- und Notfall-
Patient:innen abzuweisen und anderswo-
hin zu schicken. Sollten sich Bürger:innen 
darüber oder über andere unmenschliche 
Zustände bei ihren gewählten Bürgermeis-
ter:innen oder Abgeordneten beschweren 
wollen, wird das meist folgenlos bleiben. Die 
Lokalpolitik hat nämlich kaum Einfluss auf 
die Unternehmensentscheidungen der in 
ihrem Gebiet tätigen Gesundheitskonzerne, 
denen zukünftig bestenfalls das Gesund-
heitsministerium noch politische Vorga-
ben machen kann. Derzeit wird es geführt 
von Steve Barclay, einem Tory, der als Jurist 
auch schon für den Versicherungskonzern 
Axa gearbeitet hat.

Im Krämerladen sind Kranke nur noch 
Kollateralschäden.

*Allyson M. Pollock, Peter Roderick: 
»Dismantling the National Health Service 
in England«; in: »International Journal of 
Social Determinants of Health and Health 
Services«, Vol. 52 No. 4, 10/2022. 
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A
ls alles vorbei und verloren ist, 
erscheint dem Miner Martin, 
einem der geschlagenen Hel-
den in David Peaces großem 
Roman »GB84« über die Streik-
bewegung der britischen Berg-

arbeiter der Jahre 1984 und 1985, im Schlaf 
sein fürchterlichster Albtraum: »An der Spitze 
ihres Stammes und triumphierend auf den 
Bergen unserer Schädel« feiert Margaret That-
cher darin ihren Sieg und verkündet einen to-
talen Neuanfang für das kriselnde Land: »Er-
wacht! Erwacht! Dies ist England! Euer England 
– im Jahre null«, ruft die damalige britische 
Premierministerin den ihren zu. Und längst 
weiß Martin, dass diese Zukunft für die arbei-
tende Klasse eine sein wird, »die sich keiner 
von uns leisten kann«.

Ganz einfach war es aber nicht gewesen. Im-
merhin ein Jahr hatten die seit 1979 regieren-
den konservativen Tories gebraucht, um dieses 
»New Britain«, das keine oder kaum noch Blo-
ckaden kapitalistischer Wettbewerbsfähigkeit 
aufweisen sollte, gegen die traditionell wider-
spenstigste Bastion der britischen Arbeiter:in-
nenklasse durchzukämpfen. Umso euphori-
scher fiel ihre Reaktion nach dem Triumph 
aus. »An die Wand genagelt« habe Thatcher 
den Chef der National Union of Mineworkers 
(NUM), Arthur Scargill, höhnte Schatzkanzler 
Nigel Lawson im Namen des Kabinetts noch am 
Tag der endgültigen Beendigung des Streiks: 
am 5. März 1985. »Jedes Pfund« – nach den 
Berechnungen des Labour-Abgeordneten und 
ehemaligen Energieministers Tony Benn wa-
ren es immerhin 8 Milliarden Pfund, damals 
mehr als 30 Milliarden D-Mark – »das uns der 
Streik gekostet hat, war zum Wohl des Volkes 
angelegt«, triumphierte Lawson weiter. Und 
in ihren Erinnerungen bezeichnete Thatcher 
selbst die Ereignisse als wichtigsten Sieg ih-
rer Politik. »Der einjährige Bergarbeiterstreik 
von 1984 war das letzte Aufbäumen des alten 
Gewerkschaftssystems;« heißt es dort, »seit je-
nem Jahr hat Großbritannien keinen bedeuten-
den Arbeitskampf mehr erlebt.«

Wie entschlossen die Regierung bei der Ver-
folgung ihrer Ziele vorgehen würde, war be-
reits in den ersten Streikwochen deutlich 
geworden. Keine zwei Wochen nach dessen 
Ausrufung durch die NUM wurden in Notting-

ham am 12. März 1984 zwei Streikposten, Da-
vid Jones und Joe Green, von der Polizei getötet 
und mehr als 4.000 Kumpel zeitweise inhaf-
tiert. »Die Demokratie wäre am Ende, wenn 
der Herrschaft des Mobs nachgegeben würde«, 
kommentierte Thatcher die Ereignisse in dem 
ihr eigenen Zynismus im Unterhaus. Dann 
folgte für die NUM das Desaster der »Battle 
of Orgreave«. Hier, nur wenige Kilometer von 
ihrer Zentrale in Sheffield entfernt, erstick-
ten im Juni 6.000 Polizisten der neu gebilde-
ten »Riot Squad Police”-Einheiten mit bis da-
hin nie gesehener Brutalität – vor allem die 
immer wieder in die Masse hinein getriebe-
nen Polizeipferde hinterließen Hunderte Ver-
letzte – den Versuch von über 10.000 mobili-
sierten Gewerkschaftern, die riesige Kokerei, 
die die Stahlwerke der Umgebung versorgte, zu 
blockieren und den Streik so auf andere Wirt-
schaftssektoren auszudehnen.

Dabei hatte Orgreave eigentlich zu dem wer-
den sollen, was Saltley bei Birmingham 1972 
gewesen war: Der Sieg der NUM über eine den 
britischen Klassenkompromiss fundamental 
in Frage stellende Regierung. Gegen die Regie-
rung des Konservativen Edward Heath hatten 
die Miners die Strategie der »flying pickets« 
entwickelt und die Stahl- und die Transport-
arbeiter der Region zu gemeinsamen Streik-
aktionen und zur Blockade des dortigen Koh-
lendepots bringen können. Nach Jahren des 
Lohnstopps konnten so Lohnerhöhungen von 
27 Prozent in dem seit 1947 verstaatlichten 
Kohlebergbau durchgesetzt werden, die als Fa-
nal auch auf andere Branchen übertragen wur-
den. Wie bedeutsam dieser Sieg war, konnte 
man noch im Wahlkampf von 1974 sehen. 
 Heath führte diesen unter der Parole: »Wer 
regiert das Land – die Gewerkschaften oder 
das Parlament?« – und verlor.

1984 erwiesen sich die Tories jedoch als besser 
gerüstet. Dies betraf nicht nur die Bildung der 
gefürchteten Bürgerkriegspolizei, die, wie spä-
ter in einem Untersuchungsausschuss zutage 
gefördert wurde, zusätzlich von unter Ex-Solda-
ten, Hooligans und National-Front-Anhängern 
angeworbenen »inoffiziellen« Schlägertrupps 
unterstützt wurde, die den Terror in die Berg-
arbeitersiedlungen trugen. Vor allem politisch 
hatte sich die Thatcher-Regierung auf die Ent-
scheidungsschlacht gegen die Kumpel, die seit 
dem Generalstreik von 1926 stets die Speer-
spitze aller sozialen Auseinandersetzungen 

▼
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dargestellt hatten, langfristig vorbereitet. Be-
reits in der Opposition hatte die erste Frau an 
der Spitze der Tories Pläne zur Umsetzung des 
von ihr unter dem Dreischritt »freier Markt, 
starker Staat, eiserne Zeiten« propagierten Pro-
gramms zur Revitalisierung des ökonomisch 
schwächelnden Vereinigten Königreiches nach 
neoliberalem Muster erarbeiten lassen. Der 
»Lösung des Gewerkschaftsproblems«, so der 
Titel der Denkschrift für die künftige Regie-
rungspraxis des Vordenkers des Thatcherismus 
und späteren Industrieministers, Keith Joseph, 
sollte dabei neben den Privatisierungen die zen-
trale Aufmerksamkeit gelten,.

Präzisiert wurde das spätere Vorgehen 1978 
schließlich von Josephs künftigem Staatsse-
kretär Nicholas Ridley. In dessen Plan, der 
durch Indiskretionen noch im selben Jahr vom 
»Economist« veröffentlicht worden war, wurde 
empfohlen, Sektor für Sektor von Gewerk-
schaften, Tarifbindungen und Mitbestimmung 
freizukämpfen, Streikbrecher frühzeitig an-
zuwerben, die Polizei aufzurüsten und Strei-
kende künftig von Sozialleistungen auszu-
schließen, um den finanziellen Druck auf diese 
zu erhöhen. Als »wahrscheinlichstes Schlacht-
feld«, auf dem die Kämpfe um das »Neue Bri-
tannien« stattfinden würden, machte Rid-
ley wenig überraschend den Bergbau aus. Er 
empfahl hier zusätzlich die Kohlereserven 
langfristig aufzustocken, Importabkommen 
abzuschließen, gegen eventuelle Solidaritäts-
streiks der Eisenbahner gewerkschaftlich un-
organisierte Lkw-Fahrer anzustellen und früh-
zeitig die Kraftwerke so umzurüsten, dass sie 
notfalls auch auf den Betrieb mit Erdöl umge-
stellt werden könnten.

An die Macht gekommen, begannen die Kon-
servativen umgehend mit den Umsetzungen 
ihrer Vorhaben. Nachdem im Herbst 1979 
trotz regionaler Solidaritätsstreiks der NUM 
die Stahlarbeiter gemessen an der Inflations-
rate Lohneinbußen von über 20 Prozent und 
den Abbau von etwa 150.000 Arbeitsplätzen 
hatten hinnehmen müssen und vor allem die 
Sozialleistungen im großen Maßstab einge-
schränkt worden waren, kündigte das Natio-
nal Coal Board (NCB), die staatliche Bergbau-
aufsicht, 1981 die Schließung von 23 Gruben 
an. Noch aber bekam die Regierung den sofort 
einsetzenden landesweiten Streik der NUM 
nicht in den Griff. Auf rechtlicher Basis aller-
dings schuf sie mit dem Employment Act eine 

der Grundlagen ihres späteren Sieges. Das Ver-
bot gewerkschaftlicher Organisierung im öf-
fentlichen Dienst und von Solidaritätsstreiks, 
die Begrenzung auf sechs Streikposten pro Be-
trieb, die Verpflichtung der Gewerkschaften 
zu Schadenersatzzahlungen an bestreikte Be-
triebe, die schließlich zur Pfändung der Kassen 
der NUM führen sollte, und die Absage an das 
Prinzip des »Closed Shop«, also des Vetorechts 
der Betriebsräte bei der Einstellung nicht ge-
werkschaftlich organisierter Arbeiter, waren 
Maßnahmen, die es allesamt der Regierung 
und dem späteren NCB-Chef, Ian MacGregor, 
ermöglichen sollten, ihren historischen Sieg 
über die NUM zu erringen.

Nach dem gewonnen Falklandkrieg, in ei-
nem Klima eines aufgeheizten Nationalismus, 
war es dann 1984 so weit. Nun blies Thatcher 
zum Sturm auf den »inneren Feind«, wie sie, se-
kundiert von fast allen Massenmedien, die Ge-
werkschaften nunmehr bezeichnete. Die Koh-
lehalden, die zu Beginn dieses Jahres bereits 
38 Millionen Tonnen gelagert hatten, wurden 
in wenigen Wochen auf 57 Millionen Tonnen 
aufgestockt und vier Atomkraftwerke vorzei-
tig ans Netz genommen, um die Stromversor-
gung von der Kohle unabhängiger zu machen. 
Verträge mit den USA, Australien, der Bundes-
republik und sogar der Volksrepublik Polen 
sorgten dafür, dass im Falle eines Streiks große 
Kontingente von Kohle nach Großbritannien 
geliefert werden würden. Am 1. März schließ-
lich verkündete McGregor die Schließung von 
25 »unrentablen Minen« und die Einsparung 
von insgesamt 25.000 Arbeitsplätzen. In ei-
nem weiteren Schritt sollten weitere 45.000 
Jobs gestrichen, Privatisierungen vorgenom-
men und langfristig alle Subventionen, vor al-
lem die 1,1 Milliarden Pfund für den Bergbau, 
zugunsten der Förderung des Nordseeöls und 
der Weiterentwicklung der Atomenergie ab-
geschafft werden.

Diesmal gelang es der NUM nicht, einen lan-
desweiten Streik dagegen zu organisieren. In 
Nottinghamshire, dem nach Yorkshire zweit-
größten Bezirk der Gewerkschaft, verweiger-
ten wie schon 1926 die dort traditionell kon-
servativeren Bergarbeiter mehrheitlich dem 
Ausstand, auch gelockt durch die bereits un-
ter der Labour-Regierung eingeführten Prä-
miensysteme in den produktiveren Minen und 
die Garantie, dass die dortigen Minen von den 
Schließungen nicht betroffen sein würden. 

Auch unterblieben jenseits kurzer Ausstände 
der Liverpooler Docker, der Eisenbahner und 
der eigenständig organisierten Steiger länger-
fristige Unterstützungsstreiks der anderen 
Gewerkschaften des TUC, des Dachverbandes 
der britischen Gewerkschaften. Vor allem die 
Verweigerung der mächtigen Stahlarbeiterge-
werkschaft ISTC, der die NUM 1979 ausgerech-
net gegen den damals noch an der Spitze von 
British Steel stehenden MacGregor zu Hilfe 
geeilt war, verringerte die Handlungsmöglich-
keiten der britischen Arbeiter:innenklasse ge-
gen die Sektor für Sektor abräumenden Re-
formpläne der Regierung. Und auch die Labour 
Party, deren Vorsitzender Neil Kinnock beim 
Parteitag im Herbst die »Gewalt der Streik-
posten« aggressiv diffamierte, stellte sich 
demonstrativ nicht an die Seite der 170.000 
Streikenden. 

Die Hunderttausenden Unterstützer:innen 
aus sozialistischen Organisationen, Frauen- 
oder Umweltinitiativen und autonomen Grup-
pen überall im Land konnten diese Lücke letzt-
lich nicht schließen. Denn trotz der legendären 
Opferbereitschaft der häufig in den finanzi-
ellen Ruin getriebenen Miners, deren Dörfer 
in einem ständigen Belagerungszustand lagen 
und von denen 300 zu langen Haftstrafen ver-
urteilt und Tausende verletzt wurden, deren 
Kindern zeitweise sogar die Schulspeisung ver-
weigert wurde, konnte die relative Schwäche 
der britischen Bergarbeiter kaum verborgen 
werden. Das galt zunächst quantitativ. Von den 
1,25 Millionen Bergarbeitern Großbritanniens 
der 1920er Jahre und den immer noch 700.000 
im Jahre 1947 waren bei Regierungsantritt 
Thatchers nur noch 270.000 übrig geblieben. 
Und auch deren gesellschaftliche Macht war 
verringert, da sowohl Labour als auch die Kon-
servativen zunehmend auf die Umstellung 
der Energieversorgung auf Öl und Kernener-
gie setzten. Diese veränderten »energiepoliti-
schen Konzepte« waren letztlich die »Basis für 
eine entschlossene konservative Regierung, die 
Gewerkschaftspolitik im Kohlesektor zu ihren 
Gunsten zu verändern« und die Bergarbeiter in 
die Knie zu zwingen, wie Gero Fischer in seiner 
bis heute maßgeblichen Untersuchung »United 
We Stand – Divided We Fall« folgerte. 

Letztlich war es aber vor allem die Globa-
lisierung der Produktion als Antwort auf die 
sinkenden Profitraten, die der von der NUM 
in ihrem »Plan for Coal« vorgesehenen kon-

zeptionellen Mischung aus Importkontrollen 
und Subventionen im vom IWF mitverwalte-
ten Großbritannien genauso wie in den ande-
ren Industriestaaten die Grundlage entzog. Der 
Übergang von der Labour Party des Klassen-
kompromisses zu New Labour, der sich bereits 
in der Lohnstopp-Politik der Labour-Regierun-
gen der 1970er Jahre abgezeichnet hatte, von 
Kinnock weitergetrieben und schließlich von 
Tony Blair endgültig vollzogen wurde, hatte 
hier seinen Ursprung. Weder die NUM in ih-
rem letzten Gefecht der alten Arbeiter:innen-
bewegung noch die nach ihr kommenden Be-
wegungen der Arbeiter:innen haben auf die 
Standortkonkurrenz mit ihrer permanenten 
Infragestellung des bisher gültigen »histo-
risch-moralischen Elements« (Marx) der Lohn-
höhen eine adäquate Antwort finden können.

Im Ergebnis ist nicht nur die 1994 endgül-
tig privatisierte britische Kohleindustrie, wie 
viele andere traditionelle Industriezweige 
auch, annähernd verschwunden – aktuell gibt 
es gerade noch 6.000 Bergarbeiter in Groß-
britannien –, auch die Streikbereitschaft 
sank dramatisch, wie überall in den OECD-
Ländern. Hatte es in den 1970er Jahren noch 
durchschnittlich 12,9 Millionen Streiktage pro 
Jahr gegeben, waren es in den 1990er Jahren 
lediglich noch 660.000. Der von Scargill nach 
der Niederlage angekündigte »permanente 
Guerilla-Krieg der Arbeiterklasse« blieb nur 
ein Wunsch. Direkt nach der Niederwerfung 
des »längsten, härtesten und wahrscheinlich 
bittersten Streiks, den die Welt gesehen hat« 
(Scargill) wurden so die Eisenbahner, Drucker 
und Hafenarbeiter fast kampflos zur Schlacht-
bank geführt. Für die herrschende Klasse woll-
ten die Feste dagegen gar nicht mehr aufhören. 
Die Vermögensverteilung hat sich, auch dank 
der von Thatcher, ihrem Nachfolger John Ma-
jor und Blair betriebenen regressiven Lohnpo-
litik und der großzügigen Steuersenkungspro-
gramme, seit Mitte der 80er Jahre permanent 
zuungunsten der Lohnabhängigen verschoben. 
Allein in den drei Jahren nach der Niederlage 
der Bergarbeiter sank die Lohnquote in Groß-
britannien um 5 Prozent. Auch dies ein inter-
nationales Phänomen, für das neben den USA 
auch Großbritannien stilbildend war. MacGre-
gor hatte dies alles bereits im März 1985 im 
konservativen »Sunday Telegraph« triumphie-
rend und martialisch angekündigt: »Jetzt ma-
chen wir sie alle fertig.«
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»Ich würde der Existenz einer 
Schwarzen Mittelklasse nicht zu 
viel Bedeutung beimessen«
Adam Elliott-Cooper und Tahir Della im Gespräch über Kämpfe gegen institutionellen Rassismus 
in Großbritannien und Deutschland

Sie sind beide für Organisationen 
aktiv, die sich schon lange mit 
Rassismus in den jeweiligen 
Gesellschaften auseinanderset-
zen. Welche Schwerpunkte gibt 
gegenwärtig in Ihrer Arbeit, und 
wie hängt das mit der aktuellen 
politischen Situation zusammen?
Adam Elliott-Cooper: Ich beschäf-
tige mich gegenwärtig vor allem 
mit Polizeiarbeit. Schon seit 30 
oder 40 Jahren sind Polizei und 
Justizvollzug immer mächtiger 
geworden, aber in den letzten 
Jahren hat es sich noch einmal 
massiv ausgeweitet: Migration und 
Bewegungsfreiheit werden zuneh-
mend kriminalisiert. Verstärkt 
werden auch Angestellte des 
Gesundheitswesens, Lehrer:innen, 
Vermieter:innen oder einfach 
Vorgesetzte zur Überwachung von 
verdächtigten Menschen ohne 
Ausweispapiere herangezogen. 
Außerdem bauen die Behörden 
umfangreiche Datenbanken von 
Personen ohne Ausweispapiere 
oder mit unklarem Immigrations-
status auf. Wir erleben auch eine 
Ausweitung des Spielraums der 
Polizei für Vorladungen, Haus-
durchsuchungen, Verhaftungen bis 
zur Anwendung potenziell tödli-
cher Gewalt gegenüber diesen 
Personen. Mit genau den gleichen 
Methoden erweitert die Polizei ihre 
Macht auch im Bereich der soge-
nannten »Banden- bzw. Clankrimi-
nalität« und nicht zuletzt bei 
sogenannten »Anti-Terror-Maß-
nahmen« sowie der Kriminalisie-
rung von Rom:nja und Sinti:zze. Was 
all diese Formen zunehmender 
Polizeimacht eint, ist dass sie sich 
gegen Gruppen richten, die in 
Großbritannien in unterschiedli-
chem Maße rassifiziert werden.
Tahir Della: Die ISD besteht jetzt 
seit 36 Jahren und seitdem versu-
chen wir deutlich zu machen, wie 
tief Rassismus in allen gesellschaft-
lichen Strukturen verankert ist. 
Das schließt natürlich Polizei und 
Justiz ein, aber auch den Bildungs-
bereich oder das Gesundheitswe-
sen. Es gab in der Vergangenheit ja 
reihenweise Fälle – Stichwort NSU, 
rassistische Morde in Hanau, die 
Ermordung von Oury Jalloh –, die 
deutlich machen, dass Rassismus 
vor allem ein systemisches Problem 
ist. Dieser ist nicht davon abhängig, 
ob es dort eine bewusst rassistische 
Agenda oder einzelne rassistische 
Personen gibt. Genau das wird aber 
suggeriert, wenn jedes Mal von 
»Einzelfällen« die Rede ist. Was 
dieses Bewusstsein für strukturel-
len Rassismus angeht, ist Großbri-
tannien, glaube ich, weiter als 
Deutschland.
Adam Elliott-Cooper: In Großbri-
tannien ist der Anteil postkolonia-
ler Migrant:innen an der Bevölke-
rung deutlich größer als in 
Deutschland, und das hatte wahr-
scheinlich einen gewissen zivilisie-
renden Einfluss. Aus den karibi-
schen, afrikanischen, asiatischen 
und arabischen Communitys heraus 
hat sich im Verlauf des 20. Jahrhun-
derts eine anti-rassistische Bewe-

gung entwickelt. Die hat das 
britische Establishment gewisser-
maßen gezwungen, die Existenz 
von institutionalisiertem Rassis-
mus zuzugeben. In Deutschland gab 
es zwar diese Art der antirassisti-
schen Bewegungen nicht, aber zum 
Erbe des Nationalsozialismus 
gehörte die Auseinandersetzung 
mit einer anderen Art des staatli-
chen Rassismus. Das bedeutet 
vielleicht, dass Deutschland 
antimuslimischen, antischwarzen 
oder antimigrantischen Rassismus 
vernachlässigt hat. Obwohl es 
gezwungen ist, sich mit dem Erbe 
des Antisemitismus und Faschis-
mus zu beschäftigen. Großbritan-
nien wiederum hat sich zwar in 
einem gewissen Maße dem Rassis-
mus gegenüber Schwarzen und 
anderen Gruppen, aber noch längst 
nicht wirklich den Folgen seiner 
imperialen Ambitionen und 
Geschichte gestellt. Darin ähnelt es 
Deutschland wahrscheinlich.
Tahir Della: Da stimme ich zu, 
wobei man auch sagen muss, dass 
die Geschichtsschreibung in 
Deutschland die Kolonialepoche 
lange weitgehend ausgeblendet hat. 
Dazu gehören auch Aktivist:innen 
aus den Kolonien die in den 1920er 
Jahren beispielsweise in Hamburg 
oder Berlin politisch tätig waren. 
Kolonialmigration hat auch in 
Deutschland eine Rolle gespielt, 
wenn auch nicht im gleichen 
Ausmaß wie in England, allein 
schon aufgrund der Dauer der 
kolonialen Bestrebungen. Trotzdem 
werden die Kontinuität zwischen 
Kolonialepoche, deutschem 
Faschismus und Nachkriegsepoche 
ganz klar, wenn man sich etwas 
gründlicher damit beschäftigt. Der 
ISD ist es sehr wichtig, uns in der 
Erklärung rassistischer Verhält-
nisse auf die koloniale Epoche zu 
beziehen. Zu zeigen, dass sich 
bereits in den 1920er Jahren 
Aktivisten aus den Kolonien gegen 
Polizeikontrollen zur Wehr gesetzt 
haben, oder sich für ein erweitertes 
Staatsbürgerschaftsrecht einge-
setzt haben, für die Möglichkeit zu 
arbeiten, sich frei zu bewegen. 
Diese Themen sind noch immer 
aktuell und machen deutlich, dass 
diese Einordnung »Schwarz gleich 
fremd gleich nicht dazugehörig 
gleich Gefährder« sich über ganze 
Epochen hinweg erhalten hat. Das 
erklärt vielleicht auch noch mal, 
wie Rassismus in Deutschland 
etwas anders angelegt ist als in 
Großbritannien.

Aus der unterschiedlichen 
Kolonialgeschichte und dem 
anderen Umgang mit kolonialer 
Migration resultiert auch, dass es 
in Großbritannien schon länger 
eine sichtbare Schwarze Mittel-
schicht gibt. Welche Rolle spielt 
die für Ihre Arbeit Herr Elliott-Co-
oper?
Adam Elliott-Cooper: Diese 
Mittelschicht existiert bei uns 
genau wie in den USA und ist 
überwiegend Teil des britischen 
Establishments. Die konservative 

Partei hat mittlerweile zahlreiche 
Schwarze und Asiatische Abgeord-
nete oder gar Kabinettsmitglieder. 
Aktuell haben wir einen Premier-
minister, dessen Vorfahren aus 
Südasien kommen – was ihn nicht 
daran hindert, eine Politik zu 
betreiben, die Menschen ohne 
Papiere deportiert oder an der 
Überquerung des Ärmelkanals 
hindert. Da unterscheidet sich 
seine Politik in keinster Weise von 
der seiner weißen Amtsvorgän-
ger:innen. Ich glaube, die Integra-
tion einer verhältnismäßig kleinen 
Gruppe Schwarzer oder asiatischer 
Personen in die Mittelschicht 
erzeugt die Illusion von Fortschritt. 
Darin waren die Briten schon 
immer gut, auch in ihren Kolonien 
in Indien oder Afrika vergaben sie 
Machtpositionen in der Polizei, der 
Justiz oder als Steuereintreiber an 
lokale Personen. Dadurch schufen 
sie die Illusion, das Britische 
Empire funktioniere weniger 
rassistisch als andere Kolonial-
mächte. Etwas Ähnliches sehen wir 
meines Erachtens heute. Ange-
sichts der weiterhin bestehenden 
tiefgreifenden Ungleichheiten 
würde ich der Existenz einer 
Schwarzen Mittelklasse nicht zu 
viel Bedeutung beimessen.
Tahir Della: Wir haben aktuell jetzt 
einige Parlamentarier:innen in Lan-
desparlamenten und im Bundestag 
sowie Minister:innen. Die stehen 
natürlich vor der Herausforderung, 
einerseits der kritischen Zivilge-
sellschaft Gehör zu verschaffen 
und sich andererseits einer 
Struktur anpassen zu müssen, die 
nicht sonderlich offen für Kritik ist. 
Das trifft noch stärker auf Men-
schen zu, die sich im Wirtschaftsle-
ben bewegen, wo sie kleinere 
Spielräume haben, als ich jetzt 
beispielsweise als Aktivist. Aber 
– auch wenn ich persönlich den 
Aktivisten der Kommunistischen 
Internationale in den 1920er Jahre 
näher stehe als jemandem, der im 
Management von BMW oder 
Siemens arbeitet – auch diese Leute 
machen sichtbar, dass wir in 
Deutschland eine wachsende und 
starke Schwarze Community 
haben. Wir sind inzwischen, glaube 
ich, bei 1,2 Millionen afrodiaspori-
scher Menschen, die potenziell zu 
einer sukzessiven Veränderung 
gesellschaftlicher Verhältnisse 
beitragen. Das heißt nicht, dass ich 
erwarte, dass sie mit uns auf die 
Straße gehen und politische 
Kämpfe austragen. Aber sie 
könnten dazu beitragen, in Struk-
turen, wo wir als Aktivist:innen gar 
nicht reinkommen, Debatten 
anzustoßen – beispielsweise über 
die Frage, wer gehört dazu und wer 
muss gehört werden wenn es darum 
geht, in welcher Gesellschaft wir 
leben wollen.
Adam Elliott-Cooper: Einverstan-
den, Pragmatismus ist wichtig und 
dazu gehört es auch, den Main-
stream und die parlamentarische 
Politik so gut wie möglich zu 
nutzen. Aber wir dürfen uns auch 
nichts vormachen: Viele Schwarze 

haben die britische Staatsbürger-
schaft und gelten als Briten, wenn 
sie beispielsweise für das Amt des 
Premierministers kandidieren 
wollen. Doch wenn sich jemand 
bestimmte Straftaten zuschulden 
kommen lässt, wird ihr oder ihm 
diese »Britishness« wieder abge-
sprochen. Man kann ihnen die 
Staatsbürgerschaft aberkennen 
und sie in ein Land deportieren, in 
dem sie zwar nie gelebt haben, 
dessen Staatsangehörigkeit aber 
ihre Eltern oder Großeltern 
vielleicht mal besaßen. Zu dieser 
»bedingten Britishness« passt eine 
bestimmte Terminologie der 
Medien, die jemanden als »in 
Großbritannien geboren« bezeich-
nen, was einen sehr subtilen 
Unterschied zu einfach nur »bri-
tisch« darstellt. Es steht für »ja, 
diese Person wurde zwar hier 
geboren, aber sie ist trotzdem nicht 
wirklich eine von uns«. Ich glaube, 
die Zugehörigkeit ist weiterhin an 
eine bestimmte Loyalität zur 
britischen Nation geknüpft oder 
mindestens an die Anpassung an 
bestimmte Normen.

Ich möchte noch mal auf den 
Zuwachs rassistischer Polizei-
maßnahmen zurückkommen. 
Womit erklären Sie das, und 
inwieweit hängt es mit der 
ökonomischen Situation beider 
Länder zusammen?
Adam Elliott-Cooper: Stuart Hall 
hat dazu 1979 ein hervorragendes 
Buch mit dem Titel »Policing the 
Crisis« veröffentlicht. Darin erklärt 
er, dass in einer Krise des Kapitalis-
mus, die von der Regierung nicht 
gut bewältigt wird, diese Regierung 
in den Augen der Wähler:innen an 
Legitimität verliert. Weil sie nicht 
für die erwarteten Renten, Arbeits-
plätze oder die nötigen sozialstaat-
lichen Maßnahmen sorgt, oder was 
die Bevölkerung ansonsten erwar-
tet. Wenn der Staat also nicht 
willens oder in der Lage ist, die 
ökonomische Krise zu bewältigen, 
muss er zum Erhalt seiner Legitimi-
tät eine andere Krise in den Fokus 
rücken. Statt einer Krise des 
Kapitalismus also eine Krise bei 
Sicherheit und Ordnung. Indem 
eine Regierung die bewältigt, 
verschafft sie sich die nötige 
Legitimierung bei den Wähler:in-
nen und sichert ihren Machterhalt. 
Ich finde, das beschreibt exakt die 
gegenwärtige Situation: Wir haben 
eine Krise der Sozial- und Gesund-
heitssysteme, eine Pandemie, eine 
drastische ökologische und Klima-
krise – eigentlich multiple Krisen, 
mit denen die Regierungen nicht 
umgehen können oder wollen. 
Deshalb versuchen sie, eine reale 
oder imaginierte Krise bei Sicher-
heit und Ordnung für ihre Legitima-
tionszwecke auszunutzen. Ich 
finde, das ist in den westlichen 
Demokratien inzwischen zu einem 
der mächtigsten Wahlkampfinstru-
mente überhaupt geworden.
Tahir Della: Das finde ich span-
nend, denn obwohl die konkreten 
Krisen und Debatten und ihre 

Adam Elliott-Cooper hat 
Politikwissenschaft studiert 
und engagiert sich in zahl- 
reichen antirassistischen 
Organisationen Großbritan-
niens, unter anderem bei 
»The Monitoring Group«, 
einer Basisgruppe, die sich 
seit rund 40 Jahren für die 
Opfer rassistischer Gewalt 
einsetzt (www.tmg-uk.org). 
Tahir Della ist seit der 
Gründung 1987 Aktivist der 
Initiative Schwarzer Men- 
schen in Deutschland ISD 
(www.isdonline.de) und 
mittlerweile deren Presse- 
sprecher sowie Fachrefe-
rent Dekolonisierung im 
Berliner Promotorenpro-
gramm »Eine Welt« für 
Postkolonialismus und Anti- 
rassismus.  
Sigrun Matthiesen hat  
mit den beiden Aktivisten 
gesprochen.
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Anlässe in unseren beiden Ländern 
unterschiedlich sind, beobachten 
wir identische Mechanismen des 
politischen Umgangs. Beispiels-
weise vor dem Hintergrund des 
Krieges in der Ukraine: Vor sechs, 
sieben Jahren wurde in Deutsch-
land noch behauptet, der Zuzug 
Geflüchteter, und Migration ganz 
allgemein, stelle das Land vor 
unlösbare Herausforderungen. 
Jetzt ist diese Gesellschaft plötzlich 
gewillt, Menschen in einer viel 
höheren Anzahl aufzunehmen, 
ohne Kontrollmechanismen 
einzuführen, ohne die Menschen in 
einem Lagersystem unterzubringen 
oder vom Arbeitsmarkt fernzuhal-
ten. Einfach nur, weil die Markie-
rung wegfällt, es handele sich um 
Menschen aus sogenannten 
»anderen Kulturkreisen«. Über die 
inneren Logiken derartiger 
rassistisch durchtränkter Struktu-
ren gibt es aber keine systemati-
schen Debatten. Stattdessen ist die 
einzige Antwort des Staates, mit 
repressiven Maßnahmen gegen 
marginalisierte Gruppen vorzuge-
hen. Er etabliert ein Grenzregime, 
das nicht Fluchtursachen beseitigt, 
sondern Menschen auf der Flucht 
bekämpft und tötet. Innenpolitisch 
werden Vorfälle wie die Angriffe 
gegen Rettungskräfte in der 

Silvesternacht in Berlin anders 
eingeordnet, wenn sie von mig-
rantisch gelesenen Menschen 
ausgeübt werden. Es gibt eine völlig 
andere, komplett rassistisch 
durchzogene Einschätzung, welche 
Konsequenzen das angeblich für die 
Gesellschaft hat. Der Umgang mit 
solchen Krisen läuft deshalb 
letztlich immer darauf hinaus, die 
Sicherheitskräfte noch besser 
dafür auszustatten, diese Gruppen 
noch stärker ins Visier zu nehmen 
und ihre Rechte weiter zu beschnei-
den. Meiner Ansicht nach besteht 
die alles überwölbende Krise darin, 
dass es in der Politik gar keine 
Antworten darauf gibt, wie verant-
wortlich mit Debatten, Konflikten 
und Krisen umgegangen werden 
kann. Darunter leiden letztlich 
immer dieselben Gruppen am 
stärksten, was sich ja auch in der 
Pandemie besonders deutlich 
gezeigt hat.

Was folgt daraus für die Arbeit in 
Ihren Organisationen?
Tahir Della: Zumindest für 
Deutschland würde ich sagen, wir 
nutzen die konkreten Herausforde-
rungen und Konflikte zu wenig 
dafür, mal eine Systemdebatte zu 
organisieren. Denn wie Adam 
richtig sagt, haben wir es ja mit 

multiplen Krisen zu tun. Die haben 
aber alle ihre Ursache darin, dass 
wir in Systemen leben, die bis heute 
von der jahrhundertelangen 
globalen wie lokalen Ungleichheit 
profitiert haben. Weil das aber 
nicht mehr so funktioniert, stehen 
wir vor der Herausforderung, 
Debatten zu führen, die das System 
mal in der Mittelpunkt stellen. 
Statt immer nur auf einzelne 
Vorkommnisse zu reagieren, 
müssten wir uns für Zusammen-
hänge und Ursachen interessieren. 
Davor schreckt die Gesamtgesell-
schaft aber immer noch zurück.
Adam Elliott-Cooper: Mein 
Eindruck ist schon, dass Debatten 
über Systeme zunehmen. Zum 
Beispiel dadurch, dass wir in 
Großbritannien und Deutschland, 
aber auch den Niederlanden und 
Frankreich mehr über das imperi-
ale Erbe nachdenken und diskutie-
ren. Das zwingt Europa zuzugeben, 
dass Rassismus eben nicht ent-
stand, weil Menschen mit schwar-
zer und brauner Hautfarbe im 
Laufe des 20. Jahrhunderts in 
beträchtlicher Anzahl hier anka-
men. Ganz im Gegenteil wurde 
Rassismus seit 400 Jahren von 
Europa im Zuge seiner imperialen 
Ausdehnung in die Welt exportiert. 
Auf diese Weise lassen sich auch die 

rassistischen Strukturen der 
Institutionen leichter verstehen, 
die während dieser imperialen 
Expansion entstanden sind. Egal ob 
es sich um Institutionen der 
kapitalistischen Ökonomie handelt 
oder um politische, staatliche oder 
auch kulturelle. Mit einem derarti-
gen postkolonialen Verständnis 
können wir uns besser auf Struktu-
ren konzentrieren statt auf 
persönliche Vorurteile.
Tahir Della: Ja, und damit wird auch 
erklärbar, warum die europäischen 
Mächte sich bislang ihrer imperia-
len und kolonialen Geschichte nie 
gestellt haben und für deren bis 
heute spürbare Folgen Verantwor-
tung übernommen haben. Dann 
hätten sie nämlich zugeben 
müssen, dass die Strukturen und 
Institutionen, die im Laufe dieser 
400 oder 500 Jahre entstanden 
sind, dringend durch etwas Besse-
res ersetzt werden müssen. »Post-
kolonial« ist für mich mittlerweile 
ein bisschen zur Phrase verkom-
men. Aber wenn tatsächlich 
Verantwortung übernommen 
würde für die koloniale Vergangen-
heit, hätte das ernsthafte struktu-
relle Konsequenzen für die heuti-
gen Gesellschaften in Deutschland, 
Großbritannien und anderen 
europäischen Staaten.
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Posttraumatische Störungen
Der Brexit wird den politökonomischen Degenerierungsprozess nicht beenden 

HEINZ-J. BONTRUP

A
m 18. Juni 2016, fünf Tage vor 
dem Brexit-Entscheid in Groß-
britannien, habe ich in der Zei-
tung »nd« geschrieben: »Die 
Briten werden nicht aus der 
Europäischen Union austre-

ten. Am 23. Juni wird auf der Insel die ökono-
mische Vernunft siegen. Allerdings würde ich 
auch nicht verzweifeln, sollte es anders kom-
men. Die neoliberalen britischen Regierungen 
nerven einfach nur. Die Labour-Partei unter 
Tony Blair reiht sich da nahtlos ein. Ob Falk-
land-Krieg oder als Anhängsel der US-Ameri-
kaner im Nahostkrieg, die Briten scheren aus 
– ohne Rücksicht auf die Europäische Union.« 

Die Vernunft siegte am 23. Juni 2016 aber 
bekanntlich nicht. Das Referendum war je-
doch knapp. Für einen EU-Austritt stimmten 
51,9 Prozent der Wähler:innen (etwa 17,4 Mil-
lionen bzw. 37,4 Prozent der wahlberechtig-
ten Bürger:innen). Für einen Verbleib in der 
EU 48,1 Prozent (etwa 16,1 Millionen bzw. 
34,6 Prozent der Wahlberechtigten). Eine 
Mehrheit für den Nichtaustritt aus der EU 
gab es in London, Schottland sowie in Nord-
irland – und unter den jungen Wähler:innen, 
die aber überwiegend nicht zur Wahl gingen. 
Es war ein großer Fehler, den aber offensicht-
lich bis heute auf der Insel keiner bemerkt hat, 
das Referendum nicht an ein höheres Abstim-
mungsvotum als an eine einfache Mehrheit zu 
knüpfen, z.B. an eine Zweidrittelmehrheit, wie 
es auch bei Verfassungsänderungen üblich ist. 
Selbst Gewerkschaften verlangen bei Streik-
Urabstimmungen wesentlich mehr als nur 50 
Prozent, bevor ein Streik beginnen kann. 

So konnte dann der damalige Premiermi-
nister, David Cameron, von den konserva-
tiven Tories, die Brexit-Abstimmung völlig 
unverantwortlich für seinen polit-egomani-
schen Machterhaltskurs missbrauchen. Ca-
meron war ab 2013 immer mehr unter politi-
schen Druck geraten. Die Anti-EU-Partei UKIP 
mit ihrem Anführer Nigel Farage bekam we-
gen ihrer rassistischen Politik starken Zulauf 
und auch viele erzkonservative Tories stan-
den nicht mehr hinter ihm. Deshalb verkün-
dete  Cameron, selbst EU Befürworter, die Bri-
ten bis spätestens 2017 über den Verbleib in 

der EU abstimmen zu lassen. Nach der kassier-
ten Niederlage erklärte er dann postwendend 
seinen Rücktritt und ist heute Investmentban-
ker und in Skandale verwickelt. Auch Farage 
verabschiedete sich, selbst nach seinem zer-
störerischen Sieg, ohne je Verantwortung da-
für zu übernehmen, sofort ins Privatleben. So 
viel zum Niveau von Politiker:innen. 

Der Politikwissenschaftler Albrecht von Lu-
cke von den »Blättern für deutsche und inter-
nationale Politik« schrieb kurz nach dem Bre-
xit: »Die Kampagne der Brexiteers basierte auf 
einem ungeheuren Lügengebäude [unterstützt 
vom Medienmogul Rupert Murdoch, HJB] – und 
das ungeachtet der Tatsache, dass es sich um 
eine Entscheidung handelte, die die Entwick-
lung Großbritanniens und der EU auf Genera-
tionen bestimmen wird. Die neuen Spielerty-
pen können jedoch nur deshalb Erfolg haben, 
weil sie auf eine infantilisierte Spaßgesell-
schaft treffen. Diese hat die Unterschiede zwi-
schen Politik und Unterhaltung weitgehend 
eingeebnet. Wo aber Politik zur bloßen Unter-
haltung, zur bloßen Konsumentendemokratie 
– und zum Wettbewerb der Egomanen – ver-
kommt, werden andere, genauer: keine An-
sprüche mehr an die Wahrheit gestellt.« 

Nach der Wahl war der Kater auf der Insel 
groß. »Das ganze Land leidet derzeit unter ei-
nem Post-Brexit-Trauma. Die britische Gesell-
schaft ist nach dem Referendum tiefer gespal-
ten denn je«, so 2016 der Ökonom Michael R. 
Krätke von der Universität Lancester in Groß-
britannien. Nach 43 Jahren Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft kam es dann 
zu einem unwürdigen politischen Geschacher 
mit der EU. Jetzt musste nämlich die Frage be-
antwortet werden, wie sich denn konkret der 
Brexit vollziehen sollte. Unter den Nachfol-
gern von Cameron als Premierminister, The-
resa May und Boris Johnson, beide Tories und 
neoliberale Hasardeure wie Cameron, dauerte 
es noch bis zum 1. Januar 2021, bis ein soge-
nannter »Partnerschaftsvertrag« zwischen der 
EU und dem Vereinigten Königreich den end-
gültigen Austritt aus dem EU-Binnenmarkt 
und der Zollunion besiegelte. 

Seitdem kommen die Briten auch politisch 
im eigenen Land nicht mehr zur Ruhe. Nach 
dem Rücktritt von Johnson wurde für nicht 
einmal 50 Tage Liz Truss, ebenfalls von den 

Tories, Premierministerin, die dann aber auf-
grund ihrer wahnwitzigen Steuersenkungs-
pläne und dadurch ausgelöster Unruhen auf 
den Finanzmärkten zurücktreten musste und 
von einem weiteren Neoliberalen und Invest-
mentbanker, Rishi Sunak, abgelöst wurde. 
Aber auch der wird im nächsten Jahr bei den 
Unterhauswahlen abgewählt werden und nach 
kurzer Zeit Geschichte sein. Gleich zu Beginn 
seiner Amtszeit musste er den wegen einer 
Steueraffäre belasteten Generalsekretär sei-
ner Tory-Partei, Nadhim Zahawi, aus dem Ka-
binett werfen. 

Der mit der Einführung des Euros in der EU 
1999 vollzogenen Währungsunion war Groß-
britannien erst gar nicht beigetreten, man 
wollte auf eine eigene Währung mit dem Pfund 
Sterling nicht verzichten. Das kann man öko-
nomisch durchaus nachvollziehen. Denn: Einer 
europäischen Einheitswährung, die automa-
tisch ein festes Wechselkursregime impli-
ziert, fehlt die Möglichkeit einer nationalen 
Geldpolitik. Dies hat weitreichende Folgen. So 
kann durch Ab- und Aufwertungen der Wäh-
rung kein Einfluss mehr auf die wirtschaftli-
che Entwicklung im Land genommen werden. 
Und außerdem geht auch eine ökonomische 
Abstimmungsmöglichkeit mit der nationa-
len Fiskalpolitik, also der Staatsausgaben-, 
Steuer- und Staatsverschuldungspolitik, ver-
loren. 

Es gab für die Briten aber wohl auch emoti-
onale und historische Gründe: Vor dem Ersten 
Weltkrieg war Großbritannien auf der Welt die 
führende Handelsnation. Die Waren-, Dienst-
leistungs- und Kapitalgeschäfte, die man mit 
der ganzen Welt unterhielt, wurden weitge-
hend mit dem Pfund Sterling abgewickelt. 
Dies blieb auch so, bis nach dem Ersten Welt-
krieg der Goldstandard zusammenbrach und 
mit dem Gold-Devisen-Standard das britische 
Pfund einer Konkurrenz durch die wirtschaft-
lich stark aufkommenden USA und den US-
Dollar ausgesetzt wurde. Jetzt waren zwei Leit-
währungen für die Welt maßgebend. Und es 
kam noch schlimmer für die Briten. In Bret-
ton-Woods (USA), wo 1944 das neue Weltwäh-
rungssystem für die Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg beschlossen wurde, blieb nur der US-
Dollar als weltweite Leitwährung übrig. Konn-
ten bis dahin auch die Briten weitgehend Geld 

LINKSVERKEHR

Von 221 Ländern weltweit erklären 59 die 
rechte Spur zur Überhol-, die linke zur Fahr-
spur. 

Man sagt, es habe an den Rechtshändern 
gelegen, dass es so etwas wie Linksver-
kehr gibt. Deren entsprechende Neigung zu 
Pferd oder mit Kutsche war der Linksver-
kehr. Wer sein Schwert links am Gürtel trug, 
bestieg das Pferd von der linken Seite. Die 
meisten steigen auch heute so aufs Fahr-
rad. Kutscher saßen am liebsten rechts, da-
mit sie beim Ausholen mit der Peitsche die 
hinter ihnen sitzenden Fahrgäste nicht aus 
Versehen trafen. Unsere Vorfahrinnen und 
Vorfahren fanden Linksverkehr also ziem-
lich logisch, praktisch und gut. 

Die Französische Revolution, nament-
lich ihr Anführer Robespierre, verordnete 
Rechtsverkehr. Per Gesetz. Napoleon be-
herzigte das bei seinen Feldzügen, eroberte 
auf der rechten Spur und befahl den Er-
oberten ebenfalls Rechtsverkehr. Öster-
reich weigerte sich, blieb beim Linksver-
kehr bzw. einem Heidendurcheinander, bis 
Adolf Hitler einheitliche Straßennutzung 
befahl. Das Gleiche tat er in der Tschecho-
slowakei und in Ungarn.

Schweden, weder von Napoleon noch 
von Hitler okkupiert, blieb bis 1967 beim 
Linksverkehr. Großbritannien wird ihn auf 
alle Ewigkeit beibehalten. Vermutlich. Das 
ist und bleibt eine mindestens königliche, 
wahrscheinlich vernünftige Entscheidung. 
Eine Umstellung auf Rechtsverkehr zöge 
nicht unerhebliche Kosten nach sich. Am-
peln versetzen, Schilder austauschen. Lei-
der ist nirgendwo zu finden, wie teuer das 
Schweden im Jahre 1967 gekommen ist. 
Und was in der Kosten-Nutzen-Rechnung 
auf der Habenseite gestanden hat. kg
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Eine Quadratmeile pure 
Wirtschaftskraft
Die Finanzdienstleister in der City of London strukturieren die britische Ökonomie  
intern wie extern
PHILIP BLEES

Zweikommaneun Quadratkilometer ge-
ben den Ton an: Die City of London im 
243.610 Quadratmeter großen Verei-

nigten Königreich gilt als weltweiter Kno-
tenpunkt des Finanzsystems. Im globalen 
Finanzzentren-Index steht sie auf Platz 2 di-
rekt hinter New York. Die Bank of England 
hat hier ihren Sitz, auf dem Parkett der Lon-
doner Börse handeln Tausende Banken, Ver-
sicherungsunternehmen und Investor:innen. 
Dafür legte die Politik schon früh die Grund-
lage: Die britische Krone verlieh der Gebiets-
körperschaft über die Jahrhunderte im-
mer mehr Privilegien, spätestens Margaret 
Thatchers Deregulierung der Finanzindust-
rie Mitte der 1980er machte sie als entspre-
chendes globales Zentrum attraktiv. Heute 
regieren die Finanzunternehmen die City of 
London. Sogar buchstäblich: Die eigenstän-
dige Regierung der »Square Mile«, wie sie mit 
Blick auf ihre Größe auch genannt wird, be-
steht zur Mehrheit nicht aus britischen Bür-
ger:innen, sondern ansässigen Unternehmen 
und Körperschaften, und verfügt unter ande-
rem über eine eigene Polizeibehörde.

Diese politische Besonderheit hängt mit 
der ökonomischen Position der City of Lon-
don im Vereinigten Königreich zusammen: 
Mit der großflächigen Deindustrialisierung 
des Landes im Zuge von Thatchers neolibera-
lem Feldzug und der Verlagerung ökonomi-
scher Aktivität in den Dienstleistungssektor 
gewann das traditionsreiche Zentrum der 
Weltmacht Großbritannien noch einmal an 
Bedeutung. Diesen Prozess der Agglomera-
tion um die nationale Hauptstadt kann man 
in beinahe allen europäischen Ökonomien 
und sogar weltweit beobachten. Paris stellt 
beispielsweise unangefochten das wirt-
schaftliche Zentrum Frankreichs dar. In der 
Bundesrepublik hingegen wurde der Pro-
zess, der sich auch hierzulande vor den bei-
den Weltkriegen abzeichnete, durch diese 
und die nachfolgende Teilung unterbrochen.

Wirtschaftsgeografische Theorien der 
Agglomeration sehen zwei Kräfte wirken: 
Agglomerationskräfte, welche einen öko-
nomischen Kern herausbilden, und Disper-
sionskräfte, welche eine gleichmäßige Ver-
teilung begünstigen und der Agglomeration 
entgegenwirken. Von den leidigen Faktoren 
in geografischen Zentren haben die meis-
ten schon gehört: Mieter:innen protestie-
ren gegen höhere Mieten, die von eine ho-
hen Nachfrage getrieben werden, während 
auch in anderen Bereichen das Leben in der 
Großstadt einfach teurer ist. Das Gleiche gilt 
auch für Unternehmen. Diese müssen sich in 

Wirtschaftszentren gegen eine größere Kon-
kurrenz durchsetzen, was weniger konkur-
renzfähige Firmen dazu verleitet in die Peri-
pherie abzuwandern. Auf der anderen Seite 
sprechen jedoch Nachfrage- und Kostenvor-
teile für die Agglomeration. Bei steigendem 
Anteil an Unternehmen und Arbeiter:innen 
an einem Ort vergrößert sich auch der lokale 
Markt, was wiederum neue Firmen anzieht, 
da sie so nah wie möglich an den größtmög-
lichen Märkten sein möchten. Der Prozess 
verstärkt sich selbst. Zudem sinken auch die 
Kosten bei einer größeren Ansammlung von 
Unternehmen. Transportwege werden kur-
zer, die Auswahlmöglichkeiten an Zwischen-
produkten nehmen zu. Das lohnt sich.

Dieser Prozess zeigt sich beispielhaft am 
Großraum London. Zwischen 1995 und 2005 
stieg der Anteil der Metropole am gesamten 
Bruttoinlandsprodukt des Vereinigten Kö-
nigreichs um 0,3 Prozent, während er in den 
nördlichen Regionen abnahm. Zeitgleich 
lässt sich eine Landflucht aus dem Norden 
in die Großstadt beobachten.

Doch welche Rolle spielt darin die wie-
derum kleine City of London mit ihren etli-
chen Finanzdienstleistern? Sie ist das Tor zur 
Welt, verbindet den wirtschaftlichen Groß-
raum der Metropole mit den internationa-
len Finanzmärkten und strukturiert so neben 

der internen Agglomeration, deren finanz-
ialisierter Wasserkopf sie ist, die britische 
Wirtschaft auch nach außen. Nur durch die 
massiven Zahlungszuflüsse in die City of Lon-
don kann das Vereinigte Königreich seinen 
Importüberschuss finanzieren. Die Brit:in-
nen geben anders als die Deutschen mehr 
aus, als sie produzieren. Das resultiert aus ei-
ner schwachen Produktion im Land und dem 
Import grundlegender Waren aus dem Aus-
land. Der wirtschaftliche Fokus liegt auf dem 
Dienstleistungssektor, im Besonderen auf 
den Finanzdienstleistern. Das ist das Ergeb-
nis von Thatchers Vorstoß gegen die keynesi-
anische Industriepolitik, der bis heute nach-
wirkt. Somit ist das Vereinigte Königreich 
abhängig vom Rest der Welt und anfälliger 
für Schwankungen. Nicht ohne Grund entfal-
tete die sogenannte »Cost of Living«-Krise vor 
allen anderen europäischen Ländern in Groß-
britannien ihre Wirkung. Eine industriepo-
litische Antwort auf diese Krise, wie sie bei-
spielsweise der in London lehrende Ökonom 
Costas Lapavitsas jüngst mit ähnlicher Ar-
gumentation begründet, würde Produktion 
im Inland stärken, die Handelsbilanz ausglei-
chen und grün investieren. Doch das wäre ein 
Angriff auf grundlegende Struktur der briti-
schen Wirtschaft: Ein Angriff auf die City of 
London und ihre Finanzdienstleister.

drucken, so können seitdem nur noch die USA 
mehr importieren als exportieren und die Ne-
gativdifferenz mit selbst geschaffenen (ge-
druckten) Dollars bezahlen. 

Trotzdem kam es auch in Großbritannien 
nach dem Zweiten Weltkrieg zu einer pros-
perierenden ökonomischen Entwicklung. Ab 
etwa Mitte der 1970er Jahre setzte jedoch im-
mer mehr ein Verfall der ökonomischen Ver-
hältnisse ein. Wie in anderen Ländern, auch 
in der Bundesrepublik, kam es sogar zu einer 
widersprüchlichen stagflatorischen Entwick-
lung, dem gleichzeitigen Auftreten von Sta-
gnation mit Arbeitslosigkeit und Inflation. 
Dies wurde in der Wirtschaftswissenschaft 
von Neoklassikern und Neoliberalen zum Ge-
neralangriff, zum Rollback, auf den bis dahin 
praktizierten Keynesianismus benutzt. Seit-
dem wird eine mehr oder weniger weltweit ver-
heerende Austeritätspolitik praktiziert. 

Das gilt insbesondere für die neoliberal (ra-
dikal) ausgerichtete britische Politik, die auf 
der Insel seit Margaret Thatcher von allen Re-
gierungen, auch von der Labour-Partei unter 
Tony Blair, umgesetzt wurde. Es kam zu hef-
tigen Umverteilungsprozessen zulasten der 
Arbeiterschaft, aber auch des Mittelstands. 
Profiteur war das von der Politik hofierte in-
ternational agierende Großkapital. Die Gesell-
schaften in der EU haben sich so immer mehr 
in Arm und Reich aufgespalten. Auch hier 
zahlt Großbritannien, die drittgrößte Volks-
wirtschaft in der EU nach Deutschland und 
Frankreich, einen hohen Preis. 

Mit der ökonomischen Segmentierung geht 
gleichzeitig ein starker politischer Rechts-
rutsch einher. Die Rechtspopulisten wurden 
durch den Neoliberalismus mit seinem inhä-
renten Wirtschaftskrieg aufgewertet und wie-
der hoffähig gemacht. Sie wettern gegen die 
EU-Blackbox. Der Brexit ist nur ein Indiz für 
eine schwerwiegende Verbitterung, Wut und 
Angst vor der Zukunft, schreibt der österrei-
chische Ökonom Stephan Schulmeister. »All 
das findet sich bei den Deklassierten wie auch 
bei immer breiteren Schichten der Bevölke-
rung – und es richtet sich nicht zuletzt gegen 
die Eliten einer neoliberal deformierten EU.« 
Der Brexit, und das ist das besonders Fatale, 
wird diesen gesamten politökonomischen De-
generierungsprozess in Großbritannien aber 
nicht beenden. Im Gegenteil: Er wird den Pro-
zess noch nachhaltig verschärfen, wozu auch 
die ungelösten politischen Probleme und Aus-
einandersetzungen um die Autonomiebestre-
bungen von Schottland und Nordirland beitra-
gen werden. 

Wenn es auch heute noch schwierig ist, 
die kausalen Zusammenhänge der ökonomi-
schen Auswirkungen des Brexits zu beziffern, 
so dürfte die langfristige Prognose aber eher 
negativ ausfallen. Das britische Pfund ist in 
Relation zum Euro, ohne Binnenmarktabsi-
cherung, seit dem Brexit allerdings nicht so 
stark gesunken wie erwartet. Im Trend aber 
immerhin von 1,27 Euro für ein Pfund Sterling 
im Juni 2016 auf 1,14 Euro im Januar 2023, um 
gut 10 Prozent. Der niedrigste Kurs wurde im 
August 2019 mit 1,09 Euro erreicht. Das war 
ein Rückgang um gut 14 Prozent. Ähnlich sieht 
die Entwicklung im Verhältnis zum US-Dol-
lar aus. Ein schwaches Pfund Sterling verteu-
ert die eh schon zu hohen britischen Importe 
und heizt so die Inflation im Land an. Der Vor-
teil: Die Abwertung fördert den Export. Dies 
wird aber das viel zu hohe Leistungsbilanz-
defizit Großbritanniens kaum verbessern. Ob 
hier das Ausland zukünftig den Briten weiter 
ein Leben über ihren ökonomischen Verhält-
nissen erlaubt und sie mit Kapital versorgt, 
das man dringend zur Finanzierung der bin-
nenwirtschaftlichen Nettoinvestitionen be-
nötigt, kann stark bezweifelt werden. Denn 
neben dem Leistungsbilanzdefizit ist zusätz-
lich der Staatssektor hoch verschuldet. Er ab-
sorbiert bereits einen Großteil der gesamt-
wirtschaftlichen Ersparnis. Hinzu kommt ein 
fehlender (weil neoliberal zerstörter) Indust-
riesektor und eine weitgehend abgeschriebene 
öffentliche Infrastruktur. Verknappte Arbeits-
märkte werden zudem das Wirtschaftswachs-
tum belasten.

In Großbritannien wird man in Zukunft mehr 
produktiv und innovativ arbeiten müssen und 
gleichzeitig weniger konsumieren können. Die 
zusätzlichen Ersparnisse werden im Inland be-
nötigt, was bedeutet, das Leistungsbilanzdefizit 
ist drastisch zu reduzieren. Kommt es dazu, wird 
es auf der Insel noch viel ungemütlicher, als es 
heute schon ist. Jedenfalls für die breiten Mas-
sen der Briten. Es sei denn, die vermögenden 
Briten geben von ihrem Reichtum einen Groß-
teil ab. Aber wer glaubt schon daran. 
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Potenzial nicht 
ausgeschöpft
Die politische Krise, die in Nordirland auf den Brexit folgte, 
schadet der Region mehr als der Brexit selbst

DIETER REINISCH

L
aut Berechnungen des Unterneh-
mensberaters Grant Thornton 
wird die nordirische Wirtschaft 
in diesem Jahr um 1,3 Prozent 
schrumpfen. Daran ist nicht di-
rekt der Brexit schuld. Denn lange 

Zeit stand die Provinz besser da als andere Re-
gionen des Vereinigten Königreichs nach dem 
Brexit. Doch dieser hat Nordirland in eine tiefe 
politische Krise gestürzt: Seit über einem Jahr 
hat die Provinz keine Regierung – und wahr-
scheinlich wird sie auch in den kommenden 
zwölf Monaten keine bekommen. Denn der 
Nordirland-Staatssekretär hat erst im Februar 
die Frist für Neuwahlen zum dritten Mal – dies-
mal bis 2024 – verschoben. Aufgrund der politi-
schen Krise der Region konnte Nordirland sein 
wirtschaftliches Potenzial nicht ausnutzen.

Dabei hätte alles ganz anders kommen kön-
nen: Der damals für den Brexit zuständige bri-
tische Kabinettsminister Michael Gove ver-
kündete am 8. Dezember 2020 nach langen 
und zähen Verhandlungen zwischen London 
und Brüssel, dass Nordirland am Ende der Bre-
xit-Übergangszeit das »Beste aus beiden Wel-
ten« erhalten werde.

Dem war der Abschluss einer Sonderrege-
lung vorausgegangen: das Nordirland-Pro-
tokoll. Damit blieb Nordirland nach dem EU-
Austritt Großbritanniens im europäischen 
Binnenmarkt. Die Regelung war notwendig ge-
worden, da das EU-Mitglied Irland durch die 
auf der gleichen Insel liegende britische Pro-
vinz Nordirland die einzige EU-Landgrenze mit 
dem Vereinigten Königreich aufweist.

Durch das Nordirland-Protokoll wurden Wa-
renkontrollen in der Irischen See notwendig. 
Doch Nordirland hatte von nun an Zugang zu 
beiden Märkten: EU und Großbritannien. Auf 
der erwähnten Pressekonferenz sagte Gove, 
das Abkommen stelle sicher, dass es keine zu-
sätzlichen Zölle für Unternehmen im Land 
und »unbeschränkten Zugang für Waren gibt, 
die von Nordirland nach Großbritannien kom-
men«.

Zunächst sah es ganz gut aus: Das Centre 
for European Research in London behauptete 
im Dezember 2022, dass die britische Wirt-
schaft aufgrund des Brexits um 5,5 Prozent ge-
schrumpft sei. Während das die Regierung be-
ratende Büro für Budgetverantwortung ebenso 
davon ausgeht, dass der Brexit in den ersten 15 
Jahren nach dem Austrittsbeschluss 2016 das 
britische Bruttoinlandsprodukt um 4 Prozent 
schmälere, schien die nordirische Wirtschaft 
davon nicht betroffen.

Laut den Daten des nationalen Statistik-
amtes wuchs diese um 1,4 Prozent im dritten 
Quartal 2021, wogegen jene in Schottland und 
England nur um 0,9 beziehungsweise 0,6 Pro-
zent zulegte. In Wales sanken die wirtschaft-
lichen Aktivitäten im selben Zeitraum sogar 
um 0,3 Prozent. Im zweiten Quartal 2022 be-
trug das Wirtschaftswachstum Nordirlands 
2,1 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, die Re-
gion wurde aber von Schottland und England 
überholt.

Dies lag laut dem Internet-Portal Invest-
ment Monitor aber daran, dass die nordirische 
Wirtschaft während der Pandemie weniger ge-
schrumpft war als jene der anderen Regionen: 
England, Wales und Schottland holten also le-
diglich auf.

Der Grund für die besseren Wirtschaftsdaten 
in Nordirland ist der Zugang zum europäischen 
Binnenmarkt: Seit dem Inkrafttreten des 
Nordirland-Protokolls stieg der Handel zwi-
schen Nordirland und der Republik im Süden 
monatlich auf neue Höchststände an, ebenso 
wie der zwischen der Republik und Großbri-
tannien: In den ersten neun Monaten des Jah-

res 2022 stiegen die Warenexporte von Irland 
nach Großbritannien um 2,4 Milliarden Euro 
auf fast 13 Milliarden Euro, während die Im-
porte um 7 Milliarden Euro auf 17,5 Milliar-
den Euro im Jahresvergleich zulegten. Auch 
die Lebensmittelexporte stiegen um 400 Mil-
lionen Euro auf 2,86 Milliarden Euro. Die Re-
gierung in Dublin war daher von Beginn an ein 
starker Unterstützer des in Brüssel ausgehan-
delten Nordirland-Protokolls.

Seit 2019 ist Nordirland nach London die 
Region mit den höchsten ausländischen Di-
rektinvestition im Vereinigten Königreich. 
Die nordirische Wirtschaftsagentur Invest NI 
kommentierte, der duale Marktzugang der Re-
gion habe großes Interesse bei ausländischen 
Unternehmen geweckt und deren Investitions-
angebot gestärkt. Schon zuvor habe man über 
einen Pool an qualifizierten Arbeitskräften, re-
lativ niedrige Betriebskosten und ein investiti-
onsfreundliches Umfeld verfügt, so Invest NI.

Doch seit die republikanische Partei Sinn 
Féin (SF) die Wahlen im Mai 2022 gewonnen 
hat, boykottiert die probritische Democratic 
Unionist Party (DUP) das Parlament. Eine Frist 
für Neuwahlen ließ London mehrmals verstrei-
chen. Losgetreten hatte die Krise die DUP, als 
sie im Februar 2022 aus der Koalition mit Sinn 
Féin austrat. Die DUP, die jede Sonderstellung 
Nordirlands ablehnt, fordert die Aufhebung 
der Regelungen, nach denen die Provinz trotz 
des EU-Austritts des Vereinigten Königreichs 
im EU-Binnenmarkt verbleibt. Die Neuwahlen 
im Mai verschärften die Situation weiter, da 
bei diesen Sinn Féin erstmals in der Geschichte 
Nordirlands stärkste Partei wurde. Den Re-
publikaner:innen steht nun das Amt des Re-
gierungschefs zu. Die DUP setzt ihren Boykott 
seither fort.

Laut einer neuen Studie, der »Cost of Living« 
Pulse Survey, fiel der Anteil nordirischer Haus-
halte, die ihre Rechnungen ohne Verzögerung 
zahlen können in den vergangenen sechs Mo-
naten von 56 auf 45 Prozent. Mittlerweile gibt 
ein Viertel der Nordiren an, dass ihnen nach 
Zahlung der Rechnungen monatlich nur noch 
50 Pfund oder weniger zum Leben bleiben.

Nordirland hätte von der Sonderregelung 
profitieren können, doch der von den pro-bri-
tischen, unionistischen Brexiteers provozierte 
politische Stillstand verhindert dies. Im Feb-
ruar verhandelten London und Brüssel eine 
modifizierte Adaptierung des Nordirland-Pro-
tokolls: Waren, die von Großbritannien über 
Nordirland in die Republik ein-, aber nicht auf 
den Kontinent weitergeführt werden, sollen 
von den Kontrollen in der Irischen See ausge-
nommen werden. Auch werden London und 
Brüssel in Zukunft eine gemeinsame elektro-
nische Datenbank für die Waren verwenden, 
die durch Nordirland geführt werden, wodurch 
der administrative Aufwand für Unternehmen 
minimiert wird.

Der DUP und anderen Hardlinern wird dies 
nicht ausreichen: Sie fordern weiterhin eine 
gänzliche Abschaffung des Nordirland-Proto-
kolls. Dafür haben sie weder in London noch 
bei der Mehrheit der nordirischen Bevölke-
rung Unterstützung. Dennoch boykottiert die 
DUP die politische Arbeit im Regionalparla-
ment Stormont weiter. Die politische Krise 
führt daher zu weiterem wirtschaftlichem Nie-
dergang. Statt der besten von zwei Welten ist 
Nordirland trotz zwei Jahren Brexit-Sonderre-
gelung weiterhin die ärmste Region des Verei-
nigten Königreichs.

Dieter Reinisch forscht zur Geschichte und 
Politik Irlands und Großbritanniens und lebt 
in Galway und Wien. Zuletzt erschien von ihm 
»Learning behind bars: How IRA Prisoners 
Shaped the Peace Process in Ireland« bei 
University of Toronto Press (2022).
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Das Ende Großbritanniens,  
wie wir es kannten
Empire und wirtschaftlicher Liberalismus: Die Insel lebt von Mythen, doch Linke hoffen  
auf etwas Neues
HOWIE RECHAVIA-TAYLOR*

D
ie niedrigsten Reallöhne, die 
höchsten Immobilienpreise, 
der am wenigsten regulierte 
Mietmarkt, die höchsten Ener-
gierechnungen seit einer Gene-
ration sowie eine wieder erstar-

kende und militante faschistische Rechte: Es 
ist der perfekte Sturm für die Bewohner:innen 
jener Insel, die als Großbritannien bekannt ist, 
und auf den die Linke zu reagieren versucht. 
Zu Lebzeiten habe ich keine größere Verelen-
dung erlebt.

Welche Antwort hat unsere Regierung auf all 
das parat? Der reichste Mann im Parlament, 
unser Premierminister, versucht ein Gesetz zu 
verabschieden, das Streiks gänzlich verbietet. 
Die Grenzen werden gesichert und Asylbewer-
ber:innen nach Ruanda geschickt. Öffentliche 
Proteste sollen mit drakonischen Gesetzen ge-
stoppt werden, die es potenziell verbieten, sich 
zu versammeln. Und die Mieten steigen weiter 
um bis zu 70 Prozent, ohne dass versucht wird, 
sie einzufrieren.

Wir leben also anscheinend mit einer Re-
gierung, die die Lebensqualität der Bevölke-
rungsmehrheit stark einschränken, die Arbei-
ter:innenklasse massiv vergrößern und zum 
Aufstieg des Faschismus beitragen will. Was 
unsere Regierung jedoch nicht zu verstehen 
scheint, ist das Politisierungspotenzial, das 
sich aus der Senkung des Lebensstandards im 
ganzen Land ergibt. Wie Amardeep Singh Dhil-
lon in einem Bericht für die Friedrich-Ebert-
Stiftung darlegt, bedeutet die »Krise der Le-
benshaltungskosten« materiell gesehen »die 
Ausweitung von Prekarität und Armut auf 
Teile der Mittelschicht« Damit unterlaufe sie 
»unbeabsichtigt die Entpolitisierung von Ar-
mut im Mainstream-Diskurs«. 

Die Arbeiter:innenklasse wächst, und mit 
ihr eine Linke, die Klassenpolitik intersekti-
onal angeht. Viele verstehen, dass es in Groß-
britannien keinen fortschrittlichen Wandel 
geben wird, wenn man sich nicht mit dem 
Erbe des Empire und dem Fortbestehen des 
Rassismus in unser aller Leben auseinander-
setzt. Mehr Rücksichtnahme auf die »vernach-
lässigten« weißen Arbeiter schreibt sich fast 
niemand mehr auf die Fahne, selbst ein Ge-
werkschaftsführer wie der Eisenbahner Mick 
Lynch nicht. 

Infolgedessen sind wir alle im Streik: Leh-
rer:innen, Krankenpfleger:innen, Postange-

stellte, Akademiker:innen, Grenzbeamt:innen 
sowie Mieter:innen. Hatten sich die Progres-
siven nach der Niederlage der Labour Party 
bei den letzten Parlamentswahlen noch zer-
stört und ziellos gefühlt, gibt es jetzt ein Mo-
mentum, das die Linke wiederbelebt. Selbst 
wenn die Büros linker Organisationen im Os-
ten Londons aufgrund steigender Mieten räu-
mungsbedroht sind, Krankenpfleger:innen so-
wie Lehrer:innen vor den Lebensmittelbanken 
Schlange stehen und trans* Menschen von Fa-
schist:innen ermordet werden.

Unsere Regierung regiert also in einer kol-
lektiven Illusion, mit der sie sich womöglich 
ihr eigenes Grab schaufelt. Denn die britische 
Regierungsklasse, einschließlich eines Teils 
der Labour Party, hat immer geglaubt, dass 
ihr Sieg über die Achsenmächte den überle-
genen moralischen, wirtschaftlichen und po-
litischen Wert britischer Institutionen und 
Kultur beweist. Das ist natürlich eine Illusion. 
Großbritannien war nie dazu in der Lage, die 
angestrebte Lebensqualität aus eigener Kraft 
aufrechtzuerhalten. Vor dem Krieg hatte Groß-
britannien das weltweit größte Empire gebil-
det und konnte sich in den 1950er und -60er 
Jahren trotz einiger Verluste weiterhin auf 
seine »imperiale Gemeinschaft« verlassen, 
die es mit Wohlstand und wirtschaftlicher 
Stärke ausstattete. So konnte Großbritannien 
sich der 1952 gegründeten Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl und den mit ihr 
verbundenen Wünschen der liberalen Kapita-
list:innenklasse Europas verweigern. 

Doch nach dem Ende des Kolonialreichs 
musste Großbritannien anderswo nach Reich-
tum und Arbeitskräften suchen, die es aus-
beuten konnte. Die teilweise Verschmelzung 
mit den westeuropäischen Volkswirtschaf-
ten, insbesondere nach der Gründung der Eu-
ropäischen Union 1993 (vier Jahre vor der 
Übergabe Hongkongs), verschaffte Großbri-
tannien erneut Zugang zu einem Pool von 
Arbeitskräften. Margaret Thatcher verwan-
delte das britische Kolonialreich in ein briti-
sches Finanzimperium (nicht, dass Ersteres 
tot wäre) und in eine Eigentumsdemokratie, 
die dann im Dienste der Eliten finanzialisiert 
werden konnte. Nachfolgende Generationen 
von Tories und Thatcher-Sympathisanten wie 
Tony Blair haben versucht, den letzten Nagel 
in den Sarg des britischen Wohlfahrtsstaates 
zu schlagen und die ewige Herrschaft des Fi-
nanzkapitals in Großbritannien zu bestätigen. 
Der Mythos beziehungsweise die kollektive 

Vorstellung von einem Großbritannien, das 
die Achsenmächte allein aufgrund seines li-
beralen Charakters besiegt hat, wurde durch 
den Mythos ergänzt (nicht ersetzt), das Land 
könne aufgrund seiner neoliberalen Wirt-
schaft auch innerhalb einer Europäischen 
Union »allein dastehen«. 

Diese kollektive Täuschung bröckelt im Zuge 
von Brexit, Coronapandemie und der Regie-
rung Truss. Nicht nur hat sich gezeigt, dass die 
staatlichen Institutionen im Neoliberalismus 
nicht in der Lage sind, sich um die Bürger:in-
nen und Einwohner:innen zu kümmern. Auch 
die Idee, Großbritannien sei irgendwie natio-
nal überlegen, zerbricht. 

Worauf können wir als Progressive im heuti-
gen Großbritannien also hoffen? Wahrschein-
lich auf eine ganze Menge: Wie uns antikapi-
talistischen Denker:innen von Karl Marx bis 
Rosa Luxemburg immer wieder gesagt haben, 
schaffen die Verarmung und das Wachstum der 
Arbeiter:innenklasse die Voraussetzungen für 
einen Kampf, der zuvor aufgrund der Bequem-
lichkeit der Mittelklasse unmöglich war. Da-
rüber hinaus haben uns antikoloniale Denker 
von Frantz Fanon bis Stuart Hall gesagt, dass 
ein Imperium nicht ohne Kampf endet. Das bri-
tische Imperium ist nicht einfach am Ende. Es 
ist ein rassistisches/koloniales System und ein 
Finanzimperium.

Der Lebensstandard, den unsere Eltern hat-
ten und von dem einige Progressive nostal-
gisch schwärmen, war das Ergebnis der Um-
verteilung des aus den britischen Kolonien 
gestohlenen imperialen Reichtums und nicht 
etwa einer besseren Politik. Heute stellen sich 
viele Linke eine Zukunft vor, die nicht auf die-
ser Art von Ausbeutung beruht. Von Bewegun-
gen, die Reparationen für den britischen Ko-
lonialismus und die Sklaverei fordern, bis hin 
zum Wachstum Hunderter Mieter:innenge-
werkschaften, die sich der Idee verweigern, 
wir müssten alle zu Hausbesitzer:innen wer-
den – viele von uns hoffen, dass der unwieder-
bringliche Verlust der Mythen zu etwas völlig 
Neuem führen wird: dem Ende Großbritanni-
ens, wie wir es kannten.

Der Kulturanthropologe Howie Rechavia-
Taylor lebt in London und ist dort in der 
Mieter:innengewerkschaft aktiv. Er hat an der 
Columbia-Universität New York promoviert 
und beschäftigt sich vor allem mit den 
Zusammenhängen von Eigentum, Rassismus 
und Imperien.
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Material für Theoriearbeit 
Was Karl Marx und Friedrich Engels in England suchten und fanden
INGO STÜTZLE

I
n England ist immer Wales eingeschlos-
sen, in Großbritannien England, Wales 
und Schottland, im Vereinigten Kö-
nigreich jene drei Länder und Irland.« 
(Karl Marx: »Das Kapital«, Bd. 23, 
S. 683, Fn. 107)

Im Vorwort zur Erstauflage des »Kapitals« 
von 1867 schreibt Karl Marx, dass die »klassi-
sche Stätte« der kapitalistischen Produktions-
weise England ist. Dies sei der Grund, warum 
er es zur »Hauptillustration« seiner »theoreti-
schen Entwicklung« herangezogen habe. Wer 
glaube, mit den Achseln zucken zu müssen, so 
Marx weiter, dem rufe er zu: »Über dich wird 
hier berichtet!« Sein Hauptwerk »Das Kapital« 
erschien fast 20 Jahre nachdem er auf die Insel 
geflüchtet war; die englische Übersetzung des 
ersten Bandes des »Kapitals« sollte er jedoch 
nicht mehr erleben. Sie erschien vier Jahre 
nach seinem Tod im Jahr 1883. Warum fand 
Marx England so zentral für die Analyse des 
Kapitalismus, stellte diese aber auf Deutsch an?

England war nicht Marx’ Wahlheimat, son-
dern das Land, das ihn noch aufnahm, nachdem 
er aus einigen europäischen Ländern ausge-
wiesen wurde. Seit Ende 1845 war er staaten-
los. Die Muttersprache seiner jüngsten Toch-
ter, Eleanor, 1855 in London geboren, lernte er 
spät: Englisch. In der Schule wurde sie nicht ge-
lehrt und im Gegensatz zu seiner Frau, Jenny 
Marx, hatte er keinen Privatunterricht. Fran-
zösisch war seine Passion. Selbst die Klassiker 
der Politischen Ökonomie, Adam Smith und 
David Ricardo, las und exzerpierte Marx zu-
nächst in französischer Übersetzung – im Pa-
riser Exil. Bis zu einem Studienaufenthalt im 
Sommer 1845 findet sich in seinen Exzerpten 
kein einziges englischsprachiges Buch. Diese 
Studienreise unternahm Marx mit Friedrich 
Engels – nach dem Verbot der »Rheinischen 
Zeitung«, die Marx leitete und vor den Revolu-
tionen und demokratischen Massenbewegun-
gen, die 1848 fast ganz Europa erfassten. Was 
man sich heute kaum mehr vorstellen kann: 
Der Aufenthalt galt der Lektüre. Viele Bücher 
gab es auf dem Festland weder käuflich zu er-
werben noch in Bibliotheken. Kopiergeräte 
existierten nicht, also lasen und exzerpierten 
Marx und Engels gemeinsam über mehrere 
Wochen Bücher aus diversen Bibliotheken und 
Leihgaben sozialistischer Kampfgefährten.

Engels hatte einen anderen Werdegang, 
wenngleich auch er nach der gescheiterten Re-
volution nach England emigrierte. Aber nicht 
in Armut und Ungewissheit wie Marx, sondern 
in die Chefetage einer Fabrik. Auch konnte er 
schon fließend Englisch. Schon lange schwebte 
Engels‘ Vater vor, dass »Ermen & Engels« ein 
geachtetes deutsch-englisches Familienunter-
nehmen werden sollte, geleitet von den Söh-
nen. Bereits im Frühjahr 1840 hatte Engels‘ Va-
ter den angehenden Kaufmann Friedrich auf 
eine Reise nach England mitgenommen. Ende 
März 1841 beendete dieser zwar seine Lehre im 
Handelshaus Heinrich Leupold in Bremen, aber 

sie war für die ihm zugedachte Zukunft nicht 
ausreichend. Er sollte in Manchester »English 
commercial methods« erlernen: Kalkulationen, 
Preise, Geschäftspraktiken, Maschinenparks, 
Technologien, um diese recht schnell nach En-
gelskirchen zu bringen – so die Idee des Va-
ters. Der junge Friedrich Engels sollte als »Ge-
neral Assistent« Peter Ermen in Manchester 
zur Seite stehen, davor jedoch Land und Leute 
kennenlernen. Von Anfang Dezember 1842 bis 
Mitte August 1844 lebte er in England. Die Be-
richte aus dieser Zeit sind weniger schmeichel-
haft. Peter Ermen gab zu Protokoll: »Er arbei-
tete so wenig für die Firma, wie er sich leisten 
konnte, und verbrachte seine meiste Zeit auf 
politischen Versammlungen und mit dem Stu-
dium der sozialen Zustände Manchesters.« Das 
stimmt natürlich nicht ganz, denn nach zehn 
Stunden Arbeit besuchte er sogar noch die 
Nachtschule, um sein Englisch zu verbessern. 
Diesen Aufenthalt nutzte er aber auch, seine 
Sozialstudie »Die Lage der arbeitenden Klasse 
in England« auszuarbeiten, die 1845 erschien, 
eine Arbeit, die Marx immer wieder in höchs-
ten Tönen lobt. In einem zu Lebzeiten nicht 
publizierten Manuskript heißt es: »Die beiden 
Schriften von Dr. Ure und Friedrich Engels sind 
unbedingt die besten über das Fabriksystem 
und beide dem Inhalt nach identisch, nur das 
Ure als Knecht dieses Systems ausspricht, als 
innerhalb des Systems befangner Knecht, was 
Engels als freier Kritiker.«

Was Engels in seinem Buch dokumentierte, 
war jedoch keine Analyse des Kapitalismus, 
sondern Material, das Marx für die Illustration 
seiner »theoretischen Entwicklung« im »Kapi-
tal« verwendete, wie er sich ausdrückt. Den-
noch war es nicht nur Engels’ Buch, das Marx 
für sein »Kapital« zu Rate zog, sondern er pro-
fitierte über Jahre auch von dessen Praxiswis-
sen. In den vielen Briefen, die sie austausch-
ten, erkundigte sich Marx immer wieder nach 
Praktiken in der Buchhaltung oder nach Be-
rufsbezeichnungen und maschinellen Vorgän-
gen. Aber nicht nur das: Marx besuchte sogar 
einen Kurs an der »Royal School of Mines«, bei 
Professor Robert Willis, um mechanische Pro-
zesse im Bergbau besser zu verstehen.

England war jedoch nicht nur industrieller 
Vorreiter, sondern die koloniale Weltmacht 
und kapitalistische Avantgarde auch in ande-
ren Bereichen. Nicht zuletzt aufgrund des ent-
wickelten Bankensystems, in dessen Zentrum 
die Bank of England stand, mit dem britischen 
Pfund als Weltgeld, was wiederum Kapital an-
zog, das sich dank der modernen englischen 
Industrie optimal verwerten ließ. England war 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts also der ide-
ale Ort, um darüber nachzudenken, was den 
Kapitalismus eigentlich kapitalistisch macht.

England war auch Ursprungsland der kapita-
listischen Logik. Damit ist nicht die Erfindung 
der Dampfmaschine gemeint. Damit diese neue 
Antriebstechnik überhaupt ihren Zweck er-
füllen konnte, bedurfte es zweier Vorausset-
zungen: des modernen Eigentums und einer 
Produktionstechnik, an der man die industri-

elle Revolution tatsächlich festmachen kann. 
Modernes Eigentum ist nicht allein durch das 
Recht bestimmt, Dritte von Nutzungsrechten 
ausschließen zu können, sondern Eigentum 
ist zentrales Moment des ökonomischen Re-
produktionsprozesses, der Akkumulation. Die 
Spezifik des kapitalistischen Eigentums ist, 
dass sich auf seiner Grundlage die Bewegung 
G-G’ vollzieht, dass aus vorgeschossenem Geld 
mehr Geld wird, sich Kapital verwertet. Dafür 
bedarf es jedoch Eigentumslose, die gezwun-
gen sind, im Dienst des neuen Eigentums zu 
arbeiten – als Lohnabhängige.

Der Scheidungsprozess vollzog sich im Be-
reich der Agrikultur, auf dem Land, schaffte 
Grundeigentümer auf der einen und doppelt 
freie Lohnarbeiter auf der anderen Seite. Die-
ser Prozess revolutionierte die Eigentumsver-
hältnisse. Im Zuge der Einhegung und der Zer-
störung der Gemeingüter, der Enteignung der 
Bauernschaft von Grund und Boden, wurde die 
moderne Form des Privateigentums durchge-
setzt, die ökonomische Voraussetzung dafür 
organisiert, dass die eigene Arbeitskraft ver-
kaufen werden musste. Marx nannte diesen 
Prozess ironisch die sogenannte ursprüngli-
che Akkumulation und sah England lange als 
das Land, in dem der Prozess in idealtypischer 
Weise stattgefunden hatte.

Diese Voraussetzung ermöglichte laut der 
Historikerin Ellen Meiksins Wood eine Dyna-
mik, die in den spezifisch englischen Bedin-
gungen gründete, der Dreierkonstellation aus 
Grundeigentümern, Pächtern und Lohnarbei-
tern. »Pächter waren gezwungen, nicht nur auf 
einem Markt um Konsumenten zu konkurrie-
ren, sondern auf einem Markt für den Zugang 
zu Land.« Diese Konkurrenz um Land brachte 
den Zwang, möglichst gute Renten zahlen zu 
können, was durch die Erhöhung der Produk-
tivität ermöglicht werden sollte.

Aus dem Markt als Möglichkeit wurde ein 
Imperativ. Um in der Konkurrenz mithalten 
zu können, wurde die Steigerung der Produk-
tivität das zentrale Mittel. Sie ist aufs Engste 
mit dem Begriff der industriellen Revolu-
tion verknüpft. Was macht diese aus, wenn es 
nicht die Dampfmaschine ist? Der Technik-
historiker Akoš Paulinyi argumentiert, auf-
bauend auf Marx, dass die Produktionstech-
nik den Ausschlag gibt, nämlich die Ablösung 
der Hand-Werkzeug-Technik durch die Ma-
schinen-Werkzeug-Technik – und zwar nicht 
nur punktuell, sondern als vorherrschen-
des Prinzip. Den unmittelbaren Produzenten 
wurde also das Werkzeug »aus der Hand« ge-
nommen, ihre Arbeitsqualifikationen entwer-
tet. Erst indem das Werkzeug selbst Teil einer 
Maschinerie wurde, konnte die Antriebskraft 
(Dampfmaschine) den Arbeitsprozess in einem 
Maße beschleunigen, die mit Handarbeit nie-
mals denkbar gewesen war – ein Prozess der 
sich in England zwischen 1760 und 1860 voll-
zog. Dieser Paradigmenwechsel in der Produk-
tionstechnik markiert die industrielle Revo-
lution; das Elend, das sie produzierte, zeigte 
Engels in seinem Buch von 1845.

PLANWIRTSCHAFT IS POSSIBLE

Kulinarisch ist Eipulver möglicherweise 
eine etwas zweifelhafte Angelegenheit. 
Aber, Trekking-Fans können es bestäti-
gen, verglichen mit echten Eiern hat es 
eindeutige Pack-Vorteile. Exakt aus die-
sem Grund wurde es während des Zwei-
ten Weltkriegs erfunden, und zwar in Groß-
britannien. Dort, wo zuvor 70 Prozent der 
Lebensmittel importiert worden waren, be-
nötigte man zwischen 1939 und 1945 den 
Schiffsladeraum überwiegend für Waffen 
und Militärausrüstung. Also verlegte sich 
die britische Regierung auf Planwirtschaft 
in einem heute kaum vorstellbaren Aus-
maß und mit Gründlichkeit. Der Bedarf 
der Bevölkerung wurde kalkuliert – 2.800 
Kalorien pro Kopf und Tag –, dann berech-
nete man wie der verfügbare Laderaum 
der Schiffe dafür optimal genutzt werden 
könnte. Hierbei stellte sich heraus: In 1.000 
Kubikfuß Schiffsraum konnten 83.000 Zu-
ckerkalorien, über 100.000 Fettkalorien 
und 56.000 Getreidekalorien transportiert 
werden – aber nur 12.000 Kalorien, wenn 
frische Eier verschifft werden sollten. Also: 
Eipulver. Um daraus und aus den anderen 
nahrhaften platzsparenden Rohstoffen 
Nahrung herzustellen, verließ sich die bri-
tische Planwirtschaft auf das existierende 
privatwirtschaftlich organisierte Produkti-
ons- und Handelssystem. Das allerdings 
vermochte sie eben durch die staatliche Zu-
weisung nicht nur der knappen Rohstoffe, 
sondern auch der ebenso knappen Arbeits-
kräfte ziemlich effektvoll zu steuern. Wenn 
auch mit einigem Personalaufwand: 1943 
waren 39.000 Menschen im neu geschaf-
fenen Ernährungsministerium beschäftigt. 
Neben den rationierten, aber auch garan-
tierten kalkulierten Mindestkalorien gab 
es für die Konsument:innen ein Punkte-
konto, mit dem sie nach eigenem Gutdün-
ken umgehen konnten – im Rahmen der 
standardisierten, weil auf Materialeinspa-
rung angelegten Produktion von Kleidung 
oder Möbeln. Ältere Brit:innen, vor allem 
aus den ärmeren Schichten, erinnern sich 
bis heute mit Wehmut an diese Zeit. Sie und 
ihre Familien hatten nämlich oft mehr zu 
essen als in der Vorkriegszeit, wo fast ein 
Drittel der Bevölkerung als dauerhaft un-
terernährt gegolten hatte und von so et-
was wie der nun eingeplanten wöchentli-
chen 500-Gramm-Fleischration nur hatte 
träumen können. sim
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Riff-Raff
Es gibt wenige Filmemacher wie Ken Loach, den britischen Meister des Sozialrealismus
KATHRIN GERLOF

E
sther könnte die Hauptrolle in 
einem Film des britischen Re-
gisseurs Ken Loach bekommen. 
Drehte er einen Film über eine 
Pflegerin, die aus dem Nacht-
dienst in ihre Erdgeschosswoh-

nung bei den Garagen kommt. Die nicht ein-
schlafen kann und deshalb noch ein Bier trinkt. 
»Sie sorgt sich heute Nacht um die Welt. Sie 
sorgt sich pausenlos. Sie hat keinen Schimmer, 
wie sie das bloß rausbekommt aus ihrem Hirn.«

Aber Esther ist eine Erfindung der britischen 
Lyrikerin und Rapperin Kate Tempest. Gebo-
ren 1985 in London, 49 Jahre jünger als Ken 
Loach. Tempest hat Esther und sechs anderen 
Menschen in »Let Them Eat Chaos« (Sollen 
sie doch Chaos fressen) eine wütende und zu-
gleich sehr lyrische Hommage gewidmet. Ken 
Loach hat in den meisten seiner Filme Men-
schen in den Mittelpunkt gestellt, denen nur 
selten die Hauptrolle zugedacht ist. Obwohl sie 
die Hauptarbeit machen. Den Reichtum schaf-
fen, der anderen zukommt, den Überfluss pro-
duzieren, den andere konsumieren, die Kohle 
fördern, die andere scheffeln, die Schecks zu-
stellen, die andere einlösen, die Häuser hoch-
ziehen, die andere verscherbeln, die Kinder 
großmachen, die andere ausbeuten, wenn sie 
groß geworden sind. 

Tempest lebt in einer Welt, die Loach in den 
meisten seiner Filme als Missgeburt vorweg-
nimmt oder beschreibt. Er ist ein Dinosaurier. 
Nicht des Alters wegen – das auch –, sondern 
weil er immer noch analog Filme macht. Zum 
Beispiel. Das Lineare des analogen Schnitts 
gebe ihm ein besseres Gefühl für Rhythmus, 
sagt er. Vor allem aber, weil er immer noch 
Filme macht, in denen das Proletariat, Preka-
riat ist der genauere Begriff, die Geschichte 
erzählt. In Büchern über Film und bei Wikipe-
dia steht, er habe den italienischen Neorealis-
mus zu einem britischen Sozialrealismus wei-
terentwickelt. 

Am Anfang, ganz am Anfang, war es sogar so, 
dass dieser Sozialrealismus unmittelbar etwas 
bewirkte. »Cathy Come Home« entstand 1966, 
wurde im Fernsehen ausgestrahlt, und han-
delt von einem Paar, das unverschuldet erst 
arbeits-, dann obdachlos wird. Die gemeinsa-
men Kinder werden von den Sozialbehörden 
in Obhut genommen. Die Empörung des Publi-
kums führte tatsächlich zu einer Gesetzesän-
derung, so dass Familien in einer solchen Situ-
ation nicht mehr getrennt werden durften. So 
etwas ist heute undenkbar.

Wie auch gegenwärtig undenkbar ist, dass 
in Kunst und Kultur (der sogenannten erns-
ten und der zur Unterhaltung) jene Menschen, 
die eine Gesellschaft und die Wirtschaft tra-
gen, das Zentrum ausmachen, den Inhalt be-
stimmen, die Ausdrucksform prägen, die He-
ros sind. 

Vor knapp zehn Jahren resümierte Loach in 
einem Interview lakonisch, es sei in den Sixties 
sexy gewesen, links zu sein. »Überall liberale, 

progressive Strömungen. In den 70ern wurden 
sie ausgebremst, in den 80ern kam Margaret 
Thatcher. Die Radikalität wich der Regenera-
tion des Kapitals.« Vielleicht ließen sich noch 
die Brüder Dardenne (Belgien) nennen, die mit 
Filmen wie »Zwei Tage, eine Nacht« oder »Das 
Kind« Menschen ein Denkmal setzen, die an-
sonsten unsichtbar sind. 

Für Ken Loach kam der Durchbruch mit dem 
Film »Kes« – aber dies soll keine Filmerzählung 
sein. Der 15-jährige Billy Casper ist trotzdem 
immer ein Topos geblieben. In ärmlichen Ver-
hältnissen aufgewachsen, Außenseiter, die Zu-
kunft im Bergwerk scheint schon festzuste-
hen, durchbricht der Junge die Trostlosigkeit 
des Seins mit Hilfe eines jungen Falken, den 
er raubt und abrichtet und dem er den Namen 
Kes gibt. Kein Happy End. Wie auch? 

In den Augen vieler sind die Hauptfiguren bei 
Ken Loach »Riff-Raff« (Gesindel). Titelgebend 
für den 1991 entstandenen Film über Arbeiter 
auf einer Baustelle am Rande Londons. Alle-
samt Underdogs, die einander andauernd ein 
Bein stellen und zu übervorteilen versuchen 
und gleichzeitig zusammenhalten wie Pech, 
weil sie den Chefs stinken wie Schwefel. Wird 
als Komödie gehandelt, was ein wenig krass ist, 
aber Schubladen taugen eh nicht fürs Leben. 
Am Ende jedenfalls fackelt Stevie, die Haupt-
figur, die Baustelle (ein einstiges Krankenhaus, 
das zu Luxuswohnungen umsaniert wird) ab.

Im Januar 2023 erschien beim Verlag S. Fi-
scher ein schmales Bändchen mit dem Titel 
»Gespräch über Kunst und Politik«. Darin re-
den der Autor Édouard Louis (55 Jahre jün-
ger als Ken Loach) und der Regisseur über die 
Möglichkeiten der Kunst, ins Politische einzu-
greifen. Der Junge widmet sich in seinen Bü-
chern auto- und familienbiografisch der Frage, 
wie sehr Herkunft aus und Aufwachsen in so-
zial prekären Lebenswelten prägt, der Alte be-
schreibt in seinen Filmen vor allem, wie sich 
Ausbeutungsverhältnisse in die Körper ein-
schreiben und welche Kraft den Ausgebeute-
ten und Verfemten innewohnt. Beide stellen die 
Frage, welche Auswirkungen der Sieg des Neo-
liberalismus in ihren jeweiligen Ländern hat. 

Hat man die Bücher gelesen und die Filme 
gesehen, ist dies kein überraschendes Ge-
spräch. Die Befunde der beiden sind fast de-
ckungsgleich. All die Bemühungen, der Ar-
mut zu entfliehen oder in und trotz Armut um 
Würde zu kämpfen, sind ihnen Symptome ei-
ner Systemfrage. 

Im öffentlichen Diskurs, sagt Ken Loach, 
kämen die Probleme, denen Menschen im All-
tag begegnen, nicht mehr vor, denn der politi-
sche Raum sei vergiftet. Und der immer noch 
lebendige Trotzkist in Loach sagt: »Ich denke, 
wir müssten uns diejenigen, die an der Macht 
sind, vom Hals schaffen. Sie werden sich nie 
ändern.«

Diese Haltung wohnt den Filmen inne. Die 
damit auf ihre Art schwarz-weiß sind, obwohl 
sie einer Verklärung jener Ausgebeuteten und 
Ausgegrenzten abhold bleiben. Das ist kein Wi-
derspruch. Denn »Moral ist Glückssache und 

setzt die Deckung der wichtigsten Lebensbe-
dürfnisse voraus«, schrieb Dietmar Dath in 
»Maschinenwinter«. Das stimmt in die Ewig-
keit. 

Und so beginnt einer der schönsten Filme 
von Ken Loach, »Raining Stones«, auch damit, 
dass zwei Arbeitslose, von denen der eine sich 
in den Wunsch verbissen hat, seiner siebenjäh-
rigen Tochter ein nagelneues Kommunions-
kleid zu kaufen, damit sie schön aussieht und 
glücklich sein kann wie alle anderen, versu-
chen, ein Schaf zu stehlen, um es später an ei-
nen Schlachter zu verkaufen, der ihnen klar-
macht, dass sie sich einen alten Schafbock 
geschnappt haben, den wohl niemand wird 
essen mögen. 

Ken Loach ist altmodisch. Auf eine Art, die 
wirklich fehlt und Teil des Dilemmas ist. »Em-
pathie entsteht aus Solidarität, oder? In dem 
Augenblick, wo Sie imstande sind zu sagen: 
›Dieser Kampf ist nicht unbedingt meiner, er 
betrifft mich nicht direkt, aber ich trete aus 
Solidarität mit dieser Bewegung in Streik.‹ 
In dem Augenblick, wo Sie zu anderen sagen: 
›Okay, euer Streik, ihr habt absolut recht, die 
Probleme, die ihr angeht, werden uns irgend-
wann alle betreffen, es sei denn, wir schließen 
uns euch und eurem Kampf an. Und dann kön-
nen wir unsere Kraft als Klasse einsetzen.‹«

In vielen seiner Filme hält mindestens einer 
eine Rede darüber, warum es so wichtig ist, in 
die Gewerkschaft zu gehen. Nachdem Marga-
ret Thatcher die Gewerkschaften Großbritan-
niens hingerichtet hat, klang dies zugleich wie 
ein Abgesang und eine Beschwörung. In späte-
ren Filmen ist die Resignation spürbar. 2016 
kommt »Ich, Daniel Blake« in die Kinos. Blake, 
ein Zimmermann mit kaputtem Rücken, dem 
die Sozialhilfe verweigert wird, stirbt am Ende 
in den Toilettenräumen des Sozialamtes. Das 
funktioniert als Gleichnis, denn in den Sozial-
ämtern der einstigen Wohlfahrtsökonomien 
ist man immer allein. Keine Gewerkschaft, die 
für einen kämpft, schließlich ist man arbeits-
los. Best friends sind die Ehrenamtlichen bei 
der Tafel und in der Suppenküche. 

Die vorbereitete Rede kann Blake dem Mann 
oder der Frau hinter dem Schreibtisch des Am-
tes nicht mehr halten. Sie wird die Grabrede, 
die eine Freundin spricht.

»Ich bin ein Mensch und kein Hund. Als sol-
cher verlange ich mein Recht. Ich verlange re-
spektvollen Umgang. Ich, Daniel Blake, bin ein 
Bürger. Nicht mehr und nicht weniger.«

Und Kate Tempest lässt Esther sagen: »So 
läuft das: Schufte zeitlebens für einen Hunger-
lohn, wenn’s gut läuft, wirst du Abteilungslei-
ter, bettle um eine Gehaltszulage und streich 
die gehaltlosen Tage aus deinem Playmate-Ka-
lender.«

Louis, Édouard; Loach, Ken: »Gespräch über 
Kunst und Politik«, S. Fischer 2023.

Tempest, Kate: »Let Them Eat Chaos. Sollen 
sie doch Chaos fressen«, edition suhrkamp 
2018.

Für Marx hingegen war England der 
ideale Ort für die Analyse des Kapita-
lismus, weil dort die bürgerliche Gesell-
schaft in Form der Wissenschaft »Poli-
tische Ökonomie« bereits früh begann, 
Anschauungen von sich selbst zu erar-
beiten. Deshalb musste Marx trotz der 
Studienreise von 1845, wie er es 1859 
rückblickend ausdrückte, »ganz von 
vorn wieder anfangen« und sich »durch 
das neue Material kritisch« durchar-
beiten, weil das »ungeheure Material 
für Geschichte der politischen Ökono-
mie, das im British Museum aufgehäuft 
ist« einen günstigen Standpunkt für die 
Beobachtung der bürgerlichen Gesell-
schaft gewährte. In den 1850er Jahren 
war Marx noch ganz eingenommen da-
von, dass England den Fortschritt in die 
Welt trägt – und sei es als brutale Koloni-
almacht. Das lässt sich in seinen Artikeln 
für die »New York Daily Tribune« (NYDT) 
nachlesen. Dieses »Zeitungsschmieren« 
(Marx), mit dem er sein Lebensunterhalt 
verdiente, war es auch, das ihm zuneh-
mend ein schriftliches Englisch abver-
langte. Erst ab Januar 1853 begann er, 
seine Artikel für die NYDT auf Englisch 
zu schreiben, nachdem sie Engels zuvor 
übersetzt hatte. Dieser schreibt anerken-
nend: »Je t‘en fais mon compliment. Das 
Englisch ist nicht nur gut, es ist brillant.«

Marx sah lange in der englischen Ent-
wicklung die Zukunft für andere Länder, 
die Dynamik betrachtete er als alles an-
dere als zufällig. Das änderte sich in den 
1870er Jahren, seine Aussagen waren je-
doch Anlass für kritische Fragen, deren 
Beantwortung ihm alles andere als leicht-
fiel. So konfrontierte die russische Revo-
lutionärin Wera Sassulitsch Marx kurz 
vor seinem Tod mit seinem Satz zu Eng-
land aus dem »Kapital« und fragte, was das 
für Russland bedeute, einem Land, in dem 
etwa die Dorfgemeinde eine soziale Eigen-
tumsform darstelle, die noch nicht von 
der kapitalistischen Logik vereinnahmt 
sei. Marx‘ »Kapital« wurde bereits 1872 
ins Russische übersetzt. Es war die erste 
fremdsprachige Ausgabe überhaupt. So-
mit prägte diese den Diskurs des radika-
len Milieus in Russland, wenn auch viele 
im Exil lebten und, wie Sassulitsch in Genf, 
das »Kapital« auch auf Deutsch oder Fran-
zösisch hätten lesen können. Die Briefe an 
Marx formulierte Sassulitsch auf Franzö-
sisch, der wiederum in der gleichen Spra-
che antwortete und auch die französische 
»Kapital«-Ausgabe zur Beantwortung der 
Frage heranzog.

In der 1. und 2. Auflage des »Kapitals« 
schreibt Marx noch davon, dass die Ge-
schichte der »Expropriation der Arbei-
ter von Grund und Boden« als Grundlage 
der sogenannten ursprünglichen Akku-
mulation »in verschiednen Ländern ver-
schiedne Färbung« annehme und nur in 
England ihre »klassische Form« besitze. 
In der französischen Übersetzung spricht 
er nicht mehr allgemein von »verschied-
nen Ländern«, sondern von den »pays de 
l’Europe occidentale« (den westeuropäi-
schen Ländern) und vermeidet den Aus-
druck »klassische Form« für England. 
Gegen Ende des Lebens gewinnt zudem 
der sich in den USA entwickelnde Geld- 
und Kapitalmarkt zunehmend für Marx‘ 
Analyse an Bedeutung, wie auch die Pe-
ripherie für ihn nicht mehr nur defizitär 
gegenüber der kapitalistischen Entwick-
lung ist. Keine zwei Jahre vor seinem Tod 
kündigt er schließlich an, das »Kapital« 
grundlegend umzuarbeiten. England be-
richtet nicht mehr von unserer Zukunft.

Und Engels? Auf die Frage August Be-
bels, ob er nach dem Ende des Sozialis-
tengesetzes, das im Herbst 1890 der So-
zialdemokratie endlich wieder erlaubte, 
legale Strukturen und Publizistik zu ha-
ben, wieder nach Deutschland komme 
und der sozialistischen Bewegung zur 
Seite stehe, präsentierte Engels ganz un-
gewohnte Vorteile des englischen Exils: 
»Seit dem Ende der Internationale ist hier 
absolut keine Arbeiterbewegung außer als 
Schwanz der Bourgeoisie, Radikalen und 
für kleine Zwecke innerhalb des Kapital-
verhältnisses. Also hier allein hat man 
Ruhe für theoretisches Weiterarbeiten.«

Ingo Stützle ist Mitglied der PROKLA-
Redaktion und betreut die Marx-Engels-
Werke beim Karl-Dietz-Verlag.
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Rule, Britannia!
Wie englische Handelshäuser und Reedereien den globalen Seehandel  
unter ihre Kontrolle brachten
ANDREAS WASSERMANN

W
er die Wurzeln des globa-
len Kapitalismus sucht, 
beginnt in London, und be-
ginnt lange vor der Indust-
rialisierung, der Dampfma-
schine, Friedrich Engels’ 

Fabrik-Erfahrungen in Manchester und Karl 
Marx’ Lesestunden im ehrwürdigen British 
Museum. Genau genommen beginnt die Su-
che in einem kleinen Kaffeehaus in der Tower 
Street zu einer Zeit, als der bittere Aufguss aus 
zerstampften Bohnen des enzianartigen Röte-
gewächses zum ersten Mal hip war, ein Schiffs-
ausrüster mit 27 Fässern Schwarzpulver ver-
sehentlich die halbe City in die Luft jagte, und 
vermögende Kaufleute einen Putsch gegen den 
englischen König finanzierten ,um einen fürs 
Geschäftsklima freundlicheren Throninhaber 
zu installieren.

Jenes Londoner Café, benannt nach seinem 
Gründer Edward Lloyd, war Ende des 17. Jahr-
hundert ein beliebter Treffpunkt von Kaufleu-
ten und Reedern, Glücksrittern und Spekulan-
ten – eine Bühne fürs frühe Finanzkapital. Den 
Londoner Geldadel zog es vor allem in Edward 
Lloyds Kaffeestube, weil hier die brandneues-
ten Nachrichten über Schiffsunglücke, sichere 
Atlantikrouten oder gefährliche Piratennester 
kursierten. Bald wird der Kaffeebrauer sein In-
siderwissen nutzen für den Einstieg ins mari-
time Business. Edward Lloyd und seine Nach-
fahren werden mit dazu beitragen, den frühen 
Welthandel zu revolutionieren.

Lloyd wurde mit der Versicherung von Schif-
fen und ihrer Fracht steinreich und ein Symbol 
des Aufstiegs Englands zu einer der führenden 
Wirtschaftsnationen. Denn jener Aufstieg ba-
sierte auf Schiffen, die alle Weltmeere kreuz-
ten; auf Handelsflotten, die nach England 
transportierten, was der Neuen Welt auf der 
anderen Seite des Atlantiks abgeluchst, abge-
presst oder schlichtweg geraubt wurde; und 
auf Seestreitkräften, die die Schiffe der Mit-
bewerber auf diesen neuen Märkten versenk-
ten oder ihre Häfen in Schutt und Asche legten.

Die Herrschaft zu Wasser sollte schnelle Pro-
fite auf der britischen Insel sichern. Die Moder-
nisierung von Produktion, Vertrieb und Rech-
nungswesen beschleunigten die maritimen 
Geschäfte ebenfalls. Und nicht zuletzt legte 
der schrankenlose Seehandel den Grundstein 
für den Finanzplatz London und jene rüden Me-
thoden der Profitmaximierung, die angelsäch-
sische Finanzinvestoren so gewandt hinter ge-
diegener Herrenclub-Smartness zu kaschieren 
wissen und die 2008 schließlich die globalen Fi-
nanzmärkte kollabieren ließen. 

Bereits im 18 Jahrhundert wurde der glo-
bale Seehandel in einer Art und Weise zum 
Geschäft, die ein wenig an absurde Zins-Wet-
ten aus der Hochzeit des Kasinokapitialismus 
erinnert. Das Zauberwort damals hieß »Bod-
mereivertrag«. Investoren liehen Reedereien 
oder Handelshäusern Geld für aufwendige und 
lange Seereisen, die nach erfolgreicher Rück-
kehr und lukrativen Geschäften entsprechend 
hoch verzinst wurden. Allerdings profitier-
ten die Investoren auch dann, wenn die Reise 
scheiterte, das Schiff sank oder von Piraten 
überfallen wurde. Denn die Darlehensverträge 
waren in Regel rückversichert. 

Die Versicherung musste zahlen, wenn das 
Schiff und die Ladung verloren gingen. Die 
Kosten für die Versicherungspolice waren da-
bei in den Darlehen bereits eingepreist. Für den 
Geldgeber rentierte sich das Geschäft auf jeden 
Fall. Investoren, die besonders clever waren, 
liehen sich das Geld dort, wo die Zinsen deut-
lich niedriger waren als in England, und konn-
ten so ihren Deal machen, ohne eigenes Geld 
und Vermögen angreifen zu müssen. »Wir ha-
ben es hier mit einer Übertragung der damali-
gen Börsenpraktiken, deren Quintessenz da-
rin bestand, ohne einen eigenen Pfennig Geld 
in der Tasche zu spekulieren, auf die Reederei 
zu tun«, schrieb der französische Wirtschafts- 

und Sozialhistoriker Fernand Braudel in seiner 
»Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts«.

Wie viele Geschichten, auf die Englän-
der stolz sind, beginnt auch diese im Elisabe-
thanischen Zeitalter, der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts, als Elisabeth I, Tochter des 
frauenmordenden Heinrich VIII, begann, aus 
der feuchten Insel zwischen Nordsee und At-
lantik ein Weltreich zu formen. Und wie die 
Protagonisten ihres Zeitgenossen, des Drama-
tikers William Shakespeare, kannte auch diese 
Queen da wenig Skrupel. Die Verwandte Ma-
ria, katholische Königin von Schottland, en-
dete unter dem Hackebeil auf dem Richtklotz 
und spanische Handelskoggen ausgeplündert 
in den Tiefen des atlantischen Ozeans. Elisa-
beth I ließ Schiffe von Auftragspiraten überfal-
len und ihre wertvolle Fracht rauben, vor allem 
Gold aus Südamerika. Sir Francis Drake war so 
ein Auftragspirat. Der bankrotte Schiffer hatte 
die königlichen Lizenz zum Morden, Plündern 
Brandschatzen und Versklaven. Einen Teil der 
Beute durfte der royale Korsar behalten, der 
Rest fiel an die Krone. Britanniens Einstieg in 
den neuen Markt erinnert an die Gepflogen-
heiten eines Mafiaclans, der vom Zigaretten-
schmuggel in den weitaus gewinnträchtigeren 
Kokainhandel wechselt. Die Queen und ihr gie-
riger Adel professionalisierten zudem das Ge-
schäftsmodell so, dass ihm auf den ersten Blick 
nichts Anrüchiges mehr anhaftete. Am 31. De-
zember 1600 drückte Elisabeth ihr Siegel auf 
ein Pergament, das einer Gruppe von 125 Kauf-
leute, die meisten davon aus angelsächsischen 
Adelsgeschlechtern, das Monopol für den ge-
samten Handel zwischen England, dem Indi-
schen Ozean und dem Pazifik bis zur Magellan-
Straße an der Südküste Chiles sicherte.

Es war die Geburtsstunde der British East In-
dia Company, einer Aktiengesellschaft mit ei-
nem Grundkapital von damals 72.000 Pfund, 
eine Summe, die heute etwa einem Wert 
22 Millionen Pfund entspricht. Die erste In-
vestition war der Bau einer kleine Flotte von 
fünf Schiffen, die unter dem Kommando von 
Kapitän James Lancaster 1602 nach Sumatra 
segelten und vor allem Gewürze zurück nach 
England brachten.

In den darauffolgenden Jahren gab es meh-
rere solche Handelsexkursionen in den Indi-
schen Ozean, und schließlich vereinbarte eine 
Delegation der Company mit dem Großmogul 
Jahangir die Gründung von Handelsnieder-
lassungen auf den indischen Subkontinent. 
Es sollte dann aber noch mehrere Jahrzehnte 
dauern, bis die East India Company in Indien 
wirklich Fuß fassen konnte. Zuerst mussten 
die leidigen Konkurrenten aus Portugal ver-
trieben, dann die niederländische Ostindien-
Gesellschaft ausgeschaltet werden. 1639 gin-
gen die ersten Schiffe der Company in der Nähe 
von Madras vor Anker.

Innerhalb weniger Jahre entstand in Madras 
ein Handelszentrum der Company mit eigenem 
Warenlager, bewehrt mit 4 Meter dicken Mau-
ern. Und bald darauf eine Kolonialmacht, die 
absichern sollte, dass sich die Geschäfte für die 
Company rechneten. 1661 hatte König Charles 
II das Monopol der Company für das Mittel-
asien- und Fernostgeschäft nicht nur bestätigt, 
sondern die Händler mit Befugnissen ausge-
stattet, die sonst nur Fürsten und Staaten zu-
gestanden wurden. Die Company konnte in In-
dien nun Recht in ihrem Sinne sprechen, eine 
eigene Armee aufstellen und Krieg führen, um 
neue Märkte zu erschließen: gegen Inder, Fran-
zosen, Portugiesen Niederländer, ganz wie es 
beliebte und den Profiten dienlich war. Und 
von diesem Recht machte die Company in den 
folgenden zwei Jahrhunderten reichlich Ge-
brauch, wie sich in der British Library nach-
lesen lässt.

Dort, in der Nähe des Londoner Bahnhofs 
St. Pancras in der Euston Road, lagern nicht 
nur das Original der Magna Carta oder Song-
texte der Beatles, sondern auch interne und 
persönliche Dokumente der British East In-
dia Company. Insgesamt 100.000 Manuskripte, 

Schriftstücke, Briefe und Tagebuchaufzeich-
nungen von Kapitänen, Söldnern, Buchhal-
tern, Händlern , Glücksrittern und Abenteuern 
.Die Unterlagen füllen rund 14.000 Regalme-
ter. Der britische Historiker Robert Hutchin-
son hat sie über sechs Jahre lang ausgewer-
tet. Es sind Zeugnisse aus einer eigenen Welt 
mit eigenen Gesetzen, die viel aussagen über 
die britische Gesellschaft des 18. und frühen 
19. Jahrhunderts – der Zeit, als die heimliche 
Nationalhymne entstand: Rule, Britannia! Bri-
tannia, rule the waves. Der Zeit, als sich das In-
selreich am Rande Europas als Zentrum der 
Welt fühlte.

Für die Company zu arbeiten, war in Groß-
britannien eine attraktive Sache: Die Löhne 
waren ordentlich und wer sich nicht ganz blöd 
anstellte, konnte nebenbei kräftig dazuver-
dienen. Kapitäne der Company-Flotte durften 
ganz offiziell einen Teil der aus Indien für Eng-
land bestimmten Waren auf eigene Rechnung 
verticken. Buchhalter in Madras oder Bombay 
konnten Edelsteine, Gold und seltene Gewürze 
zu Company-Konditionen kaufen und mit Ge-
winn privat verkaufen. Das Leben in der Kolo-
nie konnte schön sein – Tausende von Kilome-
tern entfernt von zugigen Landhäusern und 
der anglikanischen Prüderie. Viele der Com-
pany-Mitarbeiter hatten indische Mätressen 
oder frönten gleich der landestypischen Poly-
gamie . Kapitän Thomas Williamson hielt in sei-
nem Tagebuch fest: »Einer meiner Gastgeber, 
ein älterer Offizier, hatte sage und schreibe 16 
Frauen – jeden Typs und Größe.« Doch die Her-
ren Wirtschaftskolonisatoren haben nicht nur 
wild geliebt, sondern auch viel gesoffen. Hek-
toliterweise wurde per Schiff Wein aus Europa 
herangeschafft. Und wenn die Importware 
ausgetrunken war, stiegen die Kolonialher-
ren auf landestypische Alkoholika um, Palm-
wein und Arrak. Ein Anonymus notierte Mitte 
des 18.Jahrhunderts süffisant: »In Hindustan 
sterben mehr Engländer durch gepanschten 
Schnaps als durch das Schwert.« Beim Kir-
chenmann James Cordine heißt es angewidert: 
»Viele Briten pflegen ein ausschweifendes, al-
les andere als gottgefälliges Leben.«

Zugleich litten die Briten in Indien fürchter-
lich. Die Hitze, die hohe Luftfeuchtigkeit, die 
Mücken und unbekannte Bakterien machten 
den Company-Mitarbeitern arg zu schaffen. 
Die Sterberate war hoch, als durchschnittli-
che Lebenserwartung für Mitteleuropäer gal-
ten zwei Regenzeiten. Wer die überlebt hatte, 
dem konnte in Indien nicht mehr viel passie-
ren. Viele aber überlebten sie nicht. Aus den 
Unterlagen in der British Library geht her-
vor, dass allein in Kalkutta während einer Re-
genzeit Ende des 18. Jahrhunderts ein Drittel 
der gesamten britischen Bevölkerung starb. 
Ein Company-Kapitän notierte: »Das ist der 
schrecklichste Ort, an dem ich jemals war, die 
Hölle auf Erden.«

Am 1.Januar 1874 wurde die British East In-
dia Company schließlich liquidiert. 274 Jahre 
nach ihrer Gründung war Indien nun nicht 
mehr Privatgeschäft, sondern Staatsaufgabe. 
Die Krone und die Regierung übernahmen die 
Kontrolle und die Ausbeutung der Kolonie. Die 
Company war schon Jahrzehnte vorher bei Po-
litikern und Monarchen in Ungnade gefallen. 
Sie galt in London inzwischen vor allem als 
korrupt und ineffizient. Der globale Seehan-
del allerdings blieb bis zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts unter der Kontrolle von britischen 
Unternehmen. An jeder zweiten Fracht, die 
über die Weltmeere geschippert wurde, ver-
dienten die Briten. Es gab im 19. Jahrhundert 
kaum eine der lukrativen Handelsrouten, 
die nicht von Schiffen mit dem Union Jack 
am Heck befahren wurden. Und wie schon 
im Indiengeschäft kämpften die Reedereien 
und Handelshäuser mit harten Bandagen. Il-
legale Preisabsprachen, Kartellbildung und 
Schmiergeld-Fonds gehörten zum britischen 
Geschäftsmodell im Überseehandel – gedul-
det und oft auch gefördert von Regierung und 
Monarchie.

PRIVILEGIEN-BRUTSTÄTTEN

Antonyme sind Wörter, die das Gegenteil 
dessen bedeuten, was logischerweise zu 
erwarten wäre. Wenn also beispielsweise 
die elitärsten Bildungseinrichtungen eines 
Landes als »öffentliche Schule« bezeich-
net werden, wie es in England und Wales 
mindestens seit zweihundert Jahren üblich 
ist. »Public Schools«, diese irreführende 
Bezeichnung für die Kaderschmieden der 
herrschenden Eliten, bezog sich ursprüng-
lich wohl lediglich auf ihr Einzugsgebiet: 
Die Internate Charterhouse, Eton, Harrow, 
Rugby, Shrewsbury, Westminster und Win-
chester sowie die höheren Schulen Mer-
chant Taylors’ und St. Paul’s waren nicht 
an Schuldistrikte gebunden. Dafür aber 
umso stärker an Einkommen und sozialen 
Status der Eltern. Dienten sie ursprüng-
lich vorrangig der Ausbildung des militäri-
schen Führungspersonals, waren und sind 
sie bis heute die richtige Adresse für alle El-
tern die sicherstellen wollen, dass ihr Nach-
wuchs so früh wie möglich Herrscher-Habi-
tus lernt. Kollateralschäden an Körper und 
Seele sind dabei in Kauf zu nehmen, wie so 
mache Leidensgeschichte aus dem Jungs-
schlafsaal dokumentiert. Selbstverständ-
lich gab es auch immer mal Versuche, über 
die Schulgesetzgebung Einfluss zu nehmen 
auf die staatlich anerkannten Privatschu-
len. Die erfanden dann auch pflichtschul-
dig ein paar Stipendien für besonders be-
gabte Habenichtse, oder führten, wie 
mittlerweile alle außer Eton und Harrow, 
die Koedukation ein. Was seit dem »Pub-
lic School Act« von 1868 niemals ernst-
haft versucht wurde, war die Abschaffung 
dieser Privilegien-Brutstätten. Wie auch, 
wenn knapp 30 Prozent der Parlamenta-
rier eine Privatschule besucht haben (bei 
den Tories 41 Prozent) und die Quote bei 
denjenigen, die Ministerämter bekleiden 
oder gar Premierminister werden, seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs bei gut 75 Prozent 
liegt.  Das lässt sich auf der schönen Wi-
kipedia-Seite »List of Prime Ministers by 
Education« nachlesen, wo Eton seit drei 
Jahrhunderten unangefochten führt. Rishi 
Sunak war Internatschüler in Winchester, 
und Tony Blair im schottischen »Fettes Col-
lege«, gegen jährliche Schulgebühren, die 
im mittleren fünfstelligen Bereich liegen. 
In Schottland nennen sie diese Einrichtun-
gen allerdings unabhängig statt öffentlich, 
also »Independent Schools«. Wenigstens 
kein Antonym sim
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Gut, aber mit Vorsicht zu genießen
Real existierender Liberalismus seit 180 Jahren und eine interessante Erfolgsgeschichte: »The Economist«

JOHN MALAMATINAS

D
as Papier riecht wie immer 
gut und liegt angenehm in der 
Hand. Das Cover bringt die 
Weltlage ästhetisch prägnant 
auf den Punkt. Das Logo mit 
den weißen Lettern auf feuer-

wehrrotem Hintergrund ist schon von Weitem 
zu erkennen. Für den erfahrenen Leser, der in 
der U-Bahn auf dem Weg zur geistig erfüllen-
den Lohnarbeit sitzt, ein Ausdruck von Pres-
tige und ökonomisch-politischem Intellekt, für 
die anderen ein Hinweis, dass die Person Eng-
lisch kann. Und Freunde stellen immer wie-
der die Frage: Liest du ihn wirklich jede Wo-
che komplett durch?

Für alle, die des hektischen täglichen Nach-
richtenrhythmus überdrüssig sind, ist »The 
Economist« wie Frischluft. Das in London an-
sässige Wochenmagazin (obwohl es sich selbst 
als Zeitung bezeichnet) berichtet über globale 
politische und wirtschaftliche Themen. Es gilt 
als moderat, schrullig und unkonventionell. Die 
Vorstellung, dass man über das Weltgesche-
hen genau dann informiert sein muss, wenn es 
passiert, ist eine Marketingkreation von Medi-
enmarken, die hier nicht gepflegt wird. Diese 
Haltung hat dem Magazin nie geschadet, ihm 
stattdessen eine treue Leserschaft und konti-
nuierlich steigende Auflage beschert – aktuell 
über 1,6 Millionen Print- und Onlineabonne-
ments und bist zu 60 Millionen Follower. »The 
Economist« rühmte sich sogar einst mit seiner 
geringen Auflage: In den frühen 1990er Jahren 
verwendete er den Slogan: »Noch nie in der Ge-
schichte des Journalismus wurde so viel und so 
lange von so wenigen gelesen.« Klingt elitär – 
aber die Sprache ist einfach und der Inhalt ein-
steigerfreundlich.

Die »Zeit« fragte denn auch: »Mal angenom-
men, jemand würde alles zusammentragen, 
was Medienberater Zeitungsmachern so emp-
fehlen. Angenommen, die Ratschläge würden 
auf einer Liste stehen, jemand würde sich diese 
Liste schnappen und dann das genaue Gegen-
teil machen. Was für eine Zeitung käme dabei 
heraus?« Genau: »The Economist« macht alles 

anders. Dazu gehört zum Beispiel, dass keiner 
der Artikel namentlich signiert wird, alle Texte 
in der Redaktion von allen kritisiert werden 
können und jede Ausgabe als kollektives Pro-
jekt erscheint. Im Laufe der Jahrhunderte ha-
ben sich allerdings feste Regeln im Sinne von 
Stil und Ästhetik entwickelt. 

Andererseits macht genau Letzteres mög-
lich, dass sich das Magazin als Vertreter einer 
bestimmten Doktrin inszenieren kann. Und 
genau die Diffusität ermöglicht viele Allian-
zen: Es geht um nichts anderes als den Geist 
des Liberalismus, der die westliche Welt seit 
der Entstehung des Kapitalismus prägt. »The 
Economist« reiht sich stolz in diese kämpferi-
sche angloamerikanische Tradition ein und be-
hauptet seit seiner Gründung energisch, die li-
berale Sache voranzutreiben. In »Liberalismus 
in seiner Gänze« (»Liberalism at Large«, Verso-
Verlag) erzählt der Historiker Alexander Zevin 
nicht nur die Geschichte des Magazins selbst, 
sondern auch dessen Wirkung auf das Weltge-
schehen. Seine Untersuchung der Verlautba-
rungen des »Economist« und der Politik derje-
nigen, die sie befolgten, ergibt eine Studie über 
verschiedene Liberalismen, wie sie im Laufe 
von hundertachtzig Jahren praktiziert wurden. 
»Das Magazin entpuppt sich als eine Kraft, von 
der man sagen kann, dass sie – dank der mi-
litärischen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Macht Großbritanniens und später Amerikas 
– die moderne Welt geschaffen hat, wenn auch 
nicht auf die Art und Weise, die viele Liberale 
vermuten würden.« (»New Yorker«)

Der klassische Liberalismus britischer Prä-
gung, wie er im 19. Jahrhundert entstanden 
ist, kombiniert ökonomische Freiheiten – 
das Recht auf Privatbesitz, geringe Steuern 
oder freien Handel – mit politischen Freihei-
ten – Gleichheit vor dem Gesetz, verantwor-
tungsvolles Regieren, Presse- und Versamm-
lungsfreiheit. Allerdings beantworten diese 
grundlegenden Werte bis heute nicht weiter-
gehende und entscheidende Fragen des Kapi-
talismus: Wie weit geht staatliches Eingreifen? 
Wie frei darf das Finanzkapital agieren? Und 
wie soll der Umgang mit langfristigen Krisen 
aussehen? 

Das erste Pamphlet von »The Economist«-
Gründer James Wilson beschäftigte sich mit 
dem Gesetz zur Beschränkung von Kornim-
porten und war somit Teil der großen Kam-
pagne der Anti-Korngesetz-Liga für Freihan-
del, nach dem Motto »Freie Kommunikation 
mit all den Teilen des britischen Empires ist 
gut, aber freier Handel mit allen Teilen der 
Welt noch besser«. Die theoretischen Paten 
waren politische Ökonomen von Adam Smith 
bis David Ricardo. Der Wirtschaftshistoriker 
Scott Gordon glaubte, in einem Porträt Wil-
sons, das ein Jahr vor seinem Tod entstand, 
die Kraft einer Idee zu erkennen, die bestän-
dig, wenn auch nicht gemäßigt ist: »Er sitzt 
stur in seinem Stuhl, die Hände in Endgültig-
keit gefaltet. Sein rundes Gesicht ist wohl-
wollend, aber in seinen Augen, die fest und 
unbeweglich sind, und in seinem schmalen, 
festen Mund ist das unverkennbare Zeichen 
der Doktrin zu sehen. Es gibt keinen Unsinn 
bei mir, sagen sie. Ich weiß, was richtig ist, ich 
arbeite hart, und ich tue meine Pflicht. Was ist 
die Leidenschaft dieses Mannes? Man fragt 
sich, denn er hat sicher eine: gute Porträts lü-
gen nicht. Ist es Mäßigung? Abschaffung der 
Sklaverei? Verhinderung von Tierquälerei? 
Bildung? Ist es all das und noch viel mehr, 
denn es ist die eine Sache, das eine Prinzip, 
das die ganze Welt zu einer harmonischen und 
segensreichen Ordnung machen wird. Es ist 
das Laisser-faire.«

So widersprüchlich die Facetten des Libe-
ralismus sind, so sind es auch die Meinun-
gen der Gegner über das Magazin. Es sei das 
»Zentralorgan der besitzenden Klasse«, ein 
anderer betitelte es als »Ecommunist«, weil 
es ihm offenbar zu links war. Das erste Zitat 
stammt von Karl Marx (genauer gesagt be-
nutzt er im »Achtzehnten Brumaire des Louis 
Bonaparte« das Wort »Finanzaristokratie«), 
das zweite von Silvio Berlusconi. Angriffe auf 
den Liberalismus sind nichts Neues. Im Jahr 
1843, dem Gründungsjahr von The Economist, 
schrieb Karl Marx: »Die glorreichen Gewän-
der des Liberalismus sind abgefallen, und der 
abstoßendste Despotismus steht offen vor al-
ler Welt.« 

Der kanadische Auto John Ralston Saul be-
schreibt »The Economist« als eine »... [Zeitung], 
die die Namen der Journalisten, die ihre Ar-
tikel schreiben, verbirgt, um die Illusion zu 
erwecken, dass sie eine unparteiische Wahr-
heit und keine Meinung verbreiten. Diese Ver-
kaufstechnik, die an den vorreformatorischen 
Katholizismus erinnert, überrascht nicht bei 
einer Publikation, die nach der Sozialwissen-
schaft benannt ist, die sich am meisten für 
wilde Vermutungen und imaginäre Fakten in-
teressiert, die unter dem Deckmantel der Un-
vermeidlichkeit und Genauigkeit präsentiert 
werden. Die Tatsache, dass es sich um die Bi-
bel der Unternehmensleitung handelt, zeigt, 
wie sehr die Weisheit der Vergangenheit das 
tägliche Brot der Managerzivilisation ist.« 
Dieses eher düstere Bild wird verstärkt durch 
die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse: »The 
Economist« gehört vor allem der bekannten 
Fiat-Autobauer Familie Agnelli, die 2015 ih-
ren Anteil von 4,7 Prozent auf 43,4 Prozent er-
höhte. Zu den kleineren Aktionären des Unter-
nehmens gehören neben der Agnelli-Familie 
auch Cadbury, Rothschild, Schroder und Lay-
ton.

Das Magazin hat immer liberale Anliegen 
wie die Anerkennung der gleichgeschlechtli-
chen Ehe und die Legalisierung von Drogen un-
terstützt und kritisiert offen den Brexit. Es 
befürwortet außerdem konsequent Arbeits-
migration, Amnestie oder die Waffenkontrolle. 
Die Positionen zu den wichtigsten aktuellen 
Themen zeigen, wo es langgeht: Real existie-
render Liberalismus at its best – immer schön 
pragmatisch bleiben! 

Das Magazin ist ein interessantes Werkzeug 
– aber mit Vorsicht zu genießen. Manchmal 
wirkt »The Economist« wie ein Artefakt aus 
einer Zeit, da alles noch in Ordnung schien (in 
der Realität jedoch nicht war) und das Gefühl 
vorherrschte, die Welt noch im Griff zu haben. 
Die große Frage für das Magazin lautet: Wird 
es ihm gelingen, jetzige und kommende Gene-
rationen zu umgarnen und ihnen seine Theo-
rie und seinen Blick auf die Welt zu vermitteln? 
Davon hängt nichts Geringeres als die Weiter-
existenz des liberalen Empires ab.



18  OXI  |  3  |  23

Ein Spiel, ein Geschäft
Die Aufkündigung des Solidarprinzips beim Fußball korrespondierte  
mit dem neoliberalen Zeitgeist des Thatcherismus

DIETRICH SCHULZE-MARMELING

I
n England wurde Fußball deutlich eher 
professionell gespielt und auch als Ge-
schäft verstanden als in Deutschland. 
Auch waren die Vereine schon sehr 
früh Unternehmen und befanden sich 
in Privatbesitz. 

Englands Rekordmeister Manchester Uni-
ted begann als Team von Arbeitern einer Ei-
senbahngesellschaft. 1878 wird im Nordos-
ten der Stadt der Newton Heath Lancashire 
and Yorkshire Railway Company (LYR) Football 
Club – kurz: Newton Heath FC – aus der Taufe 
gehoben. Geführt wird der Klub aber nicht von 
einfachen Arbeitern, sondern sogenannten Ei-
senbahnbeamten. Als der Newton Heath FC vor 
dem Bankrott steht, kommt die Rettung in 
Gestalt des wohlhabenden Brauereibesitzers 
John Davies. Dieser investiert 60.000 Pfund in 
den Bau des im ersten Industriekomplex der 
Welt gelegenen Old-Trafford-Stadions. Aus 
dem Stadtteilklub wird der Manchester Uni-
ted Football Club. Unter den Fußballfans fir-
miert er bald als »Moneybag United«.

Der Fußball und das Bier – das ist die älteste 
kommerzielle Verbindung in diesem Sport. Den 
FC Liverpool würde es ohne Bier möglicher-
weise gar nicht geben. Denn der Klub wurde 
gegründet, um die kommerziellen Interessen 
eines Bierbrauers zu befriedigen, der zwar ein 
Stadion besaß, aber keine Mannschaft. In den 
1890ern waren mindestens 15 Prozent der An-
teilseigner bei den Profiklubs Leute, die ihr 
Geld mit dem Verkauf alkoholischer Getränke 
verdienten. Bierbrauer, Hoteliers und Wirts-
hausbesitzer entdecken im Profiklub eine Brü-
cke zu ihrem wichtigsten Markt – der trinken-
den Industriearbeiterschaft. 

1885 ist England das erste Land, das den Pro-
fifußball legalisiert. Drei Jahre später wird in 
Manchester mit der Football League die erste 
nationale Fußballliga der Welt gegründet. Die 
Klubs der ersten Stunde kommen ausnahms-

los aus den Industrieregionen des Nordens und 
der Midlands und Städten, die durch die Eisen-
bahn miteinander verbunden sind. 

Als Vorbild dient der League die 1876 in den 
USA gegründete National League of Professio-
nal Baseball Clubs (NLB). Die USA waren ge-
wissermaßen das Geburtsland des Profisports, 
der sich dort nicht mit dem ideologischen Bal-
last einer aristokratischen Sportphilosophie 
herumschlagen musste. Die NLB ist die welt-
weit erste Profiliga und das erste Sportunter-
nehmen und -bündnis der Welt. Anders als bei 
der Football League geht es bei der Baseball-
liga aber nicht nur um die Organisation und 
Finanzierung eines professionellen Spielbe-
triebs, sondern – wie bei sonstigen Unterneh-
men des Wirtschaftslebens – um das Erwirt-
schaften von Gewinnen. 

1991 bringt der englische Verband einen 
Vorschlag mit dem Titel »The Blueprint for 
the Future of Football« in die Diskussion, des-
sen Kernstück eine finanziell komplett eigen-
ständige Premier League ist, die nur noch über 
die Aufstiegs- und Abstiegsregelung mit dem 
Rest der League verbunden bleibt und folglich 
nicht mehr länger mit den Klubs der anderen 
drei Profi-Ligen TV-Einnahmen und Sponso-
rengelder teilen muss. Das Dokument gibt auch 
die soziale Richtung an, die der Fußball einzu-
schlagen habe. Die Klubs sollten sich »upmar-
ket« orientieren, um sich die »wohlhabenderen 
Konsumenten aus den Mittelklassen zu er-
schließen«. Die Ausrichtung auf ein »nicht-pro-
letarisches« Publikum, das andere Komfort-
ansprüche und Konsumgewohnheiten pflegt 
und zahlungskräftiger ist, reflektiert den so-
zialen Wandel in den Gesellschaften Westeuro-
pas, zumal in England, wo sich die traditionelle 
Industrie samt ihrer Belegschaften im Rück-
zug befindet, während der Dienstleistungssek-
tor expandiert. In den Augen der konservati-
ven »Sunday Times« hatte sich der Fußball zu 
einem »Slum-Sport« entwickelt, »gespielt in 
Slum-Stadien und verfolgt von Menschen aus 

den Slums«. Für Margaret Thatcher war er ein 
soziales Ärgernis.

Am 20. Februar 1992 kündigen die Klubs 
der 1. Division ihre League-Mitgliedschaft 
auf. Drei Monate später wird die FA Premier 
League (seit 2007 nur noch Premier League) 
als »Limited Company« etabliert. Das traditi-
onsreiche League-System, das wie kein ande-
res in Europa den Solidargedanken pflegte, ist 
nun Geschichte. Die Aufkündigung des Solidar-
prinzips korrespondiert mit dem neoliberalen 
Zeitgeist des Thatcherismus und wird durch 
neue technische Möglichkeiten wie Satelliten-
fernsehen und das sich anbahnende Pay-TV 
unterstützt. So gehen die TV-Rechte für die 
neue Liga an den Satelliten- und Pay-TV-Sen-
der BSkyB, womit zunächst viele Haushalte 
von der Übertragung der Premier-League-
Spiele ausgeschlossen sind. Die öffentlich-
rechtliche BBC erhält nur den Zuschlag für 
das Highlights-Paket. 

Im Jahr der Gründung der Premier League 
beträgt der Durchschnittspreis für ein Ti-
cket etwa 8 Pfund. Bis 2005 steigt er auf fast 
40 Pfund, auch durch die »Versitzplatzung« der 
Stadien. Aber trotz der Explosion bei den Ein-
trittspreisen steigt die Zuschauerzahl in allen 
Ligen des englischen Profifußballs auf ein Ni-
veau, das seit den 1960ern nicht mehr erreicht 
wurde. 2004 melden einige Premier-League-
Klubs Auslastungsquoten von über 99 Prozent. 
Für die gesamte Liga beträgt die Quote über 
95 Prozent.

Mit den Eintrittspreisen verändert sich die 
soziale Zusammensetzung der Massen in den 
Stadien, entsprechend dem auch anderswo 
sichtbaren Wandel in der gesamten Gesell-
schaft. Zwar sind auf den Rängen weiterhin 
alle sozialen Klassen vertreten, aber es findet 
eine deutliche Verschiebung weg von den Ar-
beitern und hin zu den Mittelschichten statt – 
insbesondere in der Hauptstadt London. 2002 
verdient mehr als ein Drittel der Chelsea-Dau-
erkarteninhaber mehr als 50.000 Pfund pro 

STOLZ

Im Jahr 2014 feierte der britische Film 
»Pride« des Regisseurs Matthew War-
chus bei den Internationalen Filmfestspie-
len in Cannes Premiere. Er geht zurück in 
das Jahr 1984. Die britische Premierminis-
terin Margaret Thatcher ist dabei, die strei-
kenden Bergarbeiter plattzumachen. Tote 
werden billigend in Kauf genommen. Eine 
Schwulen- und Lesbengruppe aus London 
solidarisiert sich mit den Streikenden, sam-
melt Spenden für deren Familien. Die Män-
nergewerkschaft ist nicht amüsiert. Aber 
ein walisisches Bergarbeiterdorf empfängt 
die Gruppe. Kitsch und Ernst halten sich 
die Waage, die Geschichte hat schließlich 
stattgefunden. 1985 kommen Bergarbei-
ter zum Gay Pride und bilden die Spitze des 
Zuges. epd Film schrieb: »Ein schillerndes 
Schauspielensemble löst große Themen 
wie Freundschaft, Toleranz und Solidarität 
in eine Fülle intimer, wahrhaftiger Momente 
auf, die auch die Klippen von Kitsch und 
Sentimentalität sicher umschiffen.« Das 
mit der Sentimentalität kann man anders 
sehen und was soll an ihr schlecht sein?

Wertkonservativ trifft Queer, Welten, die 
sich sonst kaum überschneiden – zu groß 
die Ressentiments, zu wenig Berührungs-
punkte. Die Eiserne Lady hat es mit ihrem 
Vernichtungsfeldzug gegen britische Ar-
beiterkultur möglich gemacht. »Pride« 
gewann zu Recht den Publikumspreis des 
Filmfestivals in Gent/Belgien und wurde 
mit anderen Preisen bedacht. 

Die Niederlage der Streikenden nach ei-
nem langen Jahr des Widerstands war to-
tal. Gleichzeitig jedoch ist dieses Jahr ein 
Hohelied auf die Solidarität in Zeiten der po-
litischen Pest. Die handelnden Personen im 
Film sind zum größten Teil historisch ver-
bürgt. »Pride« ist auf jeden Fall ein auch 
heute sehr sehenswerter Film. kg
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Ökonomische 
Abhängigkeiten.  
Alter Machtglaube
Gewalt gegen Frauen gehört noch immer zum Alltag. Es mangelt an 
bedarfsgerechten Hilfen und politischem Willen, das zu ändern

PAULA HANSEN

E
igentlich möchte man so etwas weder lesen noch 
sich wirklich vorstellen: In den Kopf geschossen. 
Erstochen. Erstickt. Erwürgt. Erdrosselt. Erschla-
gen. Überfahren. So werden Frauen getötet. Jahr 
für Jahr. Nicht von Fremden, sondern vom eige-
nen Mann, dem Lebenspartner, dem Ex-Gatten 

oder einem Stalker. In Deutschland und Frankreich, so sagt 
die Statistik, tötet fast an jedem dritten Tag ein Mann die Frau 
an seiner Seite. Das sind im jeweiligen Land jährlich 120 getö-
tete Frauen. Abrupt abgebrochene Leben. In der Türkei sind es 
fast viermal so viele. Doch das Phänomen Femizide – Frauen 
und Mädchen werden getötet aufgrund ihres Geschlechts – ist 
global. Es reicht von Lateinamerika über Afrika und Europa 
bis hin nach Asien. Und es ist auch nicht so, dass die Taten ver-
steckt oder ausschließlich hinter den Türen privater Räume 
stattfinden, sondern mitten unter uns. An öffentlichen Orten, 
auf Straßen und Plätzen. Auch ist es nicht so, dass nichts darü-
ber zu lesen, zu hören oder zu sehen ist. Ganz im Gegenteil, me-
dial werden diese Grausamkeiten sehr wohl aufgegriffen. Von 
Boulevardmagazinen und -zeitungen gern auch ausgeschlach-
tet und als »Familiendrama« ausgeschmückt.

Natürlich ist es eine menschliche Tragödie, aber es steckt so 
sehr viel mehr dahinter, so Christina Clemm. Seit 1996 steht 
die Strafverteidigerin Frauen, denen Gewalt angetan wurde, 
die diese überlebt und angezeigt haben, zur Seite. Im Gerichts-
saal erlebt sie nicht selten, dass immer noch vonseiten der Rich-
ter:innen den körperlich und seelisch verletzten Frauen die 
Frage gestellt wird, warum sie denn in der Gewaltbeziehung aus-
geharrt hätten. Außerdem würde »den Frauen nicht geglaubt«. 
Dabei leben sie, so Clemm, »in starken, nicht zuletzt auch öko-
nomischen Abhängigkeiten«. Für die Frauen sei es »ein riesiges 
Problem«, nach der Flucht vor dem gewalttätigen Partner eine 
eigene Wohnung und für die Kinder einen Kita- oder Hortplatz 
zu finden. Das jedoch sei eine der »Voraussetzungen, um sich 
von einem gewalttätigen Partner auf Dauer zu lösen«. Die an-
haltende Wohnungsnot, die kaum noch bezahlbaren Mieten, die 
Verdrängung – gerade in Ballungsgebieten – machen es den be-
troffenen Frauen fast unmöglich, eine räumliche Trennung aus 
eigener Kraft zu schaffen. Darüber hinaus bleibt die Frage für 
sie: Wie stemme ich allein das Leben danach finanziell?

Birgit Sauer, Professorin für Politikwissenschaft mit Schwer-
punkt Governance und Geschlecht an der Universität Wien, ist 
davon überzeugt, dass Gewalttaten gegenüber Frauen nur dann 
erfolgreich bekämpft werden können, wenn auch die gesell-
schaftlichen Strukturen und Vorstellungen hinterfragt wer-
den. Kaum ein europäisches Land, so die Expertin in einer EU-
weiten Studie des Europäischen Instituts für Gendergleichheit 
(EIGE), arbeite wirklich gut präventiv zum Schutz der Frauen 
vor Gewalt. 

Ausgenommen Spanien. In der Präambel des dortigen Gewalt-
schutzgesetzes heißt es: »Es ist Gewalt, die sich gegen Frauen 
richtet, weil sie Frauen sind, weil sie von ihren Angreifern als 
rechtlos angesehen werden: ohne Recht auf Freiheit, Recht auf 
Respekt, Recht auf eigene Entscheidung.« Erstaunliche Fest-
schreibungen in einem Land, das tief katholisch geprägt ist. Im 
Jahr 1997 gab es allerdings einen unvorstellbaren Anlass. Da-
nach ging das bisherige Wegsehen, wenn es um Gewalttaten ge-
gen Frauen ging, nicht mehr. Ana Orantes hatte in einer Fernseh-
sendung öffentlich gemacht, dass ihr Ex-Mann sie 40 Jahre lang 
geschlagen und vergewaltigt hatte. Zwei Wochen danach über-
goss er sie mit Benzin und zündete sie an. Sie, die sich endlich 
getraut hatte, aus der ehelichen Gewaltspirale auszubrechen, 
verbrannte bei lebendigem Leib. Es war eine Hinrichtung. Da-
nach gingen die entsetzten und empörten Spanierinnen nicht 
mehr von der Straße, und es änderte sich vieles. Beispielsweise 
wurde das landesweite Hilfetelefon rund um die Uhr besetzt. Im 
2004 beschlossenen Gesetz gegen häusliche Gewalt wurde die 
besondere Schutzbedürftigkeit von Frauen festgehalten. Man 

liest dort, Frauen werden Opfer männlicher Gewalt, weil sie 
eben nicht gleichgestellt sind. Auch körperlich unterlegen und 
vielfach von den Partnern ökonomisch abhängig sind. Die linke 
Regierung richtete eigene Staatsanwaltschaften zu Verfolgung 
häuslicher Gewalt ein. Ein Punkt, den auch Christina Clemm als 
Juristin schon lange für die Bundesrepublik fordert. Richter:in-
nen in Spanien müssen bei einer Gewalttat innerhalb von drei 
Tagen entscheiden, ob der Täter präventiv in Gewahrsam ge-
nommen wird. Die betroffenen Frauen mitsamt ihren Kindern 
erhalten bei Bedarf Polizeischutz. Und enorm wichtig: Im Fall 
einer Trennung und einer bestehenden ökonomischen Abhän-
gigkeit erhalten die Frauen vom Staat Sozialhilfe. Prügelnde 
Väter laufen Gefahr, das Sorgerecht für ihre Kinder entzogen 
zu bekommen. Staatliche, juristische und soziale Maßnahmen 
laufen hier zusammen. Und diese Koordination zeigt Wirkung. 
Die Femizide in Spanien gingen zurück. 

Der Schutz der Frauen vor Gewalt braucht politischen Wil-
len. Dann fließen auch Gelder in Strukturen, in Personal, in Un-
terstützungssysteme. Birgit Sauer, die österreichische Frauen-
forscherin, spricht von »tolerierter Tötung«, wenn staatliche 
Institutionen keine Gesetze und Mechanismen schaffen bzw. 
Maßnahmen ergreifen, um Femizide und andere Gewalttaten 
zu verhindern. Dann werde hingenommen, dass Frauen auf-
grund ihres Geschlechts ermordet werden. Das alte Glaubens-
muster, Männer hätten das Recht, über Frauen zu bestimmen, 
muss gebrochen werden. Auch die wie in Stein gemeißelten Vor-
stellungen, was Männer dürfen und wie Frauen zu sein haben. 
Es geht um Macht, um Kontrolle, um Besitz, um Verfügungsge-
walt. Wenn Frauen den Schritt wagen und sich trennen, verlie-
ren die Männer das alles. »Ausschlaggebend ist der Moment, 
in dem der Mann das unwiderrufliche Ende der Beziehung und 
damit auch den endgültigen Kontrollverlust über die Ex-Part-
nerin realisiert«, schreibt Rechtspsychologin Luise Greuel. Aus 
der Gewaltstudie von Monika Schröttle lässt sich erkennen, 
dass Männergewalt zwar alle Frauen in der Gesellschaft trifft, 
zwei Gruppen aber besonders häufig betroffen sind: »Frauen mit 
gar keinen Ressourcen und Frauen, die hoch gebildet sind und/
oder materiell mit ihrem Partner auf Augenhöhe oder überle-
gen sind.« Zur ersten Gruppe gehören Frauen, die sich schlecht 
wehren können und oftmals, auch in finanzieller Hinsicht, voll-
kommen abhängig von ihren Männern sind. Die Gründe für die 
Gewalt der Partner in der zweiten Gruppe sieht Schröttle da-
rin, dass »er frustriert ist und nicht erträgt, dass seine Frau er-
folgreicher ist als er und sich nicht von ihm kontrollieren lässt«.

In Deutschland existieren Ankündigungen, um Frauen zu 
schützen. Der jetzige Koalitionsvertrag der Ampelregierung 
verspricht eine Regelfinanzierung der Frauenhäuser. Auch eine 
professionelle Arbeit mit den Tätern, bedarfsgerechte Hilfesys-
teme. Im Sommer 2022 kündigte Bundesjustizminister Marco 
Buschmann an, das Strafgesetzbuch ändern zu wollen, damit 
Gewalttaten gegen Frauen künftig strenger bestraft werden 
könnten. Was fehlt, ist ein den Gegebenheiten entsprechendes 
Gewaltschutzgesetz. Es liegt nach wie vor auf Eis. Deshalb noch 
einmal zur Erinnerung: Jährlich sterben in Deutschland mehr 
als 100 Frauen durch Femizide. Noch einmal so viele werden 
verletzt. Die betroffenen Kinder noch gar nicht mitgezählt. Ge-
walt gegen Frauen, so Christina Clemm in ihrem Buch »Akten-
Einsicht«, sei seit Langem ein Problem, und doch ist die Dimen-
sion in der Öffentlichkeit bzw. außerhalb von Expert:innen- und 
Fachkreisen kaum bekannt. Es ist höchste Zeit, das zu ändern. 
Wir brauchen ein Hinschauen. Dringend 

Clemm, Christina: »AktenEinsicht. Geschichten von Frauen und 
Gewalt«, München 2020.
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Zimmer, Gisela: »Femizide in Deutschland –  
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Jahr, das Zweifache des Durchschnittsver-
dienstes in England.

Der bemerkenswerte Imagewandel, den der 
Fußball nach der WM 1990 erfuhr, veränderte 
die Haltung der Politik gegenüber dem Spiel. 
Ende der 1980er Jahre, als sich der englische 
Fußball in seiner schwersten Krise befand und 
mehr durch verrottete Stadien, Hooligans und 
Katastrophen als durch sportliche Glanztaten 
von sich reden machte, kam kein englischer 
Politiker auf den verwegenen Gedanken, sich 
seinem Wahlvolk als Fußballfan zu präsentie-
ren. In mittelständisch geprägten Wahlkrei-
sen wäre dies einem politischen Selbstmord 
gleichgekommen. Aber bei den Unterhauswah-
len 1997 übertreffen sich Labour- und Tory-
Kandidaten gegenseitig in ihren Bekenntnis-
sen zum »people’s game«. Vor allem Labours 
Tony Blair, von Haus aus Newcastle-United-
Fan, strapaziert das Spiel. 

Die Attraktivität der Premier League lockt 
nicht nur ausländische Spieler und Trainer, son-
dern auch ausländisches Kapital an. Den Anfang 
machte Chelsea. Im Sommer 2003 übernimmt 
der russische Oligarch Roman Abramowitsch 
den Klub aus dem gediegenen Londoner Bezirk 
SW6. Bis zu seinem Ausscheiden in Folge des 
russischen Angriffs auf die Ukraine investiert 
der Oligarch etwa 1, 5 Milliarden Pfund in den 
Klub, der auch als »FC Chelski« firmierte. Die 
Fans mögen den Russen. Aus welchen Quellen 
sich sein Reichtum speist, interessiert sie so 
wenig wie seine Nähe zu Wladimir Putin. An der 
Stamford Bridge singen sie: »Wenn ihr die Bes-
ten wollt, dann stellt keine Fragen, denn Roman 
ist unser Mann. Wo’s herkommt, ist ein Rätsel. 
Sind es Waffen? Oder Drogen? Ist es Öl aus dem 
Meer?« Im Mai 2022 erwirbt ein US-amerikani-
sches Konsortium den Klub zum Preis von etwa 
4,6 Milliarden Euro.

2005 kauft der US-amerikanische Sportun-
ternehmer Malcolm Glazer Manchester Uni-
ted. Die Fans gehen auf die Barrikaden, einige 
von ihnen gründen sogar einen neuen Klub. Der 
Unterschied zwischen Abramowitsch und Gla-
zer: Während der Russe in den Verein Geld hi-
neinpumpt und dessen Mannschaft personell 
verstärkt, holt der US-Amerikaner aus dem 
Verein Geld heraus. Jahrelang investiert er 
nur wenig in die Mannschaft, während die Ein-
trittspreise steigen. Ein Großteil der Summe, 
die Glazer für den Kauf des Klubs aufbringen 
muss, wird von Banken und Hedgefonds gelie-
hen. Die Schulden werden auf den Klub umge-
schrieben. Mittlerweile steht United zum Ver-
kauf. Der Kaufpreis: 5 Milliarden Euro. 

Der FC Liverpool gehört seit 2010 der Fenway 
Sports Group (FSG), ebenfalls ein US-amerika-
nisches Sportunternehmen, das aber deutlich 
sensibler agiert als die Glazer-Familie. Arsenal 
Londons Eigentümer ist der US-amerikanische 
Unternehmer Stan Kroenke. Manchester City 
gehört der City Football Group (CFG), die sich 
mehrheitlich im Besitz der Herrscherfamilie 
des arabischen Emirats Abu Dhabi befindet. 
Newcastle Uniteds Eigentümer ist ein vom sau-
dischen Staatsfonds Public Investment Fund 
angeführtes Konsortium. Manchester City und 
Newcastle sind »state owned clubs«, die, an-
ders als die von Sportunternehmern geführten 
United und Liverpool, markwirtschaftliche Ge-
setze ignorieren dürfen. Nicht finanzielle Ge-
winne sind das Ziel. Es geht um »sport washing« 
und politische Einflussnahme. Für die Fans in 
Manchester und in Newcastle sind die Men-
schenrechtsverletzungen in den Vereinigten 
Arabischen Emiraten und in Saudi-Arabien 
kein Thema. Im Gegenteil: Die neuen Besitzer 
wurden bei ihrer Ankunft frenetisch gefeiert. 

Von den prominenten Namen des englischen 
Fußballs befindet sich einzig und allein Totten-
ham noch in »englischen Händen«, nämlich in 
denen der Investmentgesellschaft ENIC des 
Milliardärs Joe Lewis. 

Die Premier League ist heute de facto eine 
Weltliga. Der als »the Greatest Show on Earth« 
(größte Show der Erde) beworbene Wettbewerb 
wird heute in insgesamt 195 Ländern gezeigt 
und ist seit 2001 die weltweit am meisten ver-
folgte Sportliga. Die Einnahmen aus der Aus-
landsvermarktung übersteigen mittlerweile 
die aus den Verträgen mit den einheimischen 
TV-Anstalten. In der Rechteperiode 2022 bis 
2025 kassiert die Premier League 6,2 Milliar-
den Euro von internationalen Networks und 
etwa 6 Milliarden aus der nationalen Fernseh-
vermarktung. Das »Mutterland des Fußballs« 
stellt nur noch die Bühne. Das Sagen haben an-
dere. 

Dietrich Schulze-Marmeling ist Sachbuch-
autor und schrieb zahlreiche Fußballbücher.  
https://www.schulze-marmeling.com/ 
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»Der Staat ist Schutzengel  
des Finanzkapitals«
Fabio Vighi über die Rettung der Wirtschaft durch Covid und die damit einhergehenden  
sozialen Verwüstungen 

Während der Pandemie schien  
der Kapitalismus plötzlich ein 
menschliches Antlitz zu bekom-
men: Wir retten Menschenle- 
ben, selbst wenn es der Wirtschaft 
schadet! Sie sagen: Es war genau 
umgekehrt. Die Lockdowns haben 
die Wirtschaft gerettet und 
menschlich eine Verwüstung an- 
gerichtet. Wie kommen Sie 
darauf?
Der Grund ist ganz einfach: Der 
eigentliche Patient in dieser Krise 
ist der Kapitalismus. Unmittelbar 
bevor Covid auftauchte, standen wir 
vor einer weiteren großen Finanz-
krise, deren Ausmaß die Krise von 
2008 zu übertreffen drohte. Im 
Sommer 2019 veröffentlichten die 
Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich und der Vermögensver-
walter Blackrock mehrere Berichte 
und Arbeitspapiere, in denen sie vor 
einem Crash warnten. Sie forder-
ten »beispiellose Maßnahmen« und 
eine »unkonventionelle Geldpoli-
tik«. Die Idee war, den Finanzsektor 
mit ungeheuerlichen Mengen  
Geld zu fluten, um einen Kollaps zu 
verhindern, wenn die Blasen an- 
fangen zu platzen. Blasen entstehen, 
wenn die Vermögenswerte, nichts 
mehr mit dem tatsächlichen Wert 
zu tun haben. Man wettet bloß die 
ganze Zeit mit billigen Krediten auf 
künftige Gewinne. Irgendwann 
fliegen diese leeren Wetten auf. Der 
folgende Dominoeffekt reißt dann 
alles in den Abgrund. Es genügt ein 
kleiner Vorfall, zum Beispiel eine 
kleine Erhöhung der Zinsen, also 
der Kreditkosten, um die Blasen 
zum Platzen zu bringen. Im Septem-
ber 2019 geschah genau das.  
Die Zinsen im Repo-Markt – einem 
wichtigen Markt für sehr kurz- 
fristige Kredite – stiegen sprung-
haft an. Der Patient lag sozusagen 
schon auf der Intensivstation. Die 
Zentralbanken begannen sofort, 
riesige Summen Geld in den Finanz-
sektor zu pumpen. Zentralbanken 
haben dieses Privileg, Geld zu er- 
zeugen, indem sie einfach eine Zahl 
in einen Computer tippen. Es war 
klar, dass keine Summe zu hoch sein 
würde, um den Patienten zu retten.

Aber was hat das alles mit den 
Lockdowns zu tun?
Wenn man so viel Geld per Maus-
klick aus dem Nichts in die Finanz-
ökonomie pumpt, entsteht die 
Gefahr einer Hyperinflation in der 
Realökonomie mit unabschätzba-
ren Folgen. Diese Gefahr kann man 
kontrollieren, wenn man die 
Realökonomie drosselt. Je weniger 
produziert und konsumiert wird, 
desto weniger Geld ist im Umlauf 
und desto geringer die Inflation. 
Die Lockdowns hatten genau diesen 
Effekt. Sie zögerten die Inflation 
hinaus, die man durch die monetäre 
Flutung der Finanzmärkte ver- 
ursacht hatte. Die Folgen der Geld- 
schwemme ließen sich so besser 
kontrollieren. In dieser Hinsicht 
kam Covid mehr als gelegen. Man 
konnte die tickenden Bomben im 
Finanzsektor entschärfen und 
gleichzeitig den Inflationsschub 
hemmen.

Gleichzeitig hat der Staat aber 
auch viele Unterstützungspro-
gramme auf den Weg gebracht.  

Da ging es weder um die Rettung 
der Finanzindustrie, noch machte 
man sich allzu viele Sorgen um  
die Inflation.
In der Tat dachten viele Menschen, 
vor allem auch viele Linke, der 
Staat stehe in dieser Krise schüt-
zend an ihrer Seite. Diese Vor- 
stellung impliziert aber, dass der 
Staat irgendwie unabhängig vom 
Kapital sei. Das ist eine falsche und 
sehr naive Einschätzung, gerade- 
zu eine Fetischisierung des Staates. 
Unter Linken ist das leider kein 
neues Phänomen. In Wirklichkeit 
ist der Staat schon seit langer  
Zeit eine Art Schutzengel des Kapi- 
tals, insbesondere des Finanzka- 
pitals. Der Staat und das Finanzka-
pital sind heute lediglich zwei 
Seiten derselben Medaille. Wir nen- 
nen das dann euphemistisch Pri- 
vate-Public-Partnership. Das ist be- 
reits eine ideologische Verdrehung. 
Ihren Höhepunkt hat diese ideolo-
gische Manipulation aber in dem 
Kunststück gefunden, die Leute da- 
von zu überzeugen, dass die Pan- 
demiepolitik ethisch gut und im In- 
teresse der Bevölkerung gewesen 
sei.

Und die Rettungspakete?
Man darf nicht vergessen, dass 
parallel zu diesen Hilfen kleine und 
mittlere Unternehmen dauerhaft 
pleitegingen. Ich spreche auch von 
einer kontrollierten Zerstörung.  
Da wurde nichts gerettet. Die Hilfen 
für die Bevölkerung sind ein paar 
Krümelchen, wenn man sie mit den 
gigantischen Summen vergleicht, 
die in den Finanzsektor gepumpt 
wurden. Es war also ein großer 
Fehler, vor allem der Linken, eine 
solche Hoffnung in den Staat zu 
setzen.

Die Linken haben versagt, weil  
sie die Krise falsch interpretiert 
haben? 
Nicht nur das. Wir müssen auch  
zur Kenntnis nehmen, dass parado-
xerweise die Finanzindustrie 
beziehungsweise die Politik, die ihr 
in Krisenzeiten zu Hilfe eilt, 
ideologisch auf ehemals linke Slo- 
gans und Forderungen zurückgrei-
fen. Solidarität, Schutz der Schwa-
chen, Opfer bringen für das Gute – 
all diese Selbstbeschränkungen, 
moralischen Erpressungen und die 
Erzeugung von Schuldgefühlen 
weisen eine große Schnittmenge 
zur zeitgenössischen Linken auf. Es 
braucht diese humanitäre, ethische 
Rhetorik, um solch drastische Maß- 
nahmen wie einen Lockdown 
durchzusetzen. In diesem Sinne 
haben die Linken nicht einfach  
nur etwas falsch verstanden, son- 
dern sie spielten das kapitalis- 
tische Spiel, und zwar oft noch bes- 
ser als die Rechten. Die Linken  
sind zu Komplizen einer neuen Form 
des Kapitalismus geworden, die ich 
Notfall-Kapitalismus nenne. Dieser 
Notfall-Kapitalismus hangelt sich 
von Katastrophe zu Katastrophe. 
Das gegenwärtige System bekämpft 
diese allgegenwärtigen Katastro-
phen nicht, es braucht sie.

Katastrophen waren seit jeher 
eine lukrative Angelegenheit für 
den Kapitalismus. Auch Krisen 
sind so alt wie der Kapitalismus 

selbst. Was ist so neu an dem,  
was Sie »Notfall-Kapitalismus« 
nennen?
Dazu müssen wir uns anschauen, 
was seit den 1970er Jahren 
passiert ist. Hier wurde das Ende 
der Arbeitsgesellschaft und des 
Konsumkapitalismus eingeläutet. 
Aus zwei Gründen: Erstens waren 
die Grenzen der Profitsteigerung 
erreicht, die lukrative Kombina- 
tion aus Massenproduktion, Mas- 
senkonsum und Wohlfahrts- 
staat rentierte sich nicht mehr,  
das Wachstum stagnierte.  
Zweitens begann zu diesem Zeit- 
punkt die Dritte industrielle 
Revolution. Die sogenannte Digita- 
lisierung führte zu einer sukzessi-
ven Ersetzung menschlicher Ar- 
beitskraft. Diese Entwicklung  
trifft uns heute mit voller Wucht. 
Es stehen immer weniger Men-
schen am Fließband. Die Arbeit 
wird von Maschinen gemacht.  
Sie montieren Autos in Fabriken, 
führen Operationen in Kranken-
häusern durch, sortieren Bücher  
in Bibliotheken oder kassieren  
in Supermärkten. Das ist ein Pro- 
blem, nicht nur für die Leute, die 
ihre Jobs verlieren, sondern auch 
für das Kapital. Denn Profite im 
klassischen Sinne entstehen nur 
dort, wo menschliche Arbeitskraft 
verwertet wird und das Kapital 
Mehrwert abzwacken kann. Ma- 
schinen sparen zwar Lohnkosten, 
erzeugen aber keinen Mehrwert.  
Es findet keine Wertschöpfung 
statt. Das Kapital kann also in der 
Realökonomie keine Profite  
mehr machen und flüchtet sich in 
die Finanzspekulation.

Und dort entstehen dann die 
Notfälle?
Sozusagen. Der heutige Kapitalis-
mus investiert nicht in Arbeit, 
sondern in Finanzprodukte. Aber 
die Spekulation erzeugt natür- 
lich auch keinen »echten Wert«. 
Stattdessen bilden sich Blasen. 
Drohen sie zu platzen, intervenie-
ren die Zentralbanken mit einer 
Geldschwemme. Aus der Geld-
schwemme folgt die Gefahr einer 
Hyperinflation, die sich nur mit 
irgendwelchen Notfallmaßnahmen 
oder Ausnahmezuständen be- 
wältigen lässt. Es geht nicht darum, 
punktuell aus irgendwelchen Not- 
ständen Profit zu schlagen. Vielmehr 
muss der Notfall möglichst durch 
immer neue Katastrophen auf Dauer 
gestellt werden, um den Finanz-
marktkapitalismus künstlich am 
Leben und die Inflation im Zaum  
zu halten. Das ist eine Verlängerung 
der Agonie, ein Kollaps in Zeitlupe. 
In einer solchen Situation sind Kata- 
strophen, Ausnahmezustände und 
Lockdowns keine wirtschaftliche 
Gefahr, sondern nützlich für  
das Inflationsmanagement. In den 
1960er Jahren, als der Konsum- 
kapitalismus noch boomte, hätte 
man sich angesichts einer Gesund-
heitskrise niemals entschlossen, 
eine florierende Wirtschaft zu 
gefährden. Das Virus konnte eine 
solche Wirkung nur im Finanz-
marktkapitalismus entfalten.

Manche sagen, Big Data biete 
einen Ausweg aus der leeren 
Finanzmarktspekulation. Die 

Digitalisierung, so das Argument, 
schaffe neue Branchen, die  
auch der Realökonomie zu einem 
Aufschwung verhelfen könnten.
Ich denke, die Bewirtschaftung  
von Daten hätte im Konsumkapita-
lismus sehr gut funktioniert. Die 
ganze Datenverwertung hängt von 
Konsumgewohnheiten und Wer-
bung ab. Das heißt, man braucht 
eine Bevölkerung, die viel kon- 
sumiert. Genau das ist heute aber 
nicht mehr der Fall. Die Leute 
werden immer ärmer und können 
sich immer weniger Produkte 
leisten. Warum dann viel Geld für 
personalisierte, zielgenaue Wer-
bung ausgeben? Aus meiner Sicht 
geht es bei der Digitalisierung  
nicht so sehr ums Geschäft, son- 
dern eher um Überwachung. In 
einer digitalisierten Gesellschaft 
lässt sich die Bevölkerung sehr  
viel leichter kontrollieren – und  
das wird nötig sein, wenn sie  
immer weniger Jobs und Konsum-
güter in Aussicht hat und immer 
mehr verelendet. Es kann allerdings 
auch sein, dass sich die Leute mit 
Freude ihre eigenen Fesseln anle- 
gen, wenn sie das Gefühl haben,  
es diene einer guten Sache. Man 
sieht ja, wie begeistert sich viele  
in die Selbstisolation begeben 
haben, die Heizung runterdrehen 
oder die eigene Armut als nach- 
haltige Selbstgenügsamkeit gut- 
heißen.

Das sind düstere Aussichten.
Ja, wir befinden uns in einer Sack- 
gasse. Aus kapitalistischer Sicht 
gibt es keinen Ausweg. Wenn man 
noch mehr Geld in den Finanzsek-
tor pumpt, hat man ein Problem mit 
der Inflation oder sogar Hyper- 
inflation und muss irgendwie die 
Realökonomie runterfahren.  
Wenn man hingegen die Zinsen 
erhöht, also Geld teurer macht,  
wie es derzeit vorsichtig versucht 
wird, riskiert man einen Crash, 
denn das ganze System basiert auf 
billigen Krediten. Es ist also eine 
Lose-lose-Situation. Der Patient 
kann sich lediglich aussuchen, 
welchen Tod er sterben will. Falls 
man in einer solchen Lage über-
haupt noch etwas tun kann, gilt es 
zu verstehen, was vor sich geht. 
Erst dann kann man sich der großen 
Frage widmen, wie das gesell- 
schaftliche Leben anders organi-
siert werden könnte – jenseits  
der kapitalistischen Kategorien,  
die obsolet geworden sind.

Fabio Vighi ist Professor 
für Kritische Theorie und 
Italienisch an der Universi-
tät Cardiff, Großbritannien. 
Zu seinen Forschungs-
schwerpunkten gehören 
Ideologiekritik, politische 
Ökonomie, theoretische 
Psychoanalyse, Hegel’sche 
Dialektik und Film. Lena 
Bollinger sprach mit ihm.
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»Wer die Wirtschaft kontrolliert, 
ist letztlich eine Klassenfrage«
In den USA haben sich im Kalten Krieg die militärische Agenda und keynesianische Ideen zum 
Militärkeynesianismus verbunden

Herr Barker, Sie haben zum Mili- 
tärkeynesianismus promoviert. 
Könnten Sie Ihre Definition des 
Keynesianismus erläutern? Wie 
unterscheidet er sich von anderen 
Wirtschaftstheorien?
Der Begriff Keynesianismus bezieht 
sich auf den britischen Wirtschafts-
wissenschaftler John Maynard 
Keynes. Ich verwende jedoch eine 
umfassendere Definition des 
Keynesianismus, die sowohl ein 
Verständnis der Funktionsweise 
der Wirtschaft als auch eine 
politische Idee zur Lösung wirt-
schaftlicher Probleme beinhaltet. 
Dem Keynesianismus zufolge sind 
die grundlegenden makroökonomi-
schen Variablen wie Beschäftigung, 
Produktion und Wirtschaftswachs-
tum mit der aggregierten Nach-
frage verbunden. Dies steht im 
Gegensatz zu der älteren, in der 
konservativen Wirtschaftswissen-
schaft immer noch vorherrschen-
den Vorstellung, dass sich Angebot 
und Nachfrage auf lange Sicht 
automatisch ausgleichen. Der 
Keynesianismus geht von der 
Prämisse aus, dass es den Fall geben 
kann, dass die Nachfrage nicht 
ausreicht, um alles zu konsumieren, 
was produziert wird oder produ-
ziert werden könnte. Als Reaktion 
auf dieses Nachfrageproblem 
befürwortet der Keynesianismus 
eine politisches Nachfragemanage-
ment, bei dem der Staat entweder 
direkt für Nachfrage durch staatli-
che Investitionen oder Konsum 
sorgen und Anreize für Investitio-
nen der Privatwirtschaft schaffen 
kann.

Was ist die Beziehung zur Vollbe-
schäftigung?
Der Keynesianismus kann nur als 
Reaktion auf die globale Krise des 
Kapitalismus in den 1930er Jahren 
verstanden werden, die zu einer 
anhaltenden Massenarbeitslosig-
keit führte. Diese Arbeitslosigkeit 
konnte mit der bestehenden 
Wirtschaftstheorie einfach nicht 
erklärt werden. Die Krise führte zu 
einer neuen Politik, in deren 
Mittelpunkt die Notwendigkeit 
stand, Vollbeschäftigung notfalls 
mit politischen Mitteln zu garantie-
ren. 1946 übernahm die US-Regie-
rung mit dem Employment Act 
offiziell die Verantwortung für die 
Schaffung maximaler Beschäfti-
gung, was den Beginn der Regie-
rungsverantwortung für die 
Steuerung der Gesamtwirtschaft 
über die Nachfrage markierte. 
Dieser Zeitpunkt war auch deshalb 
von Bedeutung, weil er mit dem 
Beginn des Kalten Krieges zusam-
menfiel, mit der Truman-Doktrin 
für Griechenland und die Türkei, 
dem Marshallplan, der Gründung 
der NATO und dem Koreakrieg. All 
das hatte einen großen Einfluss auf 
die Wirtschaft. Diese historische 
Verflechtung der keynesianischen 
Nachfragesteuerung und des 
Kalten Krieges war der Ausgangs-
punkt für mein Forschungsprojekt.

Beeindruckt hat mich das Zitat 
eines Generals der US-Luftwaffe, 
der sagte: »Solange wir unter der 
Vollbeschäftigung liegen, kann ein 
Defizit positive Auswirkungen 
haben.« Ich war überrascht, ein 

Mitglied des Militärs so offen über 
die Wirtschaftspolitik sprechen 
zu hören. 
Ich liebe dieses Zitat! Generäle 
haben in der Geschichte schon 
immer mehr Geld gewollt, aber 
dieses Zitat ist ein spezifischer 
theoretischer Bezug zu keynesiani-
schen Ideen. Ich habe mich gefragt, 
wie es sein kann, dass ein General 
der Luftwaffe nicht nur mehr Geld 
fordert, sondern dafür auch diese 
spezielle keynesianische Argumen-
tationsform verwendet. Ich glaube, 
dass sich die Gründer der Air Force 
in den späten 1940er Jahren, als die 
USA eine unabhängige Luftwaffe 
schufen, sehr bewusst waren, dass 
die Luftstreitkräfte eine breite 
Basis von Unterstützern brauchten. 
Zu diesem Zeitpunkt schloss die 
Luftwaffe Bündnisse mit der 
Flugzeugindustrie. Innerhalb der 
Regierung vertraten die Wirt-
schaftswissenschaftler, die eine 
starke Aufrüstung des Militärs 
anstrebten, das keynesianische 
Argument, dass sich die USA eine 
Aufrüstung leisten und sogar davon 
profitieren könnten, solange es 
ungenutzte Ressourcen gebe. So 
fanden verschiedene Gruppen, die 
ihre eigenen Ziele verfolgten, in 
diesem Argument eine gemeinsame 
Basis.

Ist Militärkeynesianismus also 
nur die Verbindung zwischen 
einer militärischen Agenda und 
keynesianischen Ideen? Oder 
verschmelzen beide zu einem 
neuen Ganzen?
Das ist die knifflige Frage. Es 
handelt sich nicht um eine einfache 
Verschwörung, wie einige radikale 
Linke meinen. Niemand hat sich in 
einem Raum zusammengesetzt und 
das alles gemeinsam geplant. Es ist 
auch kein reiner Zufall, wie in der 
liberalen Sichtweise, in der all diese 
Ausgaben nur aufgrund unkontrol-
lierbarer internationaler Ereignisse 
entstanden sind. Der Kalte Krieg 
wurde nicht begonnen, um Arbeits-
plätze in den USA zu schaffen, aber 
seine Auswirkungen wurden als 
starkes Argument für ihn aner-
kannt. Das Dokument NSC 68 (Anm. 
d. Red.: ein geheimes US-Strategie-
papier aus dem Jahr 1950) ist ein 
Beispiel dafür, wie ausdrücklich mi-
litärisch-keynesianische Argu-
mente vorgebracht und verwendet 
wurden, um Unterstützung für den 
Kalten Krieg zu gewinnen. Dies 
zeigt, dass der Kalte Krieg eine 
wirtschaftliche Dimension hatte 
und dass sich die Beteiligten dessen 
bewusst waren.

Sie sind Historiker. Geben Sie mir 
ein paar Daten.
Die Geschichte des militärischen 
Keynesianismus lässt sich bis in die 
späten 1930er Jahre zurückverfol-
gen, als das Konzept der Militäraus-
gaben als Wirtschaftsanreiz Gestalt 
annahm. John Maynard Keynes 
schrieb 1940 einen Aufsatz, in dem 
er feststellte, dass eine kapitalisti-
sche Demokratie das, wovon er 
spricht, nur unter Kriegsbedingun-
gen tun würde. Die totale Mobilisie-
rung während des Zweiten Welt-
kriegs bewies, dass seine Theorien 
im Großen und Ganzen zutrafen. 
Nach dem Krieg wollte man jedoch 

zu Friedensbedingungen zurück-
kehren. So kam es erst 1950 zu 
einem Konsens über eine große 
Aufrüstung im Kalten Krieg, die 
den Militärkeynesianismus zu 
einem dauerhaften Aspekt der 
US-Wirtschaft machte. Von 1950 
bis 1970 waren die Militärausgaben 
der dominierende makroökonomi-
sche Einfluss. Nach dem Vietnam-
krieg und den wirtschaftlichen 
Turbulenzen der 1970er Jahre 
wurden sie zurückgefahren. 
Dennoch ist der US-Militärhaus-
halt, gemessen an verschiedenen 
Faktoren, auch heute noch höher 
als im Jahr 1948. Er ist nie wirklich 
auf das Niveau von vor 1950 
zurückgegangen.

Doch die Umsetzung der keynesia-
nischen Ideen verlief nicht ohne 
Reibungen. Das Bretton-Woods-
System war nicht wirklich in 
Keynes’ Sinne.
Ich stimme mit Ihnen zu. Die 
Vorstellung, dass es während der 
Bretton-Woods-Periode einen 
breiten Konsens über die keynesia-
nische Politik gab, ist ein Missver-
ständnis. Keynes‘ eigene Ideen 
wurden nicht in vollem Umfang 
übernommen, und das internatio-
nale Währungssystem, das sich 
herausbildete, war stärker von den 
USA bestimmt, als er es sich 
vorgestellt hatte. Darüber hinaus 
glaubte Keynes an eine wichtigere 
Rolle öffentlicher Investitionen, 
während die entstandene Form des 
Keynesianismus privaten Investiti-
onen mehr Gewicht verlieh. Der 
Einsatz von Militärausgaben zur 
Unterstützung privater Unterneh-
men und des Arbeitsmarktes war 
eine Möglichkeit, staatliche Gelder 
in den privaten Sektor zu leiten. 
Aufgrund der möglichen Auswir-
kungen auf die Wirtschaft, wie 
niedrige Arbeitslosigkeit, Inflation 
und staatliche Bürokratie, war sie 
allerdings umstritten. Obwohl es 
sich um die am meisten privati-
sierte Version des Keynesianismus 
handelte, stieß sie sowohl bei den 
Republikanern als auch bei einigen 
Demokraten auf Widerstand, was 
zu wiederholten Versuchen führte, 
den Militärhaushalt zu kürzen. 
Kapitalistische Geschäftsleute 
standen oft hinter diesen Bemü-
hungen, da sie einen starken Staat 
fürchteten.

Ist der Keynesianismus heute 
noch mit Militärausgaben verbun-
den?
Ich denke, dass in den USA und 
weltweit das Interesse an der 
Industriepolitik wieder auflebt. 
Industriepolitik hat große Über-
schneidungen mit dem Keynesia-
nismus, aber sie sind nicht genau 
dasselbe. Beim Keynesianismus 
geht es darum, sich von einer 
Rezession zu erholen oder die 
Vollbeschäftigung wiederherzu-
stellen, während die Industriepoli-
tik eher von einer Strategie geleitet 
wird, wie die Wirtschaft aussehen 
soll. Sie ergänzen sich jedoch, da die 
Industriepolitik eine Form öffentli-
cher oder privater Investitionen ist, 
die makroökonomische Auswirkun-
gen hat. Diese Wiederbelebung der 
Industriepolitik wurde durch die 
zunehmenden Spannungen mit 

China ausgelöst und durch den 
Einmarsch Russlands in der 
Ukraine verstärkt. In den USA 
wurden Ideen, die zum Beispiel im 
Zusammenhang mit einem Green 
New Deal völlig inakzeptabel 
wären, akzeptabler, wenn sie im 
Rahmen eines militärischen 
Wettbewerbs präsentiert wurden. 
In den USA herrscht das Gefühl, 
dass die Regierung die Wirtschaft 
für kein anderes Ziel als die globale 
militärische Vorherrschaft gestal-
ten sollte.

Glauben Sie, dass ein linker 
Keynesianismus ohne die Verbin-
dung zu Militärausgaben möglich 
ist? 
Ich versuche immer, mich im Raum 
zwischen marxistischen und 
keynesianischen Ideen zu bewegen. 
Theoretisch ist es möglich, einen 
zivilen und sozialen Keynesianis-
mus zu haben. Es gibt jedoch starke 
Hindernisse, die nicht nur im 
allgemeinen Sinne politisch sind, 
sondern in der Klassenpolitik 
wurzeln. Ein dauerhafter ziviler 
Keynesianismus würde vorausset-
zen, dass denjenigen, die es ge-
wohnt sind, die Wirtschaft durch 
private Investitionen zu kontrollie-
ren, viel Macht entzogen wird. Dies 
würde nicht nur einen ideologi-
schen Kampf oder politische 
Manöver erfordern, sondern einen 
Kampf darum, wer die Wirtschaft 
kontrolliert, was letztlich eine 
Klassenfrage ist.

Tim Barker, Historiker und 
Autor, lebt in New York. 
2022 promovierte er an der 
Harvard-Universität. Er ist 
Mitglied der Redaktionen 
von »Dissent« und des 
Blogs »Phenomenal World«. 
Seine Texte erscheinen 
außerdem in Zeitschriften 
wie »The London Review  
of Books«, »Harper’s« und 
»n+1«. 
Philip Blees sprach mit 
ihm über seine Doktor- 
arbeit.
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LASSEN SIE UNS ÜBER ÖKONOMIE REDEN ...

Finanzen? Das kann ich nicht!
Als ich Ihr Buch in den Händen 
hielt und ein wenig über Ihren 
beruflichen Werdegang gelesen 
hatte, dachte ich, Literatur ist ja 
nicht unbedingt auf den ersten 
Blick die Schwester der Ökonomie. 
Wie sind Sie denn aufs Geld 
gekommen?
Mit Mitte 20 war ich bereits verlobt. 
Sechs Wochen vor der Hochzeit 
legte mir mein damaliger Verlobter 
einen Ehevertrag vor. Mein  
Bauchgefühl sagte mir, irgendet-
was stimmt damit nicht. Aber 
wirklich durchdringen konnte ich 
den Inhalt nicht. Deshalb holte  
ich mir bei mehreren Expertinnen 
Rat, habe selbst viel gelesen und  
am Ende hat sich dann tatsächlich 
herausgestellt, dass dieser Ehever-
trag mich in einen goldenen Käfig 
gesperrt und in eine extreme 
finanzielle Abhängigkeit gebracht 
hätte. Letztendlich habe ich den 
Vertrag nicht unterschrieben, den 
Mann verlassen, geblieben aber  
ist die Faszination für Finanzen. 

Was macht die aus?
Ich habe einfach gemerkt, wie viel 
man selbst tun kann. Finanzen sind 
viel mehr als nur »ich studiere, 
kriege einen Job und der wird schon 
irgendwie bezahlt« – bei Geistes-
wissenschaftlerinnen zum Beispiel 
häufig leider gar nicht so gut. Mei- 
ne Mutter hat mir immer gesagt, du 
musst als Frau finanziell unabhän-
gig sein. Wie existenziell das im All- 
tag sein kann oder ja auch ist, habe 
ich damals begriffen. Die Welt dann 
auch mit völlig anderen Augen 
gesehen. In unserer Gesellschaft 
durchdringt die Wirtschaft alles. 
Der Kapitalismus reicht bis in die 
privaten Beziehungen hinein.  
Oder die Abhängigkeiten insgesamt 
in der Welt. Wenn hier neue Klima- 
maßnahmen entschieden werden, 
welche Konsequenzen hat das für 
die Wirtschaft? Und was bedeuten 
wirtschaftliche Interessen wiede-
rum für die Politik? Meine eigene 
Wirklichkeit hat eine andere Di- 
mension bekommen. Das zu erken- 
nen, war faszinierend. 

Das Sachbuch »Miss Money« ist 
gedacht für schlaue Mädchen  
so ab 12 Jahre, nach oben hin gibt 
es keine Altersgrenze. War es 
dieses eigene Nichtwissen, das Sie 
angetrieben hat, in Sachen Geld 
speziell etwas für Mädchen und 
junge Frauen zu schreiben?

Ich selbst habe erst spät angefan-
gen, mich für Geld zu interessieren. 
Ich hatte sogar das Gefühl, das 
grenzt eigentlich schon an Verant-
wortungslosigkeit, so kurz vor 
Eintritt ins Berufsleben nichts über 
Finanzen zu wissen. Ich wusste 
nicht einmal, wie viel Zinsen ich 
zahlen müsste, wenn ich mein 
Girokonto überziehe. Seitdem habe 
ich auch häufiger mit Freundinnen 
über Geld gesprochen. Das sind alles 
hochgebildete Frauen, aber auf so 
einer basalen Ebene wie Finanzen 
trauen sie sich nichts zu. Das über- 
lassen sie ihren Männern. Dabei ah- 
nen sie, sie müssten etwas für sich 
selbst tun, wollen sich aber nicht 
damit beschäftigen. Ironischer-
weise haben diese Freundinnen 
ausschließlich Töchter. Ich will, 
dass ihre Töchter mit einem ande- 
ren Bewusstsein aufwachsen. Ich 
habe dann nach einem Finanzbuch 
gesucht, das sich explizit an 
Mädchen richtet. Ich habe keins 
gefunden und deshalb selbst  
eins geschrieben. 

Das Buch liest sich leicht, hat  
eine verständliche Sprache. Ein- 
prägsame Erläuterungen, gute 
Beispiele. Was ist Ihnen wichtig?
Zuallererst die Einsicht, Finanzen 
sind nicht schwierig. Ich glaube,  
bei vielen fällt immer noch die Klap- 
pe, wenn Wörter wie Aktien, Ver- 
mögenswerte oder Geldanlage fal- 
len. Das ist schade, denn Finanzen 
sind kein Hexenwerk. Es ist wirk- 
lich leicht zu verstehen, das Wis- 
sen ist sogar frei und größtenteils 
kostenlos verfügbar. Natürlich 
braucht man eine gewisse Medien-
kompetenz, um einschätzen zu 
können, wie vertrauenswürdig die 
Quellen sind. Aber die wichtige 
Erkenntnis ist, finanzielle Bildung 
braucht kein Hochschulstudium. 
Sie ist für jeden und jede möglich, 
sogar notwendig.

Etliche Kinder in dem Alter, die 
Sie mit diesem Sachbuch anspre-
chen wollen, kennen gar kein 
Taschengeld. Deren Eltern arbei- 
ten Vollzeit, trotzdem muss  
jeder Cent umgedreht oder beim 
Amt sogar aufgestockt werden.  
Da ist nichts mit Beiseitelegen 
oder Sparen. Was sagen Sie diesen 
Jugendlichen?
Es tut mir leid, dass in einem reichen 
Land wie Deutschland Menschen  
in Armut leben müssen. Diesen Kin- 

dern sage ich, dass eine Investition 
in die eigene Bildung eine Inves- 
tition ist, die sich immer auszahlt. 
Später auch monetär. Das ist 
natürlich eine riesige gesellschaft-
liche Ungerechtigkeit – aktuell  
lebt jedes fünfte Kind in Deutsch-
land in Armut. Sie müssen darin 
leben, weil die Gesellschaft nicht 
bereit ist, den Beruf der Eltern, 
auch in Vollzeit, angemessen zu 
entlohnen. Da ist die Politik 
gefordert. Am Ende des Buches  
gibt es ein Kapitel zu Reichtum  
und Armut. Da sage ich ganz klar, 
die Armut, in die man hineinge- 
boren wurde, allein zu überwinden, 
ist unglaublich schwierig. Das  
heißt nicht, dass es unmöglich ist. 
Es gibt Anreize, Impulse und ich 
denke, das Gefühl zu haben, dass 
man selbst etwas tun kann, ist  
ganz wichtig dabei. Aber letztend-
lich ist es unheimlich schwer, da 
rauszukommen. Da ist die Gesell-
schaft gefragt, auch diejenigen,  
die nicht in Armut leben. Die es sich 
leisten können, über den Teller- 
rand zu gucken und etwas abzuge-
ben.

Sie sind mit diesem Debütbuch zu 
Lesungen und Vorträgen unter-
wegs. Wie reagieren die Mädchen, 
die Auszubildenden, die Studen-
tinnen?
Da fällt mir sofort eine 10-Jährige 
ein. Ihr Lehrer hatte mir geschrie-
ben, sie hätte innerhalb von zwei 
Tagen das Buch komplett durchge-
lesen, sei total begeistert und 
möchte mit mir für den Schulfunk 
ein Interview führen. Sie sei 
dankbar, dieses Wissen jetzt zu ha- 
ben, denn in der Schule würde es  
ja nicht vermittelt. Das ist übrigens 
ein Feedback, das ich immer wie- 
der bekomme. So etwas Praktisches 
über Geld lernen wir nicht in der 
Schule. An der Hochschule Hamm-
Lippstadt habe ich in einem Vor- 
trag darüber gesprochen, wie man 
die Kosten einer zweiten Ausbil-
dung steuerlich geltend machen 
kann. Da kamen im Anschluss 
unheimlich viele Fragen. Gefühlt 
hatten die Studentinnen Euro- 
zeichen im Auge und überlegten, 
wie viele tausend Euro sie später 
zurückbekämen, wenn sie im Beruf 
anfingen. Wie funktioniert eine 
freiwillige Steuererklärung schon 
zu Studienzeiten? Ist die schwie-
rig? Wie lange brauche ich dafür? 
Sie waren dankbar für die Tipps, 

und den Hinweis, dass sie im Prinzip 
sofort anfangen können, die Ab- 
rechnungen von ihren Vermietern 
zusammenzutragen und die 
Nebenkostenabrechnungen aufzu- 
listen.

Niemand dabei, die so miese 
Erfahrungen gemacht hat wie Sie 
noch vor gut einem Jahrzehnt? 
Eine Studentin mit zweijähriger 
Tochter, dazu alleinerziehend, 
erzählte von dem Studienkredit, 
den sie aufgenommen hatte. 
Wahrscheinlich zu horrenden Zin- 
sen, sie wusste es selbst nicht  
so genau. Sie hatte angefangen, 
Medizintechnik zu studieren, 
arbeitet nebenbei als Kranken-
schwester. Als ich ihr sagte,  
ein Studienkredit sei wegen der 
hohen Zinsen die ungünstigste 
Lösung, ein Studium zu finanzieren, 
fiel ihr gefühlt alles aus dem 
Gesicht. Das war auch für mich ein 
unheimlich bitterer Moment. 
Rückblickend, denke ich, war es 
trotzdem gut, sie zu Studienbe- 
ginn darüber aufgeklärt zu haben. 
Noch kann sie etwas ändern.  
Meine Empfehlung war: Geh zum 
Studentenwerk, lass dich beraten, 
vielleicht kannst du BAföG be- 
kommen, eventuell ein Stipendium 
beantragen, versuche auf jeden 
Fall, diesen Kredit loszuwerden. 
Denn das ist doch fürchterlich –  
alleinerziehend, ein kleines Kind, 
irgendwann ist man mit diesem 
Studium neben der Arbeit fertig, 
muss aber einen Riesenkredit 
abzahlen. Wie soll man da jemals 
frei werden mit dieser »Schuld« im 
Nacken? Mich hat das total be-
stärkt, weiterzumachen und die 
jungen Frauen aufzuklären. Sie 
müssen wissen, dass unter Umstän-
den bestimmte Entscheidungen  
den Rest ihres Lebens bestimmen.

Magdalena Sporkmann 
war gerade Mitte zwanzig, 
als sie fast in eine Finanz-
falle gestolpert wäre. Wa- 
rum wissen Mädchen und 
junge Frauen so wenig über 
Geld und ökonomische 
Eigenständigkeit, fragte 
sich die damalige Studen-
tin. Inzwischen hat sie 
einen Masterabschluss in 
Allgemeiner und Verglei-
chender Literaturwissen-
schaft, arbeitet als Autorin 
und freie Journalistin und 
lebt in Berlin. Bei dtv, im 
Jugendsachbuchverlag, 
veröffentlichte Magdalena 
Sporkmann jetzt »Miss 
Money – Was schlaue 
Mädchen über Geld wissen 
sollten«. Darüber sprach 
Gisela Zimmer mit ihr.
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KOLUMNE

Absurde Blüten der Verdrängungsgesellschaft
CHRISTIANE KLIEMANN

Gäbe es eine intelligente außerirdi-
sche Spezies, der es irgendwie gelänge, 
die menschliche Zivilisation wissen-
schaftlich zu beobachten , könnte sie 
wohl nur ungläubig den Kopf schüt-
teln, so sie denn einen hätte. Denn ra- 
tional ist nicht zu erklären, dass die 
Menschheit sehenden Auges immer 
schneller auf den ökologischen Sui- 
zid zurast, ohne ernsthafte Schritte zu 
unternehmen, diesen zu stoppen.  
Und das, obwohl Menschen zumindest 
theoretisch bestens in der Lage sind,  
a) ihre Situation zu erkennen und zu 
analysieren, b) zu kooperieren, wenn 
es nottut, und c) kreative Lösungen  
zu entwickeln und zu kommunizieren. 
Eine naheliegende Erklärung dafür, 
dass die große Mehrheit trotz dieser 
verzweifelten Situation nicht schon 
längst gegen die Statthalter des Sta- 
tus quo aufbegehrt hat, ist psychologi-
scher Art, weshalb der Klimaaktivist 
Tadzio Müller hier sehr treffend von 
»Verdrängungsgesellschaft« spricht: 
das Thema Klimaschutz ist zwar in al- 
ler Munde, aber gleichzeitig wird  
alles getan, um zu rechtfertigen, warum 
wir Maßnahmen, die wirklich zu Kli- 
maschutz führen würden, nicht ergrei- 
fen wollen oder können.

Die Studie »Discourses of Climate 
Delay« (Diskurse der Klimaverschlep-
pung) von 2020 hat ebendiese Recht-
fertigungen systematisch untersucht 
und kategorisiert und hilft, die uns 
überall entgegenschlagenden Ver-

schleppungs- und Verdrängungsstrate- 
gien zu erkennen und zu entlarven. 
Egal ob die Argumente aus Wirtschaft, 
Politik oder aus bestimmten gesell-
schaftlichen Gruppen kommen, kön- 
nen sie in vier Kategorien zusammen-
gefasst werden:

Zuerst ist da die Zurückweisung von 
Verantwortung, die besonders drama-
tisch ist, wenn sie aus dem Mund derer 
kommt, die eigentlich Verantwortung 
übernehmen sollten, z. B. Politiker:in-
nen. Gängige Argumente hierfür sind: 
»Bevor andere Länder nichts tun, tun 
wir auch nichts, um selbst nicht 
benachteiligt zu sein«, oder: »Unsere 
Emissionen machen doch global 
betrachtet gar nicht so viel aus«, oder: 
»Es liegt in der Verantwortung der 
Einzelnen, ihren ökologischen Fußab-
druck zu reduzieren.«

Dann ist da die Präsentation von 
Scheinlösungen, die suggeriert, dass 
grundlegende gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Veränderungen nicht 
nötig sein würden. Hierzu zählt ein 
blinder Technikoptimismus, der darauf 
vertraut, dass uns ein Deus ex Ma-
china in Form von noch nicht existie-
renden Zukunftstechnologien aus  
der Klemme holen wird. Oder viel Bla- 
bla um zukünftige Klimaziele und die 
Erklärung eines Klimanotstands, ohne 
tatsächlich ad hoc entsprechende 
Maßnahmen einzuleiten. Dies ist gerne 
gepaart mit Gerede von fossilen 
Brennstoffen als »Brückentechnolo-
gien«, die ja immer effizienter wür- 
den und uns auf dem Weg in eine kli- 

maneutrale Wirtschaft begleiten 
müssten. Schließlich ist da die gezielte 
Verunglimpfung von strikten und 
sofort wirksamen Maßnahmen wie 
zum Beispiel Verboten, bei der 
gleichzeitigen Behauptung, positive 
und freiwillige Anreize reichten aus.

Die dritte Strategie konzentriert 
sich darauf, die potenziellen negativen 
Seiten einer effektiven Klimapolitik 
zu betonen, nach dem Motto, die da- 
durch eingeleiteten Veränderungen 
seien furchtbar, Klimaschutz würde 
extrem teuer und ginge auf Kosten  
der Ärmsten unserer Gesellschaft, und 
ohne fossile Energien beraubten wir 
die Ärmsten auf dem Planeten ihrer 
Chance auf eine moderne Entwick-
lung. Bezeichnend, dass solche Argu- 
mente gerne aus dem Mund derer 
kommen, deren Handlungen nahele-
gen, dass ihnen die sozial Benachtei-
ligten hier und anderswo eigentlich 
herzlich egal sind. Eine auf den ers- 
ten Blick nicht ganz so offensichtliche 
Ausprägung dieser Kategorie ist das 
scheinbare Streben nach den perfek-
ten politischen Lösungen und die 
Behauptung, erst dann effektive Maß- 
nahmen einleiten zu können, wenn 
diese wirklich von absolut allen Betei- 
ligten unterstützt würden.

Unter die letzte Kategorie fällt die 
Behauptung, es sei einerseits sowieso 
schon zu spät, und andererseits liefe 
effektiver Klimaschutz der menschli-
chen Natur zuwider und könne in 
demokratischen Gesellschaften nicht 
durchgesetzt werden. Dies ist beson-

ders zynisch, weil zum Beispiel die 
Fossilkonzerne schon vor Jahrzehnten 
angefangen haben, die ersten drei 
Strategien anzuwenden, um es über- 
haupt so weit kommen zu lassen.

Beispiele dafür, dass all diese Stra- 
tegien erfolgreich waren, sowohl im 
Schüren von irrationalen Ängsten als 
auch im Wiegen in falschen Sicher- 
heiten, gab es in den letzten Monaten 
leider zuhauf. Statt zu einem ratio- 
nalen und faktenbasierten Diskurs 
eingeladen zu werden, werden 
Klimaaktivist:innen gehasst, krimina-
lisiert und bedroht, einfach weil sie  
auf das völlig Offensichtliche hinwei-
sen. Die absurdeste Blüte kam vor 
einigen Wochen von Verkehrsminister 
Wissing, der ernsthaft behauptete,  
der Bau von mehr Autobahnen führe 
zu mehr Klimaschutz, da die Autos 
deshalb weniger im Stau stünden. 
Hätten Außerirdische Fernsehen mit 
Satireformaten – ich bin mir sicher, 
der klimapolitische Diskurs in 
westlichen Gesellschaften wäre ihnen 
ein Fest.

KOLUMNE

Unterschreibe nix, lies alles
ELMAR WIGAND

Leute, die Bücher schreiben, genießen 
in Deutschland ein hohes Sozialpres-
tige. Merkwürdigerweise: Denn eigent- 
lich gibt es zu viele davon; die Buch-
handlungen quellen über, nur wenige 
können gut davon leben. (Und nur 
Einzelne können sich davon wie Gün- 
ter Wallraff in Köln-Ehrenfeld 
mehrere Häuser kaufen.) 

Anders als in benachbarten Ländern 
haben deutsche Literaten auch keine 
besondere Position in der Debatte, etwa 
als kritische Intellektuelle, deren 
Wortmeldung aufhorchen lässt – Gün-
ter Grass und Heinrich Böll sind  
lange tot. (Und Grass war in der SS.) 
Was macht eigentlich Habermas?  
Wen interessiert, was Ingo Schulze 
über die Ukraine denkt? (Außer  
mir.) Oder Thea Dorn über den Klima- 
wandel? (Mich nicht.) Und dann gibt  
es diesen geschmeidigen Schlauberger 
mit den langen Haaren, der im Fern- 
sehen zu wohnen scheint, so oft wird 
er ins Scheinwerferlicht gezerrt als 
talkshow-kompatibler Intellektueller 
»light«. Den Namen habe ich verges-
sen. (Wird nachgereicht.)

Woher also das hohe Ansehen? Das 
Buch macht ein wenig unsterblich. 
Man wird es in 500 Jahren noch lesen 
können, anders als eine CD oder einen 
USB-Stick oder den Datenmüll in der 
Cloud. Der Grund für das hohe Sozial-
prestige ist aber vermutlich, dass viele 
davon träumen, irgendwann mal eins 
zu schreiben, aber es doch nie machen. 
Meine Kollegin Jessica Reisner und  
ich sind auch von der Sorte. Dabei hät- 
ten wir es dringend nötig. Um unseren 
kleinen, wackeren Verein voran zu 

bringen. Mindestens alle zwei Jahre. 
So läuft das Business. Siehe Sahra 
Wagenknecht. (Wie schafft sie das bloß 
ohne Ghostwriter?) Unsere ganze 
Initiative hat sich auf einem Buch und 
einer viel beachteten Broschüre 
begründet: »Die Fertigmacher« + »Un- 
ion Busting in Deutschland«. Das  
war 2014. Es wird also Zeit. Als kleine, 
talkshow-inkompatible Lichter 
werden wir damit vermutlich kein 
Geld verdienen. (Die Hoffnung  
stirbt zuletzt.) Aber wir kämen ins 
Gespräch, könnten Lesereisen  
organisieren, Leute kennenlernen. 

Ein Buch zu schreiben ist leichter 
gesagt als getan. Zunächst: Wo 
anfangen? An Material mangelt es  
uns als Kosmonauten der dunklen 
Seite des abnehmenden Mondes na- 
mens Sozialpartnerschaft weiß Gott 
nicht. Im Gegenteil. Stoff ist eher zu 
viel vorhanden. Und wo die Zeit 
finden? Seit letzter Woche haben wir 
allerdings das Wichtigste: das The- 
ma. Und den Ansatz. Und das Gefühl, 
gebraucht zu werden.

Es kam so: Carlo, ein junger Antifa-
schist und Handwerker von Anfang 20, 
zu dem ich ein freundschaftliches 
Verhältnis pflege – wir können über 
Politik, Fußball, sogar die Liebe reden  
–, Carlo ist gefeuert worden. Ich hatte 
es kommen sehen. Er nicht. Darüber, 
wie er sich hinauskomplimentieren 
ließ, hatten wir schweren Streit. Ich 
muss irgendwas gebrüllt haben wie: 
»Was hast du? Bist du eigentlich 
bescheuert?« Und ich meinte es auch 
so. Er legte mitten im Gespräch auf. 
Inzwischen haben wir uns vertragen, 
weil ich eingesehen habe, dass der 
Bockmist, den Carlo gebaut hat, auch 

meine Schuld war. Gäbe es das Über- 
lebenshandbuch der Aktion gegen 
Arbeitsunrecht schon, das er hätte in 
der Tasche gehabt haben können, 
hätte er am Ende nicht noch einen Auf- 
hebungsvertrag unterschrieben und 
dem verdammten Arsch von Chef zum 
Abschied mal eben einen halben 
Monatslohn geschenkt.

Dieses Buch wird zwölf goldene 
Regeln und Gebote enthalten. Dos and 
Don‘ts. Eine davon gilt nicht nur für  
die Arbeitswelt: Unterschreibe nix. 
Schon gar nicht unter Druck. Nicht  
vor Ort, nicht am selben Tag. Du hast 
immer mindestens drei Tage bis eine 
Woche Zeit, dir Rat zu holen. Alles 
andere ist Nötigung.

Ein Aufhebungsvertrag ist bei Licht 
betrachtet nichts anderes als eine 
Kapitulationserklärung. Damit gibst 
du die Rechte auf, die du aus dem 
Arbeitsvertrag hattest. Ein Aufhe-
bungs- oder Auflösungsvertrag ist  
eine beidseitige Abmachung zwischen 
Unternehmer und Beschäftigtem.  
Er ist das Gegenstück zum Arbeitsver-
trag: Während dieser das Arbeitsver-
hältnis einvernehmlich begründet, löst 
der Aufhebungsvertrag es einver-
nehmlich wieder auf. Wenn der Boss 
dich loswerden will, soll er halt kün- 
digen. Damit musst du nicht einver-
standen sein. Und dagegen kannst  
du möglicherweise klagen. Wenn es 
tatsächlich einmal sinnvoll sein  
sollte, einen Aufhebungsvertrag zu 
unterzeichnen – was wir zunächst 
einmal bezweifeln –, dann muss der 
Boss zumindest Zugeständnisse 
machen, die die Aufgabe deiner Rech- 
te aufwiegen. Vielleicht eine Abfin-
dung. 

Carlo, der wackere Antifaschist, der 
sich auf der Straße unerschrocken 
Nazis und Polizei entgegenstellt und 
Bücher über vergangene Revolutio- 
nen und Anleitungen zur Revolte liest, 
hat aber tatsächlich einen Aufhe-
bungsvertrag unterzeichnet, mit dem 
er auf mindestens zwei Wochen  
Lohn verzichtete. Die zweiwöchige 
Kündigungsfrist, die er in der Probe-
zeit hatte, wird mit seinen Urlaubs- 
ansprüchen verrechnet. Normaler-
weise hätte er sich für die zwei rest- 
lichen Wochen einen Krankenschein 
aufgrund hoher seelischer Belastung 
holen können und den Resturlaub 
hätte er oben drauf bekommen. Dumm 
gelaufen. Offenbar hat das noch  
nicht geschriebene Buch mit dem Ar- 
beitstitel »Überleben im Betrieb.  
Als Arbeiter*in den aufrechten Gang 
lernen, ohne gefeuert zu werden«  
viel zu lange auf sich warten lassen. 
Wir werden es jetzt angehen. 

Lektion zwei kommt ebenfalls aus 
Carlos Beispiel und greift auf Bert 
Brecht zurück: »Es hat keinen Sinn, 
den falschen Leuten das Richtige zu 
erzählen«, oder: »Warum es dir nix 
bringt, mit dem Chef zu streiten«. 
Mehr dazu vielleicht beim nächsten 
Mal. 
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